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. (Bitte in allen Eingaben anfiihren)
REPUBLIK OSTERREICH

1030 Wien

Tel.: +43 1 51528 - 305441

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Handelsgericht Wien erkennt durch den Richter Mag. Andreas Redl in der
Rechtssache der klagenden Partei Verein fiir Konsumenteninformation, Linke Wienzeile
18, 1060 Wien, vertreten durch die Kosesnik-Wehrle & Langer Rechtsanwalte KG in 1030
Wien, wider die beklagte Partei Brussels Airlines SA/NV, Avenue des Saisons 100-102
Box 30, 1050 Brissel, Belgien, vertreten durch die E + H Rechtsanwalte GmbH in 1100 Wien,
wegen Unterlassung (EUR 30.500,--) und Urteilsveroffentlichung (EUR 5.500,--,

Gesamtstreitwert EUR 36.000,--) nach offentlicher mindlicher Verhandlung zu Recht:

1) Die beklagte Partei ist schuldig, im geschaftlichen Verkehr mit Verbrauchern in
Allgemeinen Geschaftsbedingungen, die sie von ihr geschlossenen Vertragen zugrunde

legt und/oder in hiebei verwendeten Vertragsformblattern die Verwendung der Klauseln:

1. Fir Code-Share-Dienste auf Flligen, die von anderen Carriern durchgefiihrt werden,
gelten die vorliegenden Beférderungsbedingungen. Code-Share-Partner haben jedoch
unter Umstédnden Bestimmungen hinsichtlich der Durchfiihrung eigener Fliige, die von
den Bestimmungen von Brussels Airlines durchgefiihrte Fliige abweichen. Diese
Beférderungsbedingungen anderer Code-Share-Partner werden deshalb in die
vorliegenden Beférderungsbedingungen einbezogen und damit Bestandteil des

Beférderungsvertrages.

2. In Ubereinstimmung mit der beschrénkten Rechtswahiméglichkeit nach dem zweiten
Unterabsatz von Artikel 5 Abs. (2) der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 (iber das auf
vertragliche Schuldverhéltnisse anzuwendende Recht (sog. ,Rom | Verordnung)
unterliegen ihr Beférderungsvertrag mit uns sowie diese Beférderungsbedingungen
belgischem Recht. Sollte eine Bestimmung dieser Beférderungsbedingungen nach dem

anwendbaren Recht ungliltig sein, bleiben die librigen Bestimmungen gleichwohl gliltig.
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3. Sofern in den vorliegenden Beférderungsbedingungen nichts anderes vorgesehen ist,
haben im Falle von Widerspriichen zwischen den vorliegenden
Beférderungsbedingungen und anderen Vorschriften von Brussels Airlines, die sich auf

bestimmte Themen beziehen, die vorliegenden Beférderungsbedingungen Vorrang.

4. Wenn Sie im Besitz eines erméafBligten Flugscheins geméal3 oben 3.1.3. und am
Reiseantritt durch hoéhere Gewalt gehindert sind, werden wir Ilhnen auch den
grundsétzlich nicht erstattbaren Teils des Flugpreises erstatten, wenn Sie uns den
Umstand héherer Gewalt umgehend mitgeteilt und nachgewiesen haben und der
Flugschein noch nicht angeflogen worden ist. Wir sind zum Abzug einer

Verwaltungsgeblihr berechtigt, die jeweils veréffentlicht wird.

5. Ein Anspruch auf Beférderung besteht nicht, wenn der von lhnen vorgelegte
Flugschein erheblich beschéadigt oder nachtrdglich abgeédndert worden ist, es sei denn,

dass dies durch uns erfolgt ist.

6. Bei erheblicher Beschddigung oder Verlust eines Flugscheins oder eines Teils des
Flugscheins oder bei Nichtvorlage desselben mit darin enthaltenem Fluggastcoupon
und allen nicht benutzten Flugcoupons kénnen wir auf lhren Wunsch einen solchen
Flugschein ganz oder teilweise ersetzen, wenn der Nachweis dafiir erbracht wird, dass
der Flugschein flir die in Frage stehende Beférderung ordnungsgemaéan ausgestellt war.
Wir kbnnen dafiir ein angemessenes Serviceentgelt verlangen. Den Flugpreis miissen
Sie nicht erneut entrichten. Wir kbnnen dariiber hinaus verlangen, dass Sie sich in der
von uns verlangten Form verpflichten, den Flugpreis fiir den Ersatzflugschein
nachzuentrichten, falls und soweit der verlorene Flugschein oder der in Verlust geratene
Flugcoupon von jemand anderem zum Zwecke der Beférderung oder Erstattung

eingelést wird. [...]

7. Wird der Nachweis des Verlustes nicht gefiihrt oder lehnen Sie die Unterzeichnung
der Verpflichtungserklérung ab, so kann die Fluggesellschaft, die einen Ersatzflugschein
ausstellt, hierflir Bezahlung bis hin zum vollen Flugpreis verlangen. Dieser wird
erstattet, wenn die Gesellschaft, die den Ursprungsflugschein ausgestellt hat, zu der
Uberzeugung gelangt ist, dass der verlorene oder beschédigte Flugschein nicht vor
Ablauf seiner Gliltigkeit ausgeflogen worden ist. Wenn Sie den Ursprungsflugschein
wieder finden und der Flugscheinausstellenden Gesellschaft vor Ablauf der Gliltigkeit

einreichen, so wird der Ersatzflugschein unverziiglich erstattet. |[...]

8. Werden Sie innerhalb der Giiltigkeit Ihres Flugscheins von der Reise abgehalten, weil
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wir eine Reservierung nicht bestétigen kénnen, so verldngert sich die Gliltigkeitsdauer
bis zu dem erstmoéglichen Zeitpunkt, zu dem wir die Reservierung bestéatigen kénnen,
oder Sie haben Anspruch auf Erstattung geméaR Art. 10. [...]

9. Bitte beachten Sie, dass wir lhre gebuchten Riick- oder Anschlussfliige stornieren
kénnen, wenn Sie am Abflugtermin nicht erscheinen, ohne uns vorher zu
benachrichtigen. Zur Sicherung Ihrer nachfolgenden Flugreservierungen kann eine
Preisdifferenz anfallen. Sollten Sie (ber ein nach den Tarifbedingungen erstattbares
Ticket verfiigen und noch keine Teilstrecke abgeflogen haben, kénnen wir lhnen einen
Teil des Ticketpreises gemdl3 den Tarifbestimmungen erstatten. Sie verlieren mit der

Erstattung Ihren Beférderungsanspruch.

10. [...] Bei Bezahlung im Reiseantrittsland in einer anderen Wéhrung als derjenigen, in
der der Flugpreis verdffentlicht ist, gilt fir die Umrechnung der am Tag der

Flugscheinausstellung von uns festgelegte Bankankaufkurs.

11. Sie erkennen an, uns lhre persénlichen Daten zur Verfligung gestellt zu haben, um
Flugbuchungen vorzunehmen, Flugschein zu kaufen, Zusatzleistungen zu erwerben,
Dienstleistungen zu erstellen und anzubieten, Einreiseformalitdten durchzufiihren sowie
solche Daten an die zustédndigen Behérden im Zusammenhang mit der Durchfiihrung
Ihrer Reise zu lbermitteln. Sie erméchtigen uns, diese Daten ausschliel3lich zu diesen
Zwecken an uns, das Flugschein ausstellende Reisebiro, Behbérden, andere
Fluggesellschaften,  Geschéftspartner oder sonstige  Erbringer vorgenannter

Dienstleistungen weiterzugeben. [...]

12. Wir dberpriifen Zahlungstransaktionen zur Verhinderung von Betrug und anderen
Missbrauchsféllen. Dazu bedienen wir uns sowohl interner als auch externer Quellen.
Werden konkrete Sachverhalte festgestellt, behalten wir uns das Recht vor,
Informationen (inklusive personenbezogene Daten), an andere Gesellschaften innerhalb
der Lufthansa Gruppe (u. a. Austrian Airlines, Eurowings, Germanwings, Brussels
Airlines, SWISS Global Air Lines AG, Edelweiss Air AG, SWISS International Air Lines
AG, Miles and More GmbH) zu l(bermitteln, welche diese dann auch fiir eigene Zwecke

bearbeiten.

13. Sofern andere Luftfrachtfiihrer fiir Weiterflug- und Riickbuchungen vom Fluggast
eine Rlickbestédtigung verlangen, berechtigt die Unterlassung einer solchen
Riickbestétigung den Luftfrachtfiihrer zur Streichung der Weiterflug- oder
Riickflugbuchung.
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14. [...] Wir dlirfen ferner Ihre Beférderung oder Weiterbeférderung verweigern oder lhre
Platzbuchung streichen, wenn [...] Sie die Zahlung des anfallenden Differenzbetrages
(Aufpreises) nach 3.3.1 verweigern oder einen Flugschein vorlegen, der durch andere
als uns oder zur Flugscheinausstellung berechtigtes Reisebliiro ausgestellt wurde oder

nicht unerheblich beschéadigt ist; [...]

15. [...] Sollte Brussels Airlines oder eines unserer Partnerunternehmen lhnen die
Beférderung aufgrund von Artikel 7.1 verweigern, sind sémtliche Beférderungs- und

Ersatzanspriiche ausgeschlossen. [...]

16. Die Beférderung von behinderten, kranken oder anderen Personen, die besondere
Betreuung bendtigen, muss vorher angemeldet werden. Fluggéste, die uns auf die
Notwendigkeit besonderer Betreuung bei Kauf des Flugscheins hingewiesen haben und
von uns zur Beférderung angenommen worden sind, werden von der Beférderung nicht

auf Grund ihres Betreuungsbedarfs ausgeschlossen.

17. Werden Sie aus einem der vorstehenden Grinde von der Beférderung
ausgeschlossen oder wird aus einem dieser Griinde lhre Platzbuchung gestrichen, so
beschrdnken sich Ihre Anspriiche auf das Recht, eine Flugpreiserstattung fiir die nicht

genutzten Flugcoupons nach MalRgabe von Artikel 10.3. zu verlangen.

18. Aufgegebenes Gepéck wird mit demselben Flugzeug beférdert, in dem Sie bef6érdert
werden, es sei denn, dass wir aus Griinden der Sicherheit oder aus operationellen
Griinden entscheiden, es auf einem anderen Flug (wenn mdéglich dem né&chsten) zu
beférdern. Wird Ihr aufgegebenes Gepéck auf einem nachfolgenden Flug beférdert, so
werden wir es an lhrem Aufenthaltsort ausliefern, soweit nicht lhre Anwesenheit bei der
Zollbeschau erforderlich ist. Artikel 14 (Schadenshaftung) bleibt unberiihrt.

19. Wir liefern das aufgegebene Gepéck nur dem Inhaber des Gepéckscheins aus, und
zwar gegen Zahlung der Betrdge, die uns noch geschuldet werden. Wenn Sie das
aufgegebene Gepéck nicht innerhalb einer angemessenen Zeit abholen, berechnen wir
Ihnen eine Aufbewahrungsgebiihr. Wenn Sie das aufgegebene Gepéck nicht innerhalb
von drei (3) Monaten abholen, nachdem Sie dartiber benachrichtigt wurden, dass Sie es
abholen kénnen, kénnen wir das Gepédck nach eigenem Ermessen entsorgen, ohne

dass wir dafiir haftbar gemacht werden kbénnen.

20. Kann die das Gepdck entgegennehmende Person den Gepéckschein nicht

vorweisen oder das Gepéck durch den Identifizierungsteil der Gepédckmarke, falls eine
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solche ausgestellt wurde, nicht identifizieren, so liefern wir das Gepdck nur unter der
Bedingung aus, dass das Recht auf Herausgabe zu unserer Zufriedenheit glaubhaft

gemacht wird.

21. [...] Sie haften fiir alle Kosten, die [...] sowie fiir alle Schéden, die von lhnen
mitgefiihrte Tiere verursachen und stellen Brussels Airlines von jeder Haftung frei,

soweit wir den Schaden nicht grob fahrldssig oder vorsétzlich verursacht haben.

22. Bevor wir lhren Buchungswunsch entgegennehmen, werden wir Sie (ber die
planméBige Abflugszeit informieren, so wie sie zu diesem Zeitpunkt gilt und diese in den
Flugschein eintragen. Es ist méglich, dass wir die planméBige Abflugzeit nach
Ausstellung des Flugscheins &ndern miissen. Wenn Sie uns eine Kontaktadresse
mitteilen, so werden wir uns bemiihen, Sie (iber solche Anderungen zu informieren.
Wenn wir nach dem Flugscheinkauf eine nennenswerte Anderung der Abflugzeit
vornehmen, die flir Sie nicht annehmbar ist und wir Sie nicht auf einen fiir Sie
annehmbaren Flug umbuchen kénnen, so haben Sie Anspruch auf Erstattung nach den

Bestimmungen des Artikels 10.2.

23. Soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist, erfolgt die Erstattung entweder an
den im Flugschein mit Namen benannten Fluggast oder an die Person, die den
Flugschein bezahlt hat, sofern zu unserer Zufriedenheit nachgewiesen wird, dass fiir

den Flugschein eine Zahlung geleistet wurde.

24. Ist die den Flugschein bezahlende Person eine andere als die im Flugschein als
Fluggast benannte und enthdlt der Flugschein einen  entsprechenden
Erstattungsbeschrénkungsvermerk, so findet eine Erstattung nur an die den Flugschein

bezahlende Person oder nach deren Anweisung statt.

25. Die an eine den Fluggastcoupon und alle unbenutzten Flugcoupons vorlegende
Person, die sich nach Buchstabe 10.1.1. oder 10.1.2. als Erstattungsberechtigter

ausgibt, ausgezahlte Erstattung gilt als Erstattung an den Erstattungsberechtigten.

26. Wenn wir einen Flug streichen, einen Flug nicht entsprechend dem Flugplan
durchfiihren, lhren Bestimmungsort oder einen Zwischenlandepunkt nicht anfliegen
oder wenn Sie durch unser Verschulden einen gebuchten Anschlussflug nicht erreichen,
so entspricht der Erstattungsbetrag:

10.2.1.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgeflogen wurde, dem gezahlten Flugpreis,

10.2.1.2. wenn ein Teil des Flugscheins ausgeflogen wurde, mindestens der Differenz
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zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fiir die abgeflogenen Strecken

anwendbaren Flugpreis.

27. Verlangen Sie eine Erstattung aus anderen als den unter Absatz 10.2.1. dieses
Absatzes genannten Griinden, so entspricht der Erstattungsbetrag, sofern die jeweiligen
Tarifbestimmungen dies vorsehen:

10.3.1.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgeflogen worden ist, dem gezahlten
Flugpreis abziiglich anwendbarer Entgelte,

10.3.1.2. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder
Erstattung eingelést oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist

(auler, wenn die gegenliber einem Dritten erfolgte Beférderung,

28. Geht ein Flugschein oder ein Teil desselben verloren, so erfolgt die Erstattung
gegen einen uns zufriedenstellenden Nachweis des Verlustes und Zahlung des
anwendbaren Entgelts, vorausgesetzt, dass:

10.4.1.1. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder
Erstattung eingelést oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist
(auler, wenn die gegeniiber einem Dritten erfolgte Beférderung, Erstattung oder
Ersetzung auf unserer eigenen Fahrlassigkeit beruht) und dass

10.4.1.2. die den Erstattungsbetrag erhaltende Person sich in der von uns
vorgeschriebenen Form verpflichtet, uns den erstatteten Betrag zuriickzuzahlen fiir den
Fall, dass der verlorene Flugschein oder Flugcoupon von einer anderen Person zur
Beférderung oder Erstattung vorgelegt und eingelést wird, es sei denn, dass die
missbréuchliche Ausnutzung durch den Dritten auf unserer eigenen Fahrldssigkeit
beruht.

29. Wir kénnen die Erstattung ablehnen, wenn der Antrag hierfiir nach Ablauf der

Giiltigkeitsdauer gestellt wird.

30. Wir behalten uns das Recht vor, die Erstattung fiir einen Flugschein abzulehnen,
welchen Sie den Behérden eines Landes oder einem Luftfrachtfiihrer zum Nachweis
Ihrer Absicht, das Land wieder zu verlassen, vorgelegt haben, es sei denn, dass Sie zu
unserer Zufriedenheit nachweisen kénnen, dass Sie die Erlaubnis haben, in dem Land
zu bleiben oder dass Sie das Land mit einem anderen Luftfrachtfiihrer oder

Beférderungsmittel verlassen werden.

31. Alle Erstattungen unterliegen den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des Landes,
in welchem der Flugschein urspriinglich gekauft wurde, und ferner des Landes, in

welchem die Erstattung vorgenommen werden soll. Mit dieser MalRgabe behalten wir
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uns vor, die Erstattung in derselben Art und Wéhrung vorzunehmen, in welcher der

Flugpreis bezahlt wurde.

32. Erstattungen von Flugscheinen, die mit einer Kreditkarte bezahlt wurden, erfolgen
nur als Gutschrift auf das Kreditkartenkonto, das urspriinglich zur Zahlung angegeben
wurde. Der zu erstattende Betrag richtet sich entsprechend der Mal3gaben in diesem

Artikel nur nach dem im Flugschein angegebenen Betrag und der Wéhrung. [...]

33. Falls wir gehalten sind, Strafen oder BuBen zu zahlen oder zu hinterlegen oder
sonstige Auslagen aufzuwenden, weil Sie die beziglich der Ein- oder Durchreise
geltenden Vorschriften des betreffenden Staates nicht befolgt haben oder weil die Kraft
dieser Vorschriften erforderlichen Dokumente nicht ordnungsgemaf3 zur Stelle sind, so
sind Sie verpflichtet, uns auf Verlangen die gezahlten oder hinterlegten Betrdge und die
aufgewendeten Auslagen zu erstatten sowie ein Bearbeitungsentgelt zu entrichten.
Diese Verpflichtung trifft nicht nur den Passagier, sondern auch denjenigen, der das
Ticket bezahlt hat. Wir sind berechtigt, in lhrem Besitz befindliche nicht ausgeflogene

Flugscheine oder Geldmittel zur Deckung solcher Ausgaben zu verwenden. [...]

34. Ausschluss und Beschrédnkungen unserer Haftung gelten sinngemafR auch
zugunsten unserer Bediensteten, Vertreter sowie jeder Person, deren Fluggerét von uns
benutzt wird, einschliellich deren Bediensteten und Vertreter. Der Gesamtbetrag, der
etwa von uns und den genannten Personen als Schadenersatz zu leisten ist, darf die fiir

uns geltenden Haftungshéchstgrenzen nicht (iberschreiten.

35. Die Klage auf Schadenersatz flir Schdden jeglicher Art kann bei internationalen
Beférderungen nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben werden,
gerechnet vom Tage der Ankunft des Flugzeugs am Bestimmungsort oder vom Tage, an
dem das Flugzeug hétte ankommen miissen, oder vom Tage, an welchem die
Beférderung abgebrochen worden ist. Die Berechnung der Frist bestimmt sich nach

dem Recht des angerufenen Gerichts. [...]

oder die Verwendung sinngleicher Klauseln binnen sechs Monaten zu unterlassen; die
beklagte Partei ist ferner schuldig, es binnen drei Monaten zu unterlassen, sich auf die

vorstehend genannten Klauseln oder sinngleiche Klauseln zu berufen.

2) Der klagenden Partei wird die Ermachtigung erteilt, den klagsstattgebenden Teil des
Urteilsspruchs im Umfang des Unterlassungsbegehrens und der Erméachtigung zur

Urteilsverdffentlichung binnen sechs Monaten ab Rechtskraft einmal in einer
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Samstagsausgabe des redaktionellen Teils der ,Kronen Zeitung®, bundesweit
erscheinende Ausgabe, auf Kosten der beklagten Partei mit gesperrt geschriebenen
Prozessparteien und in Fettdruckumrandung in Normallettern, somit in gleich groRRer

Schrift wie der Flief3text redaktioneller Artikel, zu veroffentlichen.

3) Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei die mit EUR 12.505,76
bestimmten Kosten (darin enthalten EUR 1.797,46 USt und EUR 1.567,20 Barauslagen)

des Verfahrens binnen 14 Tagen zu ersetzen.

Entscheidungsgriinde:

Der Klager ist ein iSd § 29 KSchG klageberechtigter Verband.

Die Beklagte hat ihren Sitz in Belgien. Sie betreibt eine Fluglinie und bietet ihre Leistungen
unter anderem im gesamten dsterreichischen Bundesgebiet an.

Die Beklagte tritt in ihrer geschéaftlichen Tatigkeit laufend auch mit Osterreichischen
Verbrauchern iSd § 1 KSchG in rechtsgeschaftlichen Kontakt und schliet mit diesen
Befdrderungsvertrage ab.

Auch zu diesen Vertragen mit dsterreichischen Verbrauchern vereinbart die Beklagte ihre
Allgemeinen  Geschéaftsbedingungen  (AGB), konkret auch ihre  Allgemeinen
Beférderungsbedingungen (ABB).

Diese ABB enthalten wunter anderem die aus dem Spruch ersichtlichen
verfahrensgegenstandlichen 35 Klauseln (vgl Beilage ./A (Stand: Juli 2021) im Wesentlichen
ident mit Beilage ./5 (Stand: Mai 2023)).

Die ABB der Beklagten stellen einen integrierten Bestandteil dieses Urteils dar (Beilage ./A)

Der Klager begehrt in seiner am 27.4.2023 eingebrachten Klage wie aus dem Spruch
ersichtlich und brachte dazu im Wesentlichen gestutzt auch § 28 KSchG vor (ON 1, ON 18,
ON 22 und ON 27), dass die verfahrensgegenstandlichen 35 Klauseln gemafl §§ 864a, 879
Abs 3 ABGB, §§ 6,9 und 10 KSchG unzulassig seien und daher der Beklagten verboten
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werden moge, diese oder sinngleiche Klauseln zu verwenden oder sich auf diese zu berufen.

Zudem erhob der Klager ein Begehren auf Urteilsveroffentlichung samt Eventualbegehren
(vgl ON 22 und ON 31.3, PS 2 oben).

Zur Anwendbarkeit des materiellen dsterreichischen Rechts brachte der Klager vor, dass
die in der verfahrensgegenstandlichen Klausel 2 der ABB der Beklagten enthaltene
Rechtswahl unzuldssig und damit unwirksam iSd Art 5 Abs 2 Rom I-VO sei.

Es komme daher auf die Vertrage nach der allgemeinen Regel des Art 5 Abs 2 Rom [-VO
das Recht des Staates zur Anwendung, in dem die beférderte Person ihren gewodhnlichen
Aufenthalt habe, wenn Flige in diesem Land starten oder ihren Bestimmungsort haben.

Die verfahrensgegenstandlichen Klauseln seien daher insgesamt nach materiellem
Osterreichischem Recht zu prifen.

Viele der verfahrensgegenstandlichen Klauseln seien mit den Klauseln in der Entscheidung
des OGH vom 20.4.2021 zu 4 Ob 63/21z ident bzw zumindest vergleichbar, sodass diese
hochstgerichtliche Entscheidung einschlagig sei.

Zur Wiederholungsgefahr wurde vorgebracht, dass diese jedenfalls bestehe, da die
Beklagte die verfahrensgegenstandlichen Klauseln weiterhin und laufend im geschaftlichen
Verkehr mit Verbrauchern verwende.

Darlber hinaus habe der Klager die Beklagte mit eingeschriebenem Brief vom 21.3.2023
dazu aufgefordert, eine strafbewehrte Unterlassungsverpflichtung iSd § 28 Abs 2 KSchG
abzugeben. Dieser Aufforderung sei die Beklagte innerhalb der gesetzten Frist jedoch nicht
nachgekommen.

Zur Urteilsverdéffentlichung wurde weiters vorgebracht, dass ein berechtigtes Interesse der
angesprochenen und betroffenen Verbraucherkreise an der Aufklarung Uber das
gesetzwidrige Verhalten der Beklagten bestehe, auch um Uber die wahre Sach- und
Rechtslage aufzuklaren und ein Umsichgreifen des gerugten Verhaltens zu verhindern.
Deshalb wurde vom Klager (primar) die Urteilsveroffentlichung in einer bundesweit
erscheinenden Samstagsausgabe der ,Kronen Zeitung“ beantragt.

Als Eventualbegehren dazu wurde dann begehrt, dass diese Urteilsverdffentlichung in einer
vom Gericht festzusetzenden Art und Weise in einem ebenfalls vom Gericht festzusetzenden
Medium erfolgen solle (vgl ON 22 und ON 31.3, PS 2 oben).

Bei der Beklagten handle es sich offenkundig um eines der gréfiten Luftfahrtunternehmen,
welches eine Flotte von aktuell 40 Flugzeugen umfasse, 3.200 Mitarbeiter beschaftige, Ziele
in Europa, Afrika und Nordamerika anfliege und eine hohe Anzahl an Kunden in Osterreich
habe.

Zur Leistungsfrist brachte die Klagerin vor, dass nach § 409 Abs 2 ZPO fir nicht reine
Unterlassungsanspriiche, sondern fiir jene, die auch eine Pflicht zur Anderung des

gegenwartigen Zustands einschlielen, eine angemessene Frist zu setzen sei.
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Welche Frist angemessen ist, habe das (im Rechtsmittelweg Uberprifbare, gebundene)
Ermessen des Gerichts zu bestimmen.

Fir den Bereich der Telekommunikation habe der OGH schon mehrmals eine dreimonatige
Leistungsfrist fur angemessen gehalten. Auch die Zulassigkeit einer solchen Frist vor dem
Hintergrund des Art 7 Abs 2 der RL 93/13/EWG sei bereits bejaht worden, weil nach der
Entscheidung des EuGH vom 26.4.2012, C-472/10, die Klausel-RL nicht auf die
Harmonisierung der Sanktionen gerichtet sei und diese Richtlinie weder die Mittel noch die
Fristen konkret vorschreibe (vgl 7 Ob 44/13s).

Der OGH habe bereits mehrfach zur Angemessenheit einer solchen Frist Stellung
genommen und habe in vergleichbaren Verfahren, wie etwa im Verbandsverfahren gegen ein
groles Luftfahrtunternehmen (vgl 1 Ob 222/15a), eine Frist von drei Monaten zur
Umgestaltung des Klauselwerks als angemessen angesehen.

Weshalb die Beklagte im gegenstandlichen Fall fir die Umgestaltung des Klauselwerks
eine Frist von sechs Monaten bendtige, sei von dieser nicht ausreichend dargelegt worden
und auch in keinster Weise nachvollziehbar.

Insbesondere fir ein Unternehmen in der GroRe der Beklagten sei es zumutbar und
keinesfalls mit einem erheblichen Aufwand verbunden, die Verwendung der inkriminierten
Klauseln oder sinngleicher Klauseln zu unterlassen und es ebenso zu unterlassen, sich auf
die inkriminierten Klauseln oder sinngleiche Klauseln zu berufen.

Das Vorbringen der Beklagten rechtfertige keinesfalls eine Leistungsfrist von sechs
Monaten, das umso weniger gerechnet ab dem Endurteil.

Da sich die Leistungsfrist auch auf das bloRe ,Sich Berufen“ der Klauseln beziehe, sei
jener Zeitraum, in dem die Beklagte dadurch noch Vorteile aus den rechtskraftig far
gesetzwidrig befundenen Klauseln ziehen kénne, auf das unbedingt erforderliche Minimum zu
beschranken.

Das darlber hinausgehende konkrete (Rechts)Vorbingen zu den einzelnen Klauseln wird
zur besseren Lesbarkeit dieser Entscheidung erst im Rahmen der rechtlichen Beurteilung
wiedergegeben.

Die Beklagte bestritt das Klagebegehren zur Ganze und brachte im Wesentlichen vor
(ON 10, ON 20 und ON 29), dass die verfahrensgegenstandlichen Klauseln insgesamt
rechtskonform seien. Der Klager wende in seiner Klage einen Mal}stab an, der weit Gber die
gesetzlichen Vorgaben und die dazu ergangene Judikatur hinausgehe.

Darliber hinaus lasse der Klager vor allem die Besonderheiten und faktischen
Erfordernisse der Luftfahrtbranche vollig unbertcksichtigt. Diese sei in rechtlicher Hinsicht
durch einen engmaschigen Rahmen aus nationalen, voélkerrechtlichen und unionsrechtlichen
Vorgaben gekennzeichnet.

Die Klagsseite unterstelle den beanstandeten Klauseln einen offenkundig unrichtigen
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Inhalt, der schon vom Wortlaut nicht gedeckt sei und auch bei kundenfeindlichster Auslegung
nicht unterstellt werden kdnne.

Zahlreiche Aspekte des Befdrderungsvertrags wurden nicht der vertraglichen Disposition
der Parteien unterliegen, sondern seien durch zwingende gesetzliche Vorgaben vordefiniert.
Um dem Kunden ein vollstandiges und klares Bild der Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien zu geben, habe die Beklagte in ihrem Bestreben nach grof3tmaoglicher
Transparenz auch bloRRe Erlauterungen der maRRgeblichen Ablaufe in ihre ABB aufgenommen.

Klauseln, denen aber kein normativer Gehalt innewohne und lediglich eine Beschreibung
eines von der Beklagten beabsichtigten Verhaltens darstellen, seien der Prifung im
Verbandsprozess entzogen.

Ausdricklich bestritten wurde von der Beklagten insgesamt die Anwendbarkeit des
materiellen Osterreichischen Rechts. Die Beklagte vereinbare mit ihren Kunden die
Anwendbarkeit belgischen Rechts (vgl Punkt 2.5 der ABB bzw die verfahrensgegenstandliche
Klausel 2).

Diese Vereinbarung sei wirksam, weil sich die Beklagte dabei an die Vorgaben des Art 5
Abs 2 zweiter Absatz Rom I-VO halte und das Recht des Staates vereinbare, in dem die
Beklagte als Befordererin ihre Hauptverwaltung habe.

Die Schutzvorschrift des Art 6 Abs 2 Rom [|-VO flir Verbrauchervertrage sei nicht auf
Beforderungsvertrdge anwendbar. Dies sei ausdricklich in Art 6 Abs 4 lit b) Rom I-VO
klargestellt.

Die beanstandeten Klauseln seien daher insgesamt nach materiellem belgischem Recht zu
prufen.

Nach belgischem Recht seien die beanstandeten Klauseln insgesamt zulassig.

Konkretes Vorbringen zu der Vereinbarkeit der Klauseln mit dem belgischen Recht
erstattete die Beklagte nicht.

Die Beklagte brachte weiters ausdrucklich vor, dass selbst wenn man von der
Anwendbarkeit des materiellen Osterreichischen Rechts ausgehen wirde, seien die
verfahrensgegenstandlichen Klauseln insgesamt unbedenklich.

Es liege in der Natur des Luftverkehrswesens bzw des Beférderungsvertrags, dass ABB in
einem gewissen Umfang stets auch termini technici sowie abstrakte Begriffe enthalten. Diese
Besonderheiten konnten jedoch fiir sich genommen noch nicht dazu fiihren, dass man einem
Grolteil der Regelungen im Rahmen einer undifferenzierten Pauschalverurteilung
Intransparenz iSd § 6 Abs 3 KSchG vorwerfen kénne. Insoweit bedlrfe es hier einer
einschrankenden Auslegung des § 6 Abs 3 KSchG.

Eine Uberspannung des Transparenzgebots (zB das Erfordernis der Abbildung eines jeden
theoretisch maoglichen Einzelfalls) wirde letztlich zum ,wirtschaftshemmenden Zustand der

totalen Kommunikationsblockade" fiihren. Eine gewisse Mindestkundigkeit des Verbrauchers

11 von 130



41 Cg 33/23w - 35

sei zu unterstellen.

Bei der Beurteilung der Unverstandlichkeit sei daher zu unterscheiden, ob der Verwender
eine moglichst verstandliche Formulierung gewahlt oder seine AGB fir den
Durchschnittskunden unndétig schwer verstandlich formuliert habe.

Von letzterem kdnne bei den beanstandeten Klauseln der Beklagten Gberhaupt keine Rede
sein.

Es sei ein Charakteristikum der gesamten Flugbranche, dass sich der mit dem Kunden
geschlossene ,Beférderungsvertrag" aus mehreren Dokumenten zusammensetze. Neben den
ABB wirden dem Kunden vor Abschluss des Beférderungsvertrags noch separate Hinweise
zu dem von ihm gewahlten Tarif gegeben, die ebenfalls Vertragsbestandteil werden. Die ABB
seien daher nicht isoliert zu betrachten, sondern immer in Zusammenschau mit den sonstigen
Dokumenten des Beférderungsvertrags.

SchlieBlich fuhre auch nicht jede Abweichung vom dispositiven Recht in AGB zur
groblichen Benachteiligung des Kunden durch diese Klausel.

Ausdricklich wurde von der Beklagten bestritten, dass die Entscheidung des OGH zu
4 Ob 63/21z auf den gegenstandlichen Fall zu Ubertragen bzw anzuwenden sei. Zum einen
habe die Beklagte mit ihren Kunden wirksam die Anwendbarkeit belgischen Rechts vereinbart.
Zum anderen wuirden sich die beanstandeten Klauseln vielfach vom Wortlaut jener Klauseln
unterscheiden, die Gegenstand dieses Verfahrens bzw dieser Entscheidung gewesen seien.
Schliellich hatten die beanstandeten Klauseln auch andere Hintergriinde, die bei der
Interessenabwagung zu berlcksichtigen seien.

Das daruber hinausgehende konkrete Bestreitungsvorbingen der Beklagten zu den
einzelnen Klauseln wird ebenfalls zur besseren Lesbarkeit dieser Entscheidung erst im
Rahmen der rechtlichen Beurteilung wiedergegeben.

Das Veroffentlichungsbegehren wurde insbesondere als Uberschief3end bestritten.

Bei der "Kronen Zeitung" handle es sich bekanntermallen bei der Samstagsausgabe um
die auflagenstérkste Ausgabe der auflagenstarksten Tageszeitung in Osterreich. Eine solche
Veroffentlichung ware daher fur die Beklagte auch mit erheblichen Kosten verbunden.

Sowohl die Reichweite als auch die Kosten wirden auler Verhaltnis zur Publizitat des
angeblichen VerstoRes stehen. Die Kronen Zeitung habe am Wochenende eine Reichweite
von rund 2 Mio Leserinnen. Der Passagieranteil der Beklagten am Flughafen Wien sei im
ersten Halbjahr 2023 bei 0,7 % und damit bei weniger als 100.000 Passagieren gelegen.

Die Passagiere, die mit der Beklagten fliegen, seien zudem vorwiegend belgische
Staatsbirger. Wenn die Beklagte Osterreichische Passagiere befordere, so werde sie vor
allem als ausfiihrende Fluggesellschaft fir eine andere Fluggesellschaft der Lufthansa-
Gruppe, meist der AUA, tatig. In diesem Fall sei die Beklagte aber nicht Vertragspartnerin der

osterreichischen Kunden. Es wiirden somit auch nicht die beanstandeten Klauseln der ABB
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der Beklagten zur Anwendung kommen. Letztlich wirden daher tatsachlich nur sehr wenige
dsterreichische Verbraucher bzw Verbraucher mit Wohnsitz in Osterreich ihre Tickets bei der
Beklagten buchen/kaufen.

Eine Verdffentlichung in der bundesweiten Samstagsausgabe der "Kronen Zeitung" sei
daher vollig unverhaltnismafig im Hinblick auf den behaupteten Verstol.

DarlUber hinaus wandte die Beklagte ausdricklich ein, dass ihr in dem Fall, dass der Klage
zumindest im Hinblick auf einige Klauseln stattgegeben werde, eine angemessene
Leistungsfrist einzurdumen sei.

Die Verpflichtung, AGB bzw konkret ABB zu andern, sei namlich keine reine Unterlassung,
sodass gemal § 409 Abs 2 ZPO eine angemessene Leistungsfrist zu setzen sei. Dazu raume
die Rechtsprechung regelmalig mehrmonatige Leistungsfristen ein. So sei in einem
derartigen Fall zuletzt eine Frist von sechs Monaten als angemessen erachtet worden (vgl
9 Ob 7/15t).

Eine solche Frist sei auch im gegenstandlichen Verfahren in Anbetracht der groRen Anzahl
an zu unterlassenden Klauseln, der weltweiten Tatigkeit der Beklagten sowie der Komplexitat
des Themas jedenfalls als angemessen anzusehen.

Verfahrensgegenstandlich seien 35 Klauseln in den ABB der Beklagten, die die
unterschiedlichsten Themenbereiche innerhalb der ABB betreffen wirden. Bei einem
klagsstattgebenden Urteil waren die ABB daher umfassend zu Uberarbeiten, wobei sich diese
Uberarbeitung nicht nur auf die verfahrensgegenstandlichen Klauseln beschréanken kénnte,
zumal aufgrund des Umfangs auch sicherzustellen ware, dass die ABB in ihrer Gesamtheit
auch nach der Uberarbeitung aufeinander abgestimmt und konsistent seien.

Es sei weiters allgemein bekannt, dass die die Beklagte Mitglied der Lufthansa Gruppe mit
jahrlich mehreren Millionen Fluggasten sei. Als weltweit und arbeitsteilig agierendes
Unternehmen konne es die Beklagte nicht von heute auf morgen unterlassen, bestimmte
Klauseln zu verwenden bzw sich auf diese zu berufen. Vielmehr misste die Beklagte hier
aktiv einschreiten, neue Geschaftsbedingungen formulieren sowie entsprechende neue
Arbeitsabldufe und Prozessvorgaben ausarbeiten, diese an alle Mitarbeiter mit Kundenkontakt
kommunizieren und die betreffenden Mitarbeiter entsprechend einschulen.

Alleine die Uberarbeitung einzelner Bestimmungen in den Beférderungsbestimmungen an
sich stelle einen mehrstufigen Prozess dar, in den zahlreiche unterschiedliche Stellen
innerhalb des Unternehmens der Beklagten eingebunden seien und der sich zumindest Gber
sechs Monate erstrecke. Da es sich um verschiedene Themenbereiche handle und die
Beklagte arbeitsteilig  organisiert sei, misse die fir die Anderung der
Beforderungsbestimmungen zustandige Rechtsabteilung bei der Beklagten zunachst die
entsprechenden Fachbereiche einbeziehen, um mit diesen die inhaltliche Ausgestaltung einer

Klausel samt den dahinterliegenden Prozessen festzulegen.
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Da die Beforderungsbestimmungen der Beklagten in verschiedenen Landern verwendet
werden, midsse dann in einem nachsten Schritt Ricksprache in den einzelnen Landern
gehalten werden, ob es dort rechtliche und/oder praktische Besonderheiten gebe, die bei der
Neugestaltung beachtet werden muissten. Auch hier vergehe wieder Zeit, bis aus allen
Landern Rickmeldungen eingelangt seien.

Nach Einlangen der Ruckmeldungen aus den Fachabteilungen sowie den einzelnen
Landern sei dann ein Entwurf einer Klausel zu erstellen, der samtliche Rickmeldungen
berucksichtige.

Dieser Entwurf sei dann wiederum mit externen Anwalten abzustimmen, in samtliche
Sprachen zu Ubersetzen und letztlich in allen von der Beklagten verwendeten IT-Systemen
sowie Buchungsplattformen zu implementieren.

Diese Leistungsfrist sei dabei nicht nur fir die Verwendung der Klausel, sondern auch fir
das Sich-Berufen auf diese Klausel zu gewahren. Gegenstandlich waren bei der Beklagten
namlich verschiedene organisatorische Malknahmen erforderlich, um zu verhindern, dass die
beanstandeten  Klauseln der weiteren  Durchfihrung bereits  abgeschlossener
Beforderungsvertrage zugrunde gelegt werden. Dies ergebe sich bereits daraus, dass die
beanstandeten Klauseln mitunter auch die Abwicklung der Erstattung von Flugen betreffen
und hier eine entsprechende Uberpriifung der Buchungssysteme bei der Beklagten notwendig
werde. In diesem Zusammenhang waren wiederum erforderliche Anpassungen in den IT-
Systemen der Beklagten zu prufen.

Erst nach Durchfuhrung allenfalls erforderlicher Systemanpassungen und einer damit
verbundenen Einschulung der zustandigen Mitarbeiter ware es der Beklagten moglich, sich
nicht mehr auf die betreffenden Klauseln zu berufen.

All dies kénne nicht schneller umgesetzt werden als die Erstellung der abgeanderten
Beforderungsbestimmungen selbst, weil auch bei der Unterlassung des "Sich-Berufens" ein
mehrphasiger Prozess zu durchlaufen sei, der unternehmensintern wie auch extern
vielseitigen Input erfordere.

Auch das Unterlassen des Sich-Berufens auf die beanstandeten Klauseln stelle daher bei
der Beklagten keine reine Unterlassung dar, sondern bediirfe vielmehr aktiver Vorkehrungen
zur Umsetzung auch dieses Unterlassungsgebots.

Die Beklagte beantragte daher in eventu, insgesamt eine Leistungsfrist von zumindest

sechs Monaten bzw in eventu eine vom Gericht als angemessen erachtete Frist festzusetzen.

Beweis wurde aufgenommen durch Einsicht in die vorgelegten Urkunden (Beilagen ./A
bis ./D und Beilagen ./1 bis ./11) und Einvernahme des Zeugen Gonzalo Torres Picazo
(ON 31.4, PS 2 ff).
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Danach steht folgender Sachverhalt fest:

Die Beklagte ist die offizielle Fluggesellschaft Belgiens. Sie verbindet die europaische
Hauptstadt mit mehr als 70 Reisezielen, davon 17 in Afrika. Aul3erdem fliegt sie 54 Reiseziele
in Europa und 2 in Nordamerika an. Das Unternehmen beschéftigt 3.300 Mitarbeiter und
betreibt 40 Flugzeuge.

Die Beklagte ist eine der vier Lufthansa Group Network Airlines (Austrian Airlines, Brussels
Airlines, Lufthansa und Swiss) und Mitglied der Star Alliance. Das Unternehmen wurde 2002
gegrindet und befindet sich zu 100 % im Besitz der Deutschen Lufthansa AG (vgl
Beilagen ./C, ./7 und ./8).

Der Flughafen Wien hatte im Juni 2023 2,836.449 Passagiere (Beilage ./D).

In der ersten Halfte des Geschéaftsjahres 2023 entfielen auf die Beklagte 0,7 % der
Passagiere des Flughafens Wien (13,327.604) und damit 97.792 Passagiere (Beilage ./11).

Die Beklagte hat daher pro Jahr am Flughafen Wien rund 200.000 Passagiere. Mit diesen
schliel3t sie Beforderungsvertrage auf der Grundlage ihrer ABB ab.

Es kann nicht festgestellt werden, dass die Passagiere, die mit der Beklagten fliegen,
vorwiegend belgische Staatsbiirger sind.

Mit Einschreiben vom 21.2.2023 wandte sich der Klager an die Beklagte. Dieses hatte
unter anderem folgenden Inhalt (Beilage ./B):

ol

Ihre Allgemeinen Geschiftsbedingungen - Abmahnung

Guten Tag!

Es gehért zu den statutarischen Aufgaben des Vereines fiir Konsumenteninformation, die
Interessen der Verbraucher:innen durch Aufkldrung und Beratung wahrzunehmen und dabei
auch Allgemeine Geschéftsbedingungen und Vertragsformbléatter (idF kurz: AGB), die von
Unternehmen im geschéftlichen Verkehr mit Verbraucher:innen Verwendung finden, auf
allféllige gesetz- oder sittenwidrige Klauseln zu priifen.

Der Verein fiir Konsumenteninformation ist geméall §29 Konsumentenschutzgesetz
(KSchG) berechtigt, mit Verbandsklage gerichtlich Unterlassungsanspriiche wegen der
Verwendung gesetz- oder sittenwidriger AGB durchzusetzen.

Sie verwenden im geschéftlichen Verkehr mit Verbraucher:innen die nachstehend im
Einzelnen angefiihrten Klauseln, die nach unserer Auffassung gegen Gesetze bzw die guten
Sitten verstoRen und deshalb unwirksam sind.

Zur Vermeidung eines gerichtlichen Unterlassungsverfahrens laden wir Sie ein, die in der
Anlage  beigefiigte - durch eine Vertragsstrafevereinbarung  besicherte -

Unterlassungserkldrung binnen der angemessenen Frist von 14 Tagen, einlangend bei uns
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bis spétestens
11. April 2023

abzugeben.

[...]

Sollten Sie sich zur Abgabe der Unterlassungserkldrung innerhalb der gesetzten Frist nicht
bereitfinden, sehen wir uns leider gezwungen, ohne jede weitere Aufforderung die
Verbandsklage einzubringen.

[...]

Wir méchten auch darauf hinweisen, dass wir gegen die Deutsche Lufthansa AG ein
Verbandsverfahren gefiihrt haben, in welchem bereits rechtskréftig unzéhlige Klauseln der
von der Deutschen Lufthansa AG seinerzeit verwendeten Allgemeinen Geschéftsbedingungen
- Beférderungsbedingungen flir Fluggéste fiir unzulédssig erklart wurden (OGH, 20.04.2021,
4 Ob 63/21z).

Sie verwenden in lhren Allgemeinen Beférderungsbedingungen (Stand 01.02.2023) zum
Teil idente Bestimmungen wie im oben angefiihrten Verfahren, worauf wir im Weiteren explizit
hinweisen.

[...]“ (Beilage ./B).

Daruber hinaus enthielt dieses Einschreiben bereits die wesentlichen rechtlichen Einwande
des Klagers gegen die nunmehr verfahrensgegenstandlichen 35 Klauseln sowie als Beilage
eine vom Klager bereits fur die Beklagte vorbereitete Unterlassungserklarung (vgl Beilage ./B).

Die Beklagte hat bisher zu den verfahrensgegenstandlichen Klauseln ihrer ABB keine
Unterlassungserklarung abgegeben.

Zumindest seit dem Aufforderungsschreiben des Klagers vom 21.2.2024 (Beilage ./B) ist
die Beklagte in Kenntnis des Vorverfahrens, der weiteren Verbandsklage des Klagers gegen
die Deutsche Lufthansa AG vor dem HG Wien zu 53 Cg 16/18a (OLG Wien zu 2 R 157/19a
und OGH zu 4 Ob 63/21z, vgl Beilagen ./B und ./4).

Der Klager hat am 27.4.2023 die verfahrensgegenstandliche Verbandsklage gegen die
Beklagte eingebracht (ON 1).

Die Erstellung einer Klausel bzw die Anderung einer Klausel der Allgemeinen
Geschéaftsbedingungen (AGB), insbesondere auch der ABB, ist bei der Beklagten in mehrere
Phasen unterteilt und erfordert vielseitigen Input (zB der operativen Abteilungen, der
Beklagten, der Partner in der Lufthansa Gruppe).

Dabei ist auch Zeitbedarf fur die IT-Umsetzung sowie die Einschulung des Personals samt
der Erstellung entsprechender Prozessvorgaben bezlglich der Anwendung von abgeanderten
ABB zu bericksichtigen.

Es kann nicht festgestellt werden, dass die Beklagte flir den Prozess der Gestaltung oder

auch der Abanderung umfangreicherer Klauseln bis zu deren tatsachlicher Implementierung in
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ihren ABB sowie das Berufen auf diese (gednderten) Klauseln, das gilt auch fur die
(Gesamt)Anderung aller 35 verfahrensgegenstandlichen Klauseln, einen Zeitraum von mehr

als sechs Monaten bendtigt.

Der festgestellte Sachverhalt griindet auf die oben angefiihrten Beweismittel und
folgende Beweiswiirdigung:

Soweit die Feststellungen (auch) auf dem Inhalt der vorgelegten und véllig unbedenklichen
Urkunden grinden sind den jeweiligen Feststellungen die Urkundenbezeichnungen als
Klammerausdrucke nachgestellt.

Im gegenstandlichen Verfahren war der Inhalt der ABB der Beklagten im Wesentlichen
unstrittig (vgl Beilagen ./A und ./5). Diese sind in der Fassung vom Juli 2021 integrierter
Bestandteil dieses Urteils (Beilage ./A).

Im Hinblick auf die Passagierzahlen der Beklagten in Osterreich, dem Flughafen Wien, war
auf Basis der von den Streitteilen vorgelegten Urkunden die entsprechenden Zahlen auf ein
volles Kalenderjahr hochzurechnen (vgl Beilagen ./D und ./11). Daraus ergibt sich
beweiswirdigend, dass die Beklagte rund 200.000 Passagiere pro Jahr in Osterreich hat.

Dazu ist weiters davon auszugehen, dass die Beklagte mit diesen Beférderungsvertrage
unter Vereinbarung ihrer ABB abschlief3t.

Die Kenntnis der Beklagten vom Vorverfahren, dem weiteren Verbandsverfahren des
Klagers gegen die Deutsche Lufthansa AG, und dessen Ausgang seit dem Frihjahr 2023
grunden auf dem Inhalt des Abmahnschreibens des Klagers vom 21.3.2023 (Beilage ./B)
sowie dem Umstand, dass die Beklagte selbst die Rechtsmittelentscheidung des OLG Wien
vom 30.12.2020 aus diesem Verfahren zumindest auszugsweise vorgelegt hat (Beilage ./4).

Die Feststellungen zu dem Vorgang der Abanderung der AGB bzw konkret der ABB der
Beklagten und dem allfalligen Zeitbedarf dafur grinden Im Wesentlichen auf der Aussage des
Zeugen Gonzalo Torres Picazo (ON 31.4, PS 2 ff).

Dieser gab zunachst an, dass seit dem Sommer 2022 Mitarbeiter der Beklagten sei.

In seiner Funktion im Rechtsbiro bei der Beklagten sei er auch fur die Ausformulierung
bzw Uberarbeitung der AGB, konkret auch der ABB, mit zusténdig (ON 31.4, PS 2).

Der Zeuge erklarte weiters, dass es seiner Einschatzung nach eigentlich nur dann zu
Anderungen der ABB komme, wenn es aufsichtsrechtliche Anderungen gebe, wenn das
Geschaftsmodell geandert werde oder auch aufgrund von Gerichtsentscheidungen (ON 31.4,
PS 2).

Darlber hinaus machte er eher allgemeine Angaben zum tatsachlichen Vorgang einer
Anderung von Bestimmungen der ABB der Beklagten (ON 31.4, PS 3 ff). Aus diesen wird aber
beweiswirdigend insgesamt nachvollziehbar, dass das eine grofien Aufwand fir die Beklagte

darstellen wirde. Dieser Vorgang wirde erfordern, dass die Rechtsabteilung der Beklagten
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bei den entsprechenden operativen Abteilungen der Beklagten Ricksprache halt und diese
Rickmeldungen in weitere Folge auch berlcksichtigt. Darlber hinaus musste die Beklagte
aufgrund ihrer Einbettung in die Star Alliance auch alle Mitglieder dieser Gruppe im Hinblick
auf die geplante Anderung benachrichtigen und befragen. Wenn es tatsachlich zu
Anderungen komme, so missten die Mitarbeiter der Beklagten auch entsprechend geschult
werden. Wenn ein allfalliges Gerichtsurteil dazu fihren wirde, dass die Klauseln geandert
werden muissten und das eine negative Auswirkung auf schon bestehende
Vertragsverhaltnisse der Beklagten habe, dann mussten diese Vertrage neu verhandelt und
abgeschlossen werden. Weiters sie zu beriicksichtigen, dass diese allfalligen Anderungen in
de ABB auch noch IT-technisch umgesetzt werden missten. Dabei missten auch eine
entsprechende Testphase und die Notwendigkeit von Ubersetzungen mit beriicksichtigt
werden.

Der Zeuge ging den Zeitaufwand zusammenfassend selbst davon aus, dass daher
jedenfalls davon auszugehen sei, dass hier idealerweise ein Zeitraum von 6 bis 7 Monaten
gebraucht werde, um alle diese Anderungen tatsichlich durchfiihren und auch
implementieren zu kénnen. Der Zeitaufwand sei natirlich auch immer abhangig von der
Anzahl der durchzufiihrenden Anderungen und auch deren Komplexitat (ON 31.4, PS 5
unterhalb der Mitte).

Unter Vorhalt des Beklagtenvorbringens im gegenstandlichen Verfahren und des
Einwands, dass fir die tatsachliche Umsetzung eines (zur Ganze) klagsstattgebende Urteils,
das auch im Hinblick auf das Unterlassen des Berufens auf die verfahrensgegenstandlichen
Klauseln, ein Zeitbedarf von sechs Monaten anzusetzen sei, gab er an, dass das aus seiner
Sicht grundsatzlich gar nicht realistisch sei. Der Zeitaufwand sei davon abhéangig, ob
tatsachlich alle diese 35 Klauseln zu éandern seien oder nicht und wie viele unterschiedliche
Abteilungen hier zu involvieren seien (ON 31.4, PS 5 unten f).

Einen konkreten, aus seiner Sicht realistischen, Zeitbedarf fir die tatsachliche Anderung
der gesamten verfahrensgegenstandlichen Klauseln der ABB der Beklagten formulierte der
Zeuge aber insgesamt nicht (ON 31.4, PS 2 ff).

Auf Vorhalt des Vorverfahrens und der Entscheidung des OGH zu 4 O 63/21z sowie dem
Umstand, dass die Deutsche Lufthansa AG als Muttergesellschaft der Beklagten aufgrund des
Verfahrensausgangs ihre AGB entsprechend andern habe missen, erklarte er ebenfalls
allgemein, dass ja nicht alle Klauseln des gegenstandlichen Verfahrens auch schon im
Vorverfahren verfahrensgegenstandlich gewesen seien. Man kénne hier sicher nicht einfach
,Copy and Paste“ machen (ON 31.4, PS 7 ab der Mitte).

In weiterer Folge gab er dann an, dass man sich grundsatzlich durchaus vom Wording,
also dem Text, der in diesem Vorverfahren durch die Entscheidung des OGH vorgegeben

wurde, inspirieren lassen kdnne. Man musse aber trotzdem bertcksichtigen, dass die Arbeit
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davor, die wirklich das zeitintensive sei, auch fur die Beklagte tatsachlich durchgefiihrt werden
misste, so, wie er das heute schon dargestellt habe. Das bedeute, dass zB auch alle
Neuverhandlungen tatsachlich durchgefiihrt werden mussten, bevor man sich allenfalls auf
den Text, der das Ergebnis des Vorprozesses gewesen sei, auch einigen konne (ON 31.4,
PS 7 unten f).

Er gab aber weiters erkennbar an, dass das Vorverfahren und die Entscheidung des OGH
zu 4 Ob 63/21z keine Vorarbeiten bei der Beklagten ausgeldst hat (ON 41.4, PS 8 oben).

Im Hinblick auf die (Negativ)Feststellung zum allfélligen Zeitbedarf der Beklagte fir die
Umsetzung eines zur Ganze stattgebenden Urteils ist beweiswirdigend darauf zu verweisen,
dass der Zeuge Gonzalo Torres Picazo zu diesem Zeitbedarf nur sehr allgemeine
Ausfiihrungen und Erklarungen machte. Eine konkrete Einschatzung zu dem allfalligen
tatsachlichen Zeitbedarf der Beklagte gab er als Mitarbeiter der Beklagten insgesamt nicht
ab.

Weiters ist zu berlcksichtigen, dass auch dieser Zeuge zugestand, dass die Beklagte in
Kenntnis des Vorverfahrens des Klagers gegen die Deutsche Lufthansa AG, die
Muttergesellschaft der Beklagten, und damit insbesondere auch des Entscheidung des OGH
vom 20.4.2021 zu 4 Ob 63/21z ist. Dazu ist weiters beweiswirdigend davon auszugehen,
dass die Beklagte auf den von der Deutschen Lufthansa AG in Entsprechung des
rechtskraftigen Ausgangs des Vorverfahrens vorgenommenen Anderungen an ihren ABB
aufsetzen kann bzw diese zumindest teilweise auch Ubernehmen kann.

Dazu ist abschlieRend darauf zu verweisen, dass sich aus der folgenden rechtlichen
Beurteilung auch ergibt, dass bisher die ABB dieser beiden in der Lufthansa Gruppe
verbundenen Fluggesellschaften Uber weite Strecken ident gewesen sind.

Das Beweisverfahren hat insgesamt keine (konkreten) Beweisergebnisse dazu gebracht,
dass es der Beklagten, trotz der Komplexitat des und des Umfangs des Anderungsvorgangs,
nicht moglich ist bzw ware, samtliche verfahrensgegenstandlichen Klauseln im Zeitraum von
sechs Monaten entsprechend dem konkreten Verfahrensausgang zu andern.

Die Negativfeststellung zu der behaupteten vorwiegend belgischen Staatsbirgerschaft der
Passagiere der Beklagten grindet auf dem Umstand, dass dazu das Beweisverfahren

keinerlei Anhaltspunkte gebracht hat.

Rechtlich folgt daraus:

1) Zum anzuwendenden materiellen Recht:

Klausel 2) (Punkt 2.5.der ABB)

2. In Ubereinstimmung mit der beschrénkten Rechtswahlméglichkeit nach dem zweiten
Unterabsatz von Artikel 5 Abs. (2) der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 (iber das auf

vertragliche Schuldverhéltnisse anzuwendende Recht (sog. ,Rom | Verordnung®) unterliegen
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ihr Beférderungsvertrag mit uns sowie diese Beférderungsbedingungen belgischem Recht.
Sollte eine Bestimmung dieser Beférderungsbedingungen nach dem anwendbaren Recht
ungliltig sein, bleiben die librigen Bestimmungen gleichwohl gliltig.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel, ohne auf belgisches Recht einzugehen,
die geltende Rechtslage unrichtig wiedergebe, da sie bei den Verbraucherinnen den Anschein
erwecke, dass nach Art 5 Abs 2 Rom |-VO nur belgisches Recht zur Anwendung kommen
kénne. Dies sei unrichtig.

Hinzu komme, dass der EuGH in seiner Entscheidung zu C-191/15, Amazon, festgehalten
habe, dass eine Rechtswahlklausel nicht gegen die Mindestvorgaben nach Art 3 Abs 1
Klausel-RL verstolien dirfe. Sie misse in Anbetracht der jeweiligen Umstande des Einzelfalls
den Anforderungen an Treu und Glauben, Ausgewogenheit und Transparenz genligen. Das
Verbot der missbrauchlichen Klauselgestaltung sei insbesondere im Lichte der Formulierung
der betreffenden Formularabrede zu prifen. Dieses sogenannte Transparenzgebot aus Art 5
Klausel-RL verlange von Unternehmern, Verbrauchern gegenuber Formularabreden klar und
verstandlich abzufassen. Dieses Erfordernis musse unter anderem unter Berucksichtigung
des geringen Informationsstands, den der Verbraucher gegentiber dem Gewerbetreibenden
besitze, weit ausgelegt werden.

Darlber hinaus erscheine es geboten, dass die Beklagte als Klauselerstellerin den
Verbraucher Uber solche bindenden Rechtsvorschriften unterrichte, welche die Wirkungen
einer Rechtswahlklausel bestimmen.

Eine Rechtswahlklausel erscheine nach Art 3 Abs 1 Klausel-RL als missbrauchlich, sofern
sie den Verbraucher in die Irre flihre. Dies sei wiederum dann der Fall, wenn die
Formularabrede den Eindruck vermittle, auf den Vertrag sei nur das Recht dieses
Mitgliedstaates anwendbar (vgl EuGH C-191/15, Rn 65, 68, 69, 71).

In dieser Entscheidung sei der EuGH insgesamt zu dem Schluss gekommen, dass eine
Rechtswahlklausel in AGB wegen Intransparenz unwirksam sei, wenn sie nicht darauf
hinweise, dass der Verbraucher nach Art 6 Abs 2 Rom [-VO trotz einer anderslautenden
Rechtswahl den Schutz durch die zwingenden Bestimmungen des Verbraucherstaatsrechts
geniele.

Nach Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO sei Art 6 Abs 2 Rom |-VO auf Beférderungsvertréage aber
nicht anzuwenden. In der Literatur werde dennoch vertreten, dass sich die ,Amazon-Doktrin“
des EuGH mit Bedacht auch auf Rechtswahlklauseln in Luftbeférderungsvertragen Gbertragen
lasse und die Anforderungen an die Transparenz solcher Klauseln erhéhe. In diesem
Zusammenhang werde teilweise vertreten, dass eine solche Rechtswahlklausel darauf
hinweisen muisse, dass Uberhaupt nur die in Art 5 Abs 2 lit a bis lit e Rom I-VO genannten
Rechtsordnungen wirksam vereinbart werden kénnten.

Der Hinweis auf ,andere geltende Rechtsvorschriften® erscheine intransparent, weil daraus
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fur den durchschnittichen Verbraucher nicht erkennbar sei, welche anderen
Rechtsvorschriften, welcher Staaten dabei Gberhaupt in Betracht kommen.

Eine Irrefihrung von Verbrauchern liege auch darin begrindet, dass die Klausel zwar auf
das ,Ubereinkommen* oder ,andere geltende Rechtsvorschriften” als Grenzen der Rechtswahl
hinweise, dabei jedoch einen Hinweis auf die trotz Rechtswahl geltende Fluggastrechte-VO
als zentrale Rechtsquelle in diesem Bereich unterlasse.

Ein weiterer Verstol liege darin, dass die Klausel nach ihrem Wortlaut (,samtliche
Beférderungen®) auch auflervertragliche Schuldverhaltnisse zwischen den Vertragsparteien
umfassen konnte und somit gegen Art 14 Abs 1 lit a Rom II-VO verstolie.

Die Rechtswahl flihre im Ergebnis zum Entzug der zwingenden nationalen
Schutzbestimmungen.

Viele Verbraucherinnen wirden davon ausgehen, dass ihnen der Schutz ihres
Heimatstaats trotz einer Rechtswahlklausel, wie der gegenstandlichen, jedenfalls erhalten
bleibe. Im Sinne eines weit auszulegenden Transparenzgebots mussten Verbraucherlnnen
hier dartber aufgeklart werden, dass ihnen durch die Einwilligung in die gegenstandlichen
AGB der Schutz ansonsten zwingender nationaler Bestimmungen entzogen werde. Nur
dadurch werde sichergestellt, dass allen Verbraucherlnnen die tatsachliche Auswirkung
bewusst sei.

Diese Klausel stelle daher nicht nur die Rechtslage falsch dar, was einen Verstol3 gegen
das Richtigkeitsgebot des § 6 Abs 3 KSchG bedeute, sie sei auch irrefGhrend und
intransparent.

Zudem sei die Klausel auch gréblich benachteiligend, da sie die Durchsetzung von
Verbraucherrechten deutlich erschwere. Diese Klausel verschlechtere daher die
Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und verstoRe damit gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Uberdies missten Verbraucherlnnen nicht damit rechnen, dass das beklagte Unternehmen
eine fur Verbraucher groblich benachteiligende Rechtswahl treffe, durch die ihnen der Schutz
des Heimatlands entzogen werde. Die Klausel sei daher Uberraschend und nachteilig iSd
§ 864a ABGB und schon aus diesem Grund unwirksam.

Zum 2.Satz der Klausel brachte der Klager weiters vor, dass nach der jlingeren
Rechtsprechung des EuGH bei Vorliegen von missbrauchlichen Klauseln der Gesamtwegfall
des Vertrags nicht nur zulassig, sondern sogar geboten sein kdnne, wenn der Vertrag ohne
die missbrauchliche Klausel nicht mehr bestehen kénne und der Gesamtwegfall im Interesse
des Verbrauchers sei. Die Unwirksamkeit einer Klausel kdnne daher auch Auswirkungen auf
die verbleibenden Bestimmungen haben, wenn der Vertrag ohne die Klausel nicht
fortbestehen kénne und im Interesse des Verbrauchers ein Gesamtwegfall des Vertrags
geboten sei. Auch das berucksichtige die Klausel nicht.

Da sie die Rechtslage nach § 879 Abs 3 ABGB insofern ebenfalls nicht richtig wiedergebe,
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sei die Klausel intransparent und unzuldssig nach § 6 Abs 3 KSchG.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass das Unionsrecht Rechtswahlklauseln grundsatzlich
zulasse. Art 5 Abs 2 Rom I-VO regle naher, welches anzuwendende Recht die Parteien eines
Vertrags uber die Beférderung von Personen wahlen kdnnen. Hierzu zahle das Recht jenes
Staates, in dem der Beférderer seinen gewdhnlichen Aufenthalt habe.

Die Beklagte mache daher nur das, was ihr nach Art 5 Abs 2 Rom I-VO zulassigerweise
maoglich sei, namlich das Recht jenes Staates zu vereinbaren, in dem sie ihren gewoéhnlichen
Aufenthalt habe, namlich belgisches Recht.

Die inkriminierte Klausel sei auch nicht missbrauchlich iSd Art 3 Abs 1 Klausel-RL. Eine
Irrefihrung des Verbrauchers finde nicht statt: Wie die Klagerin selbst anmerke, sei Art 6
Abs 2 Rom [-VO aufgrund der Legalausnahme in Art 6 Abs 4 lit b Rom I[-VO bei
Beforderungsvertragen nicht anwendbar.

Das entspreche auch der Rechtsprechungspraxis des EuUGH.

Die Beklagte sei daher auch nicht dazu verpflichtet, die Verbraucherlnnen dariber zu
unterrichten, dass sie nach Art 6 Abs 2 Rom I-VO den Schutz der zwingenden Bestimmungen
des Rechts genielle, das ohne die Klausel anzuwenden ware, zumal diese Regelung fir
Beforderungsvertrage gerade nicht gelte.

Auch in der Literatur werde Uberwiegend die Ansicht vertreten, dass Art 6 Rom I-VO auf
reine Befdrderungsvertrdge nicht anwendbar und daher lediglich Art 5 Abs 2 Rom I-VO
malfigeblich sei.

Die Aussage des EuGH zu C-191/15 zur Unterrichtungspflicht nach Art 6 Abs 2 Rom I-VO
sei daher auch nicht unmittelbar auf die inkriminierte Klausel zu Gbertragen.

Grundsatzlich bestehe nach Art 5§ Rom I-VO keine Hinweispflicht gegentber den
Verbraucherlnnen auf die beschrankten Rechtswahlmadglichkeiten nach Art 5 Abs 2 Rom I-VO.
Diese mussten daher auch nicht in die Klausel selbst aufgenommen werden.

Eine Missbrauchlichkeit der Rechtswahlklausel konne sich daher nur aus einer
Formulierung ergeben, die nicht dem in Art 5 Klausel-RL aufgestellten Erfordernis einer klaren
und verstandlichen Abfassung genuge. Durch die inkriminierte Klausel wirden die
Verbraucherlnnen aber gerade transparent und ausdricklich darliber aufgeklart, dass die
Rechtswahl in Ubereinstimmung mit den Vorgaben fiir beschrankte Rechtswahlmdglichkeiten
in Art 5 Abs 2 Rom I-VO erfolge.

Der Klager gehe bei der Beurteilung dieser Klausel insgesamt nicht von ihrem
tatsachlichen Wortlaut aus. Es liege somit aber auch kein Verstol3 gegen Art 14 Abs 1 lit a
Rom [I-VO vor. Der Klager begriinde einen solchen Verstol3 damit, dass die Klausel durch den
Wortlaut ,samtliche Befoérderungen" auch aufervertragliche Schuldverhaltnisse umfassen
konnte. Die Klausel enthalte diesen Wortlaut aber gerade nicht. Es werde vielmehr klar darauf

hingewiesen, dass der Rechtswahl nur der Beférderungsvertrag sowie die ABB unterliegen —
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also ausschlieBlich vertragliche Schuldverhaltnisse. Folglich werde in der Klausel die
Rechtslage richtig und transparent dargestellt, weshalb diese den Vorgaben des
Richtigkeitsgebots gemaf § 6 Abs 3 KSchG entspreche.

Da At 6 Rom I[-VO nicht anwendbar sei, kdnne mit der Rechtswahl auch keine
Erschwerung der Durchsetzung von Verbraucherrechten vorliegen, weil diese aufgrund der
Legalausnahme in Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO nicht anwendbar seien. Folglich liege keine
grébliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB vor. Eine Rechtswahl innerhalb des von
Art5 Abs 2 Rom I|-VO vorgegebenen Rahmen kénne fiur den Verbraucher keine grébliche
Benachteiligung darstellen.

Die Wahl des Rechts am Sitz der Beklagten als Beforderer sei aus dem Blickwinkel der
Verbraucherlnnen auch nicht tberraschend iSd § 864a ABGB. Bei der Zustimmung zu den
AGB miussten Verbraucherlnnen damit rechnen, dass der AGB-Verwender eine (zulassige)
Rechtswahl vornehme.

Die gegenstandliche Wahl belgischen Rechts bewege sich innerhalb der nach Art 5 Abs 2
Rom |-VO =zuldssigen Auswahlmoglichkeiten. Nutze der AGB-Verwender lediglich den
Spielraum, der ihm vom Gesetzgeber eingerdumt werde, konne dies weder groblich
benachteiligend noch Uberraschend sein. Die Klausel ist somit auch mit § 864a ABGB
vereinbar.

Da die Rechtswahlklausel insgesamt zulassig sei, seien daher auch die Ubrigen Klauseln
im gegenstandlichen Verfahren nach materiellem belgischem Recht zu beurteilen.

Beim letzten Satz von Klausel 2 handle es sich um einen selbststandigen Teilbereich.
Diese Klausel sei daher teilbar in (a) eine Rechtswahlklausel und (b) eine sogenannte
salvatorische Klausel. Diese beiden Teilbereiche seien auch getrennt und unabhangig
voneinander zu beurteilen. Eine von Beklagtenseite ausdriicklich bestrittene Unzuldssigkeit
des letzten Satzes beeintrachtige daher die Wirksamkeit der Rechtswahlklausel nicht.

Aber auch flr sich betrachtet sei diese salvatorische Klausel nicht zu beanstanden. Diese
besage lediglich, dass die Ubrigen Bestimmungen gtiltig bestehen bleiben. Die Vereinbarung
einer solchen "eingeschrankten" salvatorischen Klausel, die keine Aussage uber das
Schicksal der ungiltigen Bestimmung (etwa im Rahmen einer Ersetzungsregelung) treffe,
gebe lediglich die Rechtslage wieder und sei daher auch rechtlich nicht zu beanstanden.
Insbesondere liege kein Verstoll gegen § 879 Abs 3 ABGB bzw § 6 Abs 3 KSchG vor.

Nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist der Beklagten zunachst
zuzugestehen, dass die Klagerin nicht (durchgehend) vom tatsachlichen Wortlaut dieser
Klausel ausgeht. In dieser finden sich die vom Klager in seinen Rechtsausflihrungen
ausdriicklich  angefiihrten  Passagen (vgl  ,Ubereinkommen®, ,andere geltende
Rechtsvorschriften“ oder ,samtliche Beférderungen®) nicht.

Weiters ist der Beklagten rechtlich zuzugestehen, dass nach Art 6 Abs 4 lit b Rom [-VO die
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Absatze 1 und 2 dieses Artikels fur Beférderungsvertrage (mit Ausnahme von
Pauschalreisevertragen) nicht gelten.

Daraus folgt rechtlich zunachst, dass nach Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO grundsatzlich auch
bei Verbrauchervertragen das auf den Vertrag anzuwendende Recht nach Art 3 Rom [|-VO
iVm Art 5 Abs 2 lit a bis e Rom I-VO frei gewahlt werden kann und darf.

Das gilt selbst dann, wenn die Rechtswahl dazu fuhrt, dass den Verbraucherlnnen der
Schutz entzogen wird, der ihnen sonst durch diejenigen Bestimmungen gewahrt wird, die
ihnen ohne diese Rechtswahl nach dem Recht des Staates ihres gewdhnlichen Aufenthalts
gewahrt werden wirden (vgl Art 6 Abs 1 und 2 Rom [-VO).

Aus folgenden rechtlichen Uberlegungen ist daraus aber fiir die Beklagte nichts gewonnen:

Auch im Verbandsprozess ist das auf die Zulassigkeit der Klauseln selbst anwendbare
Recht nach der Rom I-VO zu ermitteln. Das fiihrt zur Anwendung von Art 3 Abs 1 und Art 5
Abs 2 Rom |-VO sowie der Ausnahmebestimmung des Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO auf eine in
Beforderungsbedingungen enthaltene Rechtswahlklausel (R0131886 insbesondere [T2 und
T3]; EuGH C-191/15 Rn 60).

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass flr Beforderungsvertrage nach Art 5
Abs 2 Rom I|-VO nur das Recht bestimmter Staaten wirksam vereinbart werden kann. Dazu
zahlt auch das Recht jenes Staates, in dem das Beférderungsunternehmen, die Beklagte,
ihren Sitz hat (lit b).

Das ist nach den Feststellungen Belgien, sodass die in den ABB vorgesehene Wahl
belgischen Rechts grundsatzlich dieser Vorgabe entspricht.

Als Zwischenergebnis ist daher festzuhalten, dass die Glultigkeit der Rechtswahl in
Klausel 2 grundsatzlich nach belgischem Recht zu prifen ist.

Der EuGH hat aber in seiner Entscheidung vom 28.7.2016 zu C-191/15 ausgesprochen,
dass im Verbrauchergeschaft eine nicht im Einzelnen ausgehandelte Rechtswahlklausel, die
den Verbraucher nicht tUber die von Art 6 Abs 2 Rom I-VO vorgesehene Weitergeltung der
zwingenden Verbraucherschutzbestimmungen seines Heimatrechts (das sogenannte
Gunstigkeitsprinzip) aufklart, irrefihrend und daher auch missbrauchlich iSd Art 3 Abs 1 der
Klausel-RL sein kann (EuGH C-191/15, Amazon, Rn 71; 7 Ob 44/23f Rz 5 mwN; in diesem
Sinn zuletzt auch EuGH 14.9.2023, C — 82/21, Club La Costa ua).

Personenbeforderungsvertrage, wie sie Gegenstand der ABB der Beklagten sind, sind
nach Art 6 Abs 4 lit b Rom I-VO ausdrucklich vom Gunstigkeitsprinzip ausgenommen. Der
Verbraucherschutz wird fir diese Art von Vertragen grundsatzlich dadurch erreicht, dass nach
Art 5 Abs 2 Rom |-VO die Rechtswahl nicht vollig frei erfolgen kann, sondern auf bestimmte
Rechtsordnungen beschrankt ist, zu denen der Beférderungsvertrag einen von mehreren
konkret genannten Anknipfungspunkten aufweist.

Der Beklagten ist deshalb auch dahingehend zuzustimmen, dass eine nach diesen
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Vorgaben zuldssige Rechtswahl — wie etwa jenes des Sitzstaates des Luftfahrtunternehmers
— per se fur den Verbraucher weder Uberraschend noch nachteilig ist (vgl auch EuGH C-
191/15, Amazon, Rn 67).

Der OGH hat aber in seiner Entscheidung zu 4 Ob 222/22h vom 21.11.12023 (indiziert
unter anderem zu RS0131886) unter Berufung auf deutsche Judikatur bereits ausgefihrt,
dass die Rechtswahl in den AGB zu Luftbeférderungsvertragen unter Berufung auf die
Entscheidung des EuGH zu C-191/15 auch ohne nahere Prifung des nationalen Rechts als
irrefGhrend und daher missbrauchlich iSd Art 3 Klausel-RL beurteilt werden kann.

Die IrreflUhrung wurde dabei (auch) auf die Argumentation gestitzt, dass solche
Rechtswahlklauseln den Verbraucher entgegen EuGH C-191/15 nicht ausdricklich Gber
solche bindenden Rechtsvorschriften unterrichten, welche die Wirkung einer
Rechtswahlabrede bestimmen, insbesondere die der Rechtswahl vorgehende Fluggastrechte-
VO. Vielmehr schlielle der Begriff ,einschlagige Gesetze® nach einigen Entscheidungen
europaische Verordnungen sogar aus. Die Nennung der Fluggastrechte-VO in anderen Teilen
der AGB koénne der Irrefihrung nicht entgegenwirken, sondern verstarke eher sogar den
Eindruck, dass es sich dabei eben um keine fiir die Rechtswahl relevante Norm handle.
Mitunter wird daher sogar vertreten, dass die Fluggastrechte-VO in einer wirksamen
Rechtswahlklausel jedenfalls ausdricklich genannt werden misse, um eine Irrefiihrung der
Verbraucher zu vermeiden.

Eine weitere in der deutschen Judikatur und Literatur behandelte Rechtsfrage lautet, ob
das Luftfahrtunternehmen bei der Rechtswahl in seinen AGB darauf hinweisen muss, dass die
Wahlmaéglichkeiten durch Art 5 Abs 2 Rom I-VO beschrankt sind (Hinweis auf die sogenannte
Ermachtigungsgrundlage). Dies wurde vom OLG Frankfurt/Main ausdrucklich verneint und
eine entsprechende Rechtswahlklausel zugunsten englischen und walisischen Rechts fur
zulassig erachtet. Gegenteilig entschied das Amtsgericht Nurnberg.

Noch fehlt eine ausdriickliche EuGH-Rechtsprechung dazu, welche Anforderungen
Rechtswahlklauseln flr Personentransportvertrage erfillen missen, um eine missbrauchliche
IrrefUhrung im Sinn der Klausel-RL zu vermeiden (Tonner/Bergmann/Blankenburg,
Reiserecht? [2022] § 9 Rz 47; vgl OGH 4 Ob 222/22h va Punkt 5.).

Im gegenstandlichen Fall ergibt sich aber aus der Entscheidung des EuGH zu C-191/15
und der gerade umfassen zitierten Entscheidung des OGH zu 4 Ob 222/22h, dass die
konkrete Rechtswahlklausel (die Klausel 2) irrefihrend bzw intransparent ist.

Zunachst ist darauf zu verweisen, dass fir Verbraucherlnnen aus dem Wortlaut dieser
Klausel schon schwer erkennbar ist, dass es sich dabei um eine konkrete Rechtswahl handelt.
Diese Klausel ist vielmehr so formuliert, dass beim Empfanger, den Verbraucherinnen, der
Eindruck entstehen konnte, dass der konkrete Beforderungsvertrag mit der Beklagten und die

Beforderungsbedingungen selbst (die ABB) ,in Ubereinstimmung mit der beschrénkten

25 von 130



41 Cg 33/23w - 35

RechtswahIimdglichkeit nach der Rom I-VO* (gemeint: automatisch) dem belgischen Recht
unterliegen, ohne dass dafir eine einvernehmliche Rechtswahl erforderlich ist.

Nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist die von der Beklagten gewahlte
Formulierung bereits hart an der Grenze der Intransparenz des § 6 Abs 3 KSchG.

Darlber hinaus hatte die Beklagte in dieser Klausel aber auch jedenfalls ausdricklich auf
die Geltung der Fluggastrechte-VO hinweisen mussen.

Weiters hatte die Beklagte im Rahmen der Rechtswahlklausel die Adressaten, die
Verbraucherlnnen, ausdricklich darauf hinweisen missen, dass durch diese an sich zulassige
Rechtswahl flr sie die Gefahr besteht, dass sie ihren allenfalls weitergehenden Schutz durch
die Rechtsnormen ihres Wohnsitzstaates verlieren kénnen. Auf diese Konsequenz der nicht
im Einzelnen ausverhandelten Rechtswahlklausel hatte die Beklagte in dieser Bestimmung
ihrer ABB (allgemein aber ausdriicklich) aufzuklaren gehabt. Das ist nach der Rechtsansicht
des erkennenden Gerichts unabdingbare Voraussetzung dafir, dass sich die Beklagte auf die
grundsatzlich zulassige Rechtswahl wirksam berufen darf.

Aus diesen rechtlichen Uberlegungen ist diese Klausel und damit die Rechtswahl
insgesamt intransparent und missbrauchlich.

Daraus folgt rechtlich weiters, dass auch der 2.Satz dieser Klausel nicht anwendbar ist.

Die bekampften Klauseln sind daher im gegenstandlichen Verfahren insgesamt nach

Osterreichischem materiellen Recht zu prifen.

1) Zum allgemeinen PriufungsmaRstab:

Far samtliche Klauseln sind im Verbandsprozess folgende Grundsatze maflgeblich:

Im Verbandsprozess nach § 28 KSchG hat die Auslegung der Klauseln im
,kundenfeindlichsten® Sinn zu erfolgen; es ist von der fur die Kunden der Beklagten
nachteiligsten Auslegungsvariante auszugehen. Auf eine etwaige teilweise Zulassigkeit der
beanstandeten Klausel kann nicht Rucksicht genommen werden, weil eine geltungserhaltende
Reduktion nicht moglich ist (RS0016590 und RS0038205 [insbesondereT20]; 4 Ob 63/21z
mwN).

Mit dem Verbandsprozess soll nicht nur das Verbot von gesetzwidrigen Klauseln erreicht,
sondern es sollen auch jene Klauseln beseitigt werden, die den Verbraucher — durch ein
unzutreffendes oder auch nur unklares Bild seiner vertraglichen Position — von der
Durchsetzung seiner Rechte abhalten kénnen oder ihm unberechtigt Pflichten auferlegen.
Daraus kann eine Pflicht zur Vollstandigkeit folgen, wenn die Auswirkungen einer Klausel fur
den Kunden andernfalls unklar bleiben (RS0115219 [T1, T14, T21]; RS0115217 [T8];
RS0121951 [T4]).

§ 28 Abs 1 KSchG bezieht sich auf gesetz- oder sittenwidrige Vertragsbedingungen,

worunter im Kern die Kontrolle von Willenserklarungen zu verstehen ist. Dient ein Satz bloR}
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der Aufklarung des Verbrauchers, ist er grundsatzlich unbedenklich (RS0131601).

Ein Querverweis in einem Klauselwerk oder ein Verweis auf Preislisten fiihrt an sich noch
nicht zur Intransparenz gemaf § 6 Abs 3 KSchG. Allerdings kann Im Einzelfall unklar sein,
welche Rechtsfolgen sich aus dem Zusammenwirken der aufeinander bezogenen
Bestimmungen ergeben. Weiters flhrt die Unzulassigkeit der Bestimmung, auf die verwiesen
wird, zwingend zur Unzul&ssigkeit der verweisenden Bestimmung (RS0122040).

Im Unterlassungsprozess nach § 28 KSchG kann keine Ricksicht auf eine etwaige
teilweise Zulassigkeit der beanstandeten Bedingungen genommen werden; flir eine
geltungserhaltende Reduktion ist kein Raum. Ziel des KSchG ist es, auf einen angemessenen
Inhalt der in der Praxis verwendeten allgemeinen Geschaftsbedingungen hinzuwirken. Der
Richter hat nicht die Aufgabe, sich durch geltungserhaltende Reduktion zum Sachwalter des
Verwenders der AGB zu machen (RS0038205).

Die Geltungskontrolle nach § 864a ABGB bezieht sich auf nachteilige Gberraschende und
ungewohnliche Klauseln. Objektiv ungewohnlich ist eine Klausel, die von den Erwartungen
des Vertragspartners deutlich abweicht, mit der er also nach den Umstanden
verniinftigerweise nicht zu rechnen braucht. Der Klausel muss ein Uberrumpelungseffekt
innewohnen (RS0014646). Entscheidend ist, ob die Klausel beim jeweiligen Geschaftstyp
uniblich ist oder ob sie den redlichen Verkehrsgewohnheiten entspricht (RS0105643 [T3];
RS0014627 [T3]). Dabei kommt es nicht allein auf den Inhalt der Klausel an. Diesem kommt
vielmehr im Zusammenhang mit der Stellung im Gesamtgeflige des Vertragstextes Bedeutung
zu, weil sich das Ungewdhnliche einer Vertragsbestimmung insbesondere aus der Art ihrer
Einordnung in den AGB ergibt (RS0014659 [T2]). Die Bestimmung darf im Text nicht derart
versteckt sein, dass sie der Vertragspartner nicht dort vermutet, wo er sie findet, und dort nicht
findet, wo er sie vermuten kdénnte (RS010643 [T2]; RS0014646 [T14]).

Erfasst sind alle dem Kunden nachteiligen Klauseln; eine grobe Benachteiligung nach
§ 879 Abs 3 ABGB wird nicht vorausgesetzt (RS0123234).

Die Geltungskontrolle ist nicht allein auf Nebenabreden beschrankt, sondern umfasst auch
Vertragsbestimmungen Uber die Begrindung, Umgestaltung bzw Erweiterung der
Hauptpflichten (RS0014603).

Nach § 879 Abs 3 ABGB ist eine in AGB oder Vertragsformblattern enthaltene
Vertragsbestimmung, die nicht eine der beiderseitigen Hauptleistungen festlegt, nichtig, wenn
sie unter Berucksichtigung aller Umstande des Falls einen Teil gréblich benachteiligt. Das
dadurch geschaffene bewegliche System bericksichtigt einerseits die objektive
Aquivalenzstdrung und andererseits die ,verdiinnte Willensfreiheit* (RS0016914).

Die Ausnahme von der Inhaltskontrolle ist dabei moglichst eng zu verstehen (RS0016908;
RS0128209).

Ein Abweichen vom dispositiven Recht wird unter Umstanden schon dann eine ,grobliche®
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Benachteiligung des Vertragspartners sein konnen, wenn sich fir die Abweichung keine
sachliche Rechtfertigung ergibt. Dies ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn die dem
Vertragspartner zugedachte Rechtsposition in einem auffallenden Missverhaltnis zur
vergleichbaren Rechtsposition des anderen steht, wenn also keine sachlich berechtigte
Abweichung von der flir den Durchschnittsfall getroffenen Norm des nachgiebigen Rechts
vorliegt (RS0016914 [T3, T4 und T6]).

Die Beurteilung, ob eine Klausel den Vertragspartner groblich benachteiligt, orientiert sich
somit am dispositiven Recht, das als Leitbild eines ausgewogenen und gerechten
Interessenausgleichs fir den Durchschnittsfall gilt (RS0014676 [T7, T13, T43]).

Nach § 6 Abs 3 KSchG ist eine in AGB oder Vertragsformblattern enthaltene
Vertragsbestimmung unwirksam, wenn sie unklar oder unverstandlich abgefasst ist. Das
Transparenzgebot soll es dem Kunden ermoglichen, sich aus den AGB oder
Vertragsbestandteilen zuverlassig Uber seine Rechte und Pflichten bei der Vertragsabwicklung
zu informieren (RS0115217 [T41]).

Das setzt die Verwendung von Begriffen voraus, deren Bedeutung dem typischen
Verbraucher gelaufig ist oder von ihm jedenfalls festgestellt werden kann. Das kdnnen
naturgemanl auch Fachbegriffe sein, nicht aber Begriffe, die so unbestimmt sind, dass sich ihr
Inhalt jeder eindeutigen Festlegung entzieht. Der durch ihre Verwendung geschaffene weite
Beurteilungsspielraum schliel3t es aus, dass der Verbraucher Klarheit Gber seine Rechte und
Pflichten gewinnen kann (RS0115217 [T3]).

Das Transparenzgebot begnugt sich nicht mit formeller Textverstandlichkeit, sondern
verlangt, dass Inhalt und Tragweite vorgefasster Vertragsklauseln fir den Verbraucher
»-durchschaubar® sind (RS0122169 [T2]).

lll) Zu den einzelnen Klauseln selbst:

Klausel 1) (in Punkt 2.3. der ABB)

1. Fir Code-Share-Dienste auf Fliigen, die von anderen Carriern durchgefiihrt werden,
gelten die vorliegenden Beférderungsbedingungen. Code-Share-Partner haben jedoch unter
Umstdnden Bestimmungen hinsichtlich der Durchfiihrung eigener Fliige, die von den
Bestimmungen von Brussels Airlines durchgefiihrte  Fllige abweichen. Diese
Beférderungsbedingungen anderer Code-Share-Partner werden deshalb in die vorliegenden
Beférderungsbedingungen einbezogen und damit Bestandteil des Befbrderungsvertrages.

Die Klagerin brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 3 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Sie sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, da Verbraucherinnen
keinen Aufschluss iber die malRgeblichen Regelungen erlangen wiirden.

Diese Klausel erfasse insbesondere auch den Fall, dass die vorliegenden AGB oder jene

der Code-Share-Partner nicht in das Vertragsverhaltnis einbezogen worden seien. Die
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Vereinbarung von AGB setze jedenfalls voraus, dass vor Vertragsabschluss tatsachlich die
Moglichkeit bestanden habe, Kenntnis von ihnen zu erlangen.

Unklar bleibe zudem auch der Umgang mit voneinander abweichenden und
widerspruchlichen Bestimmungen, die sich in den verschiedenen AGB finden konnten.

Die Klausel sei daher intransparent und auch groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3
ABGB, weil sie den rechtlichen Vorgaben zum Geltungsgrund der AGB widerspreche.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass beim Code-Sharing das vertragliche
Luftfahrtunternehmen seine Fluggaste, mit denen es einen Beférderungsvertrag
abgeschlossen habe, im Flugzeug eines anderen (des ausflihrenden) Luftfahrtunternehmens
befordern lasse. Da daher auch bei Code-Share-Fligen die Beklagte die Vertragspartnerin
der Kunden sei, sei klar, dass auch bei diesen Flligen die ABB der Beklagten gelten.

Unabhangig davon sei jedoch der Code-Share-Partner als ausfihrendes
Luftfahrtunternehmen derjenige, dem die Verpflichtungen nach der Fluggastrechte-VO
obliegen bzw unterstehe dieser fiir die Beférderung, die er ausfiihre, den Vorschriften des MU.

Der Code-Share-Partner sei auch derjenige, der den Flug tatsachlich mit seinem Flugzeug
durchfihre. Es liege daher auf der Hand, dass fiir die Durchfiihrung des Fluges auch die
Bestimmungen des Code-Share-Partners relevant seien, und diese in die
Beforderungsbedingungen der Beklagten einbezogen werden missen.

Es sei fur den Kunden auch ein Leichtes, herauszufinden, um welche Klauseln in den
Beforderungsbedingungen des Code-Share-Partners es gehe. Die inkriminierte Klausel
spreche namlich nicht von den AGB der Code-Share-Partner im Allgemeinen, sondern nur von
den Bestimmungen betreffend die Durchfliihrung des Fluges. Der interessierte Kunde werde
daher sehr rasch den relevanten Abschnitt in den Bestimmungen des betreffenden Code-
Share-Partners finden.

Aus der inkriminierten Klausel gehe dann eindeutig hervor, dass lediglich von den ABB
abweichende Bestimmungen einbezogen werden. Fur den Kunden sei damit aber auch Klar,
dass bei Abweichungen die Beférderungsbedingungen der Code-Share-Partner gelten,
mussten diese sonst doch gar nicht in den Beforderungsvertrag einbezogen werden.

Somit sei fir den Kunden aber auch klar, wie mit einander widersprechenden Klauseln
umzugehen sei.

Der Kunde habe auch die Madglichkeit, vom Inhalt dieser Bestimmungen Kenntnis zu
nehmen. Die Beforderungsbedingungen der Code-Share-Partner seien auf deren
Internetseiten o6ffentlich ersichtlich und abrufbar.

Im Informationszeitalter kbnne davon ausgegangen werden, dass sich viele Konsumenten
vor Abschluss von Vertragen durch Lektire einschlagiger Broschiren, Internetseiten usw Uber
die Bestandteile  des  Beférderungsvertrags  kundig machen. Die heutige

Informationsgesellschaft biete dabei jedem Verbraucher die Mdoglichkeit eines einfachen
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Wissensbezugs, die ihn in die Lage versetze, sich Kenntnis von den mafgeblichen
Bestimmungen zu verschaffen.

Beim Code-Sharing handle es sich um eine im Luftfahrtbereich Ubliche und notwendige
Zusammenarbeit. Diese erhdhe die Flexibilitat und ermdgliche eine bessere Dienstleistung fur
Fluggaste. AuRerdem trage sie zur Sicherheit des Luftverkehrs bei. Gerade durch das Code-
Sharing konnten Fluggesellschaften ihren Kunden das groRtmogliche Streckennetz zum
bestmdglichen Preis anbieten. Zusatzlich wirden die Kunden dabei von hoheren
Flugfrequenzen, aufeinander abgestimmten Abflugzeiten und einer durchgehenden
Gepackbeforderung profitieren.

Naturgemafl gehe damit auch eine gewisse Komplexitat einher. Bei der Beurteilung der
Transparenz einer Klausel sei zu priifen, ob der Verwender der fraglichen Vertragsklausel eine
moglichst verstandliche Formulierung gewahlt habe, oder ob sie flir den Durchschnittskunden
unnotig schwer verstandlich sei. Die Beklagte habe eine moglichst transparente Formulierung
gewanhlt.

Es ware fur Fluggesellschaften unmdglich, die Einbeziehung derartiger Bedingungen der
ausfiihrenden Fluggesellschaft noch transparenter zu gestalten.

Die inkriminierte Klausel sei daher unter Berlcksichtigung der Komplexitat des
Ordnungsbereichs Code-Sharing und der in diesem Zusammenhang notwendigen
einschrankenden Auslegung von § 6 Abs 3 KSchG hinreichend transparent.

Weshalb eine grébliche Benachteiligung vorliegen solle, werde vom Klager nicht
nachvollziehbar dargelegt. Wirde man annehmen, die Beférderungsbedingungen der Code-
Share-Partner seien nicht wirksam vereinbart worden, wirden sie auch kein
Vertragsbestandteil. In diesem Fall kdnne aber auch § 879 Abs 3 ABGB nicht zur Anwendung
kommen. Seien die Bestimmungen aber wirksam einbezogen worden, kénne dies wiederum
nicht ,den rechtlichen Vorgaben zum Geltungsgrund der AGB" widersprechen.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts entspricht
diese Klausel tatsachlich der Klausel 3 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel entgegen der
Rechtsansicht der Beklagten dem Transparenzgebot nicht standhalt.

Der Verbraucher darf Uber seine vertragliche Position nicht im Unklaren gelassen werden.

Aufgrund dieser Klausel weil} der Verbraucher nicht einmal, welche Bedingungen fir ihn
mafgebend sein sollen, weil nur auf ,unter Umstanden“ abweichende Bestimmungen in den
Bedingungen der Code-Share-Partner tber die Durchfihrung der Fliige hingewiesen wird.
Dem Verbraucher kann nicht aufgeblirdet werden, unterschiedliche AGB miteinander zu
vergleichen und zu prifen, ob die Bedingungen der Code-Share-Partner allenfalls von jenen
der Beklagten abweichen.

Darlber hinaus setzt die wirksame Einbeziehung von AGB in einen Vertrag unter anderem
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voraus, dass der Kunde die Moglichkeit hat, von den AGB Kenntnis zu nehmen. Auf diesen
Umstand wird in der Klausel nicht Bedacht genommen. Vielmehr sollen die AGB der Code-
Share-Partner auch ohne Mdéglichkeit zur Kenntnisnahme in den Beforderungsvertrag mit der
Beklagten einbezogen werden.

Bei der im Verbandsprozess gebotenen Auslegung im verbraucherfeindlichsten Sinn ergibt
sich auch nicht, dass nur die abweichenden Bedingungen der Code-Share-Partner — im Sinn
eines Vorrangs — in den Beférderungsvertrag mit der Beklagten einbezogen werden sollen,
weil unter der Wendung ,diese Beférderungsbedingungen anderer Code-Share-Partner”
durchaus auch die Partner-Bedingungen in ihrer Gesamtheit verstanden werden kénnen. Es
bleibt damit auch unklar, wie mit voneinander abweichenden bzw widersprichlichen
Bedingungen umgegangen und wie allfallige Normenkonflikte aufgelést werden sollen.

Diese Klausel ist daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Klausel 3) (Punkt 2.6 der ABB)

3. Sofern in den vorliegenden Beférderungsbedingungen nichts anderes vorgesehen ist,
haben im Falle von Widerspriichen zwischen den vorliegenden Beférderungsbedingungen
und anderen Vorschriften von Brussels Airlines, die sich auf bestimmte Themen beziehen, die
vorliegenden Beférderungsbedingungen Vorrang.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 5 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Sie sei intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, da fiir Verbraucherlnnen
unklar bleibe, welche konkrete Regelung Geltung haben soll.

Verbraucherlnnen muassten demnach Erklarungen des Unternehmers und der ihm
zurechenbaren Personen dahingehend prufen, ob sie in den vorliegenden AGB Deckung
finden. Bei kundenfeindlichster Auslegung erfasse die Klausel weiters auch den Fall, dass
eine zwischen dem Kunden und dem Unternehmer individuell getroffene Vereinbarung
aufgrund des hier normierten Vorrangs dieser AGB ausgeschlossen werde.

Zudem mussten Verbraucherlnnen nicht damit rechnen, dass das Unternehmen denselben
Regelungsgegenstand in verschiedenen Bestimmungen unterschiedlich regle.

Die vorliegende Klausel ist daher bereits Uberraschend und nachteilig iSd § 864a ABGB
und schon aus diesem Grund unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass es sich bei dieser Klausel um eine Zweifelsregel
handle, die Klarheit fir den Kunden schaffe. Sollte er andere Regelungen der Beklagten
finden, die den gleichen Gegenstand wie die ABB regeln, werde durch diese beanstandete
Klausel klar, dass die ABB gelten, auller es werde etwas anderes in den ABB bestimmt.

Anders als vom Klager unterstellt, flihre diese Klausel somit nicht dazu, dass Verbrauchern
unklar bleibe, welche Regelung Geltung haben soll. Im Gegenteil werde dem Kunden erst
durch diese Klausel klar, welche Regeln fir ihn gelten.

Der Klager unterstelle dieser Klausel somit einen offenkundig unrichtigen Inhalt, der schon
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vom Wortlaut nicht gedeckt sei.

Eine Klausel, die Klarheit Uber die fur den Verbraucher geltenden Bestimmungen schaffe,
kénne im Ubrigen weder (berraschend noch nachteilig sein.

Die Klausel entspreche auch nicht der Klausel 5 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Die Klausel
im dortigen Verfahren sei nach der Ansicht des OGH insbesondere deswegen unzuldssig
gewesen, weil der normierte Vorrang ,nur gegenuber anderen Bestimmungen mit demselben
Regelungsgegenstand gegolten habe“ und dies vom Verbraucher verlangen wirde, die
Reichweite der widersprichlichen Regelungen miteinander zu vergleichen und ihren
Deckungsgrad zu bestimmen.

Eine solche Einschrankung auf ,den gleichen Gegenstand" enthalte die hier
verfahrensgegenstandliche Regelung gerade nicht. Es werde vielmehr ein genereller Vorrang
der ABB geregelt.

Nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist der Beklagten zunachst
zuzugestehen, dass der Wortlaut der beiden Klauseln in diesem Verfahren und im Verfahren
zu 4 Ob 63/21z nicht ident ist.

Es kann der Beklagtenseite aber insgesamt nicht dahingehend gefolgt werden, dass
deshalb die von ihr nunmehr konkret gewahlte Formulierung zulassig sei.

Dazu ist zunachst auf die Rechtsausfihrungen des OGH im Verfahren zu 4 Ob 63/21z zu
verweisen. Dieser flhrte rechtlich aus, dass entgegen der Ansicht der Beklagten die Klausel 5
im Vorverfahren keine klare Vorrangregel zugunsten der ABB fir den Fall enthalt, dass andere
vertragsrelevante Bestimmungen der Beklagten den ABB widersprechen.

Zum einen gilt der normierte Vorrang nur gegeniber anderen Bestimmungen ,mit
demselben Regelungsgegenstand“. Dies verlangt vom Verbraucher, die Reichweite der
widersprichlichen Regelungen miteinander zu vergleichen und ihren Deckungsgrad zu
bestimmen. Dem Verbraucher kann aber nicht aufgebirdet werden, unterschiedliche AGB
miteinander zu vergleichen oder diese nach inhaltlichen Abweichungen oder thematischen
Uberschneidungen zu lberpriifen.

Fir den Verbraucher bleibt zudem unklar, was gelten soll, wenn sich die widersprichlichen
Regelungen in ihrem Anwendungsbereich nur teilweise Uberschneiden.

Zum anderen enthalt die Klausel einen Vorbehalt zugunsten anderslautender
Vorrangregelungen in den ABB. In dieser Hinsicht bleibt unklar, ob damit nur ausdrutckliche
Vorrangregelungen gemeint sind, oder ob sich ein solcher Vorrang anderer Regelungen auch
durch Auslegung der ABB ergeben kann.

In der nunmehr zu prifenden Version dieser Vorbehaltsklausel sollen ,im Falle von
Widerspriichen zwischen den vorliegenden Beférderungsbedingungen und anderen
Vorschriften von Brussels Airlines, die sich auf bestimmte Themen beziehen, die vorliegenden

Beférderungsbedingungen Vorrang haben®.
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Das bedeutet aber rechtlich, dass diese Klausel ebenfalls intransparent und unzulassig ist.

Auch nach dem Wortlaut dieser konkreten Klausel ist fur die Verbraucherlnnen der Umfang
des Vorrangs nicht bestimmbar. Zwischen den Wortfolgen ,von anderen Bestimmungen mit
demselben Regelungsgegenstand® und ,anderen Vorschriften der Beklagten, die sich auf
bestimmte Themen beziehen*, besteht (rechtlich) kein wesentlicher Unterschied, sodass die
Rechtsansicht des OGH aus dem Verfahren zu 4 Ob 63/21z auch auf diese Version der ABB
zur Ganze anzuwenden ist.

Klausel 4) (Punkt 3.1.4. der ABB)

4. Wenn Sie im Besitz eines erméafBigten Flugscheins gemal oben 3.1.3. und am
Reiseantritt durch héhere Gewalt gehindert sind, werden wir lhnen auch den grundsétzlich
nicht erstattbaren Teils des Flugpreises erstatten, wenn Sie uns den Umstand héherer Gewalt
umgehend mitgeteilt und nachgewiesen haben und der Flugschein noch nicht angeflogen
worden ist. Wir sind zum Abzug einer Verwaltungsgebliihr berechtigt, die jeweils veréffentlicht
wird.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 6 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z sei. Diese normiere, dass bei hdoherer Gewalt auch der grundsatzlich nicht
erstattungsfahige Teil des Flugpreises gegen Entrichtung einer Verwaltungsgebihr
zurlckerstattet werde.

Diese Klausel sei tUiberraschend und nachteilig gemaR § 864a ABGB:

Mit dieser Bestimmung unter Punkt 3 der ABB ,Flugscheine - Allgemeines® miussten
Verbraucherlnnen schon von vornherein nicht rechnen. ,Erstattungen® wirden in den
vorliegenden ABB grundsatzlich unter Punkt 10 geregelt.

Die Klausel sei daher bereits aus diesem Grund unwirksam.

Daruber hinaus habe der OGH bereits zu 2 Ob 182/12x, in einem (weiteren) Verfahren
gegen die Deutsche Lufthansa AG, ausgesprochen, dass die Verrechnung eines
Bearbeitungsentgelts gerade in dem Fall gréblich benachteiligend sei, wenn
Verbraucherlnnen am Flugantritt aus Grinden, die nicht in ihrer Sphare liegen, gehindert
werden. Ein Rickerstattungsersuchen in Zusammenhang mit einer Ticketstornierung wegen
hoherer Gewalt konne demnach eine solche Geblihr keinesfalls rechtfertigen. Die Klausel sei
daher groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Zudem werde weder die Hohe dieser Gebuhr dargelegt, noch wiirden Verbraucherinnen
Aufschluss daruber erlangen, wo diese Geblhr normiert sein soll und kénnten somit nicht in
Erfahrung bringen, ob und in welcher Hohe eine solche Geblhr tatsachlich eingehoben
werde. Die Klausel sei daher auch intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Im Ergebnis stehe es demnach im Belieben der Beklagten, nach Gutdliinken eine Geblihr
fur Erstattungen zu verrechnen.

Offen bleibe weiters auch, was unter dem ,grundsatzlich nicht erstattbaren Teil des
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Flugpreises® zu verstehen sei und wann Uberhaupt von einem ,ermaligten Flugschein®
auszugehen sei.

Dartber konne auch Punkt 3.1.3 der ABB, auf den in der Klausel verwiesen werde, keinen
Aufschluss geben. Die Intransparenz werde dadurch noch verstarkt.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel weder Uberraschend noch nachteilig
iSd § 864a ABGB sei. Art 3 der ABB regle ,Flugscheine®. In Art 3.1.3 ABB gehe es um
.Flugscheine zu ermafigten Konditionen®, deren Erstattung eingeschrankt sein kénne.

In der beanstandeten Klausel, die den nachsten Unterpunkt in den ABB bilde (Punkt 3.1.4
ABB), werde ausgefiihrt, dass es in Fallen hoéherer Gewalt doch zu einer Erstattung bei
derartigen in Punkt 3.1.3 ABB erwahnten ermafigten, grundsatzlich nicht erstattbaren Tickets
komme.

Somit normiere diese Klausel auch gar keinen ,Nachteil" flir den Kunden, sondern vielmehr
eine fur ihn vorteilhafte Ausnahmeregelung bei einem grundséatzlich nicht erstattbaren Ticket.
In Fallen hoherer Gewalt solle dem Kunden durch die Klausel ndmlich mehr erstattet werden,
als ihm sonst nach dem von ihm gewahlten Tarif zustlinde.

Ob es sich bei dem konkret vom Kunden erworbenen Flugschein um einen zu ermaRigten
Konditionen handle und ob der Tarif eine Erstattung zulasse, erfahre der Kunde in
transparenter Weise bereits im Rahmen des Buchungsvorgangs, dh vor Abschluss des
Befdrderungsvertrags.

Anders als vom Klager behauptet, habe der OGH im Verfahren zu 2 Ob 182/12x
keineswegs ausgesprochen, dass die Verrechnung eines Bearbeitungsentgelts gerade dann
gréblich benachteiligend sei, ,wenn Verbraucherlnnen am Flugantritt aus Griinden, die nicht in
ihrer Sphare liegen, gehindert werden". Der OGH habe die grébliche Benachteiligung vielmehr
darin gesehen, dass ein Bearbeitungsentgelt selbst dann verlangt werden kénne, ,wenn der
Flug aus in der Sphare der Beklagten liegenden Grunden unterbleibe".

Bei der nun verfahrensgegenstandlichen beanstandeten Klausel gehe es jedoch um Falle,
die nicht in der Sphare der Beklagten liegen wirden, namlich um Falle héherer Gewalt. In
einem solchen Fall soll dem Kunden mehr erstattet werden, als ihm sonst zustiinde.

Da dieser Vorteil fir den Kunden jedoch zugleich mit Aufwendungen fir die Beklagte
verbunden sei, sei es nachvollziehbar und sachgerecht, dass die Beklagte dafiir ein
Verwaltungsentgelt einheben kdnne. Dieses werde zudem nicht in jedem Fall eingehoben, wie
sich bereits aus der Formulierung ,berechtigt" erkennen lasse.

Damit scheide auch eine groébliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB aus.

Eine generelle Festschreibung, wie hoch die der Beklagten entstehenden Aufwendungen
ausfallen kénnen, sei nicht moglich. Dies hange schlief3lich von verschiedenen Faktoren ab.
Die Festlegung eines Pauschalbetrags hatte weiters den Nachteil, dass dieser Betrag in

Einzelfallen Uber den bei der Beklagten entstandenen Kosten liegen wirde, was wiederum zu
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einer grundsatzlich unerwunschten Benachteiligung dieser Kunden fuhren wirde.

Daher sei es der Beklagten nicht moglich, die Verwaltungsgebuihr in ihren ABB ziffernmaRig
festzuschreiben. Zu fordern, dass die Beklagte die gegebenenfalls zu erstattenden
Aufwendungen in Form der Verwaltungsgebuhr in den ABB anzugeben und taglich aktuell zu
halten habe, ware eine Uberspannung des Transparenzgebots und wirde die
Ubersichtlichkeit fiir den Passagier sogar erheblich erschweren.

Eine Intransparenz der Klausel sei daher nicht gegeben.

Fir den Kunden sei klar, dass es sich bei der Verwaltungsgebihr um einen Betrag handle,
der mit den bei der Beklagten entstandenen Kosten korreliere.

Die beanstandete Klausel sei somit auch weder groblich benachteiligend noch
intransparent.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich der Klausel 6 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass sich dieser Klausel
entgegen der Rechtsausfiihrungen der Beklagten nicht entnehmen lasst, dass sie auf jene
Verwaltungskosten abstellt, die ihr durch die Bearbeitung der ausnahmsweisen Erstattung des
(zu ermaRigten Konditionen gebuchten) Flugpreises handelt.

Aus der Klausel ergibt sich auch nicht, auf welche Weise das Verwaltungsentgelt ermittelt
wird und von welchen Faktoren seine Hohe abhangt.

Damit gelingt es der Beklagten nicht, den Vorwurf der Intransparenz dieser Klausel zu
entkraften.

Davon abgesehen vermag die Beklagte auch nicht darzulegen, warum der Fluggast der
Verursacher dieser Kosten ist, zumal der Grund fur die Nichtdurchfuhrbarkeit des Fluges nicht
in seine Sphare fallt.

Die Klausel ist zudem auch sittenwidrig, da jedenfalls bei Verbrauchervertragen allgemein
davon auszugehen ist, dass der Erbringer einer Beférderungsleistung verpflichtet ist, jede
Vertragswidrigkeit zu beheben und jeden Hinderungsgrund zu beseitigen, aul3er dies ist fur
ihn (aus nicht von ihm zu vertretenden Grinden) unmdglich (vgl dazu den
verallgemeinerungsfahigen Grundsatz in § 11 Abs 3 PauschalreiseG). Diese Unmoglichkeit
hat der Leistungserbringer zu behaupten und zu beweisen. Dies gilt umso mehr, wenn fur den
Reisenden die fir den Leistungsausfall maflgebenden Hinderungsgriinde, wie dies bei einem
Flugausfall typisch ist, nicht durchschaubar sind und fir ihn daher ein Beweisnotstand vorliegt,
sodass auch die Voraussetzungen fur die Anwendung des Grundsatzes der Nahe zum Beweis
gegeben waren.

Dadurch, dass diese Klausel vom Verbraucher verlangt, der Beklagten den Umstand
hoherer Gewalt umgehend mitzuteilen und nachzuweisen, verstéf3t sie somit auch gegen § 6
Abs 1 Z 11 KSchG (vgl 2 Ob 1/09z).
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Klausel 5) (Punkt 3.1.7. der ABB)

5. [...] Ein Anspruch auf Beférderung besteht nicht, wenn der von lhnen vorgelegte
Flugschein erheblich beschédigt oder nachtrdglich abgeédndert worden ist, es sei denn, dass
dies durch uns erfolgt ist. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 7 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Bereits den Begriffsbestimmungen der Beklagten unter Punkt 1 der
ABB lasse sich entnehmen, dass ein Flugschein nichts anderes als eine Urkunde sei, die
Inhalt und Zustandekommen des Vertragsabschlusses dokumentieren soll.

Fir diese Auslegung spreche auch Art 2 lit i der VO (EG) 2111/2005, wonach ,Buchung*
den Umstand bezeichne, ,dass der Fluggast Uber einen Flugschein oder einen anderen Beleg
verflige, aus dem hervorgehe, dass die Buchung von dem Vertragspartner flr die Beférderung
im Luftverkehr akzeptiert und registriert wurde®.

Der Flugschein sei demnach lediglich ein Beweismittel vom Abschluss des
Beforderungsvertrags und verbriefe nicht fur sich einen Leistungsanspruch fir diejenige
Person, in deren Besitz sich der Flugschein befinde.

Da diese Klausel darauf nicht abstelle und sie den Befdrderungsanspruch direkt vom
Zustand des Flugscheins abhangig machen will, sei sie groblich benachteiligend geman § 879
Abs 3 ABGB.

Bei Vorlage eines beschadigten bzw veranderten Flugscheins konnte die Beklagte nach
dem |Inhalt dieser Klausel die Beforderung selbst dann verweigern, wenn der
Beforderungsanspruch der Verbraucherlnnen auf andere Weise nachgewiesen werden kdnne.

Dass die vorliegende Klausel den Beférderungsanspruch der Verbraucherlnnen vom
Zustand des Flugscheins abhangig machen will, sei schon fir sich gesehen nachteilig und
Uberraschend. Die Klausel sei daher bereits gemal} § 864a ABGB unwirksam.

Daruber hinaus sei die Klausel auch intransparent gema® § 6 Abs 3 KSchG, da fur
Verbraucherlnnen nicht absehbar sei, wann von einer erheblichen Beschadigung oder einer
nachtraglichen Abanderung auszugehen sei, die zu einer Verwirkung des
Beforderungsanspruchs fuhren soll. So ware etwa auch der Fall denkbar, dass
Verbraucherlnnen eine mindlich erteilte Zusage auf dem Flugschein festgehalten hatten.

Wenn die Klausel in diesem Sinne im Ergebnis auch die Wirksamkeit mindlicher Zusagen
der Beklagten und seiner Vertreter gegenulber Verbraucherlnnen ausschlieRe, so ware sie
Uberdies auch nach § 10 Abs 3 KSchG unzulassig.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass zu den Klauseln 5 bis 7 vorab anzumerken sei, dass
bereits Punkt 3.1.1 der ABB Kklarstelle, dass eine Beférderungsleistung nur dann erbracht
werde, wenn (i) ein gultiger Flugschein vorgelegt werde, oder (ii) im Falle einer elektronischen
Buchung bei einer giltigen ETIX-Hinterlegung im Buchungssystem (elektronisches Ticket).

Heutzutage wirden Passagiere de facto ausschlief3lich mit elektronischen Tickets reisen.
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Die Klauseln 5 bis 7 hatten daher inzwischen einen aulRerst eingeschrankten
Anwendungsbereich und wirden sich nicht auf elektronische Tickets, sondern ausschlief3lich
auf Papiertickets ohne ETIX-Hinterlegung im Buchungssystem (in der Folge: Papiertickets)
beziehen.

Solche Papiertickets wirden von der Beklagten heute nur noch fiir interne Zwecke
ausgestellt. Es sei daher in den letzten Jahren auch keinem Passagier aus diesen Grunden
eine Beférderung verweigert worden. Dies sei bei der rechtlichen Beurteilung zu
bertcksichtigen.

Ungeachtet dessen musse es der Beklagten bei Vorlage eines Papiertickets mdglich sein,
die Berechtigung des Kunden zur Beforderung zu Uberprifen. Nach hA sei die Vereinbarung
eines Leistungsverweigerungsrechts in AGB bei fehlendem oder fehlerhaftem Flugschein
zulassig. Dabei werde gerade die vom Klager beanstandete Klausel als zulassiges Beispiel
genannt. Dies werde auch dadurch unterstrichen, dass die Beférderungsbedingungen
diverser anderer Airlines eine idente Klausel enthalten wirden.

Diese Klausel sei daher weder nachteilig noch Uberraschend iSd § 864a ABGB.

Ebenso liege keine Intransparenz der Klausel vor. Die Begriffe ,erhebliche Beschadigung"
und ,nachtragliche Abanderung" seien fur den Kunden klar und verstandlich. Eine erhebliche
Beschadigung liege immer dann vor, wenn sich eine Zuordnung des Tickets zu dem Kunden
oder zum Befdrderungsanspruch (etwa weil die konkrete Strecke oder der Reisezeitpunkt
nicht ersichtlich seien) nicht zweifelsfrei feststellen lasse. Nachtragliche Abanderung bedeute
jede Anderung des Papiertickets nach dessen Ausstellung.

Wenn der Klager behaupte, die Klausel wirde auch die Wirksamkeit mindlicher Zusagen
ausschlief3en, unterstelle er der Klausel einen offenkundig unrichtigen Inhalt, der schon vom
Wortlaut nicht gedeckt sei und auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht unterstellt
werden konne. Es gehe in der Klausel nicht um allféllige mindliche Zusagen der Beklagten.
Mindliche Zusagen seien von dieser Klausel nicht berihrt.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts entspricht
diese Klausel tatsachlich der Klausel 7 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel nach ihrer
Formulierung nicht darauf abstellt, dass die fur die Beférderung relevanten Informationen auf
dem Ticket nicht mehr lesbar oder nicht mehr enthalten sind. Bei der im Verbandsprozess
mafRgebenden Auslegung im kundenfeindlichsten Sinn ist der Vorwurf der Intransparenz
daher durchaus berechtigt.

Aulerdem ist die Klausel auch groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB, da der
Flugschein eine Urkunde ist, die den Inhalt und das Zustandekommen des
Vertragsabschlusses dokumentieren soll. Als bloRe Beweisurkunde verbrieft sie aber nicht

etwa den Leistungsanspruch der Person, die im Besitz des Flugscheins ist (vgl Art 2 lit i der
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VO 2111/2005/EG uber die Unterrichtung der Fluggaste Uuber das ausfuhrende
Luftfahrtunternehmen). Dem Verbraucher darf daher nicht der Beférderungsanspruch
genommen werden, ohne ihm Gelegenheit zu geben, seine Berechtigung auf andere Weise,
etwa durch Vorlage einer Bestdtigung des den Flugschein ausstellenden Reisebiros,
nachzuweisen.

Klausel 6) (Punkt 3.1.8. (a) der ABB)

6. Bei erheblicher Beschédigung oder Verlust eines Flugscheins oder eines Teils des
Flugscheins oder bei Nichtvorlage desselben mit darin enthaltenem Fluggastcoupon und allen
nicht benutzten Flugcoupons kénnen wir auf lhren Wunsch einen solchen Flugschein ganz
oder teilweise ersetzen, wenn der Nachweis dafiir erbracht wird, dass der Flugschein fiir die
in Frage stehende Beférderung ordnungsgemdall ausgestellt war. Wir kénnen dafiir ein
angemessenes Serviceentgelt verlangen. Den Flugpreis miissen Sie nicht erneut entrichten.
Wir kénnen dariiber hinaus verlangen, dass Sie sich in der von uns verlangten Form
verpflichten, den Flugpreis flir den Ersatzflugschein nachzuentrichten, falls und soweit der
verlorene Flugschein oder der in Verlust geratene Flugcoupon von jemand anderem zum
Zwecke der Beférderung oder Erstattung eingelést wird. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 8 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Mit dieser Klausel wolle sich der Unternehmer die Verrechnung eines
gesonderten Entgelts fir jene Falle vorbehalten, in denen Verbraucherlnnen Ersatz fir einen
erheblich beschadigten oder in Verlust geraten Flugschein begehren. Da die Klausel sowohl
das Begehren eines entsprechenden Entgelts, als auch die Bestimmung der Hohe dieses
Entgelts in das Belieben der Beklagten stelle, wirden Verbraucherlnnen in keiner Weise
Aufschluss uber die auf sie zukommenden Kosten erlangen.

Nach dem Wortlaut der Klausel bleibe es der Beklagten Uberlassen, jene Falle zu
bestimmen, in denen ein neues Ticket ausgestellt werde.

Daruber hinaus bleibe den Verbraucherlnnen auch verborgen, welche Anforderungen an
den von ihnen zu erbringenden Nachweis gestellt werden und unter welchen Umstanden es
zu einem ganzlichen oder auch nur einem teilweisen Ersatz kommen kann.

Die vorliegende Klausel sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Da der Willkur des Unternehmers in diesem Zusammenhang keine Grenzen gesetzt seien,
sei diese Klausel iberdies auch groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB .

Zudem wirden die genannten Leistungen keine gesondert vergutungsfahigen
Aufwendungen darstellen, sondern es handle sich hierbei um Nebenpflichten des
Unternehmers.

Generell obliege es dem Unternehmer, dafir Sorge zu tragen, dass Flugscheine nicht
.doppelt® eingeldost werden koénnen. Die mit dieser Klausel von diesen Erwagungen

abweichende Schlechterstellung der Verbraucherlnnen sei sachlich nicht gerechtfertigt,
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weshalb die Klausel auch aus diesem Grund groblich benachteiligend sei.

Da die Klausel auch nicht auf ein allfalliges Verschulden der Verbraucherlnnen abstelle, sei
sie auch aus diesem Grund groblich benachteiligend. Diese Asymmetrie der
Vertragspositionen ergebe sich bereits daraus, dass demgegeniber die Beklagte nur fir
schuldhaft verursachte Verluste einstehen soll.

Da Verbraucherlnnen mit dieser nachteiligen Klausel schon von vornherein nicht rechnen
mussten, sei sie bereits gemak § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu wie bereits zur Klausel 5 vor, dass sich auch diese
ausschlief3lich auf Papiertickets beziehe.

Entgegen der Ansicht des Klagers stehe die Hohe des Entgelts gerade nicht im Belieben
der Beklagten. Diese Klausel besage, dass nur ein ,angemessenes Serviceentgelt"
eingehoben werden dirfe. Die Festlegung eines konkreten Betrags sei hier nicht moglich, weil
der Beklagten in jedem Einzelfall ein unterschiedlicher Aufwand entstehen koénne. Die
Beklagte habe jedoch ein nachvollziehbares Interesse am Ersatz eigener Aufwendungen, die
ihr dadurch entstehen, dass der Kunde die gebotene Sorgfalt aul’er Acht lasse und das in
seinem Besitz befindliche Papierticket in der Folge beschadigt werde oder verloren gehe.

Die Festlegung eines Pauschalbetrags hatte den Nachteil, dass dieser Betrag in
Einzelfallen Gber den bei der Beklagten tatsachlich entstandenen Kosten liegen wirde, was
wiederum zu einer grundsatzlich unerwinschten Benachteiligung dieser Kunden flihren
wirde. Daher sei die Beklagte gezwungen, in ihren ABB ein ,angemessenes" Serviceentgelt
zu verlangen. Fur den Kunden sei klar, dass es sich hierbei um einen Betrag handle, der mit
den bei der Beklagten entstandenen Kosten korreliere.

Es sei darin aber auch keine grdbliche Benachteiligung zu erkennen, da die Grenzen der
Befugnisse der Beklagten, wie soeben dargestellt, klar gezogen seien. Ein ,angemessenes”
Entgelt kdnne schon nach dem Wortlaut nicht groblich benachteiligend sein.

Es sei auch nicht so, dass es der Beklagten Uberlassen bliebe, jene Falle zu bestimmen, in
denen ein neues Ticket ausgestellt werde. Erbringe der Kunde den Nachweis, dass das
Papierticket flr die in Frage stehende Beférderung ordnungsgemalf’ ausgestellt worden sei,
werde sein Papierticket unentgeltlich ersetzt. Nur weil nicht im Detail geregelt sei, wie dieser
Nachweis auszusehen habe (was aufgrund der Vielzahl mdéglicher Varianten auch gar nicht
denkbar sei), fihre dies noch nicht zur Intransparenz der Klausel.

Es sei darin aber auch keine grobliche Benachteiligung zu erkennen, da die Grenzen der
Befugnisse der Beklagten, wie soeben dargestellt, klar gezogen seien. Ein ,angemessenes”
Entgelt kdnne schon nach dem Wortlaut nicht gréblich benachteiligend sein.

Umgekehrt habe die Beklagte aber ein nachvollziehbares Interesse daran, sich vor der
doppelten Einloésung eines Papiertickets entsprechend zu schutzen. Da das ausgestellte

Papierticket der alleinigen Disposition des Kunden unterliege, sei es auch sachgerecht, vom
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Kunden zu verlangen, den Flugpreis fur den Ersatzflugschein nachzuentrichten, falls das
beschadigte oder verloren gegangene Papierticket durch Dritte eingeldst werde. Diese Klausel
diene dem Schutz vor Missbrauch durch den Kunden und sei daher auch nicht gréblich
benachteiligend.

SchlieBlich verwies die Beklagte darauf, dass (auch) diese Bestimmung auf Vorgaben der
IATA zuruckgehe und sich in den Beforderungsbedingungen zahlreicher anderer namhafter
europaischer Fluggesellschaften finde.

Aus all dem folge, dass auch ein Verstol gegen § 864a ABGB auszuschlie3en sei.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich der Klausel 8 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel die
Ersatzausstellung eines Flugscheins bei erheblicher Beschadigung oder Verlust betrifft. Die
Klausel lasst schon offen, was unter erheblicher Beschadigung zu verstehen ist, sodass zur
Erlangung der Beférderung ein Ersatzflugschein bendtigt wird.

Die Formulierung der Klausel stellt insbesondere nicht darauf ab, dass die fur die
Befdrderung relevanten Informationen auf dem Flugschein unlesbar oder nicht mehr enthalten
sind (vgl oben zur Klausel 5 bzw der Klausel 7 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z).

Die Ersatzausstellung wird zudem vom Nachweis des Verbrauchers abhangig gemacht,
dass der Flugschein ordnungsgemal ausgestellt wurde. Dazu erklart die Klausel nicht, was
der Verbraucher konkret nachweisen soll und wie er den Nachweis erbringen kann. Durch ihre
unbestimmte Abfassung ermdglicht die Klausel der Beklagten, nach freiem Ermessen uber die
Ersatzausstellung zu entscheiden.

DarlUber hinaus behalt sich die Beklagte fur die Ersatzausstellung die Verrechnung eines
gesonderten, angemessenen Serviceentgelts vor, ohne dessen Héhe oder die Art und Weise
der Berechnung, also die Berechnungsmethode und die mal3gebenden Berechnungsfaktoren,
anzugeben. Dies ermdglicht der Beklagten die willkirliche Bestimmung dessen, was flr ihre
Leistung angemessen sein soll.

SchlieBlich fingiert die Klausel die Verpflichtung des Verbrauchers zur Abgabe eines
Zahlungsversprechens fiir den Ersatzflugschein, wenn der urspriingliche Flugschein von einer
anderen Person eingelost wird, ohne auf das Verhalten oder das Verschulden des
Verbrauchers im Zusammenhang mit dem Verlust des Flugscheins abzustellen. Diese
Verpflichtung kommt einer Erfolgshaftung gleich.

Die Klausel erweist sich damit als intransparent und zudem als groblich benachteiligend.

Klausel 7) (Punkt 3.1.8. (b) der ABB)

7. Wird der Nachweis des Verlustes nicht gefiihrt oder lehnen Sie die Unterzeichnung der
Verpflichtungserkldrung ab, so kann die Fluggesellschaft, die einen Ersatzflugschein ausstellt,

hierfiir Bezahlung bis hin zum vollen Flugpreis verlangen. Dieser wird erstattet, wenn die
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Gesellschaft, die den Ursprungsflugschein ausgestellt hat, zu der Uberzeugung gelangt ist,
dass der verlorene oder beschédigte Flugschein nicht vor Ablauf seiner Gliltigkeit
ausgeflogen worden ist. Wenn Sie den Ursprungsflugschein wieder finden und der
Flugscheinausstellenden Gesellschaft vor Ablauf der Gliltigkeit einreichen, so wird der
Ersatzflugschein unverziiglich erstattet.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 9 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Weiters verwies er darauf, dass diese Klausel gemeinsam mit der
vorstehenden Klausel 6 zu lesen sei. Da es bei kundenfeindlichster Auslegung im Belieben
der Beklagten stehe, zu entscheiden, ob und bis zu welcher Hohe der Flugpreis eines
verlustigen Flugscheins nochmals verlangt werden kénne, welche Anforderungen an den zu
fihrenden Nachweis des Verlusts zu stellen seien und unter welchen Voraussetzungen die
den Flugschein ausstellende Gesellschaft zu der Uberzeugung gelangen kénne, dass der
verlorene oder beschadigte Flugschein nicht vor Ablauf seiner Giiltigkeit ausgeflogen werde,
sei diese Klausel intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

Aus denselben Erwagungen — da die Beurteilung dieser Kriterien der Willkir der Beklagten
Uberlassen bleibe — sei die Klausel auch gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Darlber hinaus liege es in der Verantwortung der Beklagten als Unternehmerin, daftr
Sorge zu tragen, dass beschadigte Flugscheine, die ihr zur Ausstellung eines neuen
Flugscheins Ubergeben werden, nicht nochmals in Umlauf gelangen. Gleiches gelte fir
Flugscheine, die von Verbraucherlnnen fir verlustig erklart worden seien. Es obliege dem
Unternehmer, wirksame Vorkehrungen dafur zu treffen, damit solche Flugscheine nicht
~-doppelt* eingeldst werden kénnen.

Die mit dieser Klausel von diesen Erwagungen abweichende Schlechterstellung der
Verbraucherlnnen sei sachlich nicht gerechtfertigt und daher gréblich benachteiligend.

Da Verbraucherlnnen mit der vorliegenden Regelung zudem schon von vornherein nicht
rechnen mussten, sei die Klausel auch unwirksam iSd § 864a ABGB.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel - wie bereits die Klausel 6 - dem Schutz
der berechtigten Interessen der Beklagten diene. Es handle sich um eine ,Auffangklausel" zur
Klausel 6. Erbringe der Kunde namlich einen entsprechenden Nachweis bzw gebe er eine
Verpflichtungserklarung iSd Klausel 6 ab, so musse er den Flugpreis nicht noch einmal
entrichten und die Frage der vorlaufigen Bezahlung fir den Ersatzflugschein nach Klausel 7
stelle sich gar nicht. Die Beklagte komme dabei ihrer Sorgfaltspflicht dadurch nach, dass sie
vom Kunden den Nachweis eines Verlusts oder die Unterzeichnung einer
Verpflichtungserklarung verlange. Diese Klausel gelte also nur fir jene Falle, in denen das
Risiko der missbrauchlichen Ausnutzung der Leistung durch den Kunden fir die Beklagte
mangels Nachweis bzw Verpflichtungserklarung besonders hoch sei. Diesem Risiko kénne

nur dadurch begegnet werden, dass vom Kunden (vorab) der Flugpreis flir den neuen
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Flugschein eingehoben werde. Werde das fur die Beklagte bestehende Risiko nicht
verwirklicht, erhalte der Kunde den gesamten Betrag wieder retour.

Die Klausel sei insofern flir den Kunden auch nicht nachteilig. Diese Klausel stelle somit
die einzige Mdoglichkeit dar, eine doppelte Einldsung von als Papiertickets ausgefertigten
Flugscheinen zu vermeiden.

Das allenfalls zu entrichtende Entgelt sei fur den Kunden klar, ndmlich hdchstens der
Flugpreis des Ersatzflugscheins. Der Flugpreis (samt anwendbaren Steuern und Geblhren,
Zuschlagen und Entgelten, die unvermeidbar und zum Zeitpunkt der Veréffentlichung
vorhersehbar seien) sei vom Luftfahrtunternehmen stets auszuweisen und somit flir den
Kunden klar ersichtlich.

Dass eine nahere Beschreibung des zu erbringenden Nachweises keine Voraussetzung fur
die Transparenz der Klausel sei, sei bereits zur Klausel 6 ausgefihrt worden.

Mangels Willkir sei die Klausel auch nicht gréblich benachteiligend. Sie schaffe einen
sachgerechten Interessenausgleich zwischen den Interessen des Kunden, trotz Verlust seines
Papiertickets die Reise antreten zu kénnen, und den Interessen der Beklagten, sich vor einem
madglichen Missbrauch zu schiitzen.

Sofern der Klager behaupte, dass die Beklagte wirksame Vorkehrungen daflr zu treffen
habe, dass solche Papiertickets nicht "doppelt" eingeldst werden, Uibersehe sie, dass gerade
die beanstandete Klausel eine solche wirksame MalRnahme darstellt. Wie erwahnt gehe es
dabei nur um Papiertickets, die nicht als ETIX-Hinterlegung im Buchungssystem erfasst seien.
Hier habe die Beklagte aber gar keine andere Mdglichkeit, sich vor einer ,doppelten”
Einldsung zu schutzen.

Da solche Papiertickets von der Beklagten heute nur noch fur interne Zwecke ausgestellt
werden wurden, sei diese Klausel in den letzten Jahren nicht mehr angewandt worden.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich der Klausel 9 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass die Beklagte selbst den
Zusammenhang der in Rede stehenden Klausel mit der Klausel 6 in diesem Verfahren (bzw
der Klausel 8 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z) moniert.

Sucht man nach dem mit Sinn erfullten Regelungszweck der Klausel 6, so besteht dieser
darin, dass bei erheblicher Beschadigung oder bei Verlust des Flugscheins ein
Ersatzflugschein ausgestellt wird, flr den der Flugpreis nur dann zu zahlen (nachzuentrichten)
ist, wenn der Ursprungsflugschein von einem anderen Fluggast eingeltdst wurde. Es soll also
eine Doppelbeférderung verhindert werden.

Die hier beanstandete Klausel weicht von dieser Ausgangslage in erheblicher Weise ab.
Die Zahlung ,bis hin zum vollen Flugpreis® fiir den Ersatzflugschein soll bereits dann erfolgen,

wenn der Nachweis des Verlusts vom Fluggast nicht erbracht (,geflihrt“) wird. Dazu ist eine
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Ruickerstattungsregelung vorgesehen, die aber nur dann eingreift, wenn die Beklagte zur
Uberzeugung gelangt ist, dass der verlorene oder beschadigte Flugschein nicht abgeflogen
wurde. Damit begrindet die Klausel 7 (bzw die Klausel 9 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z) — in
Abweichung zur Klausel 6 — eine vorlaufige Zahlungspflicht des Fluggastes fir einen
Ersatzflugschein und erschwert die Rilckzahlung des doppelt gezahlten Flugpreises.

Aulerdem wird vom Verbraucher der Nachweis des Verlusts verlangt, den er nach der
Klausel 6 nicht zu tragen hat. Dies flhrt zu einer Risikotberwalzung auf den Verbraucher, was
eine grobliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB begrindet.

Zudem ist die Klausel auch intransparent, weil sie gegenuber dem Verbraucher
verschleiert, dass er fir den Ersatzflugschein grundsatzlich den vollen Flugpreis zu zahlen
hat.

Die Klausel sagt auch nicht, ob flr den Ersatzflugschein der urspriingliche Flugpreis (wie
fur den Ursprungsflugschein) oder der aktuelle Flugpreis zu entrichten ist.

Klausel 8) (Punkt 3.2.2. der ABB)

8. Werden Sie innerhalb der Giiltigkeit lhres Flugscheins von der Reise abgehalten, weil
wir eine Reservierung nicht bestétigen kbnnen, so verléngert sich die Gliltigkeitsdauer bis zu
dem erstméglichen Zeitpunkt, zu dem wir die Reservierung bestédtigen kénnen, oder Sie
haben Anspruch auf Erstattung gemal3 Art. 10. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 10 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Der Verweis dieser Klausel auf Punkt 10 der vorliegenden AGB kdnne
keinen Aufschluss darlber geben, ob eine ganzliche oder nur eine teilweise Ruickerstattung
erfolgen solle, da Punkt 10 mehrere Unterpunkte mit verschiedenen Regelungen enthalte.

Bereits aus diesem Grund sei die Klausel intransparent.

Zudem sei eine Klausel, die auf eine unzuldssige Vertragsbestimmung verweise, selbst
unzulassig gemal § 6 Abs 3 KSchG (siehe dazu auch die Klauseln 21 bis 31).

Unklar bleibe auch der Passus zur Verldngerung der Giltigkeitsdauer, die bis zum
ehestmdglichen Zeitpunkt erfolgen solle, zu dem die Beklagte die Reservierung bestatigen
kénne. Dass einer solchen Reservierungsbestatigung eine inhaltlich korrespondierende
Reservierungsanfrage vorausgegangen sei, lasse sich der Klausel gerade nicht entnehmen.

Bei kundenfeindlichster Auslegung sei die Klausel so zu verstehen, dass es allein der
Beklagten obliege, den Reservierungsbestatigungszeitpunkt zu wahlen und damit die
konkreten Flugdaten fir Verbraucherlnnen festzulegen, die mdglicherweise zu einem ganz
anderen Zeitpunkt befordert werden wollen. Die  Klausel sei daher auch  grdblich
benachteiligend gemaR § 879 Abs 3 ABGB.

Konkret verstolie sie auch gegen § 6 Abs 2 Z 3 KSchG, da sie ein einseitiges
Leistungsanderungsrecht des Unternehmers vorsehe, ohne auf die dafir zwingend

einzuhaltenden Zumutbarkeitskriterien fur Verbraucherlnnen abzustellen.
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Die Beklagte brachte dazu vor, dass sich entgegen der Rechtsansicht des Klagers aus
dem Umstand, dass auf Art 10 der ABB und nicht auf einen konkreten Unterpunkt verwiesen
werde, noch keine Intransparenz der Klausel ergebe. Zunachst sei festzuhalten, dass sich
Art 10 ABB mit dem Thema ,Erstattungen" befasse. Der Kunde werde daher durch den
Verweis in der beanstandeten Klausel an die richtige Stelle in den ABB verwiesen.

In Art 10 ABB werde die Erstattung durch eine Untergliederung in mehrere Unterpunkte fur
den Kunden Ubersichtlich und umfassend geregelt. Es kdénne dem Durchschnittskunden
durchaus zugemutet werden, im relevanten Punkt der ABB die einzelnen Unterpunkte zu
lesen und somit festzustellen, in welchem Umfang ihm eine Erstattung zustehe.

Auch Art 10 ABB sei nicht intransparent (siehe dazu unten die Klauseln 26 und 27). Daher
werde entgegen der Behauptung des Klagers auch nicht auf unzulassige
Vertragsbestimmungen verwiesen.

Ferner verkenne der Klager den Regelungsinhalt dieser Klausel. Es gehe hier um eine
besondere Kategorie von Tickets, namlich solche, bei denen sich der Kunde den genauen
Termin seines Fluges bei Vertragsabschluss noch vorbehalte. Der Kunde kénne dann den
Flugtermin innerhalb der Glltigkeitsdauer frei wahlen. Habe sich der Kunde flir einen
konkreten Flug entschieden, teile er diesen der Beklagten mit. Dann erst reserviere er den
konkreten Flug.

Nun kdnne es aber sein, dass auf diesem konkreten Flug keine Platze mehr verfigbar
sind. In diesem Fall sei es der Beklagten nicht mdglich, die Reservierung zu bestatigen. In
einer solchen Konstellation konnte es dazu kommen, dass der Kunde das Ticket innerhalb der
Gultigkeitsdauer nicht mehr einlésen kénne. Hier greife die Klausel ausschliel3lich zu Gunsten
des Kunden ein und ermdgliche ihm auch noch eine Reservierung nach Ende der
Glltigkeitsdauer bzw eine Erstattung.

Da die Klausel daher die Gultigkeitsdauer zu Gunsten des Kunden verlangere, kdnne diese
von vornherein nicht gréblich benachteiligend sein.

Auch liege hier kein unzulassiger einseitiger Leistungsanderungsvorbehalt der Beklagten
vor. Im Gegenteil stehe es dem Kunden nach Abschluss des Beférderungsvertrags offen, die
Leistung, die er in Anspruch nehmen mdchte, noch zu konkretisieren.

AbschlieBend sei anzumerken, dass heute de facto keine derartigen Tickets mehr
ausgestellt werden wiirden. Diese Klausel habe daher in der Praxis nur noch eine auferst
geringe Relevanz.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich der Klausel 10 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass der Kunde nach der
Argumentation der Beklagten den Flugschein auch nach Ablauf der Giltigkeitsdauer fir eine

Flugreservierung verwenden kann, wenn sie den urspringlich reservierten Flug nicht
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bestatigen konnte. Die Wahl des Beforderungszeitpunkts obliege immer dem Verbraucher.

Dies lasst sich der Klausel allerdings nicht entnehmen. Sie verlangert die Gultigkeitsdauer
des Flugscheins nicht etwa bis zu einem anderen Wunschtermin des Fluggastes, sondern
beschrankt diesen Zeitraum bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Beklagte die Reservierung
Lerstmoglich® bestatigen kann. Es bleibt vollkommen unklar, ob die Beklagte — bis zum
Einlangen eines Erstattungsantrags — von sich aus gleichsam beliebig eine neue
Reservierungsbestatigung abgeben kann, oder ob dies nur dann der Fall ist, wenn der Kunde
vorher eine neue Reservierung vornimmt.

Das von der Beklagten unterstellte Verstandnis gelangt in der Klausel jedenfalls nicht zum
Ausdruck, weil sich diese auf ,die Reservierung“ bezieht und sie nicht von einer neuen
Reservierung spricht.

Der Klausel mangelt es damit an der flir ein sachgerechtes Verbraucherverstandnis
erforderlichen Deutlichkeit.

Klausel 9) (Punkt 3.3.3. der ABB)

9. Bitte beachten Sie, dass wir lhre gebuchten Riick- oder Anschlussfliige stornieren
kénnen, wenn Sie am Abflugtermin nicht erscheinen, ohne uns vorher zu benachrichtigen. Zur
Sicherung Ihrer nachfolgenden Flugreservierungen kann eine Preisdifferenz anfallen.

Sollten Sie (liber ein nach den Tarifbedingungen erstattbares Ticket verfligen und noch
keine Teilstrecke abgeflogen haben, kénnen wir lhnen einen Teil des Ticketpreises geméal
den  Tarifbestimmungen  erstatten. Sie verlieren mit der Erstattung Ihren
Beférderungsanspruch.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese ab dem Satz 3 mit der Klausel 12 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Diese Klausel stelle weder darauf ab, weshalb Fluggaste zu einem
gebuchten Flug nicht erscheinen, noch bertcksichtige sie, ob eine Information der Beklagten
daruber Uberhaupt mdglich sei. So erfasse die Klausel jedenfalls auch den Fall, dass
Verbraucherlnnen etwa wegen einer Verspatung des Zubringerfluges oder einer allenfalls
ungerechtfertigten Beférderungsverweigerung nicht zum Flug erscheinen, und eine
gesonderte Information der Beklagten schon aus dem Grund unterbleiben kdnne, da ihr dieser
Umstand bereits bekannt sei oder eine Kontaktaufnahme schlicht nicht méglich sei. Selbst fir
den Fall, dass es zu keiner Streichung der Buchung komme, bleibe offen, welche
Rechtsfolgen sich an das Nichterscheinen zu einem Flug knipfen sollen.

Die Klausel sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Weiters suggeriere die Klausel bei kundenfeindlichster Auslegung, dass eine allfallige
Erstattung, egal in welchem Umfang, nur dann méglich sei, wenn es sich um ein grundsatzlich
erstattbares Ticket handeln wirde. Unabhangig davon, ob die Tarifbestimmungen eine
Erstattung des Flugtarifs vorsehen, habe eine Entgeltriickerstattung bei einer Flugbuchung

gemall § 1168 Abs 1 ABGB aber jedenfalls in dem Umfang zu erfolgen, als bestimmte
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Entgeltbestandteile wie Steuern, Gebuhren und Zuschlage infolge Nichtantritts des Fluges gar
nicht angefallen seien. Diese Kostenbestandteile muissten den Verbraucherlnnen daher
jedenfalls zurlickerstattet werden, wenn ein Flug nicht angetreten werde.

Die Klausel sei daher gréblich benachteiligend gemafl § 879 Abs 3 ABGB.

Dies werde noch dadurch verstarkt, dass eine Erstattung weiters auf den Fall
eingeschrankt werde, dass noch keine Teilstrecke abgeflogen worden sei.

Auch fir die damit bewirkte Abweichung vom dispositiven Recht zu Lasten der
Verbraucherlnnen sei eine sachliche Rechtfertigung nicht ersichtlich.

Da der Hinweis auf die Tarifbedingungen, die fir eine allfallige Erstattung malfgeblich
seien, zudem nicht geeignet sei, Verbraucherlnnen Aufschluss Uber die flir sie mallgebliche
Rechtslage zu geben, sei die Klausel auch intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

Weil Verbraucherlnnen mit der vorliegenden nachteiligen Bestimmung Uberdies nicht
rechnen missten, sei die Klausel bereits gemal § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass zunachst festzuhalten sei, dass die vom Klager
bekampfte Klausel aus zwei selbststandigen Teilbereichen bestehe, die unabhangig
voneinander zu beurteilen seien. Der erste Teil betreffe die Moglichkeit der Stornierung von
Rick- oder Anschlussflugen. Der zweite Teil betreffe die Erstattung bei einem erstattbaren
Ticket.

Zur Stornierung von RUck- oder Anschlussfliigen: Die Ausfliihrungen des Klagers dazu,
dass diese Klausel nicht darauf abstelle, weshalb die Fluggaste zu einem gebuchten Flug
nicht erscheinen, gehe ins Leere. Darauf komme es in der Klausel namlich gar nicht an.
Erscheine der Kunde nicht am Abflugtermin, kénne die Beklagte den Rlck- oder
Anschlussflug stornieren. Die Beklagte misse dann namlich nicht mehr davon ausgehen,
dass der Fluggast diese Flige in Anspruch nehme bzw sei es dem Fluggast gar nicht moglich,
einen Anschlussflug zu erreichen, wenn er schon zum Abflugtermin nicht erscheint.

Die vom Klager erwahnten Falle einer Verspatung des Zubringerfluges bzw einer allenfalls
ungerechtfertigten Beférderungsverweigerung koénnten auch bei kundenfeindlichster
Auslegung nicht unter diese Klausel subsumiert werden. Es handle sich in beiden Fallen doch
nicht um ein Nichterscheinen des Fluggastes am Abflugtermin. Aber eben nur solche Falle
umfasse dieser Klauselteil.

Auch die Rechtsfolgen fiir den Kunden seien entgegen der Behauptung des Klagers Kklar.
Hier sei es fir den Fluggast ein einfaches, aus der Zusammenschau der relevanten
Bestimmungen in den ABB die fir ihn geltenden Rechtsfolgen abzuleiten (vgl insbesondere
die Punkt 3.3.1. bzw 3.3.2. sowie Punkt 10 der ABB).

Zur Erstattung bei erstattbaren Tickets: Der Wortlaut dieser (weiteren) Klausel sei vollig
klar. Es gehe hier um jene Tickets, die nach den Tarifbedingungen erstattbar seien. Ob es sich

um ein erstattbares Ticket handle und welcher Betrag erstattet werde, sei direkt in den
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Tarifbedingungen geregelt, die zwischen dem Kunden und der Beklagten bei der Buchung
vereinbart worden seien. Es sei ein Charakteristikum der gesamten Flugbranche, dass sich
der mit dem Kunden geschlossene ,Beférderungsvertrag" aus mehreren Dokumenten
zusammensetze. Neben den ABB wirden dem Kunden vor Abschluss des
Beforderungsvertrags noch separat Hinweise zu dem von ihm gewahlten Tarif gegeben, die
ebenfalls Vertragsbestandteil werden und die die Erstattung im Detail regeln. Fir den Kunden
sei daher klar, welche maligeblichen Regeln fiir seinen Beférderungsvertrag gelten wirden.
Eine Intransparenz scheide somit aus.

Als blof3 aufklarender Hinweis auf diese Tarifbedingungen sei diese Klausel vdllig
unbedenklich und — mangels normativen Inhalts — einer Uberpriifung nach § 28 KSchG
entzogen.

Diese Klausel enthalte keine Regelung dartber, unter welchen Umstanden ein Ticket
erstattbar sei, sondern setze das Vorliegen eines ,nach den Tarifbedingungen erstattbaren
Tickets" voraus. Es werde lediglich darauf hingewiesen, dass es dem im Besitz eines solchen
Tickets befindlichen Kunden frei stehe, sich den Ticketpreis erstatten zu lassen. Ob es sich
um ein erstattbares Ticket handle und welcher Betrag erstattet werde, sei direkt in den
Tarifbedingungen geregelt, die zwischen dem Kunden und der Beklagten bei der Buchung
vereinbart werden.

Selbst wenn man davon ausgehen wirde, dass es sich bei der Klausel nicht um einen blof}
aufklarenden Hinweis handle, sei sie entgegen den klagerischen Behauptungen nicht zu
beanstanden, da eine allfallige Erstattung von Steuern und Gebihren bzw generell die
Erstattung von Preisbestandteilen anderer (nicht erstattbarer) Ticketkategorien von vornherein
nicht Gegenstand dieser Klausel sei. Die vom Klager unterstellte Auslegung dieser Klausel sei
daher mit ihrem Wortlaut nicht vereinbar.

Zudem werde bei jeder Buchung eines Flugtickets der Gesamtpreis fur den Kunden
aufgeschlisselt in (i) Flugpreis, (ii) allenfalls anfallende Zuschlage sowie (iii)) Steuern,
Gebuhren und Abgaben.

Auch daraus werde klar, dass die Regelung betreffend ,Flugpreis" in der beanstandeten
Klausel eine allfallige Erstattung von Steuern, Geblhren und Zuschlagen unberihrt lasse.
Dies sei schlicht nicht Gegenstand der Klausel.

Auf die Erstattbarkeit nicht angefallener Steuern und Gebilhren (auch bei nicht erstattbaren
Tarifen) werde im Ubrigen in den jeweiligen Tarifbedingungen ausdriicklich hingewiesen.
Diese seien fur die Verbraucherlnnen vor Abschluss des Beférderungsvertrags ersichtlich.
Dazu werde dariber aufgeklart, dass das Ticket vor Reiseantritt nicht rickerstattbar sei.
Ungenutzte Steuern kdnnten gegebenenfalls erstattbar sein.

Die Klausel sei aber auch nicht deshalb groblich benachteiligend, weil nur auf den Fall

abgestellt werde, dass noch keine Teilstrecke abgeflogen worden sei. Diese Klausel sei

47 von 130



41 Cg 33/23w - 35

namlich in Zusammenschau mit dem Punkt 3.3.1. bzw 3.3.2. der ABB zu sehen.

Diese wirden im Detail die Folgen fiir den Fall regeln, dass ein Teil bereits abgeflogen
worden sei. Daran schlieRe die gegenstandliche Klausel als aufklarender Hinweis an, die den
Kunden im Sinne einer vollstandigen Information dartber aufklare, was gilt, wenn noch kein
Teil abgeflogen worden sei.

Vor jedem Vertragsabschluss konne der Kunde die fur das konkret von ihm ausgewahlte
Ticket relevanten Tarifbedingungen einsehen. Dem Kunden sei daher vollig klar, was unter
dem Begriff , Tarifbedingungen" zu verstehen sei, wo er diese auffinden kénne und ob es sich
bei der von ihm gewanhlten Ticketkategorie um ein erstattbares Ticket handle.

Eine Intransparenz gemal} § 6 Abs 3 KSchG scheide daher aus.

Nach dem Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel ab ihrem 3. Satz tatsachlich der Klausel 12 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z. Es ist daher unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH zunachst zu
diesem Teil der Klausel auszufiihren, dass dem Verbraucher aufgrund des allgemeinen
Verweises auf die Erstattungsfahigkeit eines Flugscheins nach MalRgabe der
Tarifbestimmungen verborgen bleibt, ob bzw unter welchen Voraussetzungen und in welcher
Hohe er fur einen nicht in Anspruch genommenen Flug eine Erstattung erhalt.

Zudem bestreitet die Beklagte gar nicht, dass bei Nichtinanspruchnahme selbst eines nicht
erstattungsfahigen Tickets jedenfalls die unverbrauchten Steuern und Gebihren
zurlckerstattet werden mussen.

Daruber klart diese Klausel allerdings nicht auf.

Sie ist daher geeignet, den Verbraucher von der Geltendmachung solcher Kosten
abzuhalten, weshalb sie ihm ein falsches Bild von seiner Rechtsposition verschafft.

Dieser Klauselteil erweist sich damit als intransparent.

Dasselbe gilt nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts aber auch fur den ersten
Teil dieser Klausel. Es ist dazu der Argumentation des Klagers dahingehend zu folgen, dass
diese Klausel weder darauf abstellt, weshalb Fluggaste zu einem gebuchten Flug nicht
erscheinen, noch berlcksichtigt sie, ob eine Information der Beklagten dartber Uberhaupt
moglich ist.

Bei kundenfeindlichster Auslegung erfasst die Klausel damit jedenfalls auch den Fall, dass
die Verbraucherlnnen etwa wegen einer Verspatung des Zubringerfluges oder einer allenfalls
ungerechtfertigten Beférderungsverweigerung nicht zum Flug erscheinen kénnen und eine
gesonderte Information der Beklagten schon aus dem Grund unterbleiben kann, da ihr dieser
Umstand bereits bekannt ist oder eine Kontaktaufnahme schlicht nicht moglich ist.

Selbst fiir den Fall, dass es zu keiner Streichung der Buchung kommt, bleibt offen, welche
Rechtsfolgen sich an das Nichterscheinen zu einem Flug knipfen soll.

Die Klausel ist daher auch in ihrem ersten Teil intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.
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Klausel 10) (in Punkt 4.3. der ABB)

10. [...[ Bei Bezahlung im Reiseantrittsland in einer anderen Wéhrung als derjenigen, in der
der Flugpreis verdffentlicht ist, gilt fiir die Umrechnung der am Tag der Flugscheinausstellung
von uns festgelegte Bankankaufkurs.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 13 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Diese sei intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, da sie normiere, fir eine
Umrechnung von Fremdwahrungen sei der am Tag der Flugscheinausstellung vom
Luftfahrtunternehmen festgelegte Bankankaufkurs mafigeblich. Es werde damit auf einen
Kurs abgestellt, der flir Verbraucherlnnen nicht bestimmbar und auch nicht Gberprifbar sei.
Weder werde ein Referenzwechselkurs, noch ein Index oder die Grundlage der Berechnung
genannt.

Bei kundenfeindlichster Auslegung sei auch nicht von einer neutralen, nicht
benachteiligenden Bildung der Wechselkurse auszugehen.

Die Klausel sei daher auch gréblich benachteiligend geman § 879 Abs 3 ABGB.

Da die Klausel zudem auch den Fall umfasse, dass Verbraucherlnnen von der Hohe des
sich durch die Umrechnung letztlich ergebenden Preises erst dann Kenntnis erlangen, wenn
sie bereits eine Zahlungspflicht eingegangen seien, berge die Klausel auch einen
unzulassigen Entgeltdnderungsvorbehalt der Beklagten iSd § 6 Abs 1 Z 5 KSchG. Nach dieser
Gesetzesbestimmung sei eine Klausel, wonach dem Unternehmer auf sein Verlangen fir
seine Leistung ein hoheres als das bei der Vertragsschlielung bestimmte Entgelt zustehe,
unzulassig, es sei denn, dass der Vertrag bei Vorliegen der vereinbarten Voraussetzungen fir
eine Entgeltdnderung auch eine Entgeltsenkung vorsehe, dass die fur die Entgeltdnderung
mafRgebenden Umstande im Vertrag umschrieben und sachlich gerechtfertigt seien, sowie
dass ihr Eintritt nicht vom Willen des Unternehmers abhange.

Auf diese Voraussetzungen stelle diese Klausel aber nicht ab.

Da die Klausel weiters auch kurzfristige Entgeltdnderungen erfasse, ohne dass dies im
Einzelnen ausgehandelt worden sei - woflr eine Normierung in den AGB jedenfalls nicht
ausreichend sei - verstolRe die Klausel auch gegen § 6 Abs 2 Z 4 KSchG.

Da Verbraucherlnnen mit der vorliegenden Klausel Uberdies nicht rechnen mussten, sei sie
bereits gemal § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass in dieser Klausel der in der Praxis selten auftretende
Fall angesprochen werde, dass der Kunde im Reiseantrittsland mit einer Wahrung bezahlen
mochte, in der der Flugpreis von der Beklagten nicht veroéffentlicht sei. Als besonders service-
und kundenorientierte Fluggesellschaft méchte die Beklagte auch in einem solchen Fall dem
betreffenden Kunden die Mdéglichkeit bieten, ein Ticket in der von ihm gewlinschten Wahrung
zu erwerben. Dem Kunden werde dann vor Vertragsabschluss der Preis in der gewlnschten

Wahrung mitgeteilt.
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Die beanstandete Klausel diene daher lediglich als Hinweis fir den Kunden, wie die
Beklagte zu diesem Betrag komme. Als bloR3 aufklarender Hinweis auf diese Tarifbedingungen
sei diese Klausel daher vollig unbedenklich und — mangels normativen Inhalts — einer
Uberpriifung nach § 28 KSchG entzogen.

Selbst unter der bestrittenen Annahme, dass es sich hier nicht um eine reine Information
handle, enthalte die Klausel weder einen unzulassigen Entgeltdnderungsvorbehalt noch eine
kurzfristige Entgeltanderung.

Die Klausel behandle lediglich den vom Kunden zu bezahlenden Flugpreis. Dieser werde
dem Kunden vor Vertragsabschluss mitgeteilt und der Kunde kdonne dann zu diesem Preis
einen Beférderungsvertrag abschlieen oder nicht.

Dass die Klausel die Beklagte dazu berechtigen wirde, nach Vertragsabschluss das
Entgelt einseitig zu andern, sei ihr auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht zu
entnehmen. Der Klager unterstelle dieser Klausel daher einen offenkundig unrichtigen Inhalt,
der schon vom Wortlaut nicht gedeckt sei.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts entspricht
diese Klausel tatsachlich der Klausel 13 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel - entgegen der
Argumentation der Beklagten - ausdricklich von dem von der Beklagten ,festgelegten
Bankankaufskurs® spricht. ,Festlegen® ermdglicht der Beklagten — bei der gebotenen
kundenfeindlichsten Auslegung — eine Preisbestimmung und nicht nur eine Mitteilung tber
den nach Geldmarktgrundsatzen geltenden objektiven Wechselkurs.

Die Klausel betrifft nach ihrem Wortlaut auch nicht nur den unwahrscheinlichen Fall, dass
der Flugpreis in einer (seltenen) Wahrung nicht veréffentlicht sein sollte, zumal die Klausel
von einer anderen Wahrung ,als derjenigen® spricht, in der der Flugpreis veroéffentlicht ist.
Nach dem Wortlaut ist der Flugpreis nur in einer Wahrung veroffentlicht und gelangt die
Klausel auf alle anderen Wahrungen zur Anwendung.

Auf welche Weise der fur die Umrechnung maflgebende Bankankaufkurs von der
Beklagten ,festgelegt” wird, lasst sich der Klausel nicht enthehmen.

Entgegen den Ausfiihrungen der Beklagten ergibt sich aus der Klausel auch nicht, dass die
Preisbildungsfaktoren dem Kunden gegenuber vor dem Vertragsabschluss offengelegt
werden.

Mangels Bezugnahme auf einen veroffentlichten Referenzwechselkurs oder einen
sonstigen objektiven Index bleiben die Kriterien fir die Bestimmung des Wechselkurses im
Dunkeln (vgl RS0129620).

Da der nach der Klausel malRgebende Wechselkurs flir den Verbraucher nicht bestimmbar
und Uberprifbar ist, verstolt sie auch gegen das Transparenzgebot.

Klausel 11) (Punkt 5.3.1. der ABB)
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11. Sie erkennen an, uns lhre persénlichen Daten zur Verfliigung gestellt zu haben, um
Flugbuchungen vorzunehmen, Flugschein zu kaufen, Zusatzleistungen zu erwerben,
Dienstleistungen zu erstellen und anzubieten, Einreiseformalitdten durchzufiihren sowie
solche Daten an die zustdndigen Behérden im Zusammenhang mit der Durchfiihrung lhrer
Reise zu libermitteln. Sie erméchtigen uns, diese Daten ausschliel8lich zu diesen Zwecken an
uns, das Flugschein ausstellende Reisebiiro, Behérden, andere Fluggesellschaften,
Geschéftspartner oder sonstige Erbringer vorgenannter Dienstleistungen weiterzugeben. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 14 im Verfahren
4 Ob 63/21z ident sei. Es entspreche der standigen Rechtsprechung des OGH, dass eine
wirksame Zustimmung zur Verwendung nicht sensibler Daten nur dann vorliege, wenn der
Betroffene wisse, welche seiner Daten zu welchem Zweck verwendet werden und wer diese
erhalte.

Da die Klausel diesen Anforderungen nicht geniige, sei sie intransparent iSd § 6 Abs 3
KSchG. Sowohl der Verwendungszweck als auch die Empfanger der Daten wirden im
Ergebnis offen bleiben, wenn Daten insbesondere auch fir ,Entwicklung und Angebot von
Dienstleistungen® und auch an ,andere Fluggesellschaften oder sonstige Erbringer
vorgenannter Dienstleistungen® weitergegeben werden konnten.

Auch der Umfang der ,personlichen Daten®, die verwendet werden sollen, bleibe unklar.

Bei kundenfeindlichster Auslegung sehe die Klausel sogar eine Nutzung und Weitergabe
sensibler Daten vor.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass die Zustimmung des Betroffenen nur eine von
mehreren Mdoglichkeiten fur eine zuladssige Datenverarbeitung sei. Die in dieser Klausel
aufgezahlten Datenverarbeitungen

(i) wurden im Zusammenhang mit der Erfullung eines Vertrags mit dem Kunden stehen
(bzw seien zur Durchfihrung vorvertraglicher MalRnahmen erforderlich). Dies gelte fur die
Vornahme von Flugbuchungen, den Kauf von Flugscheinen, den Erwerb von Zusatzleistungen
sowie die Durchflihrung von Einreisemodalitaten;

(ii) seien zur Erflllung einer rechtlichen Verpflichtung der Beklagten erforderlich. Dies gelte
fur die Ubermittlung der Daten an die zustéandigen Behdrden im Zusammenhang mit der
Durchflhrung der Reise; oder

(iii) seien zur Wahrung der berechtigten Interessen der Beklagten erforderlich. Dies gelte
fur die Entwicklung und das Angebot von Zusatzleistungen. Die Daten kdnnten daher auch
ohne Zustimmung des Kunden zulassigerweise verarbeitet werden.

Der Klager Ubersehe, dass die Beklagte ihre Kunden im Wege der ABB daher lediglich
Uber die gesetzlich zuldssige Datenverarbeitung informiere, damit jedoch keine
Zustimmungserklarung fir die genannten Arten der Datenverarbeitung einhole. Diese dirften

ohnehin auf Basis eigenstandiger Rechtsgrundlagen vorgenommen werden.
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Eine solche Zustimmung sei rechtlich auch gar nicht geboten, sehe doch Art 6 DSGVO
auch andere Rechtfertigungsgrinde fir eine rechtmafige Datenverarbeitung vor.

Es gehe daher nicht um eine Willenserklarung des Verbrauchers, sondern blo3 um dessen
Aufklarung. Eine derartige Aufkldrung des Verbrauchers sei grundsatzlich unbedenklich.
Klauseln, denen kein normativer Gehalt innewohne und lediglich eine Beschreibung eines von
der Beklagten beabsichtigten Verhaltens darstellen, seien der Prufung im Verbandsprozess
entzogen.

Die Formulierung in dieser Klausel lasse auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht
einmal ansatzweise erkennen, dass die Daten erst dann verarbeitet werden wirden, wenn der
Kunde einen Akt der Zustimmung setze. Dies werde aus der Wortfolge ,zur Verfligung gestellt
zu haben" deutlich.

Eine  zusatzliche umfassende Information (Uber die Verarbeitung seiner
personenbezogenen Daten erhalte der Kunde darlber hinaus im Rahmen des
Buchungsvorgangs, wo auch die Datenschutzerklarung der Beklagten verlinkt sei. Dadurch
entspreche die Beklagte ihren Informationspflichten iSd Art 13 f DSGVO vollinhaltlich.

Hier zeige sich wiederum das Charakteristikum der gesamten Flugbranche, dass sich der
mit dem Kunden geschlossene ,Beférderungsvertrag" aus mehreren Dokumenten
zusammensetze.

Nach den Feststellungen der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts entspricht
diese Klausel tatsachlich der Klausel 14 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel - entgegen der
Argumentation der Beklagten - nicht lediglich eine Information Uber gesetzlich ohnedies
zulassige Datenverarbeitungen enthalt. Vielmehr soll der Kunde die Zuverfugungstellung
personlicher Daten fur bestimmte Zwecke ,anerkennen®“. Damit will die Beklagte eine
Zustimmung des Kunden zur Datenverarbeitung erreichen. Es handelt sich in Wirklichkeit um
eine Zustimmungsfiktion. An der Absicht der Beklagten, dem Kunden einen entsprechenden
Rechtsfolgewillen zu unterstellen (vgl RS0120267), kann kein Zweifel bestehen.

Dass die Klausel fur eine wirksame Einwilligung der betroffenen Person iSd § 6 Abs 1 lit a
DSGVO nicht ausreicht, erkennt die Beklagte selbst. Sie verweist zwar allgemein auf andere
mogliche Rechtfertigungsgriinde, bezieht sich inhaltlich jedoch nur auf Art 6 Abs 1 lit f DSGVO
iVm Erwagungsgrund 47 (in der Folge kurz: ErwGr 47).

ErwGr 47 fuhrt als Beispiel fur ein berechtigtes Interesse an, dass eine mafligebende und
angemessene Beziehung zwischen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen
besteht, zum Beispiel wenn die betroffene Person ein Kunde des Verantwortlichen ist oder in
seinen Diensten steht; auf jeden Fall ware das Bestehen eines berechtigten Interesses
besonders sorgfaltig abzuwagen.

Dieser von der Beklagten ins Treffen gefiihrte Beispielfall betrifft eine bereits bestehende
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(stédndige) Geschaftsbeziehung, die bei einer Erstbuchung oder bei gelegentlichen Buchungen
nicht gegeben ist.

AuBerdem fehlt in der Klausel die Bezugnahme auf eine dem VerhaltnismaRigkeitsgebot
entsprechende Interessenabwagung.

Hinzu kommt, dass die Verarbeitungszwecke nur ganz allgemein und ausufernd
umschrieben sind, weshalb der Kunde die konkreten Zwecke, zu denen eine
Datenverarbeitung erfolgen soll, nicht iiberschauen kann.

Das Gleiche gilt fur die moglichen Empfanger der verarbeiteten Daten, soweit die Klausel
auf ,andere Fluggesellschaften“ oder ,sonstige Erbringer vorgenannter Dienstleistungen®
Bezug nimmt.

Die Klausel ist damit intransparent und verstof3t zudem gegen Art 6 Abs 1 und Art 13 Abs 1
DSGVO.

Klausel 12) (Punkt 5.3.2. der ABB)

12. Wir (dberpriifen Zahlungstransaktionen zur Verhinderung von Betrug und anderen
Missbrauchsféllen. Dazu bedienen wir uns sowohl interner als auch externer Quellen. Werden
konkrete Sachverhalte festgestellt, behalten wir uns das Recht vor, Informationen (inklusive
personenbezogene Daten), an andere Gesellschaften innerhalb der Lufthansa Gruppe (u.a.
Austrian Airlines, Eurowings, Germanwings, Brussels Airlines, SWISS Global Air Lines AG,
Edelweiss Air AG, SWISS International Air Lines AG, Miles and More GmbH) zu {bermitteln,
welche diese dann auch fiir eigene Zwecke bearbeiten.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel ist mit der Klausel 15 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Er verwies dazu auf sein Vorbringen zur Klausel 11 und die standige
Rechtsprechung des OGH dazu, dass eine Klausel, die eine Datenweitergabe vorsehe, nur
zuldssig sei, wenn der Betroffene wisse, wer welche Daten zu welchem Zweck erhalte.

Da diese Klausel diese Voraussetzungen nicht erfille, sei sie intransparent iSd § 6 Abs 3
KSchG.

Dass als mogliche Datenempfanger ,andere Gesellschaften innerhalb der Lufthansa
Gruppe® genannt werden, sei im Hinblick darauf, dass nicht bestimmbar sei, welche
Unternehmen derzeit und kiinftig dem Konzern (allenfalls auch im Ausland) zugehdrig seien,
intransparent und daher unwirksam.

Daruber hinaus werde auch der Verwendungszweck der Daten nicht dargelegt, wenn die
besagten Unternehmen die Ubermittelten Daten wiederum auch fir eigene Zwecke nutzen
konnten.

Damit bleibe im Ergebnis vollig offen, welcher Verwendung die Daten in weiterer Folge
zugefuhrt werden.

Zudem bleibe auch der Umfang der ,personlichen Daten® unklar. Der Umstand, dass es

hier nur um die Verwendung nicht sensibler Daten gehe, lasse sich der Klausel nicht
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entnehmen.

Die Beklagte verwies zunachst ebenfalls auf ihr Vorbringen zur Klausel 11 und brachte
weiters vor, dass auch bei dieser Klausel die Kunden lediglich tber die Datenverarbeitung
informiert werden wirden, ohne dass eine Zustimmungserkldrung fir eine solche
Datenverarbeitung eingeholt werde, weil eine solche Zustimmung rechtlich auch gar nicht
geboten sei. Die Beklagte habe namlich ein berechtigtes Interesse daran, Betrugsfalle sowie
andere Missbrauchsfalle zu verhindern.

Dasselbe berechtigte Interesse bestehe naturgemafd nicht nur bei der Beklagten, sondern
auch den anderen Konzerngesellschaften, sodass eine Datenlbermittlung an diese sowie
Datenverarbeitung durch diese zur Verhinderung von Betrug und anderem Missbrauch
ebenso zulassig sei.

Die Klausel sei daher unbedenklich und der Prifung im Verbandsprozess entzogen.

Eine  zusatzliche umfassende Information (Uber die Verarbeitung seiner
personenbezogenen Daten erhalte der Kunde im Rahmen des Buchungsvorgangs, wo auf die
Datenschutzerklarung der Beklagten verlinkt werde. Dadurch entspreche die Beklagte ihren
Informationspflichten iSd Art 13 f DSGVO vollinhaltlich.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich der Klausel 15 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel eine
Ermachtigung der Beklagten zur Datenweitergabe enthalt.

Ihr lasst sich allerdings nicht entnehmen, bei welchem Ermittlungsstand zu welchen
konkreten Missbrauchsfallen welche personenbezogenen Daten im jeweiligen Einzelfall an
welche konkrete Konzerngesellschaft Gbermittelt werden.

Zudem sind die ,eigenen Zwecke®, zu denen die jeweilige Konzerngesellschaft die Daten
dann verarbeitet, vollkommen unbestimmt.

Die Klausel ist damit intransparent.

Nach der hdchstgerichtlichen Rechtsprechung ist schon die Umschreibung der
empfangenden Gesellschaften als ,Konzerngesellschaften® nicht ausreichend prazise (vgl
2 Ob 1/09z; vgl auch RS0115217).

Uberhaupt ist eine Klausel, die eine Datenweitergabe vorsieht, nur zulassig, wenn der
Betroffene weil}, wer welche Daten zu welchem Zweck erhalt (RS0115216).

Klausel 13) (Punkt 5.5.1. der ABB)

13. Sofern andere Luftfrachtfiihrer flir Weiterflug- und Riickbuchungen vom Fluggast eine
Riickbestatigung verlangen, berechtigt die Unterlassung einer solchen Riickbestétigung den
Luftfrachtftihrer zur Streichung der Weiterflug- oder Riickflugbuchung.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 16 im Verfahren zu

4 Ob 63/21z ident sei. Fir Verbraucherlnnen sei aus dieser Klausel nicht ersichtlich, wann

54 von 130



41 Cg 33/23w - 35

eine Ruckbestatigung konkret erforderlich sein soll.

Folglich sei die Klausel schon aus diesem Grund intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Wenn diese Klausel besage, dass diese Unternehmen fir den Fall einer unterlassenen
Rickbestatigung zur Streichung der Buchung berechtigt seien, werde die wahre Rechtslage
verschleiert.

Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3 ABGB, da die
berechtigte Kundenerwartung an einen guiltig zustande gekommenen Vertrag nach Abschluss
einer Buchung und einer in der Regel bereits vollstandig geleisteten Entgeltzahlung schwerer
wiege als das Interesse eines Unternehmens, Rluckbestatigungen zu erhalten.

Eine sachliche Rechtfertigung flir Rlckbestatigungen, die die besagten Rechtsfolgen
auslosen sollen, sei nicht ersichtlich.

Die Formulierung dieser Klausel kdnne auch nicht darlber hinweg tauschen, dass sie mit
Rechtsfolgewillen ausgestattet sei und an ein Zuwiderhandeln Gestaltungsrechte geknuipft
werden.

Da Verbraucherlnnen mit Rickbestatigungen schon aus den zu Klausel 8 genannten
Grinden nicht rechnen missten, sei sie Uberdies auch Uberraschend und daher bereits
gemal § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel den Kunden lediglich darauf hinwiese,
dass andere Luftfrachtfihrer eine Ruckbestatigung verlangen und welche Folgen damit
verbunden sein kdnnten.

Als blofde Mitteilung sei diese Klausel vollig unbedenklich und — mangels normativen
Inhalts — einer Uberpriifung nach § 28 KSchG entzogen.

Dass es ausgeschlossen sei, dieser Klausel einen normativen Charakter zu unterstellen,
ergebe sich auch aus dem Umstand, dass es der Beklagten unméglich sei, in ihren ABB das
vertragliche Verhaltnis zwischen einem ,andere[n] LuftfrachtfUhrer" als selbststandig
agierenden Dritten und dessen Kunden zu regeln. Auf dieses habe die Beklagte naturgeman
keinen Einfluss und kdnne daher nur entsprechende Hinweise geben.

Zu diesem Schluss sei zutreffend auch das Erstgericht im Vorverfahren (zu hg
53 Cg 16/18a) gekommen, das in der Klausel einen blo3 aufklarenden Hinweis Uber die
Vorgehensweise von anderen Luftfrachtfuhrern gesehen habe.

Diese Klausel entspreche auch — entgegen der Behauptung in der Klage — nicht der
Klausel 16 im Vorverfahren und damit auch der Entscheidung des OGH zu 4 Ob 63/21z. Die
Klauseln wiirden sich darin wesentlich unterscheiden, dass in der Klausel 16 im Vorverfahren
zusatzlich noch folgender Satz vorangestellt gewesen sei: "Wir verlangen im Regelfall keine
Ruckbestatigung". Genau dieser, in der nunmehr verfahrensgegenstandlichen Klausel nicht
enthaltene, Satz habe jedoch nach Ansicht des OGH zur Intransparenz der Klausel gefihrt.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts entspricht
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diese Klausel im Wesentlichen der Klausel 16 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Der Beklagten ist
zuzugestehen, dass dieser Klausel im Vorverfahren noch der Satz "Wir verlangen im Regelfall
keine Ruckbestatigung" vorangestellt gewesen ist.

Nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts &ndert sich damit aber nichts an der
Anwendbarkeit der Rechtsansicht des OGH im Vorverfahren.

Zu dieser Klausel ist daher unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH zunachst
auszufiuhren, dass sie von einer méglichen Streichung von Weiterflug oder Riickflug spricht,
wenn der Fluggast keine Rickbestatigung vornimmit.

Dazu erklarte die Beklagte im Vorverfahren weiters, dass sie im Regelfall keine
Ruckbestatigung verlange. Wann ein Ausnahmefall vorliegt und wie der Kunde davon erfahrt,
Iasst die Klausel allerdings offen.

Auch in Bezug auf andere Luftfrachtfiihrer bleibt offen, wie der Kunde von der
Notwendigkeit einer Ruckbestatigung erfahrt.

Entgegen ihren Ausfihrungen will die Beklagte im gegenstandlichen Verfahren mit dieser
Klausel nicht bloR auf das Verhaltnis zwischen ,einem anderen Luftfrachtfihrer als selbstandig
agierenden Dritten“ und dem Kunden hinweisen, sondern einem im Rahmen der konkreten
Flugbuchung ausfihrenden Carrier (Transporteur), der als ihr Erflllungsgehilfe tatig wird, das
Recht einrdumen, fur Weiterflug oder Rickflug eine Rickbestatigung vorzusehen.

Es handelt sich damit aber nicht nur um einen blof3en Hinweis ohne normativen Charakter.

Da fur den Verbraucher nicht ersichtlich ist, wann eine Rulckbestatigung konkret
erforderlich ist, verstof3t die Klausel jedenfalls gegen das Transparenzgebot.

Nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts gilt das auch ohne den Einleitungssatz
aus dem Vorverfahren. Es hat auch die ,Restklausel“ jedenfalls normativen Charakter.

Aus deren Wortlaut ist weiterhin fur den Kunden nicht erkennbar, wie er von der
Notwendigkeit einer Ruckbestatigung fur andere Luftfrachtfuhrer erfahren soll.

Wann dieser Fall, der sogar auch die Streichung der Weiterflug- oder Rickflugbuchung zur
Folge haben kann, vorliegt, ist fur die Verbraucherlnnen nicht erkennbar.

Es ist daher auch die verfahrensgegenstandliche Klausel 13 intransparent.

Klausel 14) (Punkt 7.1.9. der ABB)

14. [...] Wir diirfen ferner lhre Beférderung oder Weiterbeférderung verweigern oder lhre
Platzbuchung streichen, wenn

[...]

Sie die Zahlung des anfallenden Differenzbetrages (Aufpreises) nach 3.3.1 verweigern
oder einen Flugschein vorlegen, der durch andere als uns oder zur Flugscheinausstellung
berechtigtes Reisebliro ausgestellt wurde oder nicht unerheblich beschédigt ist; [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 22 lit e im Verfahren zu

4 Ob 63/21z ident sei. Es bleibe nach dieser Klausel unklar, welche Auswirkungen die hier

56 von 130



41 Cg 33/23w - 35

vorgesehene Streichung der Platzbuchung haben solle.

Diese Klausel sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG. Unter der Wortfolge
.Platzbuchung streichen® koénnte auch lediglich die Streichung einer konkreten
Sitzplatzreservierung verstanden werden, die jedoch noch keinen Beférderungsausschluss
bedeuten wirde, sondern lediglich die Zuweisung eines bestimmten Sitzplatzes verhindern
wirde. Die Klausel sei insofern mehrdeutig. Verbraucherlnnen wurden die mit ihr
vorgesehenen Rechtsfolgen verborgen bleiben.

Dem hier eingerdumten Ermessensspielraum der Beklagten stehe eine berechtigte
Kundenerwartung entgegen. Wenn die Beklagte einen Beférderungsvertrag mit einem Kunden
abgeschlossen und dieser das Entgelt beglichen habe, dirfe er grundsatzlich darauf
vertrauen, dass auch der Unternehmer den Vertrag einhalten und die versprochene
Beforderung ausfiihren werde. Dies misse gerade auch dann gelten, wenn der Unternehmer
den Beférderungsvertrag in Kenntnis eines der hier genannten allfalligen Hinderungsgrinde
geschlossen habe.

Der Umstand, dass die Beklagte gerade auch in diesem Fall dazu berechtigt sein soll, die
(Weiter-)Beférderung zu verweigern oder eine Platzbuchung zu streichen, stelle eine die
Verbraucherinnen grdblich benachteiligende Folge dar, fir die eine sachliche Rechtfertigung
gegeben sein misse.

Der Beklagten sei freilich zuzugestehen, dass sie Malnahmen ergreifen kénne bzw
misse, um eine sichere Beférderung gewahrleisten zu koénnen. Ein genereller und
undifferenzierter Beférderungsausschluss bzw eine Buchungsstornierung wirden jedoch dann
unangemessen erscheinen, wenn dem — trotz entsprechender Mdglichkeit — keine
entsprechende Ankindigung oder Aufforderung vorausgehe oder das Ziel einer sicheren
Beforderung auch mit anderen Mitteln erreicht werden koénnte und sich der von der
Beforderung ausgeschlossene Passagier mit einer willkirlichen Entscheidung der Beklagten
konfrontiert sehe.

Da die Klausel auf diese Erwagungen nicht abstelle, sei sie groblich benachteiligend iSd
§ 879 Abs 3 ABGB.

Da Verbraucherlnnen mit der vorliegenden Klausel grundsatzlich nicht rechnen mussten,
sei sie zudem auch Uberraschend und daher bereits unwirksam gemaf § 864a ABGB.

Darliber hinaus sei auch der konkret angefiihrte Unterpunkt der Klausel dahingehend
unzuldssig, dass der Beférderungsanspruch davon abhangig gemacht werde, dass der von
der Beklagten nach Punkt 3.3.1 der ABB begehrte Aufpreis bezahlt werde. Dazu sei zunachst
festzuhalten, dass die Bestimmung des Punkt 3.3.3.1. der ABB keine Regelung lber einen zu
leistenden Aufpreis enthalte. Dieser Verweis gehe somit ins Leere.

Da dadurch aber im Einzelfall unklar sein kdnne, welche Rechtsfolgen sich aus dem

Zusammenwirken der aufeinander bezogenen Bestimmungen ergeben, sei die Klausel
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intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

Intransparent sei auch der zweite Satzteil, der auf den Fall abstelle, dass der Flugschein
»,durch andere als uns oder zur Flugscheinausstellung berechtigtes Reiseblro ausgestellt
worden sei. Was darunter zu verstehen sei, bleibe durchschnittlich verstandigen
Verbraucherlnnen verborgen.

Unzulassig sei auch der dritte und letzte Satzteil, der auf die Vorlage eines nicht
unerheblich beschadigten Flugscheins abstellt, ohne zu differenzieren, von wem diese
Beschadigung verursacht worden sei.

Unter Zugrundelegung der kundenfeindlichsten Auslegung sei demnach auch der Fall
erfasst, dass diese Beschadigung der Beklagten zuzurechnen sei.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass das OLG Wien im Vorverfahren in seinem
Berufungsurteil vom 30.12.2020 zu 2 R 157/19a eine idente Klausel, die eine Verweigerung
der (Weiter-)Beférderung bzw Streichung der Platzbuchung vorgesehen habe, grundsatzlich
flr zulassig erachtet habe. Dementsprechend sei dann im Vorverfahren in der Entscheidung
des OGH zu 4 Ob 63/21z auch nur noch Uber einen Unterfall abgesprochen worden, der
einen eigenen Teilbereich umfasse (dort die Klausel 22 lit e).

Es koénne daher im gegenstandlichen Verfahren die grundsatzliche Berechtigung der
Beklagten, die (Weiter-)Beforderung zu verweigern bzw eine Platzbuchung zu streichen, nicht
in Zweifel gezogen werden.

Der vom Klager ins Treffen geflihrten berechtigten Kundenerwartung an die Erfullung
seines Befdrderungsvertrags stehe das zumindest ebenso grolRe Interesse der Beklagten wie
auch der anderen Passagiere und der Allgemeinheit an einer reibungslosen Abwicklung des
Flugverkehrs sowie die Sicherheit an Bord entgegen.

Bekanntlich spiele im Luftverkehr die Sicherheit eine wesentliche Rolle und sei daher auch
besonders geschitzt (vgl etwa den Sondertatbestand des § 186 StGB — ,Vorsatzliche
Gefahrdung der Sicherheit der Luftfahrt").

Daruber hinaus mochte sich ein Kunde wahrend des Fluges sicher fuhlen. Hierbei spiele
auch die psychologische Komponente eine wesentliche Rolle, da es wahrend eines Flugs
nicht einfach moglich sei, ,auszusteigen”.

Die Beklagte wurden insofern besondere Schutz- und Fursorgepflichten treffen.

Sie habe daher ein anzuerkennendes Interesse daran, eine reibungslose Abwicklung des
Flugverkehrs sowie die Sicherheit an Bord zu gewahrleisten.

Dafir sei es aber unabdingbar, dass die Beklagte einen gewissen Handlungsspielraum
habe, um auf von ihr nicht zu vertretende und von ihr auch nicht zu beeinflussende Ereignisse
entsprechend reagieren zu kdnnen.

Die Beklagte konne bei Abschluss des Befdrderungsvertrags nicht Uberprifen, ob der

Kunde von der Befdorderung ausgeschlossen worden sei bzw gegebenenfalls noch
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auszuschlieRen sein werde.

Eine vom Klager behauptete ,berechtigte Kundenerwartung" konne in den Fallen dieser
Klausel jedoch von vornherein nicht bestehen:

Habe der Kunde vor der Buchung ein Schreiben erhalten, wonach er kunftig nicht mehr
befordert werde, so habe er insofern bereits eine ,Vorwarnung" erhalten und kénne schon
deshalb nicht mehr erwarten, von der Beklagten beférdert zu werden (erster Satz von Punkt
7.1 der ABB).

Setze der Kunde nach der Buchung Verhaltensweisen, die etwa eine Gefahrdung der
Sicherheit darstellen (spreche der Passagier beispielsweise vor dem Einsteigen
ernstzunehmende Terrordrohungen aus), konne er ebenfalls keine berechtigte Erwartung
haben, von der Beklagten dennoch befdrdert zu werden (gegenstandliche Klausel).

Der Klager behaupte hier die Intransparenz der Wortfolge ,Platzbuchung streichen®.
Entgegen der Auffassung des Klagers sei dies aber ein eindeutiger Begriff. Zunachst sei dazu
festzuhalten, dass der erste Absatz von Punkt 7.1 der ABB vom Klager durch Bekampfung
lediglich des letzten Satzes willkirlich auseinandergezogen worden sei. Der eindeutige
Bedeutungsgehalt der Wortfolge ,Platzbuchung streichen" ergebe sich aber aus einer
Zusammenschau des gesamten Absatzes dieser Klausel.

Die im ersten Teil des ersten Absatzes von Punkt 7.1 der ABB geregelte Verweigerung der
Beforderung oder Weiterbeférderung sei pro futuro ausgerichtet und werde diesem Kunden
von der Beklagten in einem eigenen Schreiben mitgeteilt, um ihn von weiteren Buchungen
abzuhalten. Zum Zeitpunkt des Versendens des Schreibens an den Kunden habe dieser noch
keine Buchung getatigt, sodass hier auch noch keine Streichung der Platzbuchung erfolgen
musse.

Werde ein Ticket durch einen Kunden gebucht (i) an den noch kein entsprechendes
Schreiben ergangen sei oder (ii) an den bereits ein entsprechendes Schreiben ergangen sei,
welches von diesem aber ignoriert worden sei, und liege (iii) einer der Grinde laut Absatz
7.1.1. bis 7.1.11. vor, so greife diese Klausel ein, sodass aufgrund einer bereits erfolgten
Buchung durch den Kunden konkret eine Streichung derselben erforderlich sei, um die
Verweigerung der Befdorderung bzw Weiterbeférderung auch im Buchungssystem der
Beklagten umzusetzen.

Eine Mehrdeutigkeit sei der Klausel daraus nicht zu entnehmen.

Dass es bei der Klausel offensichtlich nicht um die Zuweisung eines Sitzplatzes gehe — wie
vom Klager unterstellt — werde auch daraus deutlich, dass die Neuzuweisung eines
Sitzplatzes bereits ausdriicklich in Punkt 5.4.3 der ABB unter der Uberschrift
~Sitzplatzreservierung" geregelt sei.

Im Punkt 7.1 der ABB wirden die Beforderungsverweigerungsgriinde bzw die Grinde fir

die Streichung der Platzbuchung genau beschrieben. Es kénne daher keinesfalls von einem
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groblich benachteiligenden generellen und undifferenzierten Beforderungsausschluss die
Rede sein, wie dies vom Klager behauptet werde.

Die Beklagte lasse hier keinerlei Willkir walten. Es musse ihr jedoch ein gewisser
Handlungsspielraum zugestanden werden, um auf von ihr nicht zu vertretende und von ihr
auch nicht zu beeinflussende Ereignisse entsprechend reagieren zu kénnen.

Die fehlende Willkir ergebe sich auch daraus, dass samtliche vom Klager beanstandeten
Griinde solche seien, die auf den Passagier selbst zurlickzuflihren seien.

Der Klager erwahne im Zusammenhang mit dieser Klausel entsprechende Ankiindigungen
oder Aufforderungen, die einer Buchungsstornierung vorausgehen kénnten bzw dass das Ziel
einer sicheren Beforderung auch mit anderen Mitteln erreicht werden konnte. Es bleibe aber
vollig unklar, um welche Ankiindigungen bzw Mittel es sich hier handeln soll.

Es sei Gegenstand des (nicht bekampften) ersten Teils des ersten Absatzes von Punkt 7.1
der ABB, dass der Kunde eine entsprechende Ankiindigung in Form eines Schreibens erhalte.

Die Allgemeinen Beférderungsbedingungen jeder Fluglinie wirden Bestimmungen zur
Beférderungsverweigerung und der Streichung von Platzbuchungen enthalten. Dabei werde
immer auf Grinde in der Person des Fluggastes abgestellt.

Es sei jedem Passagier klar, dass gewisse Verhaltensweisen zu einer Verweigerung seiner
(Weiter-)Beférderung flhren.

Die beanstandete Klausel sei daher auch nicht nachteilig und Gberraschend.

Das OLG Wien habe daher im Vorverfahren in seinem Berufungsurteil vom 30.12.2020 zu
2 R 157/19a vollig zu Recht eine zum ersten Absatz von Punkt 7.1 der ABB idente Klausel als
zuldssig erachtet. Dies sei vom Klager auch nicht weiter bekadmpft worden.

Zur konkreten Klausel 14 (dem Unterpunkt 7.1.9 der ABB) brachte die Beklagte vor, dass
der Differenzbetrag nach dem Wortlaut der beanstandeten Klausel nur in den im Punkt 3.3.1.
der ABB genannten Fallen verrechnet werde.

Der Umstand, dass der Differenzbetrag tatsachlich erst im Punkt 3.3.2. der ABB erwahnt
werde, stelle ein Redaktionsversehen dar, das weder die Transparenz noch den Sinngehalt
der Klausel store. Suche der Kunde im Punkt 3.3.1. der ABB, werde er unweigerlich den
weiteren Unterpunkt 3.3.2. lesen und dort zum Differenzbetrag flindig.

Dieses Redaktionsversehen sei mittlerweile auch behoben worden und finde sich der
Differenzbetrag im Punkt 3.3.1. der aktuell online abrufbaren ABB der Beklagten (vgl
Beilage ./5).

Weshalb die Rechtsfolgen dieser Klausel unklar sein sollten, werde vom Klager nicht
substantiiert vorgebracht. Eine solche Unklarheit liege auch tatsachlich nicht vor.

Weiters sei in der Luftfahrtbranche allgemein bekannt, dass Flugscheine nur vom
Luftfahrtunternehmen oder von Reisebliros mit entsprechender Berechtigung ausgestellt

werden kdnnen. Nur weil dies unter Umstanden einzelnen Verbrauchern nicht gelaufig sei,
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fuhre dies noch nicht zur Intransparenz der Klausel.

Die Klausel sei auch voéllig klar formuliert. Ein ordnungsgemaRer Flugschein werde
entweder von der Fluglinie oder einem berechtigten Reisebiro ausgestellt.

Hinsichtlich der Zulassigkeit des Abstellens auf eine nicht unerhebliche Beschadigung des
Flugscheins verwies die Beklagte auch auf ihr Vorbringen zur verfahrensgegenstandlichen
Klausel 5.

Es sei in diesem Zusammenhang irrelevant, wer die Beschadigung verursacht habe. Bei
einem derart beschadigten Flugschein kénne die Beklagte namlich die Berechtigung des
diesen vorlegenden Passagiers nicht Uberprifen. Wie bereits zur Klausel 5 dargestellt, gehe
es hier aber ohnehin nur um Ausnahmefélle ohne elektronisches Ticket.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel im Wesentlichen der Klausel 22 lit e im Verfahren zu 4 Ob 63/21z.

Klarstellend ist dazu zunachst auszufuhren, dass der Klager im gegenstandlichen Fall,
anders als noch im Vorverfahren zu 4 Ob 63/21z (und damit dem hg Verfahren zu
53 Cg 16/18a sowie dem OLG Wien zu 2 R 157/19a), nicht die gesamte Klausel der ABB
angefochten hat. Es handelt sich dabei um den Art 7 der ABB (,Beschrankung und Ablehnung
der Beférderung®)) bzw deren Unterpunkt 7.1. (,Beférderungsverweigerungsrecht®). Dieser
Unterpunkt ist dann wiederum in die Punkte 7.1.1 bis 7.1.11 untergliedert.

Der letzte Absatz dieses Art 7 der ABB stellt dann die im gegenstandlichen Verfahren als
die Klausel 15 angefochtene Bestimmung der ABB der Beklagten dar. Dazu wird bereits jetzt
auf den folgenden Unterpunkt dieser rechtlichen Beurteilung verwiesen (Klausel 15).

Der Beklagten ist zunachst zuzugestehen, dass der Art 7 der ABB der nunmehrigen
Beklagten der Klausel 22 des Vorverfahren entspricht. In diesem Vorverfahren ist lediglich die
Klausel 22 lit e und damit die nunmehr angefochtene Klausel 14 (der Punkt 7.1.9. der ABB)
bis zum OGH streitgegenstandlich geblieben.

Das OLG Wien ist im Vorverfahren in seinem Berufungsurteil vom 30.12.2020 zu
2 R 157/19a insgesamt zu dem rechtlichen Schluss gekommen, dass die dort als Klausel 22
lit a bis lit e insgesamt angefochtene Bestimmung der ABB der dortigen Beklagten im Umfang
der Klausel 22 lit d zulassig ist.

Dabei wurde vom OLG Wien auch festgehalten, dass hinsichtlich der Klausel 22 lit a bis
lit ¢ in der Berufung des Klagers im Vorverfahren keine Ausfiihrungen enthalten gewesen sind
und daher die Entscheidung des Erstgerichts dazu nicht wirksam bekampft worden ist.

Das OLG Wien hat sich daher im Vorverfahren inhaltlich nur mit der damaligen Klausel 22
im Umfang von lit d und lit e (der nunmehrigen Klausel 14) beschaftigt. Die Klausel 22 lit d hat
das OLG Wien dabei fiir zulassig erachtet, die Klausel 22 lit e nicht.

Diese Entscheidung zur Klausel 22 lit a bis lit d wurde vom dortigen Klager (ident mit dem

auch nunmehrigen Klager) nicht weiter angefochten.
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Die Entscheidung des OLG Wien zur Klausel 22 lit e wurde in weitere Folge von der
dortigen Beklagten weiter angefochten und wurde so Teil der Entscheidung des OGH vom
20.4.2021 zu 4 Ob 63/21z.

Im Hinblick auf die hunmehrige Klausel 14 und die sehr umfangreichen wechselseitigen
Vorbringen der Streitteile ist rechtlich weiters darauf zu verweisen, dass nach der
Rechtsansicht des erkennenden Gerichts vom Klager im gegenstandlichen Verfahren lediglich
die drei konkret in der Klausel 14 und damit dem Art 7.1.9. der ABB der Beklagten geregelten
Fallen bekampft wurden und damit auch nur diese zu prifen sind.

Der Klager hat mit seiner konkreten Prozesserklarung dazu nicht den ,Einleitungssatz*
dieser Klausel (,Wir durfen ferner Ihre Beférderung oder Weiterbeférderung verweigern oder
Ihre Platzbuchung streichen, wenn®) insgesamt zum Gegenstand der nunmehrigen rechtlichen
Anfechtung gemacht. Dieser ist nur als Teil der tatsachlich angefochtenen Klausel 14
verfahrensgegenstandlich.

Wenn der Klager auch diesen Satz insgesamt bekampfen hatte wollen, dann héatte er nach
der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts alle Unterfalle des Punktes 7.1. der ABB der
Beklagten mit der verfahrensgegenstandlichen Klage bekdmpfen missen. Diese sind aber
nach dem Inhalt der Klage bzw dem daraus abgeleiteten und konkreten Urteilsbegehren
eindeutig nicht verfahrensgegenstandlich.

Es ist daher zur tatsachlich verfahrensgegenstandlichen Klausel unter Berufung auf die
Entscheidung des OGH zu 4 Ob 63/21z auszufiihren, dass diese Klausel auch ohne den
Regelungszusammenhang dieser Klausel mit der unzulassigen Klausel 11 des Vorverfahrens
intransparent ist, weil sie nach ihrem Wortlaut die Verweigerung der Beférderung unter
anderem daran knupft, dass der Flugschein durch ein nicht zur Flugscheinausstellung
berechtigtes Reiseblro ausgestellt wurde, und dabei offen bleibt, wie sich ein berechtigtes
Reiseburo von einem unberechtigten Reiseburo unterscheidet und wie dies der Verbraucher
erkennt.

Unklar bleibt auch, was unter einem nicht unerheblich beschadigten Flugschein zu
verstehen ist.

Dazu wird auch auf die obigen Ausfiihrungen im Rahmen dieser rechtlichen Beurteilung zur
Klausel 5 (und damit der Klausel 7 im Vorverfahren) verwiesen. Diese Ausflihrungen gelten
auch fir diese Klausel sinngemal.

DarlUber hinaus gesteht selbst die Beklagte zu, dass hier in der ersten Variante der Klausel
14 unrichtiger Weise auf den nach Punkt 3.3.1. der ABB zu bezahlende Differenzbetrag
(Aufpreis) verwiesen wird bzw wurde.

Im Punkt 3.3.1. der ABB der Beklagten findet sich die Regelung zu einem allfalligen
Differenzbetrag oder einem Aufpreis nicht.

Dieser ist (war) tatsachlich im Punkt 3.3.2. der ABB geregelt.
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Auch dieser unrichtige Verweis macht diese Klausel intransparent, da den
Verbraucherlnnen nicht zugemutet werden kann, nach dem Erkennen des falschen Verweises
eine allféllige passende Regelung zu einem Differenzbetrag (Aufpreis) insgesamt in den
Bestimmungen der ABB zu suchen.

Darlber hinaus ist darauf zu verweisen, dass erst bei einem eingehenderem Studium des
folgenden Absatzes der ABB, des Punktes 3.3.2, Uberhaupt erkennbar ist, dass es sich dabei
um eine Regelung im Hinblick ,auf die Nachkalkulation des Flugpreises® handelt.

Es ist daraus aber nicht erkennbar, ob es sich dabei um die Bestimmung handelt, auf die
die Beklagte allenfalls tatsachlich mit der Klausel 14 verweisen wollte.

Klausel 15) (letzter Absatz in Punkt 7.1. der ABB)

15.[...]

Sollte Brussels Airlines oder eines unserer Partnerunternehmen lhnen die Beférderung
aufgrund von Artikel 7.1 verweigern, sind sémtliche Beférderungs- und Ersatzanspriiche
ausgeschlossen. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel im Wesentlichen mit der Klausel 23 im
Verfahren zu 4 Ob 63/21z ident sei. Diese Klausel stelle klar, dass im Falle der
Beforderungsverweigerung bzw Streichung der Platzbuchung aus dem unter Punkt 7.1.9. der
ABB (der Klausel 14) genannten Grund samtliche Beférderungs- und Ersatzanspriche
ausgeschlossen seien.

Dazu wurde vom Klager zunachst auf sein Vorbringen zur Klausel 14 und deren
Unzuldssigkeit verwiesen.

Nach standiger Rechtsprechung des OGH fihre die Unzuldssigkeit der Bestimmung, auf
die verwiesen werde, zwingend zur Unzulassigkeit der verweisenden Bestimmung.

Diese Klausel sei daher selbst intransparent gemaR § 6 Abs 3 KSchG.

Bei kundenfeindlichster Auslegung erfasse diese Klausel jedenfalls auch den Fall, dass
selbst dann Erstattungsanspriche ausgeschlossen sein sollen, wenn die Beférderung
unrechtmafig verweigert worden sei, weshalb die Klausel auch gréblich benachteiligend
gemal § 879 Abs 3 ABGB sei.

Daruber hinaus ergebe sich die grobliche Benachteiligung auch bereits daraus, dass sich
die Beklagte gemall § 1168 Abs 1 ABGB anrechnen lassen musste, was sie sich infolge
Unterbleibens ihrer Leistung erspart habe oder was sie anderweitig erwerben habe kdnnen
oder zu erwerben absichtlich versaumt habe.

Diese Klausel schlieBe auch eine Rickerstattung jener Kostenbestandteile (bestimmte
Steuern, Geblhren und Zuschlage) aus, die infolge Nichtantritts des Fluges gar nicht
angefallen seien. In diesem Zusammenhang sei auch auf § 27a KSchG zu verweisen, wonach
der Unternehmer die Grinde daflr darlegen musse, dass er sich angeblich nichts erspart
habe.
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Da die Verbraucherlnnen mit dieser nachteiligen Klausel zudem nicht rechnen mussten, sei
sie auch bereits gemaf § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte verwies auf ihr Bestreitungsvorbringen zur Klausel 14 und den
Umstand, dass diese zulassig sei. Somit werde auch nicht auf eine unzulassige Klausel
verwiesen, was eine Intransparenz begrinden kdnnte.

Nach dieser Klausel seien Beforderungs- und Ersatzanspriche des Kunden
ausgeschlossen, wenn ihm die Beférderung aus einem der genannten Griinde verweigert
worden sei. Liege einer dieser Griinde vor, werde die Beférderung auch nicht unrechtmafig
verweigert, sodass auch keine grobliche Benachteiligung vorliege.

Auf eine unrechtmaRige Verweigerung der Beforderung sei diese Klausel daher schon
ihrem Wortlaut nach nicht anwendbar.

Ferner Ubersehe der Klager, dass eine allfallige Erstattung von Kostenbestandteilen (wie
Steuern und Gebiihren) von vornherein nicht Gegenstand dieser Klausel sei. Hier gehe es
rein um Beforderungs- und Ersatzanspriche.

Ob bei Beforderungsverweigerung ein Anspruch auf Erstattung bestehe, regle hingegen
Punkt 7.3 der ABB der Beklagten (die verfahrensgegenstandliche Klausel 17).

Die Klausel 15 enthalte daher auch keinen unzulassigen Ausschluss einer Rlckerstattung
von Kostenbestandteilen.

Weiters verwies die Beklagte darauf, dass von ihr der Umstand, dass ein Abweichen von
der dispositiven Bestimmung des § 1168 ABGB hier sachlich gerechtfertigt sei und keine
grébliche Benachteiligung darstelle, bei Klausel 27 im Detail dargestellt werde.

Es konne fir den Kunden nicht tberraschend sein, dass er keine Anspriiche habe, wenn
ihm die Beforderung aus in seinem eigenen Verhalten liegenden Grinden verweigert werde.

Somit scheide auch ein Versto gegen § 864a ABGB aus.

Nach dem Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts
entspricht diese Klausel tatsachlich im Wesentlichen der Klausel 23 im Verfahren zu 4 Ob
63/21z. Es ist daher unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass ein
Querverweis auf eine unzulassige Klausel auch die verweisende Klausel selbst unzulassig
macht (RS0122040).

Entgegen dem Standpunkt der Beklagten ist die Klausel 14 (die Klausel 22 lit e im
Vorverfahren, siehe oben) unzulassig.

Davon abgesehen ist auszufihren, dass diese Klausel samtliche Ersatzanspriche
ausschlief3t, worunter — bei der im Verbandsprozess gebotenen kundenfeindlichsten
Auslegung — auch Kostenerstattungsanspriiche fallen, die bei Nichtantritt des Fluges von der
Beklagten nicht abzufiihren sind und daher jedenfalls zurlickgezahlt werden missen.

Sie ist die auch groblich benachteiligend, weil sie sich damit auch auf jene

Kostenbestandteile bezieht (Steuern, Geblhren, Zuschlage), die infolge Nichtantritts des
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Fluges gar nicht angefallen sind. Damit weicht diese Klausel aber ohne sachliche
Rechtfertigung von der dispositiven Bestimmung des § 1168 Abs 1 ABGB ab, derzufolge sich
der Unternehmer anrechnen lassen muss, was er infolge Unterbleibens seiner Leistung
erspart oder was er anderweitig erwerben konnte oder zu erwerben absichtlich versdumt hat.

Die Klausel verstoft daher (auch) gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Klausel 16) (Punkt 7.2.1. der ABB)

16. Die Beférderung von behinderten, kranken oder anderen Personen, die besondere
Betreuung bendtigen, muss vorher angemeldet werden. Fluggéste, die uns auf die
Notwendigkeit besonderer Betreuung bei Kauf des Flugscheins hingewiesen haben und von
uns zur Beférderung angenommen worden sind, werden von der Beférderung nicht auf Grund
ihres Betreuungsbedarfs ausgeschlossen.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 24 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Nach dieser Klausel misse die Beférderung bestimmter
Personenkreise vorher angemeldet werden.

Auf einen besonderen Betreuungsbedarf werde flr die Gruppe der behinderten oder
kranken Personen in Zusammenhang mit der hier normierten Pflicht zur Anmeldung der
Beforderung nicht abgestellt, weshalb die Klausel schon aus diesem Grund grdblich
benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB sei.

Die Definition von ,Behinderung“ sei weit zu verstehen und nicht abschlieffend. Zur Gruppe
von Menschen mit Behinderungen wirden laut UN-Behindertenrechtskonvention generell
.Menschen, die langfristige korperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeintrachtigungen
haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen
und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern kdnnen®, gehdren. Von dieser
Definition ware demnach jedenfalls auch jemand erfasst, dem eine Gliedmale fehlt, aber
auch Personen, die ein anderes Gebrechen haben.

UberschieRend sei die vorliegende Klausel auch in Bezug auf kranke Personen, da auch
dieser Begriff weit ausgelegt werden kénne und keineswegs nur Falle erfasse, in denen eine
vorherige Anmeldung zur Beférderung gerechtfertigt erscheine.

Gemal Art 3 der VO (EG) 1107/2006 Uber die Rechte von behinderten Flugreisenden und
Flugreisenden mit eingeschrankter Mobilitat durfe sich ein Luftfahrtunternehmen, sein
Erflllungsgehilfe oder ein Reiseunternehmen nicht aus Grinden der Behinderung oder der
eingeschrankten Mobilitat des Fluggastes weigern, eine Buchung fur einen Flug ab oder zu
einem unter diese Verordnung fallenden Flughafen zu akzeptieren oder einen behinderten
Menschen oder eine Person mit eingeschrankter Mobilitat auf einem solchen Flughafen an
Bord zu nehmen, sofern die betreffende Person Uber einen giltigen Flugschein und eine
gultige Buchung verfugt.

Von dieser Beférderungspflicht darf gemal Art 4 leg cit nur abgewichen werden, um
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geltenden Sicherheitsanforderungen, die in internationalen, gemeinschaftlichen oder
nationalen Rechtsvorschriften festgelegt seien, oder den Sicherheitsanforderungen
nachzukommen, die die Behdérde aufgestellt habe, die dem betreffenden
Luftfahrtunternehmen das Luftverkehrsbetreiberzeugnis ausgestellt habe, oder wenn wegen
der GroRe des Luftfahrzeugs oder seiner Tiren die Anbordnahme oder die Beférderung
dieses behinderten Menschen oder dieser Person mit eingeschrankter Mobilitat physisch
unmaoglich sei.

Darauf stelle diese Klausel aber nicht ab. Sie besage lediglich, dass unter der
Voraussetzung, dass eine besondere Anmeldung vorgenommen und der Fluggast auch zur
Beforderung angenommen worden sei, eine Beférderungsverweigerung nicht wegen des
Betreuungsbedarfs erfolgen wiirde.

Unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen kundenfeindlichsten
Auslegung sei die Klausel demnach aber nicht anders zu verstehen, als dass es im Belieben
der Beklagten stehe, eine angemeldete Beftrderung eines Angehérigen eines der oben
bezeichneten Personenkreise anzunehmen oder auch abzulehnen. Es bleibe daher der
willkirlichen Entscheidung der Beklagten Uberlassen, diese Personen zur Befdrderung zu
Ubernehmen oder Uberhaupt Vertrage mit ihnen zu schlielRen.

In § 4 Abs 1 BGStG sei weiters normiert, dass aufgrund einer Behinderung niemand
unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden durfe, wenn es um die Anbahnung und die
Begrindung von Rechtsverhaltnissen im Zusammenhang mit dem Zugang zu und die
Versorgung mit Gltern und Dienstleistungen gehe, die der Offentlichkeit zur Verfligung stehen
(§ 2 Abs 2 BGStG).

Eine Diskriminierung sei im vorliegenden Fall gegeben, da nach dieser Klausel eine Person
aufgrund einer Behinderung in einer vergleichbaren Situation eine weniger gulnstige
Behandlung erfahre, als eine andere Person.

In diesem Sinne sei die Klausel auch sittenwidrig iSd § 879 Abs 1 ABGB.

Zudem sei die Klausel auch intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, da die wahre Rechtslage
verschleiert werde.

Daruber hinaus sei die Klausel auch Uberraschend und daher bereits aus diesem Grund
gemal § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass der Klager dieser Klausel einen offenkundig
unrichtigen Inhalt unterstelle. Die Wortfolge ,die besondere Betreuung benétigen”, beziehe
sich in gleicher Weise auf behinderte, kranke und andere Personen und nicht, wie vom Klager
unterstellt, nur auf die letzte Gruppe.

Dies sei auch schon aus der Uberschrift zu Punkt 7.2 der ABB deutlich erkennbar, die
generell auf ,Besondere Betreuung" abstelle.

Die vom Klager herangezogene weite Definition von ,Behinderung" sei gegenstandlich
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nicht von Relevanz. In der VO 1107/2006 wurden detaillierte Vorschriften fur den Schutz und
die Hilfeleistung fur behinderte Flugreisende sowie Flugreisende mit eingeschrankter Mobilitat
festgelegt, die diese Personen vor Diskriminierung schiitzen und sicherstellen sollen, dass sie
Hilfe erhalten. Diese Verordnung enthalte in ihrem Art 2 lit a auch eine Legaldefinition fur den
,behinderten Menschen". Dabei handle es sich um ,eine Person, deren Mobilitat bei der
Benutzung von Beférderungsmitteln wegen einer korperlichen (sensorischen oder
motorischen, dauerhaften oder zeitweiligen) Behinderung, einer geistigen Behinderung oder
Beeintrachtigung, wegen anderer Behinderungen oder aufgrund des Alters eingeschrankt sei
und deren Zustand angemessene Unterstitzung und eine Anpassung der fir alle Fluggaste
bereitgestellten Dienstleistungen an die besonderen Bedirfnisse dieser Person erfordere".

Aus dieser Definition werde klar, dass aus Sicht des hier malgeblichen
Unionsgesetzgebers der Begriff ,Behinderung" untrennbar mit einem besonderen
Betreuungsbedarf verknupft sei.

Bei der Auslegung dieser Klausel sei dieser luftverkehrspezifische Begriff zu Grunde zu
legen, sodass das Abstellen auf ,behinderte Personen" (selbst wenn man davon ausgehen
wollte, dass sich die Wortfolge ,die besondere Betreuung benétigen" nur auf "andere
Personen" beziehe, was bestritten werde) jedenfalls nicht Gberschieflend sei.

Ebenso seien ,kranke Personen® von der Klausel nur dann umfasst, wenn sie eine
.besondere Betreuung bendtigen”. Daher sei die Klausel auch insofern nicht Gberschie3end.

Unter gewissen Umstanden, insbesondere um geltenden Sicherheitsanforderungen
nachzukommen, koénne sich ein Luftfahrtunternehmen weigern, die Buchung eines
behinderten Menschen oder einer Person mit eingeschrankter Mobilitdt zu akzeptieren oder
diese Person an Bord zu nehmen.

Vor der Annahme einer Buchung von behinderten Menschen oder von Personen mit
eingeschrankter Mobilitat sollten sich Luftfahrtunternehmen, ihre Erfullungsgehilfen und
Reiseunternehmen im Rahmen des Mdglichen nach besten Kraften bemuhen, zu prufen, ob
ein begrundeter Sicherheitsgrund bestehe, der eine Mitnahme dieser Personen auf den
entsprechenden Fligen verhindere. Um dieser Prufobliegenheit bestmoglich nachzukommen,
fordere die Beklagte in der beanstandeten Klausel die betroffenen Personen auf, sich vorher
anzumelden. So kdnne bereits vorab abgeklart werden, ob der Beférderung allenfalls geltende
Sicherheitsanforderungen entgegen stehen.

Ferner sei es der Beklagten durch diese Anmeldung mdglich, den Hilfsbedarf gemaf Art 6
Abs 2 VO 1107/2006 mindestens 36 Stunden vor der Abflugzeit an die entsprechenden
Stellen weiterzuleiten. Das Leitungsorgan des Flughafens habe dafiir Sorge zu tragen, dass
der betroffenen Person entsprechende Hilfe geleistet werde (vgl Art 7 Abs 1 VO 1107/2006).

Ohne eine vorherige Anmeldung sei all dies nicht moglich und es bestehe bis zuletzt das

Risiko, dass die behinderte Person aus den in Art 4 leg cit genannten Grinden nicht
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mitgenommen werden konne.

Die beanstandete Klausel schaffe daher Sicherheit fur die buchende Person und
ermdgliche es der Beklagten, rechtzeitig entsprechende Hilfeleistungen bereit zu halten bzw
den zustandigen Flughafen dariber zu informieren.

Dies werde auch durch den zweiten Teil der Klausel unterstrichen, wonach nach erfolgter
Anmeldung und Prufung durch die Beklagte (,von uns zur Beférderung angenommen worden
seien") die Beforderung jedenfalls nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs ausgeschlossen
werde.

Die Klausel stehe daher in Einklang mit der VO 1107/2006.

Nicht nachvollziehbar sei in diesem Zusammenhang die vom Klager entgegen dem
Wortlaut der Klausel vorgenommene ,kundenfeindlichste Auslegung", wonach es im Belieben
der Beklagten liegen solle, eine angemeldete Beforderung eines Angehdrigen einer der in der
Klausel genannten Person anzunehmen oder abzulehnen. Zum einen werde in der Klausel
gar nicht auf Angehdrige abgestellt. Zum anderen sage die Klausel auch nichts Uber eine
Annahme oder Ablehnung einer Buchung aus. Vielmehr gehe es in dieser Klausel
ausschlief3lich um eine Absicherung fiir jene Passagiere, die sich vorab angemeldet haben.

Ebensowenig sei in der beanstandeten Klausel eine Diskriminierung iSd BGStG zu
erkennen.

Worin hier eine konkrete, weniger glnstige Behandlung einer Person aufgrund einer
Behinderung liegen solle, verrate der Klager nicht.

Eine solche liege aber auch tatsachlich nicht vor. Dass es aufgrund einer Behinderung sein
kdénne, dass eine Person nicht beférdert werde, besage bereits Art 4 der VO 1107/2006. Liege
einer dieser Grunde vor, sei die Beklagte verpflichtet, die Beférderung zu verweigern.

Mit dieser Klausel bemiihe sich die Beklagte, nach besten Kraften bereits vorab zu prifen,
ob ein begrundeter Sicherheitsgrund bestehe, der eine Mithahme dieser Person verhindere.

Diese Klausel stelle daher keinesfalls irgendeine Form von Diskriminierung dar, sondern
trage vielmehr dazu bei, dass behinderte Personen im gréRtmoglichen Umfang beférdert
werden konnen. Dies verkenne der Klager ganz offensichtlich.

Da die Klausel somit weder die wahre Rechtslage verschleiere noch fir den Kunden
nachteilig sei, wurden die Vorwurfe der Intransparenz und auch der Unwirksamkeit gemaf
§ 864a ABGB ins Leere gehen.

Nach dem Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 24 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel bei der im
Verbandsprozess gebotenen Auslegung im kundenfeindlichsten Sinn besagt, dass sich
behinderte, kranke oder sonst betreuungsbediirftige Personen vorher anmelden missen und

die Beklagte in der Folge Uber die Annahme zur Beférderung entscheidet.
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Kriterien fur die Auswahlentscheidung enthalt diese Klausel nicht. Nach ihrer Diktion legt
sie die Entscheidung vielmehr in das freie Ermessen der Beklagten.

Damit verstof3t die Klausel gegen die zwingende Vorschrift des Art 3 der VO 1107/2006/EG.

Danach darf sich ein Luftfahrtunternehmen nicht weigern, einen behinderten Menschen
oder eine Person mit eingeschrankter Mobilitat an Bord zu nehmen, sofern die betreffende
Person Uber einen gultigen Flugschein und eine gultige Buchung verflgt.

Von dieser Beforderungspflicht darf gemal Art 4 leg cit nur abgewichen werden, um
normierten Sicherheitsanforderungen nachzukommen, oder wenn wegen der GroRe des
Luftfahrzeugs oder seiner Turen die Anbordnahme oder die Beférderung dieses behinderten
Menschen oder dieser Person mit eingeschrankter Mobilitat physisch unmdglich ist.

Auf diese Einschrankungen nimmt die Klausel nicht Bedacht.

Klausel 17) (Punkt 7.3. der ABB)

17. Werden Sie aus einem der vorstehenden Griinde von der Beférderung ausgeschlossen
oder wird aus einem dieser Griinde lhre Platzbuchung gestrichen, so beschrdnken sich lhre
Anspriiche auf das Recht, eine Flugpreiserstattung fiir die nicht genutzten Flugcoupons nach
Maflgabe von Artikel 10.3. zu verlangen.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 25 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Gemal} dieser Klausel sollen Erstattungsanspriiche nach MalRgabe des
Punktes 10.3 der ABB bestehen (vgl dazu auch die Ausfuhrungen zur Klausel 27).

Diese Klausel enthalte somit einen Verweis auf eine unzulassige Vertragsbestimmung. Das
fihre zu ihrer eigenen Intransparenz. Nach standiger Rechtsprechung des OGH sei eine
Klausel, die auf eine unzuldssige Bestimmung verweise, selbst unzulassig iSd § 6 Abs 3
KSchG.

Intransparent sei diese Klausel weiters auch wegen der Bezugnahme auf die
vorstehenden, unzuldssigen Bestimmungen (vgl die Klauseln 14 bis 16).

Daruber hinaus erfasse die Klausel auch den Fall, dass die Beférderung unrechtmaRig
verweigert worden sei. Auch fir diesen Fall solle ein weitergehender Ersatzanspruch des
Kunden ausgeschlossen sein.

Die Klausel sei daher auch gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Die Beklagte verwies dazu darauf, dass weder der Punkt 10.3.1 ihrer ABB (die Klausel 27)
noch der Punkt 7 ihrer ABB (die Klauseln 14 bis 16) unzuldssig seien. Es liege daher auch
keine Intransparenz durch einen Verweis auf unzulassige Bestimmungen vor.

Sie verwies erneut darauf, dass, wenn eine Beférderung aus den in Punkt 7 der ABB
genannten Griinden verweigert werde, so handle es sich um eine rechtmafige Verweigerung
der Beférderung, sodass eine grobliche Benachteiligung von vornherein ausscheide.

Auf Falle einer unrechtmafligen Verweigerung sei diese Klausel wiederum schon ihrem

Wortlaut nach nicht anwendbar, weil dann ja kein ,vorstehender Grund" vorliegen kdnne.
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Mangels Verschleierung der wahren Rechtslage liege auch keine Intransparenz vor.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 25 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflhren, dass diese im Sachzusammenhang
zu den Klauseln 16 und 27 (den Klauseln 24 und 33 des Vorverfahrens) steht, die unzulassig
sind.

Nach der Rechtsprechung ist eine Klausel, die auf eine unzulassige Bestimmung verweist,
selbst iSd § 6 Abs 3 KSchG unzulassig (RS0122040).

Darlber hinaus ist dazu lediglich auf die Ausfihrungen im Rahmen der rechtlichen
Beurteilung zu den Klauseln 16 (siehe oben) und 27 (siehe unten) zu verweisen.

Klausel 18) (Punkt 8.6.3. der ABB)

18. Aufgegebenes Gepéck wird mit demselben Flugzeug beférdert, in dem Sie beférdert
werden, es sei denn, dass wir aus Griinden der Sicherheit oder aus operationellen Griinden
entscheiden, es auf einem anderen Flug (wenn méglich dem néchsten) zu beférdern. Wird Ihr
aufgegebenes Gepdack auf einem nachfolgenden Flug beférdert, so werden wir es an lhrem
Aufenthaltsort ausliefern, soweit nicht lhre Anwesenheit bei der Zollbeschau erforderlich ist.
Artikel 14 (Schadenshaftung) bleibt unberdihrt.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 26 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Nach dieser Klausel solle es der Beklagten als Unternehmerin
freistehen, zu entscheiden, ob aufgegebenes Gepack der Verbraucherlnnen mit demselben
oder mit einem spateren Flug befordert werde. Auch der Umstand, dass als Grund flr diesen
Ermessensspielraum Sicherheitsgriinde oder operationelle Griinde genannt werden, gebe
Verbraucherlnnen keinen Aufschluss darUber, weshalb es konkret zu einer verspéateten
Gepackbeférderung kommen kdnne.

Da der Umfang dieser Klausel daher nicht vorhersehbar sei, sei sie intransparent iSd § 6
Abs 3 KSchG.

Die Grinde des spateren Gepacktransports kénnten auch auf rein wirtschaftliche
Entscheidungen zurtckzufihren sein, etwa wenn die Beklagte in Anbetracht der
Passagierzahl und Gepackmenge eine ungeeignete Maschine flir die Beférderung gewahlt
habe.

Daruber hinaus bewirke die Klausel im Ergebnis, dass die Entscheidung, wann das
Gepack befordert werde, generell der Beklagten Uberlassen sein soll. Die Klausel normiere
somit das Recht der Beklagten, aufgegebenes, am Bestimmungsort vom Kunden in aller
Regel bendtigtes Gepack erst nach einiger Zeit, allenfalls auch erst nach einigen Tagen, zu
beférdern. In dem mit Fluggasten geschlossenen Beférderungsvertrag finde dies keine
Deckung.

Der Umstand, dass das Gepack dann an den Aufenthaltsort des Fluggastes beférdert
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werden soll, kénne diesen Mangel nicht sanieren, zumal auch im Hinblick darauf unklar bleibe,
wann eine Anwesenheit zur Zollbeschau erforderlich sein soll.

Da eine sachliche Rechtfertigung fir die mit der Klausel bewirkte Schlechterstellung der
Verbraucherlnnen nicht ersichtlich sei, sei sie gréblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3
ABGB .

Auch der Hinweis auf Punkt 14 der ABB der Beklagten sei nicht geeignet, die grobliche
Benachteiligung bzw Intransparenz der Klausel zu sanieren. Punkt 14 der ABB beinhalte 23
Unterpunkte und die konkrete Bedeutung dieses Verweises bleibe Verbraucherinnen daher
verborgen.

Zudem sei Punkt 14.1.1. unzulassig, wie im Weiteren noch aufgezeigt werde.

Da Verbraucherlnnen mit der vorliegenden Klausel von vornherein nicht rechnen muissten,
sei sie auch bereits gemaR § 864a ABGB unwirksam.

Darlber hinaus widerspreche die vorliegende Klausel auch dem Ubereinkommen zur
Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften Uber die Beforderung im internationalen Luftverkehr
(in der Folge kurz: Montrealer Ubereinkommen bzw MU), da gemaR Art 19 MU der
Luftfrachtfihrer den Schaden zu ersetzen habe, der durch Verspatung bei der Luftbeférderung
von Reisenden, Reisegepack oder Gitern entstehe. Flr den Verspatungsschaden hafte er
nur dann nicht, wenn er nachweise, dass er und seine Leute alle zumutbaren MalRnahmen zur
Vermeidung des Schadens getroffen haben oder dass es nicht mdglich gewesen sei, solche
Malnahmen zu ergreifen.

Darauf stelle die Klausel aber nicht ab, weshalb sie geman Art 26 MU unwirksam sei.

Die Nichtigkeit der vorliegenden Klausel, die in diesem Sinne auch gegen ein gesetzliches
Verbot verstolRe, ergebe sich zudem aus § 879 Abs 1 ABGB.

Da auch insofern die wahre Rechtslage verschleiert werde, sei die Klausel auch aus
diesem Grund intransparent.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass es sich bei der Formulierung ,Sicherheitsgriinde" um
einen allgemein verstandlichen Begriff handle. Dieser Begriff sei daher jedenfalls nicht
intransparent.

"Operationelle Griinde" seien solche, die auf die Durchfliihrung des Fluges zurlickzuflihren
seien (zB Fehler bzw Verwechslungen bei der Gepackverladung). Auch dabei handle es sich
um einen allgemein verstandlichen und somit transparenten Begriff. Operationelle Griinde
seien zudem schon rein sprachlich von wirtschaftlichen Griinden zu unterscheiden. Die hierfir
mafRgeblichen technischen Ablaufe hatten nichts mit wirtschaftlichen Uberlegungen zu tun.

Daher sei es unzutreffend, wenn der Klager behaupte, die Beklagte kénnte die Befoérderung
auch aus wirtschaftlichen Uberlegungen bzw generell verweigern.

Die Nichtbeforderung im gleichen Flugzeug aus den in der Klausel genannten Grinden sei

auch sachlich gerechtfertigt. Mit dieser Bestimmung solle die Sicherheit der Passagiere
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gewahrleistet und die Durchfiuhrung des Fluges ermdglicht werden. Daher konne diese
Bestimmung nicht iSd §§ 879 Abs 3 und 864a ABGB fur den Passagier benachteiligend oder
nachteilig sein.

Die Sicherheit der Passagiere habe in diesem Fall vorzugehen. Der Nachteil eines
allenfalls verspatet einlangenden Gepackstiicks wiege weit weniger schwer als die mégliche
Gefahrdung von Passagieren durch den Mittransport von Gepackstucken.

Dabei gebe es eine Vielzahl von Faktoren, die den Transport von Gepackstiicken in
demselben (oder im nachsten) Flugzeug verhindern kénnten. Die maximale Beladung eines
Flugzeugs hange dabei nicht nur vom Gewicht und Volumen der einzelnen Gepackstlicke ab,
sondern auch von der Mdglichkeit, diese in die im Frachtraum zur Verfligung stehenden
Kompartments verladen zu koénnen. Ein weiterer Faktor seien die technischen
Voraussetzungen auf den einzelnen Flughafen, diese Beladung berechnen und durchfiihren
zu kénnen. Ferner wiirden auch die geografische Lage des Abflugorts und die Temperatur der
Startbahn ber das maximal zulassige Abfluggewicht entscheiden. Schlieldlich sei die Frage
der erforderlichen Kerosinreserve zu bericksichtigen und insbesondere der Umstand, dass
bei starkem Gegenwind erheblich mehr getankt werden musse als bei Riickenwind, und daher
manchmal bei vollbesetzten Maschinen Kerosin anstatt von Gepack zu verladen sei.

Bei all diesen Uberlegungen stehe immer die Sicherheit (dh der Schutz von Leben und
Gesundheit) des Passagiers im Vordergrund.

Eine grobliche Benachteiligung werde auch dadurch ausgeschlossen, dass dem Kunden
sein auf einem nachfolgenden Flug beférdertes Gepack an dessen Aufenthaltsort geliefert
werde und er grundsatzlich nicht mehr zum Flughafen zurlickkehren misse, aulier seine
Anwesenheit sei bei der Zollbeschau erforderlich. Darauf habe die Beklagte aber keinen
Einfluss.

Es liege ferner nicht in der Hand der Beklagten, zu entscheiden, ob ein gewisses
Gepackstick vom Zoll des jeweiligen Landes kontrolliert werde und ob die Behdrde die
Anwesenheit des Passagiers verlange. Daher kdnne die Beklagte das Gepackstiick nur dann
an den Aufenthaltsort des Passagiers ausliefern, wenn nicht dessen Anwesenheit bei der
Zollbeschau erforderlich sei. Dies bewirke jedoch keine grobliche Benachteiligung des
Kunden.

Ebenso kdnne von einem VerstoR gegen Art 19 MU keine Rede sein. Die beanstandete
Klausel lasse Art 19 MU véllig unberiihrt und enthalte keinerlei Haftungsbeschrankungen oder
Haftungsausschlisse.

Der Klager unterstelle dieser Klausel insofern einen offenkundig unrichtigen Inhalt, der
schon vom Wortlaut nicht gedeckt sei. Die Klausel sei daher weder gemaR Art 26 MU nichtig,
noch gesetzwidrig oder sonst intransparent.

Nach dem Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
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Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 26 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufihren, dass diese Klausel es der Beklagten
unter anderem ermoglicht, aus operationellen Grinden zu entscheiden, dass das
aufgegebene Gepack nicht im selben Flugzeug wie der Fluggast, sondern auf einem
nachfolgenden Flug beférdert wird. Entgegen der Argumentation der Beklagten ist der Begriff
Loperationelle Grunde® nicht allgemein gelaufig und verstandlich.

Der OGH hat bereits festgehalten, dass das Transparenzgebot die Verwendung von
Begriffen voraussetzt, deren Bedeutung dem typischen Verbraucher gelaufig ist oder von ihm
jedenfalls festgestellt werden kann. Dies kdnnen auch Fachbegriffe sein, nicht aber Begriffe,
die so unbestimmt sind, dass sich ihr Inhalt jeder eindeutigen Festlegung entzieht. Der durch
ihre Verwendung geschaffene weite Beurteilungsspielraum schlieRt es namlich aus, dass der
Verbraucher Klarheit tGber seine Rechte und Pflichten gewinnen kann (vgl 4 Ob 88/05b).

Ausgehend von diesen Grundsatzen erdffnet diese Klausel der Beklagten einen nicht naher
definierten und eingegrenzten Entscheidungsspielraum.

Selbst der von der Beklagten ins Treffen gefiihrte Bedeutungsinhalt, den sie auf die
Durchflihrung des Fluges bezieht, |asst offen, wie gewichtig der Ablehnungsgrund sein muss
und wer aufgrund welcher Kriterien dartber entscheidet.

Diese Klausel ist daher intransparent.

Klausel 19) (Punkt 8.8.2. der ABB)

19. Wir liefern das aufgegebene Gepédck nur dem Inhaber des Gepéckscheins aus, und
zwar gegen Zahlung der Betrdge, die uns noch geschuldet werden. Wenn Sie das
aufgegebene Gepéck nicht innerhalb einer angemessenen Zeit abholen, berechnen wir lhnen
eine Aufbewahrungsgebliihr. Wenn Sie das aufgegebene Gepéack nicht innerhalb von drei (3)
Monaten abholen, nachdem Sie dariiber benachrichtigt wurden, dass Sie es abholen kénnen,
kénnen wir das Gepédck nach eigenem Ermessen entsorgen, ohne dass wir dafir haftbar
gemacht werden kénnen.

Der Klager brachte dazu vor, dass die vorliegende Klausel gemal® § 6 Abs 3 KSchG
intransparent sei, da Verbraucherlnnen keinen Aufschluss tUiber die maligeblichen Regelungen
erhalten wirden. Weder erhelle sich daraus, um welche Betrage es sich handeln kdnnte, die
die Verbraucherlnnen noch schulden, noch sei klar, was unter ,angemessener Zeit“ zu
verstehen sei.

Es fehle auch jeglicher Hinweis auf die Hohe der Aufbewahrungsgebuihr und die
Bedingungen der Verrechnung.

Der in Satz 2 dieser Klausel vorgesehene Verfall verstolte zudem gegen § 6 Abs 1 Z 12
KSchG. Zum einen sei die vorgesehene Frist von drei Monaten im Hinblick auf den méglichen
Wert eines aufgegebenen Gepackstlicks zu kurz bemessen, zum anderen sei nicht

nachvollziehbar, auf welche Weise die Verstandigung durch die Beklagte zu erfolgen habe.
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Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB , da fur die mit
der Klausel vorgesehene Einschrankung der Haftung keine sachliche Rechtfertigung
ersichtlich sei.

Nach dem Wortlaut der Klausel kdénnte der Fluggast selbst dann zur Zahlung der
Aufbewahrungsgeblihr angehalten werden, wenn die verspatete Abholung ausschlieRlich aus
in der Sphare der Beklagten liegenden Grinden bzw aus ihrem Verschulden erfolgt sei.

Die Klausel stelle insgesamt nicht darauf ab, aus welchem Grund das Gepack nicht
Ubernommen worden sei

Die Beklagte brachte dazu vor, dass zu dieser Klausel keine Intransparenz iSd § 6 Abs 3
KSchG vorliege. Bei den ,Betragen, die uns noch geschuldet werden" sei klar, dass es sich
um offene Forderungen aus dem Beférderungsvertrag handle.

Bei Nichtabholung des bereitgestellten Gepacks befinde sich der Verbraucher in
Annahmeverzug. Die EinrAumung einer ,angemessenen Zeit" schaffe einen angemessenen
Interessenausgleich zwischen dem Interesse des Verbrauchers, hinreichend Zeit zu besitzen,
das Gepackstick abzuholen, bevor Aufbewahrungsgebihren anfallen und dem Interesse der
Fluggesellschaft, dass das Gepack zeithah abgeholt wird, um keine Lagerkosten zu tragen.
Die Vereinbarung einer ,angemessenen Zeit" stehe daher im Interesse beider
Vertragsparteien und sei gerade nicht intransparent.

Eine Angabe der konkreten Aufbewahrungsgebihr sei der Beklagten nicht mdglich, weil
diese maf3geblich von den lokalen Entgeltregelungen der betreffenden Einrichtungen auf den
verschiedenen Flughafen abhange und daher in ihrer Gesamtheit nicht zuganglich seien.

Der vom Klager behauptete Versto3 gegen § 6 Abs 1 Z 12 KSchG liege ebenfalls nicht vor.
Diese Gesetzesbestimmung sei auf die in dieser Klausel vorgesehene Verfallsfrist Uberhaupt
nicht anzuwenden, zumal es sich bei aufgegebenem Gepack um keine Sache handle, die ein
Luftfahrtunternehmen ,zur Bearbeitung tbernommen habe“.

Ferner sei die in der gegenstandlichen Verfallsklausel vorgesehene Frist von drei Monaten,
bevor es zu einer Entsorgung kommen kénne, angemessen und daher zulassig.

Fiar die Beurteilung der Angemessenheit seien mehrere Elemente wie zB die mit der
Aufbewahrung der Sache verbundenen Miihen, die Aufbewahrungsmaoglichkeiten und die
Sperrigkeit der Sache zu berucksichtigen. Gepackstucke seien sperrige Sachen, welche je
nach GroRe viel Platz fir eine Lagerung — vor allem fiir eine groRe Airline, welche viel Gepack
transportiere — bendtigen, weshalb mit einer langer als dreimonatigen Aufbewahrung
erhebliche Muhen und Kosten verbunden seien.

Da mitunter auch verderbliche Sachen in Gepackstiicken transportiert werden, sei es aus
hygienischen und gesundheitlichen Grinden auch nicht moglich, Gepack langer
aufzubewahren, ohne ein Sicherheitsrisiko einzugehen.

Die Frist sei auch hinreichend lange, um dem Fluggast die Mdglichkeit zu geben, das
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Gepackstlick abzuholen

Letztlich sei die inkriminierte Klausel auch nicht gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3
ABGB. Die Entgegennahme des befoérderten Gepacks durch den Fluggast gehdre zu dessen
Verpflichtungen aus dem Beforderungsvertrag. Daflr stehe dem Fluggast jedenfalls ein
angemessener Zeitraum zur Verfligung, bevor eine Aufbewahrungsgebuihr anfalle.

Diese Klausel betreffe dartber hinaus nur Falle, in denen das Gepack bestimmungsgemaf
bereitgestellt worden sei. Dies ergebe sich bereits aus dem Gesamtzusammenhang der
Klausel. Punkt 8.8.1 der ABB stelle klar, dass der Fluggast verpflichtet sei, das Gepack
entgegen zu nehmen, sobald es ,am Bestimmungsflughafen [...] zur Abholung bereitgestellt
sei“.

Fir Falle, in denen das Gepack nicht mit demselben Flugzeug beférdert worden sei, und
somit nicht bereitgestellt worden sei, enthalte Punkt 8.6.3 der ABB die Sonderregelung, dass
das Gepack an den Aufenthaltsort des Fluggastes geliefert werde.

Ubernehme der Fluggast das am Flughafen bereitgestellte Gepack daher nicht, befinde er
sich im Annahmeverzug, dessen Folgen er zu tragen habe. Dazu wirden jedenfalls die
Lagergeblihren sowie eine Entsorgung gehdren.

Hier komme auch noch hinzu, dass es fir diese Rechtsfolgen zudem einer
Benachrichtigung durch die Beklagte brauche. Eine grobliche Benachteiligung des Fluggastes
liege daher nicht vor.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist dem
Klager bereits dahingehend zu folgen, dass diese Klausel intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG
ist, da nach ihrem Wortlaut fir die Verbraucherlnnen nicht ersichtlich ist, um welche Betrage
es sich handelt, die der Beklagten noch geschuldet werden.

Entgegen den Ausflihrungen der Beklagten kdénnen damit keine ,normalen“ offenen
Forderungen aus dem Beforderungsvertrag gemeint sein, da davon auszugehen ist, dass das
Entgelt fir die Leistungen aus dem Beforderungsvertrag von den Verbraucherlnnen
grundsatzlich bereits vor dem Beginn der Leistungen der Beklagten aus dem
Befdrderungsvertrag zur Ganze bezahlt werden.

Weiters kann bei der gebotenen kundenfeindlichsten Auslegung dieser Klausel die
Beklagte vom Fluggast selbst dann die Zahlung einer Aufbewahrungsgebuhr fordern, wenn
die verspatete Abholung ausschliellich aus in der Sphare der Beklagten liegenden Griinden
bzw aus ihrem Verschulden erfolgt ist.

Darliber hinaus behalt sich die Beklagte mit dieser Klausel flir die Lagerung von nicht
abgeholtem Gepack die Verrechnung einer gesonderten Aufbewahrungsgebiihr vor, ohne
deren Hohe oder die Art und Weise der Berechnung, also die Berechnungsmethode und die
malfigebenden Berechnungsfaktoren, anzugeben. Dies ermdglicht der Beklagten die

willkirliche Bestimmung dieser Geblihr.

75 von 130



41 Cg 33/23w - 35

Diese Klausel ist daher bereits aus diesen rechtlichen Uberlegungen intransparent iSd § 6
Abs 3 KSchG.

Entgegen der Rechtsansicht des Klagers erscheint aber die Vereinbarung einer
dreimonatigen Aufbewahrungsfrist grundsatzlich unter Berlcksichtigung der wechselseitigen
Rechte und Pflichten aus dem Beférderungsvertrag unbedenklich.

Allerdings ist der Klagsseite wieder dahingehend zu folgen, dass der ganzliche
Haftungsausschluss zugunsten der das Gepackstlick nach Ablauf dieser Aufbewahrungsfrist
entsorgenden Beklagten nicht zu erwarten ist und zu einer nicht gerechtfertigten
Schlechterstellung der Verbraucherlnnen fihrt.

Das gilt insbesondere unter Beriicksichtigung auch des weiteren Umstands, dass in dieser
Klausel nicht festgelegt wird, wie die Benachrichtigung der Verbraucherinnen von der
Méglichkeit, das Gepack abzuholen, erfolgen wird.

Diese Klausel verstoft daher auch gegen § 864a ABGB und § 879 Abs 3 ABGB.

Klausel 20) (Punkt 8.8.3. der ABB)

20. Kann die das Gepéack entgegennehmende Person den Gepéackschein nicht vorweisen
oder das Gepéack durch den Identifizierungsteil der Gepackmarke, falls eine solche ausgestellt
wurde, nicht identifizieren, so liefern wir das Gepéack nur unter der Bedingung aus, dass das
Recht auf Herausgabe zu unserer Zufriedenheit glaubhaft gemacht wird.

Der Klager brachte dazu vor, dass eine Intransparenz der Klausel vorliege, weil fur
Verbraucherlnnen nicht ersichtlich sei, was unter ,zu unserer Zufriedenheit glaubhaft
gemacht® zu verstehen sei. Die Kriterien fur einen zufriedenstellenden Nachweis wirden
vollkommen offen bleiben.

Diese Klausel verstofle daher gegen § 6 Abs 3 KSchG, da sie dem dort normierten
Transparenzgebot jedenfalls nicht genlge.

Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend. Sollte namlich ein Dritter
,Zufriedenstellend glaubhaft machen®, Inhaber des Gepackstlcks zu sein, waren die Beklagte
nach dieser Klausel berechtigt, das Gepack auch gegen den ausdricklichen Willen des
Fluggastes auszufolgen. Der Fluggast misste dann seine Rechte gegeniber dem Dritten
geltend machen, zu dem er in keinerlei Vertragsbeziehung stehe.

Diese Klausel verschlechtere daher die Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und
verstolie damit gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass es undenkbar sei, alle Mdglichkeiten im Einzelnen
dazu aufzulisten, wann eine Glaubhaftmachung zur Zufriedenheit der Beklagten erfolgen
kdnne. Daher sei die von ihr gewahlte Form die einzig verstandliche und transparente. Es sei
auch fur den Kunden nachvollziehbar, wann ein Nachweis zur Zufriedenheit der Beklagten
vorliegen werde.

Es sei auch nicht so, dass es im Belieben der Beklagten stiinde, einen Nachweis als
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ausreichend zu beurteilen oder einen Herausgabeanspruch zu verweigern. Nur weil nicht im
Detail geregelt sei, wie dieser ,zufriedenstellende Nachweis® auszusehen habe, was aufgrund
der Vielzahl mdglicher Varianten auch gar nicht denkbar sei, fuhre dies noch nicht zur
Intransparenz der Klausel iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Die vom Klager ins Treffen gefiihrte grobliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB liege
ebenfalls nicht vor. Zunachst sei zu berucksichtigen, dass diese Regelung eine Erleichterung
fir den Fluggast bringe. Auch wenn er den Gepackschein nicht vorweisen koénne, erhalte er
dennoch sein Gepack, wenn er sein Recht auf Herausgabe auf andere Art und Weise
glaubhaft machen kénne.

Ferner sei die Klausel eine Absicherung gegen genau den vom Klager beschriebenen Fall
einer Aushandigung des Gepackstlicks an eine falsche Person bzw Dritte.

Wenn sich der Fluggast ausdriicklich gegen die Ausfolgung des Gepacks an einen Dritten
ausspreche, so werde es dem Dritten gerade nicht gelingen, das Recht auf Herausgabe
glaubhaft zu machen.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist dem
Klager dahingehend zu folgen, dass diese Klausel intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG ist.

Dazu ist zunachst auf die obigen Rechtsausfiihrungen zur Klausel 8 zu verweisen.

Nach der nun zu prifenden Klausel wird die Auslieferung des Gepacks von der
Glaubhaftmachung des Rechts auf Herausgabe nach der Zufriedenheit der Beklagten
abhangig gemacht. Dazu erklart die Klausel aber nicht, wie der Verbraucher den Nachweis
seines Rechts auf Herausgabe erbringen kann.

Durch ihre unbestimmte Abfassung ermdglicht die Klausel somit der Beklagten, nach ihrem
freiem Ermessen Uber die Ausfolgung des Gepéacks zu entscheiden, wenn der Gepackschein
oder der Identifizierungsteil der Gepackmarke fehlt.

Nicht gefolgt werden kann aber dem Klager dahingehend, dass sich durch den Inhalt
dieser Klausel die Rechtsposition der Verbraucherlnnen im Fall der (fehlerhaften) Ausfolgung
des Gepacks an einen (tatsachlich unberechtigten) Dritten verschlechtert. Ein solcher Inhalt,
der die fur diesen Fall bestehende vertragliche Haftung der Beklagten einschrankt oder
einschranken soll, kann in dieser Klausel nicht erkannt werden. Selbst nach der gebotenen
kundenfeindlichsten Auslegung kdénnte sich der Verbraucher (weiterhin) an die Beklagte als
seine Vertragspartnerin halten.

Klausel 21) (in Punkt 8.9.6. der ABB)

21.[..]

Sie haften fiir alle Kosten, die [...] sowie flir alle Schaden, die von lhnen mitgefiihrte Tiere
verursachen und stellen Brussels Airlines von jeder Haftung frei, soweit wir den Schaden nicht
grob fahrlédssig oder vorsétzlich verursacht haben.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 28 im Verfahren zu
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4 Ob 63/21z ident sei. Mit dieser Klausel werde eine Haftung der Beklagten fur leichte
Fahrlassigkeit generell — unabhangig von der Schadensart — ausgeschlossen. Diese Klausel
sei daher bereits gemal § 6 Abs 1 Z 9 KSchG unzulassig, weil mit ihr auch die Pflicht des
beklagten Unternehmers ausgeschlossen werde, fur leicht fahrlassig verursachte
Personenschaden zu haften, die er oder eine Person verursacht habe, deren Verschulden ihm
zurechenbar sei.

Darlber hinaus kénne aus § 6 Abs 1 Z 9 KSchG nicht der Umkehrschluss gezogen
werden, dass bei anderen als Personenschaden ein Haftungsausschluss fur leicht fahrlassig
verursachte Schaden generell zulassig sei, insbesondere wenn die Verletzung vertraglicher
Hauptpflichten betroffen sei, die wirtschaftliche Tragfahigkeit oder Versicherbarkeit gegen den
Haftungsausschluss spreche oder eine ausgewiesene Vormachtstellung mit der Verdiinnung
der Willensfreiheit zusammentreffe.

Diese Klausel sei daher auch groblich benachteiligend gemaf § 879 Abs 3 ABGB.

Die grobliche Benachteiligung der Klausel werde noch dadurch verstarkt, dass gemaf
§ 1320 ABGB fir von einem Tier verursachte Schaden derjenige hafte, der das Tier dazu
angetrieben, gereizt, oder zu verwahren vernachlassigt habe. Wenn er nicht beweisen kénne,
dass er fUr die erforderliche Verwahrung und Beaufsichtigung gesorgt habe, sei der Tierhalter
daflr verantwortlich.

Von diesen Vorgaben weiche diese Klausel ohne sachliche Rechtfertigung ab.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass der Klager den Sinngehalt der Klausel verkenne. Es
gehe hier nicht um eine Haftungsbeschrankung bzw einen Haftungsausschluss gegeniber
dem Kunden. Eine mdgliche Haftung gegenliber dem Kunden als Vertragspartner des
Befdrderungsvertrages sei von dieser Klausel Uberhaupt nicht umfasst.

Daher kénne diese Klausel auch keine unzulassige Vertragsbestimmung iSd § 6 Abs 1 Z 9
KSchG darstellen.

Diese Klausel normiere vielmehr eine Haftungsfreistellung des Kunden zugunsten der
Beklagten gegeniber Dritten, wenn Dritte Anspriche gegenuber der Beklagten geltend
machen und die Beklagte den Schaden nicht grob fahrlassig oder vorsatzlich verursacht habe.

Es gehe hier also um Falle, in denen der Kunde ein Tier mithnehme und dieses Tier
Schaden bei einem Dritten verursache. Der Kunde sei fur das von ihm mitgefuhrte Tier
verantwortlich. Insofern sei es auch gerechtfertigt, dass der Kunde fir die durch das von ihm
mitgefuhrte Tier Dritten zugefligten Schaden einzustehen habe, sofern diese Schaden nicht
von der Beklagten vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigeflihrt worden seien.

Der Umstand, dass diese Freistellung auch von der Beklagten leicht fahrlassig
(mit)verursachte Schaden umfasse, stelle jedenfalls keine grobliche Benachteiligung dar, da
es doch im alleinigen Interesse des Kunden liege, dass sein Tier transportiert werde. Durch

den Transport von Tieren steige naturgemafl auch das Risiko flr die Beklagte, dass Dritten
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Schaden zugefugt werden, fur die die Beklagte durch leicht fahrlassiges Verhalten unter
Umstanden mitverantwortlich sei. Man denke hier etwa an eine seitens der Beklagten nicht
laufend kontrollierte ordnungsgemafie Verwahrung eines mitgefliihrten Tiers in dem hierfir
vorgesehenen Transportbehalter durch den Kunden, wodurch es zu einer Verschmutzung
oder Beschadigung der Kleidung von Mitreisenden komme.

Um Kunden dennoch die Mithahme von Tieren zu erméglichen, stelle die in dieser Klausel
vorgenommene Haftungsfreistellung einen sachgerechten Interessenausgleich dar.

Diese Klausel stehe auch voéllig in Einklang mit der gesetzlich normierten Haftung des
Tierhalters iSd § 1320 ABGB. Der Klager tbersehe dabei namlich, dass der Kunde und nicht
die Beklagte Halter des vom Kunden mitgefiihrten Tieres sei. Als Tierhalter sei namlich nur
derjenige anzusehen, der das Tier dauernd in der Gewahrsame habe, die Herrschaft tber das
Tier auslibe und somit regelmafig sein Verhalten erzwingen kénne. Entscheidend sei die
tatsachliche, unabhangige, dh nicht von Anordnungen dritter Personen abhangige
Sachherrschaft. Halter sei daher, wer die tatsachliche Herrschaft Uber das Verhalten des
Tieres auslibe und diesbezliglich weisungsfrei sei. Das treffe auf die Beklagte gerade nicht zu,
da sie doch keinesfalls weisungsfrei hinsichtlich der von ihr beférderten Tiere agiere.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 28 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel ausdricklich
(auch) auf von der Beklagten (im Zusammenhang mit einem Tiertransport) verursachte
Schaden Bezug nimmt. Sie bezieht sich damit auch auf den Fall, dass das den Schaden
herbeifihrende mitgeflhrte Tier in der konkreten Schadenssituation von der Beklagten oder
von ihr zurechenbaren Personen verwahrt wird.

In diesem Fall will die Beklagte den Schaden auf den Kunden Uberwalzen, soweit sie nicht
grob fahrlassig oder vorsatzlich gehandelt hat.

Eine solche Schadensuberwalzung ist wertungsmalig aber nichts anderes als ein
Haftungsausschluss gegenuber dem Kunden, zumal dieser den Schaden, fir den die
Beklagte verantwortlich ist, selbst tragen soll.

Damit verstoRt die Klausel gegen § 6 Abs 1 Z 9 KSchG, weil die Beklagte auch fir leicht
fahrlassig zugefugte Personenschaden nicht haften will.

Klausel 22) (Punkt 9.1. der ABB)

22. Bevor wir lhren Buchungswunsch entgegennehmen, werden wir Sie (ber die
planméBige Abflugszeit informieren, so wie sie zu diesem Zeitpunkt gilt und diese in den
Flugschein eintragen. Es ist méglich, dass wir die planméaBige Abflugzeit nach Ausstellung
des Flugscheins dndern miissen. Wenn Sie uns eine Kontaktadresse mitteilen, so werden wir
uns bemiihen, Sie (iber solche Anderungen zu informieren. Wenn wir nach dem

Flugscheinkauf eine nennenswerte Anderung der Abflugzeit vornehmen, die fiir Sie nicht
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annehmbar ist und wir Sie nicht auf einen fiir Sie annehmbaren Flug umbuchen kénnen, so
haben Sie Anspruch auf Erstattung nach den Bestimmungen des Artikels 10.2.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 29 im Verfahren zu
40b63/21z ident sei. Mit dieser Klausel wolle sich die Beklagte einen
Leistungsanderungsvorbehalt ausbedingen, wonach es ihr freistehe, Abflugzeiten beliebig zu
andern. FUr Verbraucherlnnen sei somit weder ersichtlich noch abschatzbar, unter welchen
Umsténden es zu einer Anderung der Abflugzeiten kommen soll und in welchem AusmaR eine
derartige Anderung erfolgen kénnte.

Diese Klausel sei daher intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

Wenn diese Klausel in diesem Sinne suggeriere, dass die Beklagte Flugzeitenanderungen
generell vorsehen dirfe, werde auch die wahre Rechtslage verschleiert.

Gleiches gelte auch in Zusammenhang damit, dass die Klausel weiters vorsehe, die
Beklagte ware bemiiht, Verbraucherlnnen von Flugzeitendnderungen, deren Griinde nicht in
ihrer Kontrolle liegen wirden, zu informieren. Entgegen dem Wortlaut dieser Klausel misse
die Beklagte — in Einhaltung ihrer Sorgfaltspflichten — ihren Vertragspartnern in Aussicht
genommene Leistungsanderungen, ob diese von ihr verursacht worden seien oder nicht,
natirlich mitteilen. Der vorliegenden Klausel lasse sich hingegen keine Verpflichtung zu einer
solchen Informationserteilung entnehmen.

Dazu komme, dass gemal § 6 Abs 2 Z 3 KSchG eine nicht im Einzelnen zwischen dem
Unternehmer und einem Verbraucher ausgehandelte Klausel unzuldssig sei, die den
Unternehmer dazu ermachtige, eine von ihm zu erbringende Leistung einseitig zu &ndern oder
von ihr abzuweichen, sofern die Anderung bzw die Abweichung dem Verbraucher nicht
zumutbar sei, besonders weil sie weder geringfuigig noch sachlich gerechtfertigt sei.

Eine in den AGB enthaltene Klausel stelle keine individuelle Vereinbarung dar.

Wenn diese Klausel auf eine fiir den Fluggast nicht annehmbare ,nennenswerte“ Anderung
abstelle, entspreche sie auch nicht den Vorgaben des § 6 Abs 2 Z 3 KSchG.

Zudem bleibe unklar, was unter einer ,nennenswerten Anderung“ zu verstehen sei.

Bei kundenfeindlichster Auslegung obliege es der Beklagten als Unternehmerin, eine
Anderung fiir nennenswert zu erklaren. Diese Klausel sei daher auch aus diesem Grund
intransparent und auch groblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3 ABGB.

Zur Beurteilung der Zumutbarkeit einer Anderung sei auf die Sicht der Verbraucherinnen
abzustellen.

Satz 4 der Klausel sehe zwar vor, dass ein Verbraucher bei einer fir ihn nicht
annehmbaren, nennenswerten Flugzeitenanderung Anspruch auf Erstattung des Flugtickets
haben solle, beriicksichtige jedoch nicht, dass nebst einem solchen Erstattungsanspruch auch
weitergehende (Schadenersatz)Anspriiche gegen die Beklagte zustehen konnten.

So hatten Fluggaste im Anwendungsbereich der Fluggastrechte-VO darlber hinaus
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verschuldensunabhangig auch Anspruch auf Betreuungs- und Ausgleichsleistungen, wenn die
Anderung der Abflugzeit (oder sonstige Umsténde) zu einer Ankunftsverspatung von drei
Stunden oder mehr fihre.

Demgegenuber suggeriere diese Klausel, dass Verbraucherlnnen nur Anspruch auf eine
allfallige  Erstattung nach Punkt 10.2 der ABB hatten, der ebenfalls
verfahrensgegenstandlichen Klausel 26.

Punkt 10.2 der ABB (die Klausel 26) lege jedoch keine eindeutigen Rechtsfolgen fest und
stelle selbst eine unzulassige Vertragsbestimmung dar, weshalb die vorliegende Klausel auch
aus diesem Grund intransparent sei. Der Verweis auf eine unzulassige Bestimmung mache
die verweisende Bestimmung selbst unzulassig iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Dazu verwies der Klager insgesamt auch auf sein Vorbringen zur Klausel 26 (siehe unten).

Die Beklagte brachte dazu vor, dass es zu einer Uberspannung des Transparenzgebots
fihren wirde, wenn sie jeden theoretisch mdglichen Einzelfall darstellen misste, in dem eine
Anderung der Abflugzeit notwendig werden kénnte.

Es werde in dieser Klausel auch nicht die wahre Rechtslage verschleiert. Die Klausel sehe
entgegen der Behauptung des Klagers keine generelle Méglichkeit der Anderung der Flugzeit
vor. Dies ergebe sich bereits aus der Formulierung, wonach es mdglich sei, dass die Beklagte
die planméaRige Abflugzeit dndern ,miisse". Eine Anderung liege daher — entgegen der
Behauptung des Klagers — gerade nicht im Belieben der Beklagten, sondern ergebe sich aus
Vorgaben von Dritten an die Beklagte, die diese umzusetzen habe. In diesen Fallen habe die
Beklagte daher gar keine andere Moglichkeit, als die planmafige Abflugzeit zu andern.

Die Formulierung, wonach sich die Beklagte ,bemiihe", den Kunden die Anderung
mitzuteilen, sei dem Umstand geschuldet, dass es rein faktisch nicht immer mdglich sei,
samtliche Kunden auch tatsachlich zu erreichen. So habe die Beklagte von manchen Kunden
keine bzw keine aktuellen Kontaktdaten. Anderen Kunden gelange die Information
mdglicherweise aus anderen Grinden nicht zur Kenntnis.

Ein unzulassiger Leistungsanderungsvorbehalt liege jedenfalls nicht vor. Die Klausel sei
sachlich gerechtfertigt, weil im taglichen Flugbetrieb die Moglichkeit bestehen mdusse,
Vorgaben von diversen Flugsicherungsbehérden oder Flughafenbetreibern Rechnung zu
tragen und entsprechende Anderungen des Flugplans bzw der Flugzeiten durchfiihren zu
koénnen.

In der Praxis betreffe dies haufig Falle, in denen die Flugzeiten von der Beklagten aus den
zuvor genannten Grinden nur um wenige Minuten nach vorne oder hinten verschoben
werden mussten. Darauf habe die Beklagte keinen Einfluss.

In diesem Zusammenhang sei auch zu bericksichtigen, dass Kunden den
Beforderungsvertrag schon bis zu 365 Tage vor Abflug abschlieBen kdénnen. Es kénne der

Beklagten aber nicht zugemutet werden, Uber einen derart langen Zeitraum eine auf die
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Minute genaue Abflugzeit festlegen zu muissen.

In jedem Fall seien die Anderungen den Kunden sehr wohl zumutbar, weil sie geringfigig
und sachlich gerechtfertigt seien.

Komme es zu nennenswerten Anderungen, die fir den Kunden nicht annehmbar seien, dh
zu unzumutbaren Anderungen der Flugzeiten, sei der Kunde auch nicht mehr an den Vertrag
mit der Beklagten gebunden. Der Kunde konne dann vom Vertrag zurucktreten und habe
Anspruch auf Erstattung.

Diese Klausel bertcksichtige sowohl das Interesse der Beklagten, auf notwendige
Flugplan- bzw Flugzeitendnderungen reagieren zu konnen, als auch das Interesse des
Kunden, bei nicht annehmbaren Anderungen vom Vertrag zuriicktreten sowie Erstattung
verlangen zu kénnen. Folglich sei die Klausel auch nicht gréblich benachteiligend.

Sowohl hinsichtlich der Bedeutung der in dieser Klausel verwendeten Formulierung
,nennenswerte Anderung der Abflugzeit" als auch der gebotenen Interessenabwagung sei die
Fluggastrechte-VO zu bericksichtigen, die den Fluggesellschaften einen gewissen
Handlungsspielraum im Hinblick auf die Abflugzeit zubillige. So habe der Fluggast keinen
Anspruch auf Ausgleichsleistungen bei Annullierungen, wenn er ein Angebot zur
anderweitigen Beférderung erhalte, das es ihm ermdgliche, nicht mehr als zwei Stunden vor
der planmafigen Abflugzeit abzufliegen und sein Endziel héchstens vier Stunden nach der
planmaRigen Ankunftszeit zu erreichen, das bei Information in einem Zeitraum zwischen zwei
Wochen und sieben Tagen vor der planmaRigen Abflugzeit, bzw nicht mehr als eine Stunde
vor der planmaRigen Abflugzeit abzufliegen und sein Endziel hochstens zwei Stunden nach
der planmaRigen Ankunftszeit zu erreichen, das bei Information weniger als sieben Tage vor
der planmalfigen Abflugzeit.

Auch Unterstitzungsleistungen bei Verspatungen muissten erst ab einer gewissen Dauer
angeboten werden, so etwa bei Flugen Uber eine Entfernung bis zu 1.500 km bei einer
Verspatung von zwei Stunden oder mehr.

Anderungen der Abflugzeit, die sich innerhalb dieser zeitlichen Grenzen bewegen, wiirden
vom Gesetzgeber daher ganz offensichtlich als fur den Fluggast zumutbar erachtet.

Derartige Anderungen seien daher noch nicht als ,nennenswert" zu betrachten.

Dariiber hinausgehende Anderungen seien ,nennenswerte Anderungen".

Somit sei auch der Begriff ,nennenswerte Anderung" hinreichend klar.

Entgegen der Behauptung des Klagers suggeriere diese Klausel auch nicht, dass dem
Kunden neben der Erstattung keine weiteren Anspriiche zustehen. Sie weise den Kunden
lediglich darauf hin, dass er Erstattung, wie sie in den ABB geregelt sei, verlangen konne.

Weitergehende gesetzliche Anspriche, etwa nach der Fluggastrechte-VO, die keine
Grundlage in den ABB bendétigen, wiirden davon unberihrt bleiben.

Die Beklagte verwies weiters auch auf ihr konkretes Vorbringen dazu, dass auch die

82 von 130



41 Cg 33/23w - 35

Klausel 10.2 der ABB und damit die verfahrensgegenstandliche Klausel 26 transparent sei.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 29 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel entgegen der
Ansicht der Beklagten nicht nur kurze Verschiebungen der Abflugzeit betrifft. Vielmehr nimmt
sie ganz allgemein auf mdgliche Anderungen der Abflugzeit Bezug und enthalt keine
Einschrankung auf Flugzeitdnderungen aus von der Beklagten nicht beeinflussbaren
Grunden.

Die Maglichkeit zur Anderung der Abflugzeiten liegt nach dem Inhalt dieser Klausel damit
im freien Ermessen der Beklagten, wovon der Kunde nicht gesichert in Kenntnis gesetzt wird,
weil sich die Beklagte in dieser Hinsicht nur ,bemihen“ muss.

Weiters handelt es sich bei dem Inhalt dieser Klausel um eine gesetzlich unzulassige
Ermachtigung zu einer einseitigen nachtraglichen Leistungséanderung iSd §6 Abs2 Z3
KSchG. Mit dieser Klausel will sich die Beklagte ein nach freiem Ermessen ausibbares
Leistungsanderungsrecht ausbedingen, wonach es ihr frei steht, Abflugzeiten beliebig zu
andern. Fur die Verbraucherinnen ist somit weder ersichtlich noch abschatzbar, unter welchen
Umsténden es zu einer Anderung der Abflugzeiten kommen soll und in welchem AusmalR eine
derartige Anderung erfolgen kénnte.

Dass die Klausel eine Beschrankung der Flugzeitdnderungen aus von der Beklagten nicht
beeinflussbaren Grinden vorsieht, ist nicht ersichtlich und aus der Wendung ,andern missen*
nicht ableitbar, kbnnen doch solche Sachzwange, die eine Flugzeitdnderung notwendig
machen, auch allein in der Sphéare der Beklagten liegen und auf ihre eigenen wirtschaftlichen
Entscheidungen zurlckzufihren sein.

Die Klausel ist daher aus diesem Grund intransparent.

Indem diese Klausel suggeriert, dass der Unternehmer Flugzeitanderungen generell
vorsehen durfe, wird ebenso die wahre Rechtslage verschleiert wie durch den Hinweis, das
Unternehmen werde sich (lediglich) bemuhen, Kunden von Flugzeitdnderungen zu
informieren, ist die Beklagte als Unternehmerin doch zu einer solchen Informationserteilung
verpflichtet (vgl OLG Wien zu 2 R 157/19a zu Punkt 3.11).

Dartber hinaus bleibt unklar, wann eine ,nennenswerte Anderung“ der Abflugzeit vorliegt.
Auch hier wird ein unbestimmter Begriff verwendet, der mangels hinreichender
Verstandlichkeit Intransparenz begrindet.

Der Verweis der Beklagten auf die Fluggastrechte-VO ist nicht stichhaltig, weil die darin
vorgesehenen Detailregelungen dem durchschnittlichen Verbraucher nicht gelaufig sind.

Im Fall einer nennenswerten Anderung der Abflugzeit und einer fehlenden annehmbaren
Umbuchmdéglichkeit sollen die Verbraucherinnen Anspruch auf Erstattung haben. Der Ansicht

der Beklagten, dass es sich dabei nur um einen Hinweis auf die Erstattungsmdglichkeit
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handle, dem Kunden aber nicht suggeriert werden soll, dass er keine weitergehenden
Ersatzanspriche geltend machen konne, ist nicht zu folgen.

Tatsachlich soll dem Kunden die Erstattung als einzige Anspruchsmoglichkeit vermittelt und
er von der Geltendmachung weiterer Anspriche etwa nach Vertragsrecht oder nach der
Fluggastrechte-VO abgehalten werden.

Die Klausel ist daher auch aus diesem Grund intransparent.

Weiters ist auch auf die rechtlichen Ausfiihrungen zu der Klausel 26 zu verweisen (siehe
unten).

Erneut ist dazu darauf zu verweisen, dass nach der hochstgerichtlichen Rechtsprechung
eine Klausel, die auf eine unzuladssige Bestimmung verweist, selbst iSd § 6 Abs 3 KSchG
unzulassig ist (RS0122040).

Klausel 23) (Punkt 10.1.1. der ABB)

23. Soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist, erfolgt die Erstattung entweder an
den im Flugschein mit Namen benannten Fluggast oder an die Person, die den Flugschein
bezahlt hat, sofern zu unserer Zufriedenheit nachgewiesen wird, dass fiir den Flugschein eine
Zahlung geleistet wurde.

Der Klager brachte dazu vor, dass die Beklagte rdume sich durch diese Klausel —
entgegen ihrer gesetzlichen Verpflichtung — die Mdglichkeit ein, schuldbefreiend auch an
einen anderen als den Fluggast, zu leisten.

Wie bereits oben dargestellt sehe die Fluggastrechte-VO zwingend vor, dass die
Flugscheinkosten an den Fluggast zurlickzuzahlen seien. Nach der Fluggastrechte-VO sei es
daher gleichglltig, wer (zuletzt) die Zahlung an die Beklagte geleistet habe.

Diese Klausel stelle daher die Rechtslage falsch dar, was einen Versto} gegen das
Richtigkeits- und Vollstandigkeitsgebot des § 6 Abs 3 KSchG bedeute.

Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend. Sollte ein Dritter (etwa eine
Buchungsplattform) die Rlckzahlung fir einen Flugschein fordern und einen
,zufriedenstellenden” Nachweis Uber die Bezahlung des Flugscheins erbringen kdnnen, dann
soll die Beklagte nach dieser Klausel, selbst entgegen dem ausdricklichen Willen des
Fluggastes, dazu berechtigt sein, die Rickzahlung an die Person vorzunehmen, die das
Ticket zuletzt an Sie bezahlt habe.

Bezahle die Beklagte in solchen Fallen — was haufig passiere — an Vermittlerinnen aus,
wirden die Verbraucherlnnen ihre Flugscheinkosten oftmals nicht oder mit deutlicher
Verspatung erhalten, was dem Schutzzweck des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO zuwider
laufe. Fluggasten werde dadurch die Durchsetzung ihrer Rechte deutlich erschwert, was einen
Verstold gegen den Grundsatz der Effektivitat bedeute.

Zudem gehe auch das Insolvenzrisiko des Dritten zu Lasten der Verbraucherlnnen, wenn

die Beklagte nicht direkt an diese bezahle.
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Diese Klausel verschlechtere daher die Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und
verstolde damit gegen § 879 Abs 3 A BGB. Fur ein solches Wahlrecht der Beklagen gebe es
keine sachliche Rechtfertigung.

Die Klausel verstoRe aber auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG, wonach nicht im Einzelnen
ausgehandelte Vertragsbestimmungen unzulassig seien, nach denen Unternehmerlnnen das
Recht eingeraumt werde, seine/ihre Pflichten oder den gesamten Vertrag mit
schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht namentlich
genannt sei. Wenn Verbraucherlnnen ihren Flugschein Gber Vermittlerinnen kaufen, seien
haufig mehrere ,Zwischenhandler” beteiligt. Flir Verbraucherlnnen sei oft nicht erkennbar, wer
bei der Fluggesellschaft den Flugschein endglltig bezahlt habe.

Wie bereits oben dargestellt, schulde die Beklagte den Verbraucherlnnen bei Annullierung
die Ruckzahlung der Flugscheinkosten. Diese Klausel sehe aber vor, dass die Beklagte die
Zahlung nach eigener Wahl auch an einen Dritten vornehmen kénne, der namentlich nicht im
Vertrag genannt werde.

Damit verstoRe diese Klausel auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG.

Dieser Dritte musste dann gegenuber den Verbraucherlnnen die
Ruckzahlungsverpflichtung der Flugscheinkosten nach der Fluggastrechte-VO erfillen.

Es liege aber auch deshalb eine Intransparenz dieser Klausel vor, weil fir
Verbraucherlnnen nicht absehbar sei, wann es einem Dritten moglich sei, dass ein
.zufriedenstellender Nachweis Uber diese Zahlung erbracht werden kénne“. Die Kriterien flr
einen zufriedenstellenden Nachweis wirden vollkommen offen bleiben.

Diese Klausel verstol’e daher gegen § 6 Abs 3 ABGB, da sie dem dort normierten
Transparenzgebot jedenfalls nicht genlge.

Die Beklagte brachte zunachst als Vorbemerkung zu den Klauseln 23 und 24 vor, dass
durch die Regelungen in Punkt 10.1.1. (die Klausel 23) sowie Punkt 10.1.2. (die Klausel 24)
der ABB die Beklagte ihren Sorgfalts- und Prufpflichten nachkomme und verhindere, dass
eine Auszahlung des Erstattungsbetrags an jede beliebige Person erfolge. Nichts anderes
werde in den Klauseln 23 und 24 geregelt.

Die Klauseln 23 und 24 wirden dabei zwischen jener Person, die im Ticket genannt sei
und jener Person, die das Ticket bezahlt habe (in der Folge: Zahler), differenzieren.

Die Klausel 23 (der Unterpunkt 10.1.1 der ABB) regle dabei den Normalfall. Die Beklagte
sei berechtigt, die Erstattung entweder an die im Flugschein genannte Person oder jene
Person vorzunehmen, die den Flugschein bezahlt habe. An Letztere jedoch nur dann, wenn
die Zahlung zufriedenstellend nachgewiesen werde. Im Normalfall werde der Zahler auch jene
Person sein, die im Ticket genannt sei, sodass die Unterscheidung zwischen Zahler und im
Ticket genannter Person in dieser Klausel nicht weiter von Relevanz sei.

Die Klausel 24 (der Unterpunkt 10.1.2. der ABB) regle lediglich den Sonderfall, dass (i) die
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den Flugschein bezahlende Person eine andere sei als die am Flugschein genannte und (i)
der Flugschein einen entsprechenden Erstattungsbeschrankungsvermerk enthalte. Die
Klausel 24 komme daher nur bei Anbringung einer solchen Beschrankung zur Anwendung.

Es gehe in beiden Klauseln daher nur um diese Differenzierung in der Person des
Empfangers.

Uber die Zwischenschaltung eines Vermittlers bzw tber allfallige Auszahlungsmodalitaten
wuirden die beanstandeten Klauseln nichts aussagen. Ob der Kunde ein Ticket direkt bei der
Beklagten kaufe oder Uber einen Vermittler, sei ebenso wie die Vorgangsweise bei der
Ruckabwicklung nicht Gegenstand dieser beiden beanstandeten Klauseln.

Die diesbezlglichen Ausfihrungen des Klagers wirden am Wortlaut dieser beiden
Klauseln vorbeigehen.

Das habe auch das OLG Wien bereits mehrfach ausgesprochen.

So habe das OLG Wien zu einer nahezu identen Klausel bereits Folgendes festgehalten:

,Die Vorgangsweise der Ruckabwicklung bei Buchung Uber ein Reisebiro und daran
anschlieender Inanspruchnahme der von der Beklagten genannten Zahlungsstréome und
Verrechnungsmodalitaten sei ohnehin nicht Regelungsgegenstand der Klausel".

,Die Klausel tatige damit (auch bei kundenfeindlichster Auslegung) keine Aussage darlber,
dass bei einer uber einen Vermittler vorgenommenen Buchung dieser auch die
Ruckerstattung an den Fluggast vorzunehmen habe“.

.Vvielmehr werde lediglich eine Aussage dahin getroffen, dass die Beklagte - ihrer
Rechtsansicht zur Aktivlegitimation im Rahmen des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO
folgend - im Erstattungsfall die Flugscheinkosten nicht immer dem Fluggast, sondern bei nicht
vorhandener Identitdt des Fluggastes mit dem Zahler des Tickets letzterem Ersatz zu leisten
habe. [...] Uber allfallige Auszahlungsmodalitdten (Direktzahlung oder Auszahlung Uber den
vom zahlenden Fluggast in Anspruch genommenen Vermittler im Wege des BSP-Systems),
treffe diese Klausel keine Aussage." (OLG Wien vom 30.7.2021 zu 5 R 96/21f)..

Die Klausel 23 stehe im Einklang mit den einschlagigen Rechtsvorschriften und
widerspreche insbesondere nicht den vom Klager angeflihrten Rechtsnormen.

Diese Klausel verstol3e insbesondere nicht gegen die Bestimmungen der Fluggastrechte-
VO. Sie regle unter anderem Konstellationen, in denen die auf dem Ticket genannte Person
und der Zahler auseinander fallen wiirden. Der Anspruch auf Erstattung der Flugscheinkosten
aus Art 8 Fluggastrechte-VO koénne nur demjenigen zustehen, der diese Kosten getragen
habe, somit dem Zahler. Ungeachtet dessen wirden einem Fluggast, der sein Ticket nicht
selbst bezahlt habe, alle sonstigen Rechte aus der Fluggastrechte-VO uneingeschrankt
zustehen.

Dies entspreche auch Sinn und Zweck der Fluggastrechte-VO, Argernis und

Unannehmlichkeiten der Fluggaste durch die Annullierung von Fligen zu verringern. Einen
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Fluggast, der sein Ticket nicht selbst bezahlt habe, treffe von Vornherein kein Argernis einer
Flugpreiszahlung fur einen Flug, der nicht stattfindet. Seine bei ihm auftretenden
Unannehmlichkeiten  wurden vollstdndig durch die anderen Betreuungs- und
Unterstutzungsleistungen, die ihm nach Art 8 zustehen, abgegolten.

Entgegen den Behauptungen des Klagers sei eine Auszahlung an die im Ticket genannte
Person daher nicht zwingend erforderlich, um eine Vereinbarkeit mit Art 8 Fluggastrechte-VO
herzustellen, wenn tatsachlich eine andere Person die Zahlung geleistet habe.

Die Fluggastrechte-VO enthalte auch keine Vorgaben zum konkreten Abwicklungsprozess
der nach Art 8 Abs 1 lit a zustehenden Erstattung. Art 7 Abs 3 leg cit, auf den in Art 8
verwiesen werde, halte lediglich fest, dass die Ausgleichszahlungen ,durch Barzahlung, durch
elektronische oder gewodhnliche Uberweisung, durch Scheck oder, mit schriftlichem
Einverstandnis des Fluggastes, in Form von Reisegutscheinen und/oder anderen
Dienstleistungen erfolgen". Die Fluggastrechte-VO lasse daher offen, in welcher Form die
Erstattung zu erfolgen habe.

Die Fluggastrechte-VO soll im Ubrigen nicht nur ein hohes Schutzniveau fir die Fluggaste
gewahrleisten, sondern auch einen Ausgleich zwischen ihren Interessen und denen der
Luftfahrtunternehmen schaffen. Diesem Interessenausgleich entspreche es gerade, dass die
Erstattung an jene Person erfolge, die das Ticket bezahlt habe.

Die Klausel 23 flhre zu keiner Verschlechterung der Rechtsposition des Verbrauchers.

Ein Verstold gegen Art 8 Fluggastrechte-VO liege nicht vor.

Wie bereits oben ausgefihrt, treffe diese Klausel Uber allfdllige Auszahlungsmodalitaten
keine Aussage.

Abgesehen davon regle Art 8 Fluggastrechte-VO die Abwicklung der Erstattung nicht.

Die Verwendung eines branchenweit etablierten und funktionierenden BSP-Systems stelle
fur den Kunden keinen Nachteil dar. Erst dadurch werde ermdglicht, dass eine Abwicklung
innerhalb von sieben Tagen erfolgen kénne. Somit liege auch kein Verstol gegen § 879 Abs 3
ABGB vor.

Es sei in der Klausel 23 auch keine vom Klager behauptete Uberwalzung des
Insolvenzrisikos zu erblicken. Dies habe auch das OLG Wien in einem Verfahren zum
gleichen Themenkomplex bereits bestatigt (siehe oben).

Auch der vom Klager behauptete Verstol gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG liege nicht vor. Der
Gesetzgeber wolle mit dieser Bestimmung verhindern, dass dem Verbraucher an Stelle des
Unternehmers ein unbekannter Schuldner oder gar Vertragspartner aufgedrangt werde, dass
er sich also Uberraschend einem neuen Partner gegeniber sehe und die Haftung des
bisherigen Vertragspartners verliere, weil er regelmalig die hinter einem Partnerwechsel
stehenden wirtschaftlichen Verhaltnisse kaum zu Uberblicken vermag. Der Verbraucher soll

aber nicht nur vor unabschatzbaren Liquiditatsrisiken, sondern auch davor geschiitzt werden,
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dass die Vertragsleistung von einem minder qualifizierten Unternehmer erbracht werde.

Dem Wortlaut der beiden Klauseln (den Klauseln 23 und 24) kénne jedoch auch bei
kundenfeindlichster Auslegung nicht unterstellt werden, dass die Beklagte ihre Pflichten mit
schuldbefreiender Wirkung auf einen Dritten Uberbinden kdnne. Nach ihrem klaren Wortlaut
bestimme die Klausel lediglich den Empfanger des Erstattungsbetrages (am Flugschein
genannte Person oder Zahler). Es gehe daher in den beanstandeten Klauseln lediglich um
eine Absicherung, dass nicht an die falsche Person ausbezahlt werde, die das Ticket nicht
bezahlt habe. Es gehe daher lediglich um den Empfanger des Erstattungsbetrags, nicht aber
um jene Person, die die Zahlung zu leisten habe. Insbesondere treffe die beanstandete
Klausel — wie bereits oben ausgefiihrt — keine Aussage Uber allfallige Auszahlungsmodalitaten
Uber Vermittler. Von der Ubertragung irgendeiner Pflicht auf einen Dritten sei keine Rede.

Somit scheide auch ein Verstold gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG aus. Dies habe auch erst
jungst das OLG Wien in einem Verfahren zum gleichen Themenkomplex bestatigt (siehe
oben).

Entgegen der Behauptung des Klagers sei die Formulierung ,zufriedenstellender
Nachweis" nicht intransparent. Es wirden die unterschiedlichsten Mdglichkeiten bestehen,
wann ein solcher Nachweis zufriedenstellend sei. Der blo3e Umstand, dass nicht im Detail
geregelt sei, wie dieser ,zufriedenstellende Nachweis" auszusehen habe, was aufgrund der
Vielzahl mdglicher Varianten auch gar nicht denkbar sei, fuhre noch nicht zu einer
Intransparenz dieser Klausel. Bei der Auflistung nur einiger Beispielfalle bestlinde fur die
Beklagte erst Recht das Risiko einer Intransparenz, weil nicht samtliche Falle abschlieRend
geregelt waren.

Fir den Kunden sei auch aus seiner Lebenserfahrung klar, wann ein Nachweis, dass eine
Zahlung erbracht worden sei, als ,zufriedenstellend" anzusehen sei.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist den
Streitteilen zunachst zuzugestehen, dass in den beiden Entscheidungen des OLG Wien,
sowohl vom 4.11.2022 zu 2 R 106/22f (zitiert von der Klagerin) als auch bereits vom
30.7.2021 zu 5 R 96/21f (zitiert von der Beklagten), im Wesentlichen mit den nunmehrigen
Klauseln 23 wund 24 idente Klauseln in ABB anderer Luftfahrtunternehmen
verfahrensgegenstandlich gewesen sind.

Insgesamt gentligt es aber nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts - entgegen
den sehr umfangreichen Ausfiihrungen der Beklagtenseite zu dieser Klausel (der Klausel 23
bzw dem Punkt 10.1.1. der ABB) - darauf zu verweisen, dass diese in der Entscheidung des
OLG Wien zu 5 R 96/21f nicht unmittelbar verfahrensgegenstandlich gewesen ist. In diesem
Verfahren ging es spruchgemaf nur um die Klausel 24 bzw den Punkt 10.1.2. der ABB.

In der zur Klausel 23 unmittelbar einschlagigen Entscheidung zu 2 R 106/22f kommt das

OLG Wien aber insgesamt zu der eindeutigen Rechtsansicht, dass unabhangig von der
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Frage, ob die Fluggastrechte-VO eine Ruckerstattung an einen vom Fluggast abweichenden
Zahler zulasst, die Klausel 23 (die dortige Klausel 1) aufgrund der Verwendung der
Formulierung ,zufriedenstellender Nachweis” intransparent ist.

Dazu verweist das OLG Wien darauf, dass die Wendung ,zufriedenstellenden Nachweis®
bereits in der Entscheidung im Verfahren zu 4 Ob 63/21z vom OGH behandelt wurde.

Die dortige Klausel 34 lautete auszugsweise: ,Geht ein Flugschein oder ein Teil desselben
verloren, so erfolgt die Erstattung gegen einen uns zufriedenstellenden Nachweis des
Verlustes und Zahlung des anwendbaren Entgelts, vorausgesetzt, dass [...]*

Der OGH flihrte damals dazu aus: Die Klausel macht die Erstattung fir einen verlorenen
Flugschein allgemein von einem fir die Beklagte ,zufriedenstellenden Nachweis® und der
Zahlung ,des anwendbaren Entgelts“ abhangig. Was die Beklagte als zufriedenstellenden
Nachweis erblickt, bleibt fir den Verbraucher im Dunkeln. Bei der gebotenen Auslegung im
kundenfeindlichsten Sinn ermdglicht die gewahlte Formulierung der Beklagten, vom
Verbraucher erbrachte Beweise nach Belieben als nicht zufriedenstellend zu qualifizieren und
die Erstattung aus nicht Gberprifbaren Grinden zu verweigern. Vollkommen unklar und
unbestimmt ist auch, was als anwendbares Entgelt zu verstehen ist.

Die Klausel ist schon aus diesen Grlinden intransparent.

Diese Argumentation des OGH hat das OLG Wien in seiner Entscheidung zu 2 R 106/22f
auf den damals vorliegenden Fall, die der Klausel 23 vergleichbare Klausel 1, Gbertragen.

Es flUhrte dazu weiters aus, dass bereits die nicht weiter spezifizierte Verwendung des
Begriffs ,zufriedenstellender Nachweis” zur Intransparenz der Klausel 23 (dort Klausel 1) iSd
§ 6 Abs 3 KSchG fuhrt.

Diesen Rechtsausfuhrungen des OLG Wien schliet sich das erkennende Gericht
vollinhaltlich an.

Klausel 24) (Punkt 10.1.2. der ABB)

24. Ist die den Flugschein bezahlende Person eine andere als die im Flugschein als
Fluggast benannte und enthélt der Flugschein einen entsprechenden
Erstattungsbeschrénkungsvermerk, so findet eine Erstattung nur an die den Flugschein
bezahlende Person oder nach deren Anweisung statt.

Der Klager brachte dazu vor, dass die Beklagte in dieser Klausel — entgegen ihrer
gesetzlichen Verpflichtung — eine direkte Rickzahlung an Konsumenten in von dieser Klausel
umfassten Fallen nicht vorsehe.

Diese Klausel stelle daher die Rechtslage falsch dar, was einen Versto3 gegen das
Richtigkeits- und Vollstandigkeitsgebot des § 6 Abs 3 KSchG bedeute.

Diese Klausel sei auch deshalb intransparent, weil die enthaltene Phrase ,entsprechenden
Erstattungsbeschrankungsvermerk® unklar und damit intransparent sei (vgl OLG Wien vom
30.7.2021 zu 5 R 96/21f).
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Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend, da Fluggasten damit die Moglichkeit
genommen werden soll, Uber ihren Anspruch zu disponieren und die Zahlung direkt verlangen
zu kdnnen. Bezahle die Beklagte in solchen Fallen — was haufig passiere — an Vermittlerinnen
aus, wurden die Verbraucherlnnen ihre Flugscheinkosten oftmals nicht oder mit deutlicher
Verspatung erhalten, was dem Schutzzweck des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO zuwider
laufe. Fluggasten werde dadurch die Durchsetzung ihrer Rechte deutlich erschwert, was einen
Verstold gegen den Grundsatz der Effektivitat bedeute.

Zudem gehe auch das Insolvenzrisiko des Dritten zu Lasten der Verbraucherlnnen, wenn
die Beklagte nicht direkt an diese bezahle.

Diese Klausel verschlechtere daher die Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und
verstolle damit gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Diese Klausel verstol3e aber auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG, wonach nicht im Einzelnen
ausgehandelte Vertragsbestimmungen unzulassig seien, nach denen Unternehmerinnen das
Recht eingerdaumt werde, seinel/ihre Pflichten oder den gesamten Vertrag mit
schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht namentlich
genannt sei. Wenn Verbraucherlnnen ihren Flugschein tUber Vermittlerinnen kaufen, so seien
haufig mehrere ,Zwischenhandler” beteiligt. Fir die Verbraucherlnnen sei oft nicht erkennbar,
wer bei der Beklagten den Flugschein endglltig bezahle und in welchen Fallen das Ticket auf
eine Beschrankung der Ruckerstattung hindeuten solle.

Wie bereits oben dargestellt, schulde die Beklagte den Verbraucherlnnen bei Annullierung
die Rickzahlung der Flugscheinkosten. Diese Klausel sehe aber vor, dass die Beklagte die
Zahlung an einen Dritten vornimmt, der namentlich nicht im Vertrag genannt werde, womit sie
gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG verstolde.

Der Dritte musste dann gegenuber den Verbraucherlnnen die Ruckzahlungsverpflichtung
der Flugscheinkosten nach Fluggastrechte-VO erfullen.

Die Beklagte verwies zunachst kann ihr Vorbringen zur Klausel 23, wonach weder ein
Verstoly gegen die Bestimmungen der Fluggastrechte-VO, noch § 879 Abs 3 ABGB noch § 6
Abs 2 Z 2 KSchG vorliege.

Die Klausel 24 komme nur im  Sonderfall der Anbringung eines
Erstattungsbeschrankungsvermerks zur Anwendung. Dieser sei zu Zeiten eines Papiertickets
noch auf dem Papierticket aufgedruckt worden. In der heutigen Zeit, in der nur noch
elektronische Tickets verwendet werden, kénne eine solche Beschrankung auf Ersuchen des
Kunden (und Zahlers) im Zuge der Buchung eingetragen werden. Genutzt werde diese
Moglichkeit etwa bei Firmenbuchungen, wenn Unternehmen Tickets fiir Mitarbeiter buchen
und bezahlen. In diesem Fall soll der Mitarbeiter keine Mdglichkeit haben, eine Erstattung zu
verlangen. Das Unternehmen sichere  sich durch das  Anbringen des

Erstattungsbeschrankungsvermerks entsprechend ab, damit es zu keiner Auszahlung an den
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Mitarbeiter komme, auf den das Ticket laute.

Der Begriff ,Erstattungsbeschrankungsvermerk" sei auch nicht intransparent iSd § 6 Abs 3
KSchG. Es handle sich dabei um einen Vermerk, der beim Kauf eines Tickets angebracht
werden kdénne, damit im Falle der Rickerstattung nur an die im Vermerk genannte Person der
Ticketpreis zurlickerstattet werde.

Genau dieses Verstandnis werde auch der durchschnittliche Verbraucher dem Begriff
.Erstattungsbeschrankungsvermerk” zu Grunde legen. Dieser Begriff sei somit klar.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist
zunachst auf die obigen Ausfihrungen zur Klausel 23 und die von den Streitteilen dazu
zitierten rechtskraftigen Entscheidungen des OLG Wien zu verweisen.

Im Hinblick auf die Klausel 24 kamen aber beide zustandigen Rechtsmittelsenate des OLG
Wien zu der eindeutigen Rechtsansicht, dass diese Klausel insgesamt unzulassig ist.

Zu 5 R 96/21f fihrte das OLG Wien zu dieser Klausel aus, dass diese Klausel (lediglich)
fest halt, dass bei Zahlung eines Tickets von einer anderen als der darin angegebenen Person
eine Erstattung nur an den Zahler erfolgt, wenn ein ,entsprechender
Erstattungsbeschrankungsvermerk® angebracht wurde.

Sie bestimmt daher lediglich den Empfanger des Erstattungsbetrages, nicht aber jene
Person, die die Zahlung zu leisten hat.

Die Klausel tatigt damit (auch bei kundenfeindlichster Auslegung) keine Aussage dartber,
dass bei einer uber einen Vermittler vorgenommenen Buchung dieser auch die
Ruckerstattung an den Fluggast vorzunehmen hat. Vielmehr wird lediglich eine Aussage dahin
getroffen, dass die Beklagte - ihrer Rechtsansicht zur Aktivlegitimation im Rahmen des Art 8
Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO folgend - im Erstattungsfall die Flugscheinkosten nicht immer
dem Fluggast, sondern bei nicht vorhandener Identitdt des Fluggastes mit dem Zahler des
Tickets letzterem Ersatz zu leisten hat.

Mit dem Zahler des Ticket ist Uberdies entgegen der vom Klager scheinbar (implizit)
vertretenen  Ansicht offenkundig nicht das zwischengeschaltete, allenfalls
(weiter-)iberweisende Reiseburo, sondern nur derjenige gemeint, der die Flugscheinkosten
letztlich wirtschaftlich auch getragen hat.

Uber allfallige Auszahlungsmodalitaten (Direktzahlung oder Auszahlung ber den vom
zahlenden Fluggast in Anspruch genommenen Vermittler im Wege des BSP-Systems), trifft
diese Klausel keine Aussage.

Eine Uberbindung der Pflichten der Beklagten an einen im Vertrag namentlich nicht
genannten Dritten (§ 6 Abs 2 Z 2 KSchG) oder eine grobliche Benachteiligung (§ 879 Abs 3
ABGB) durch Uberwélzung des Insolvenzrisikos aufgrund einer vereinbarten Auszahlung des
Erstattungsbetrages durch einen Vermittler ist daher nicht zu erblicken.

Allerdings knupft die beanstandete Klausel die Auszahlung an das Vorhandensein eines
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sentsprechenden Erstattungsbeschrankungsvermerks®.

Was darunter genau zu verstehen ist, wann, auf wessen Verlangen und von wem ein
solcher vorgenommen werden kann, bleibt ebenso unklar, wie der konkret geforderte Inhalt
des Vermerks.

So geht aus der Klausel beispielsweise auch nicht hervor, ob etwa die zahlende Person
bereits namentlich genannt werden muss, damit ein Lentsprechender*
Erstattungsbeschrankungsvermerk vorliegt.

Damit wird aber der Fluggast bzw der zahlende Vertragspartner der Beklagten im Ergebnis
Uber seine vertragliche Position im Unklaren gelassen und ihm die Durchsetzung und
Wahrnehmung seiner Rechte erschwert, sodass sich die Klausel - unabhangig von der
konkreten Auslegung des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO — als intransparent gemal § 6
Abs 3 KSchG erweist (OLG Wien zu 5 R 96/21f).

Das OLG Wien schloss sich in seiner weiteren Entscheidung vom 4.11.2022 zu 2 R 106/22f
dieser Rechtsansicht an.

Diesen Rechtsausfuhrungen des OLG Wien schliet sich das erkennende Gericht
vollinhaltlich an.

Klausel 25) (Punkt 10.1.4. der ABB)

25. Die an eine den Fluggastcoupon und alle unbenutzten Flugcoupons vorlegende
Person, die sich nach Buchstabe 10.1.1. oder 10.1.2. als Erstattungsberechtigter ausgibt,
ausgezahlte Erstattung gilt als Erstattung an den Erstattungsberechtigten.

Der Klager brachte dazu vor, dass die Klausel verstol3e gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG,
wonach nicht im Einzelnen ausgehandelte Vertragsbestimmungen unzuldssig seien, nach
denen dem Unternehmer das Recht eingerdumt werde, seine Pflichten oder den gesamten
Vertrag mit schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht
namentlich genannt sei.

Die Klausel verweise zudem auf die — wie oben dargestellt — unzulassigen Klauseln 10.1.1.
und 10.1.2. der ABB. Der Verweis auf eine unzulassige Bestimmung mache die vorliegende
verweisende Bestimmung selbst unzulassig iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass ein Verstol gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG nicht zu
erkennen sei. Dem Wortlaut der beanstandeten Klauseln kénne auch bei kundenfeindlichster
Auslegung nicht unterstellt werden, dass die Beklagte ihre Pflichten mit schuldbefreiender
Wirkung auf einen Dritten Uberbinden kénne. Es gehe in der gegenstandlichen Klausel
lediglich um den Erstattungsberechtigten, nicht aber um jene Person, die die Zahlung zu
leisten habe.

Entgegen der Behauptung des Klagers seien die Punkt 10.1.1 und 10.1.2 der ABB (die
Klauseln 23 und 24) zulassig. Es werde daher auch nicht auf unzulassige Klauseln verwiesen.

Somit scheide eine Intransparenz iSd § 6 Abs 3 KSchG aus.
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Die Beklagte verwies weiters darauf, dass das OLG Wien im Vorverfahren zu 2 R 157/19a,
der dortigen Klausel 31, als Berufungsgericht eine idente Klausel bereits als zuldssig erachtet
habe.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist der
Beklagten zuzugestehen, dass diese Klausel mit der Klausel 31 im hg Vorverfahren zu 53 Cg
16/18a ident ist.

Diese war im Vorverfahren allerdings nur bis zur Rechtsmittelentscheidung des OLG Wien
verfahrensgegenstandlich. Dessen Entscheidung im Hinblick auf diese Klausel wurde in
weiterer Folge nicht mehr angefochten, sodass diese Klausel nicht Gegenstand der
Entscheidung des OGH zu 4 Ob 63/21z war.

Aus dem Umstand, dass das OLG Wien diese Klausel im Vorverfahren insgesamt als
rechtlich zuldssig bewertete, ist aber fiir die Beklagte im gegenstandlichen Verfahren nichts
gewonnen.

Dazu ist rechtlich darauf zu verweisen, dass im Vorverfahren die beiden Klauseln 23 und
24 und damit die Punkte 10.1.1. und 101.2. der ABB der Beklagten, auf die diese Klausel
ausdricklich verweist, nicht angefochten wurden.

Im nunmehr gegenstandlichen Verbandsprozess sind diese aber auch Gegenstand der
gerichtlichen Prifung.

Weiters ist dazu auf die obigen Ausflhrungen in dieser rechtlichen Beurteilung zu
verweisen, dass diese beiden Punkte der ABB, die Klauseln 23 und 24, nicht zulassig sind.

Damit wird aber auch die Klausel 25, die ausdricklich auf diese beiden unzulassigen
Klauseln verweist, selbst iSd § 6 Abs 3 KSchG unzuldssig (vgl RS0122040).

Klausel 26) (Punkt 10.2.1. der ABB)

26. Wenn wir einen Flug streichen, einen Flug nicht entsprechend dem Flugplan
durchfiihren, lhren Bestimmungsort oder einen Zwischenlandepunkt nicht anfliegen oder
wenn Sie durch unser Verschulden einen gebuchten Anschlussflug nicht erreichen, so
entspricht der Erstattungsbetrag:

10.2.1.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgeflogen wurde, dem gezahlten Flugpreis,

10.2.1.2. wenn ein Teil des Flugscheins ausgeflogen wurde, mindestens der Differenz
zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fiir die abgeflogenen Strecken anwendbaren
Flugpreis.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 32 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Diese Klausel bestimme unter Punkt 10.2.1. der ABB nach welchen
Grundsatzen eine Erstattung im Falle einer Flugannullierung, einer Flugplananderung, des
Nichtanfliegens des Bestimmungsorts oder eines Zwischenlandeorts oder eines von der
Beklagten verschuldeten Nichterreichens eines gebuchten Anschlussfluges erfolgen soll.

Dabei unterscheide sie zwei Falle:
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Nach Punkt 10.2.1.1. soll, sofern noch kein Teil des Flugscheins ausgeflogen wurde, die
Hohe des Erstattungsbetrages dem gezahlten Flugpreis entsprechen.

Dabei lasse die Klausel offenbar unbericksichtigt, dass Verbraucherlnnen dartber hinaus
noch weitere Forderungen gegen das Unternehmen zustehen konnten, wie beispielsweise
Schadenersatzanspriiche, sofern ein Verschulden der Beklagten oder der ihm zurechenbaren
Personen zur unfreiwilligen Erstattung gefuhrt haben.

Uberdies wiirden auch Anspriiche aus der Fluggastrechte-VO in Betracht kommen. Nach
MalRgabe des Art 7 Fluggastrechte-VO schulde das ausfliihrende Luftfahrtunternehmen
verschuldensunabhangig Ausgleichsleistungen, sofern nicht aufiergewdhnliche Umstande
kausal fir die groRe Verspatung oder Annullierung gewesen seien, wahrend in den Art 8 und 9
Fluggastrechte-VO ein gesonderter Erstattungsanspruch bzw ein ursachenunabhangiger
Anspruch auf anderweitige Beférderung und Betreuungsleistungen normiert seien.

Da die Klausel darauf nicht abstelle, werde die wahre Rechtslage verschleiert. Sie sei
daher intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

In diesem Sinne sei die Klausel auch grdblich benachteiligend gemaf § 879 Abs 3 ABGB,
da fur die mit ihr im Ergebnis bewirkte Schlechterstellung der Fluggaste keine sachliche
Rechtfertigung besteht.

Sofern die Klausel Uberdies gesetzliche Anspriiche der Fluggaste ausschliel3e, ergebe sich
ihre Nichtigkeit schon aus § 879 Abs 1 ABGB.

Die Auslegung, dass ein Uber die hier normierte Erstattung hinausgehender
Ersatzanspruch ausgeschlossen sein soll, finde auch darin Bestatigung, dass — anders als
etwa bei Punkt 10.2.1.2.— nicht ein ,mindestens” zu erstattender Betrag genannt werde,
sondern die Regelung abschlielfenden Charakter habe.

Nach Punkt 10.2.1.2. soll, sofern ein Teil des Flugscheins ausgeflogen worden sei,
mindestens die Differenz zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fir die abgeflogene
Strecke anwendbaren Flugpreis erstattet werden.

Wie hoch der zurickzuerstattende Betrag in diesem Fall sein soll bzw wie er berechnet
werde, daruber wiarden Verbraucherlnnen aus dieser Klausel keinen Aufschluss erlangen.
Auch diese Klausel sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Aufgrund der Tarifstruktur von Flugunternehmen konne die Buchung eines kombinierten
Hin- und Ruckfluges glinstiger sein, als die Buchung eines Einzelflugs; gleiches kdnne fir
einen aus mehreren Flugsegmenten bestehenden Flug gelten. Sofern bei der Rickerstattung
auf den flir einen Einzelflug anwendbaren Flugpreis abgestellt werden soll, kénne zur
Abgeltung des in Anspruch genommen Fluges ein ungleich hdéherer Entgeltteil verrechnet
werden, namlich wenn jener Flugpreis, der bei einem einzeln gebuchten Flug zur Anwendung
gekommen ware. Unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen

kundenfeindlichsten Auslegung lege die Klausel gerade so eine Berechnung nahe, weshalb
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sie schon aus diesem Grund groblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3 ABGB sei. Fur die
damit bewirkte Schlechterstellung des Kunden sei eine sachliche Rechtfertigung nicht
ersichtlich. Die Grunde fir die nicht planmafRige Durchfiihrung der gebuchten Flige liege nicht
in der Sphare des Kunden.

Darliber hinaus erfasse die Klausel auch den Fall, dass der bereits konsumierte Flug —
etwa wenn ein Anschlussflug versaumt wird und der Fluggast an den urspringlichen Abflugort
zurtickgebracht wird — nicht unbedingt von Wert flr den Fluggast gewesen sein muss. Den
Verbraucherlnnen auch in diesem Fall ein allfélliges anteiliges Entgelt zu verrechnen, sei
mangels sachlicher Rechtfertigung ebenfalls groblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Dass ,mindestens” die Differenz zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fir die
abgeflogenen Strecken anwendbaren Flugpreis zurlickzuerstatten sei, kénne weder die
Intransparenz der Klausel noch die grébliche Benachteiligung beseitigen.

Da mit der vorliegenden nachteiligen Klausel zudem nicht gerechnet werden musse, sei sie
bereits geman § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass es im Unterpunkt 10.2.1.1. dieser Klausel, wie bereits
die Uberschrift zu Art 10 der ABB deutlich zum Ausdruck bringe, um ,Erstattungen®, dh die
(teilweise) Rickzahlung des Kaufpreises gehe. Ein dariber hinausgehender Schadenersatz
oder sonstige Anspriche, insbesondere nach der Fluggastrechte-VO, seien vom
Regelungsgehalt dieser Klausel nicht erfasst.

Das ergebe sich schon aus dem Wortlaut, denn es kdnne nur das erstattet werden, was
vorher geleistet worden sei. Es sei fur den durchschnittlich verstéandlichen Verbraucher daher
klar und verstandlich, dass mit dem Begriff ,Erstattungsbetrag" nur der fir die Beférderung
bezahlte Betrag und nicht auch dartber hinausgehende sonstige Anspriiche gemeint sein
kdénnen.

Bei dem Begriff ,Erstattung" als Rickzahlung des Flugpreises orientiere sich die Beklagte
im Ubrigen auch an den Begrifflichkeiten der Fluggastrechte-VO. So werde etwa in Art 8 Abs 1
lit a Fluggastrechte-VO die ,[...] Erstattung der Flugscheinkosten nach den in Art 7 Abs 3
genannten Modalitaten zu dem Preis, zu dem der Flugschein erworben worden sei, fur nicht
zurickgelegte Reiseabschnitte [...]" geregelt.

Die dartber hinausgehenden Anspriche nach der Fluggastrechte-VO hatten eine véllig
andere Bezeichnung wie etwa ,Ausgleichsanspruch" oder ,Anspruch auf Betreuungsleistung"
oder ,weiter gehender Schadenersatz".

Auch wenn der Adressat des Transparenzgebots nicht der Gesetzgeber, sondern ein mit
Verbrauchern kontrahierender Unternehmer sei, konnten an den Unternehmer, der dem
Gesetzeswortlaut entsprechende Begrifflichkeiten in seinen AGB verwende, keine darlber
hinausgehenden Anforderungen an die Textverstandlichkeit gestellt werden.

Zum Schadenersatz gebe es zudem in den ABB der Beklagten einen eigenen Artikel 14 zur
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.~ochadenshaftung”, sodass auch daraus fir den Kunden Kklar ersichtlich sei, dass
Schadenersatzanspriche nicht Gegenstand der beanstandeten Klausel seien.

Entgegen der Behauptung des Klagers werde somit auch nicht die wahre Rechtslage
verschleiert. Die Klausel sei vollig transparent.

Da diese Klausel keine Anspriiche der Kunden beschranke oder ausschlielde, kdnne auch
keine grobliche Benachteiligung bzw Gesetzwidrigkeit iSd § 879 Abs 1 ABGB vorliegen.

Der Klager unterstelle der beanstandeten Klausel einen offenkundig unrichtigen Inhalt, der
schon vom Wortlaut nicht gedeckt sei und auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht
unterstellt werden kdnne.

Die vom Klager vorgenommene Auslegung kénne auch nicht darauf gestiitzt werden, dass
der Unterpunkt 10.2.1.1. — anders als Unterpunkt 10.2.1.2. — nicht das Wort "mindestens"”
enthalte. Dieses Wort sei im Unterpunkt 10.2.1.1. Uberflliissig und ware sogar irrefiihrend, weil
hier als Erstattungsbetrag stets der gesamte vom Kunden bezahlte Flugpreis ersetzt werde.
Da es rein um den Umfang der Erstattung des Flugpreises gehe, kénne aber auch bei
kundenfeindlichster Auslegung aus dem Fehlen des Wortes "mindestens" keinesfalls der
Schluss gezogen werden, dass dadurch andere Anspriche mit ganzlich anderer
Anspruchsgrundlage ausgeschlossen werden sollen.

Auch der Vorwurf der Intransparenz zum Unterpunkt 10.2.1.2. dieser Klausel entbehre
jeglicher Grundlage. Eine umfassendere Darstellung des komplexen Tarifsystems im Rahmen
der ABB sei nicht moglich. Es sei daher fur den Kunden eine moglichst verstandliche
Formulierung gewahlt worden. Der Erstattungsbetrag entspreche mindestens der Differenz
zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fir die abgeflogenen Strecken anwendbaren
Flugpreis. Diese Klausel sehe daher vor, dass der Kunde mehr als den Differenzbetrag bis hin
zum gesamten Flugpreis erstattet erhalte, obwohl er bereits eine Teilstrecke abgeflogen habe.
Der Verbraucher erhalte daher, entgegen dem Vorwurf des Klagers, sowohl Aufschluss uber
die Hohe als auch uber die Berechnung des zurtckzuerstattenden Betrags.

Zudem sei zu Dbericksichtigen, dass dem Kunden schon im Rahmen des
Buchungsvorgangs die Preisbestandteile fur den jeweiligen Hin- bzw Ruckflug separat
angezeigt werden, sodass der Kunde auch die wirtschaftlichen Folgen der Regelung
abschatzen koénne.

Bei der Beurteilung einer mdglichen Intransparenz dieser Klausel sei auch zu
berlicksichtigen, dass ein teilweise abgeflogener Flugschein nicht nur aus zwei Strecken
bestehen kénne, von denen etwa die erste Strecke abgeflogen worden sei. Es kdnne genauso
sein, dass dieser aus drei, vier oder noch mehr Strecken besteht. Dementsprechend viele
Kombinationsmdglichkeiten an abgeflogenen und nicht abgeflogenen Strecken gebe es. Fir
die Beklagte sei es unmoglich, alle méglichen Varianten und Konstellationen aufzulisten.

Der konkret zu erstattende Erstattungsbetrag sei daher von einer Vielzahl von Faktoren
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abhangig, die weder fur den Verbraucher noch fur die Beklagte abzuschatzen seien, sodass
die Nichtangabe konkreter Betrage noch nicht zur Intransparenz der Klausel fiihre.

Die Beklagte sei stets darum bemdiht, in den ABB auch komplexe Zusammenhange in
moglichst verstandlicher Form darzustellen. Dies verbessere die Lesbarkeit und
Verstandlichkeit. Dabei sei auch zu beriicksichtigen, dass einem Laien Texte mit juristischem
oder branchenspezifischem Hintergrund bisweilen nicht ohne weiteres verstandlich seien.
Ungeachtet dessen konne es aber nicht die Aufgabe des Erstellers von AGB sein,
.einschlagigen Nachhilfeunterricht" zu erteilen.

Die Auslegung des Transparenzgebots dirfe auch nicht dahingehend tberspannt werden,
dass ein Unternehmer verpflichtet sei, seine interne, komplexe Preiskalkulation in AGB (ABB)
offenzulegen.

Die Klausel sei auch nicht groblich benachteiligend. Der Kunde habe bereits einen Teil der
Leistungen aus dem Beforderungsvertrag erhalten. Fir diese Leistung gebiihre der Beklagten
grundsatzlich ein Entgelt, das jedoch — wie bereits oben dargelegt — durch die Formulierung
,mindestens" auch ganzlich entfallen kdnne, sodass dem Kunden auch bei bereits erfolgter
Inanspruchnahme eines Teils des Flugscheins der gesamte Flugpreis erstattet werden kdnne.

Der vom Klager unterstellte Bedeutungsgehalt der Klausel, dass die Beklagte bei der
Berechnung des Differenzbetrags den Tarif eines unter Umstanden teureren Einzelfluges zur
Anwendung bringen konnte, sei der Klausel auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht zu
entnehmen. Dem Kunden werde ja schon im Rahmen des Buchungsvorgangs eines Hin- und
Ruckfluges der Preis des Hin- bzw Ruckfluges angezeigt, somit der fir diese Strecke
insgesamt anwendbare Flugpreis. Kénne der Kunde den Ruckflug nicht antreten, werde ihm
der fur den Ruckflug anwendbare Flugpreis erstattet. Die Unterstellung des Klagers, dass die
Beklagte dann einen véllig anderen als den vereinbarten Tarif fur die Berechnung der
Erstattung heranziehen konne, finde schon im Wortlaut der Klausel keinerlei Deckung. Dieser
nehme eindeutig auf das konkrete Ticket Bezug (,Differenz zwischen dem gezahlten Flugpreis
und dem fur die abgeflogenen Strecken anwendbaren Flugpreis").

Wenn der Kunde einen Teil der Leistung konsumiert habe, werde er aber jedenfalls nicht
damit rechnen, dass ihm der gesamte Flugpreis erstattet werde. Die Klausel sei daher
keinesfalls Uberraschend, sodass auch ein Verstol} gegen § 864a ABGB ausscheide.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 32 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass diese Klausel die Erstattung im
Fall einer Flugannullierung, einer Flugplananderung, des Nichtanfliegens des
Bestimmungsorts oder eines Zwischenlandeorts sowie im Fall eines von der Beklagten
verschuldeten Nichterreichens eines gebuchten Anschlussflugs betrifft.

Die Beklagte bestreitet dazu gar nicht, dass die Klausel nicht samtliche Anspriiche des
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Kunden im Fall einer Leistungsstorung abbildet und keine Schadenersatzanspriche sowie
auch keine verschuldensunabhéngige Ausgleichsanspriiche oder Anspriche auf
Ersatzbeférderung und Betreuungsleistungen nach der Fluggastrechte-VO abdeckt.

Entgegen der Ansicht der Beklagten bezieht sich aber der Begriff ,Erstattung® fur den
durchschnittlichen Verbraucher nicht typisch und ausschlieBlich auf die Rilckzahlung des
Flugpreises. Die Begriffe ,Erstattung” und ,Ersatz® sind derart ahnlich, dass sie der
Verbraucher leicht verwechseln kann.

Dass die ABB der Beklagten den Begriff der ,Erstattung“ jedenfalls nicht nur auf den
Flugpreis beziehen, ergibt sich Uberdies eindeutig aus der Klausel 33 (der Klausel 40 im
Vorverfahren, siehe dazu unten zur Klausel 33).

Die in Rede stehende Klausel kann beim durchschnittlichen Verbraucher somit den
Eindruck erzeugen, dass in dieser seine Anspriche im Fall der erwahnten Leistungsstorungen
abschlieend geregelt und auf die angefiihrte Erstattung beschrankt sind. Sie vermittelt ihm
daher ein unklares und unvollstandiges Bild Uber seine Rechtsposition und erweist sich als
intransparent.

Zudem entsprechen selbst die in der Klausel angefiihrten Erstattungsbetrage nicht den
rechtlichen Anforderungen. So steht dem Fluggast im Fall des Unterpunktes 10.2.1.2. der ABB
nach Art 8 Abs 1 lit a der Fluggastrechte-VO ein Anspruch auf volle Erstattung auch bereits
konsumierter Flige zu, wenn die in Anspruch genommenen Fluge fur ihn zwecklos waren. Im
Unterpunkt 10.2.1.1. nimmt diese Klausel nicht darauf Bedacht, dass sich der Fluggast um
eine anderweitige Beforderung iSd Art 8 Abs 1 lit b der Fluggastrechte-VO auch selbst
kiimmern kann und dadurch héhere Kosten anfallen kénnen.

Im Unterpunkt 10.2.1.2. ist diese Klausel dartiber hinaus intransparent, weil sie offen Iasst,
wie hoch der zurlickzuerstattende Betrag ist.

Dem Argument der Beklagten, dass es fur sie unmoglich sei, alle moglichen Varianten und
Konstellationen aufzulisten, ist entgegen zu halten, dass die Klausel nicht einmal Uber die fur
die Berechnung des Differenzbetrags mafligebenden Faktoren Aufschluss gibt.

Klausel 27) (Punkt 10.3. der ABB)

27. Verlangen Sie eine Erstattung aus anderen als den unter Absatz 10.2.1. dieses
Absatzes genannten Griinden, so entspricht der Erstattungsbetrag, sofern die jeweiligen
Tarifbestimmungen dies vorsehen:

10.3.1.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgeflogen worden ist, dem gezahlten Flugpreis
abzuiglich anwendbarer Entgelte,

10.3.1.2. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder
Erstattung eingeldst oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist (aul3er,
wenn die gegenliber einem Dritten erfolgte Beférderung.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel gréblich benachteiligend gemaR § 879
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Abs 3 ABGB sei. Gemal} § 1168 Abs 1 ABGB musse sich der Unternehmer anrechnen lassen,
was er sich infolge Unterbleibens der Ausfiihrung des Werks erspart habe, was er stattdessen
anderweitig erwerben konnte oder was er zu erwerben absichtlich versaumt habe. In diesem
Zusammenhang sei auch auf § 27a KSchG zu verweisen, wonach der Unternehmer, wenn er
gleichwohl das gesamte Entgelt fordert, die Griinde hierfir darzulegen habe.

Zudem sei die Klausel auch intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, da unklar bleibe, wann
eine Erstattung auf die hier normierte Art und Weise vorgenommen werden soll.

Uberdies erfasse die Klausel unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen
kundenfeindlichsten Auslegung auch den Fall, dass eine vertragsgemalie Beférderung aus
anderen als den unter Punkt 10.2.1. der ABB genannten Griinden unterbleibe oder von ihr
abgewichen werde, etwa wenn einem Kunden, der Uber einen gultigen Flugschein verfiigt,
unberechtigterweise die Beforderung verweigert werde, oder wenn das Verpassen des
Anschlussflugs zwar der Beklagten zurechenbar sei, es ihr jedoch nicht subjektiv vorgeworfen
werden konne. Punkt 10.2.1. der ABB nenne in diesem Zusammenhang nur den Fall, dass
das Versdumen des Anschlussflugs vom Unternehmer verschuldet worden sei (vgl dazu die
vorstehende Klausel 24). Der Umstand, dass auch dann eine Erstattung nur nach MalRgabe
dieser Klausel moglich sein soll, sei jedenfalls groblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3
ABGB. Daflr bestehe keine sachliche Rechtfertigung.

Zudem sei die Klausel auch mit der Fluggastrechte-VO, insbesondere mit deren Art 4
Abs 3, Art 8 und Art 9, nicht vereinbar. Da in diesem Sinne auch die wahre Rechtslage
verschleiert werde, sei die Klausel sowohl intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, als auch —
sofern zudem gegen ein gesetzliches Verbot verstolRen werde — nichtig gemal § 879 Abs 1
ABGB.

Daruber hinaus ergebe sich die Intransparenz dieser Klausel auch daraus, dass
Verbraucherlnnen verborgen bleibe, was unter den ,anwendbaren Entgelten“ zu verstehen
sei, die vom Erstattungsanspruch in Abzug gebracht werden sollen.

Im Ergebnis werde es somit in das Belieben der Beklagten als Unternehmerin gestellt,
Bestandteile des Gesamtentgelts als anwendbare Entgelte zu deklarieren und den
Erstattungsanspruch um diese zu kirzen. Dabei sei auch zu berlcksichtigen, dass die bereits
— nur teilweise — erbrachte Beforderungsleistung nicht zwingend von Wert fur die
Verbraucherlnnen gewesen sei. Auch in diesem Zusammenhang sei die Klausel groblich
benachteiligend.

Der Klager verwies weiters auf sein Vorbringen zur Klausel 24 und den Umstand, dass die
Buchung eines kombinierten Hin- und Rickflugs glnstiger sein kdnne, als die Buchung eines
Einzelflugs und gleiches kénne fir einen aus mehreren Flugsegmenten bestehenden Flug
gelten. Da diese Klausel keinen Aufschluss Uber die Berechnungsmethode des

Zurickerstattungsanspruchs enthalte, sei ein von der Beklagten bekannt gegebener

99 von 130



41 Cg 33/23w - 35

ZurUckerstattungswert fur die Verbraucherlnnen weder nachvollziehbar noch Uberprufbar.

Unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen kundenfeindlichsten
Auslegung beinhalte die Klausel auch einen Ausschluss allfalliger Schadenersatzanspriche
des Fluggastes. Auch aus diesem Grund sei diese Klausel groblich benachteiligend.

Da mit dieser nachteiligen Klausel zudem nicht gerechnet werden miusse, sei sie auch
unwirksam gemaR § 864a ABGB.

Punkt 10.3.1.2. dieser Klausel stehe darlber hinaus in keinerlei Zusammenhang mit der
restlichen Klausel. Zudem entbehre dieser Unterpunkt auch jedwedem Sinn, sodass er nach
§ 6 Abs 3 KSchG unwirksam sei.

Die Beklagte verwies zu dieser Klausel zunachst darauf, dass diese in der Klage unrichtig
wiedergegeben worden sei. Wie der Beilage ./A zu entnehmen sei, enthalte diese Klausel die
Wortfolge ,sofern die jeweiligen Tarifbestimmungen dies vorsehen" Uberhaupt nicht. Einem
darauf gerichteten Unterlassungsbegehren konne daher schon aus diesem Grund nicht Folge
gegeben werden.

Diese Klausel regle Falle einer ,freiwilligen Erstattung”, dh Falle, in denen die Beklagte
sehr wohl zur Beférderung bereit gewesen ware. Der Kunde entscheide sich in diesen Fallen
aber, die gesamte Leistung oder einen Teil der Leistung nicht mehr in Anspruch zu nehmen.
Wenn der Kunde einen erstattbaren Tarif gewahlt habe, so misse er trotz der
Leistungsbereitschaft der Beklagten jenen Teil nicht bezahlen, den er nicht in Anspruch
genommen habe. Er erhalte Erstattung fur diesen nicht abgeflogenen Teil.

Diese Klausel sei fur den Kunden weder gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB
noch kénne in ihr ein Verstold gegen das Transparenzgebot des § 6 Abs 3 KSchG erblickt
werden.

Das Tarifsystem der Beklagten kenne verschiedene Tarife, zwischen denen der Kunde frei
wahlen konne. So wirden beispielsweise bei Europafligen die Tarife "Economy Light",
"Economy Classic", "Economy Green", "Economy Flex", "Business Saver", "Business Green"
und "Business Flex" zur Verfigung stehen. Diese Tarife hatten unterschiedliche Konditionen
und warden sich daher auch hinsichtlich Umbuchbarkeit und Erstattbarkeit unterscheiden.

Der Kunde konne diese unterschiedlichen Tarife auf der Webseite der Beklagten im
Rahmen des Buchungsvorgangs auch miteinander vergleichen. Die Beklagte stelle hierfir
eine tabellarische Ubersicht mit einem Tarifvergleich zur Verfigung (vgl Beilage ./1).

Die fur den vom Kunden ausgewahlten Tarif geltenden Tarifbestimmungen, die
insbesondere auch die Erstattbarkeit des Tickets regeln, wirden dem Kunden vor dem
Vertragsabschluss mitgeteilt werden.

So werde der Kunde bereits bei der Auswahl des Tarifs im Rahmen des Buchungsvorgangs
darauf hingewiesen, ob der von ihm gewabhlte Tarif eine Erstattung zulasse.

Somit ergebe sich fur den Kunden bereits bei Auswahl des Tarifs im Rahmen des
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Buchungsvorgangs aus den dort ersichtlichen Tarifbestimmungen eindeutig, ob der von ihm
gewahlte Tarif eine Erstattung zulasse.

Die Behauptung des Klagers, es bleibe unklar, wann eine Erstattung vorgesehen sei, gehe
daher ins Leere.

Weiters verwies die Beklagte darauf, dass die vom Klager herangezogene Bestimmung
des § 1168 ABGB dispositiv sei. Die Kurzung des Entgeltanspruchs aufgrund der Ersparnis
kdnne daher abbedungen werden.

Ein Abweichen von dieser dispositiven Bestimmung bei jenen Tarifen, die keine Erstattung
vorsehen (und die damit auch nicht Gegenstand der Klausel seien), stelle im konkreten Fall
auch keine grobliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB dar, weil der Vertrag Uber die
Personenbeférderung mit einem Massenverkehrsmittel vom allgemeinen Werkvertragsrecht
abweichende Besonderheiten aufweise.

Es sei das Wesensmerkmal des international Ublichen Geschaftsmodells von
Fluggesellschaften, die Passagiere im Linienflugverkehr beférdern, eine Mischung von Tarifen
zu unterschiedlichen Preisen anzubieten, die sich hinsichtlich Umbuchbarkeit und
Erstattbarkeit unterscheiden.

Misste man von dieser Systematik aufgrund von § 1168 ABGB abweichen, hatte dies auf
samtliche Fluggesellschaften weltweit enorme Auswirkungen und wirde dazu fiihren, dass
besonders glinstige Tickets nicht mehr angeboten werden kénnten.

Das Anbieten einer Bandbreite an Tarifen zu unterschiedlichen Konditionen sei einerseits
im Interesse der Beklagten, da es erst ein solches Preismodell (Mischung aus flexiblen und
fixen Tarifen) ermdgliche, mit einer gewissen Planungssicherheit zumindest die Gesamtkosten
des Befdrderungsvorgangs zu decken, und andererseits im Interesse des Verbrauchers, da
dieser sich dadurch bewusst und angepasst an seinen Bedarf fUr den fur ihn jeweils
passenden Tarif entscheiden kdnne.

Es sei somit sachlich gerechtfertigt, dass der glnstigste Tarif auch die fur den Verbraucher
ungunstigsten Konditionen, bis hin zur mangelnden Erstattbarkeit, mit sich bringe. Dabei
musse man zugleich immer auch die andere Wahlmdglichkeit des Kunden im Auge behalten.
Wenn er einen teureren, erstattbaren Tarif wahlt, so werde ihm sogar mehr erstattet, als ihm
nach § 1168 ABGB allenfalls zustehen wurde.

Der OGH habe bereits ausgesprochen, dass Fluggesellschaften ihre Tarifsysteme
durchsetzen durfen (vgl 4 Ob 164/12i). Sie wirden dadurch ein legitimes Ziel verfolgen.

Die Beklagte verwies weiters darauf, dass das Erstgericht im Vorverfahren (hg
53 Cg 16/18a bzw in letzter Konsequenz 4 Ob 63/21z) dazu ausgefihrt habe: ,Hierbei gilt, je
billiger der Tarif, desto mehr Einschrankungen bezlglich der Flexibilitat. Dies geht bis dahin,
dass ein gunstiges Ticket entweder nur mehr zu einem geringen Teil oder gar nicht mehr

erstattungsfahig ist. Hiervon umfasst sind nicht solche Teile des Flugpreises, die bei
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Stornierung per Gesetz zu erstatten sind. Dieses Vorgehen ermoglicht es der Beklagten, dem
Kunden den glnstigsten Preis anbieten zu kénnen. Wirde die Beklagte jedes Ticket per Flug
zum selben Preis anbieten, so kdnnte diese ihr Angebot nicht optimal ausnutzen. Dies kdnnte
der zur Deckung der Fixkosten wichtigen Auslastung schaden und somit zu einem allgemein
geringeren Angebot flihren."

Es stehe somit aulRer Frage, dass Fluggesellschaften, damit sie Gesamtkosten abdecken
kénnen, eine Mischung von flexiblen und nicht flexiblen Tarifen anbieten missen, um
langfristig Ticketpreise fur die Passagiere erschwinglich zu halten. Wenn demnach das
Tarifsystem der Beklagten darauf aufbaue, dass zwischen erstattbaren bzw umbuchbaren
Fligen und Fligen ohne Rucktrittsrecht unterschieden werde, sei dies nicht zu beanstanden.
Fluglinien misse es namlich moglich sein, ihre Preise jeweils entsprechend der
unterschiedlichen Nachfragesituation privatautonom zu gestalten. Nehme man der Beklagten
diese Mdglichkeit, kdnnten den Kunden die giinstigsten Preise nicht mehr angeboten werden.

Auch der BGH habe bereits zu X ZR 25/17 ausgesprochen, dass der Vertrag Uber die
Personenbeférderung mit einem Massenverkehrsmittel vom allgemeinen Werkvertragsrecht
abweichende Besonderheiten aufweise. Eine Klausel in den Beférderungsbedingungen eines
Luftverkehrsunternehmens, die flir den in einem bestimmten Tarif gebuchten
Personenbeférderungsvertrag das freie Kiindigungsrecht ausschlief3e (dh nicht erstattbar sei),
benachteilige den Fluggast unter Berlcksichtigung der Umstande und der beiderseitigen
Interessen demnach nicht entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen und
sei daher wirksam.

Der BGH habe dazu insbesondere auch festgehalten, dass das Kindigungsrecht nach
§ 649 a.F. BGB, der im Wesentlichen der Bestimmung des § 1168 ABGB entspreche, fir das
gesetzliche Leitbild eines Vertrags Uber die Beférderung mit einem Massenverkehrsmittel
nicht mafRgeblich sei.

Der BGH sei weiters nach einer umfassenden Abwagung der beiderseitigen Interessen
sowie unter Berlcksichtigung der Umstande im Luftverkehr zu dem Ergebnis gekommen,
dass der Ausschluss des Kindigungsrechts keine unangemessene Benachteiligung des
Fluggastes darstelle.

Dies habe der BGH im Wesentlichen damit begrindet, dass die Kosten, die dem
Beforderungsunternehmer  durch  die  Vorbereitung und Durchfiihrung eines
Gesamtbeférderungsvorgangs mit einem Luftverkehrsmittel entstehen, typischerweise
weitgehend unabhangig vom Auslastungsgrad der Kapazitat des Beférderungsmittels seien.
Es handle sich im Wesentlichen nicht um Einzelkosten der Abwicklung des einzelnen
Beforderungsvertrags, sondern um Fixkosten des Gesamtbeférderungsvorgangs. Der
Beforderungsunternehmer konne diese Kosten folglich auch dann nicht vermeiden, wenn

einzelne Beforderungsvertrage gekindigt werden. Dies habe zur Folge, dass ersparte

102 von 130



41 Cg 33/23w - 35

Aufwendungen, die anspruchsmindernd zu beriicksichtigen seien, ungeachtet des Umstands,
dass der Beférderungsunternehmer von seiner Leistungsverpflichtung frei werde,
typischerweise allenfalls in geringfliigigem Umfang anfallen.

Art 22 Abs 1 VO (EG) Nr. 1008/2008 raume Luftverkehrsunternehmen einen Spielraum fur
die Festsetzung der Flugpreise einschliellich der Bedingungen, unter denen diese gelten, ein.
Diese freie Preisbestimmung beinhalte fur das Luftverkehrsunternehmen grundsatzlich auch
das Recht, Tarife ohne freies Kiindigungsrecht des Fluggastes anbieten zu kénnen.

Der Beférderungsunternehmer habe ein schitzenswertes Interesse am Ausschluss des
Kindigungsrechts. Da die ihm entstehenden Kosten im wesentlichen Fixkosten des
Gesamtbeférderungsvorgangs seien, konne er den von dem einzelnen Fluggast verlangten
Flugpreis nicht ohne Bericksichtigung dieser Fixkosten des Gesamtbeférderungsvorgangs
kalkulieren. Er mUsse vielmehr bestrebt sein, mit den einzelnen Flugpreisen mindestens diese
Gesamtkosten zu decken. Inwieweit ihm dies gelingt, hdnge entscheidend davon ab, inwieweit
er die ihm mit dem Beforderungsmittel zur Verfiigung stehende Kapazitat auslasten kdnne.
Fir eine moglichst hohe Auslastung sei er wiederum regelmafRig auf eine Mischung von
flexiblen (dh kind- oder umbuchbaren) und nicht flexiblen (dh nicht kiindbaren und
gegebenenfalls auch nicht umbuchbaren) Tarifen angewiesen. Denn wahrend ihm die flexiblen
und deshalb regelmaBig (deutlich) teureren Tarife hdhere Erldse verschaffen, die indessen
weniger gut planbar seien, wurden ihm die nicht flexiblen und deshalb typischerweise
insbesondere mit zunehmendem Abstand zum  Flugzeitpunkt billigeren Tarife
Planungssicherheit geben und die zu erwartende Kapazitadtsauslastung besser vorhersehbar
machen. Dies sei auch im Allgemeininteresse, da eine auf Dauer ineffiziente
Kapazitatsnutzung insgesamt hohere Flugpreise oder den Marktaustritt des
Luftverkehrsunternehmens zur Folge haben misse.

Der Ausschluss des Kundigungsrechts diene auch einer vereinfachten Vertragsabwicklung.

Diese vom BGH durchgefiihrte Interessensabwagung sei auch auf das gegenstandliche
Verfahren zu Ubertragen.

Diese Interessenabwagung zeige deutlich, dass ein Abweichen von der dispositiven
Bestimmung des § 1168 ABGB sachlich gerechtfertigt sei und somit keine grébliche
Benachteiligung darstelle.

Die beanstandete Klausel treffe eine ausgewogene Interessenabwagung. Habe ein Kunde
kein erstattbares Ticket erworben und sich somit bewusst flir den Vorteil des niedrigeren
Preises, aber auch den Nachteil mangelnder Erstattbarkeit entschieden, fange Punkt 10.2. der
ABB noch Falle auf, in denen es nicht sachgerecht ware, dem Kunden keine Erstattung zu
gewahren. Ein derartiger sachgerechter Interessenausgleich kdnne keinesfalls groblich
benachteiligend sein.

Im Oktober 2017 habe auch die IATA zur Unterscheidung zwischen ,nicht
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erstattungsfahigen" und ,erstattungsfahigen" Tarifen Stellung genommen und dabei
festgehalten, dass diese Unterscheidung weltweit Ublich sei.

Ware es einem Luftfahrtunternehmen bei der Preisgestaltung versagt, zwischen ,nicht
erstattungsfahigen" und ,erstattungsfahigen" Tarifen zu unterscheiden, wirde dies
Auslastungs- und Ertragsprognosen erschweren und hatte wiederum absehbar hdhere
Flugpreise zur Folge. Die durchschnittlichen Preise wirden steigen und der durchschnittliche
Auslastungsfaktor sinken.

Die IATA sei daher zu der Schlussfolgerung gelangt, dass die Anwendung des § 649 BGB
a.F. auf den Luftbeférderungsvertrag branchenuniblich ware und deutsche
Luftfahrtunternehmen im Wettbewerb mit auslandischen Luftfahrtunternehmen erheblich
benachteiligen wiirde.

Auch diese Uberlegungen seien nach der Rechtsansicht der Beklagten bei der
vorzunehmenden Interessenabwagung zu berucksichtigen.

Aus all dem folge auch fiir das gegenstandliche Verfahren, dass der Umstand, dass die
Erstattung des Flugtickets davon abhange, ob dies in den Tarifbestimmungen vorgesehen sei,
nicht nur Wesensmerkmal des vorhin beschriebenen international Ublichen Geschaftsmodells
von Fluggesellschaften sei, sondern auch sachlich gerechtfertigt. Es liege somit keinesfalls
eine grobliche Benachteiligung vor.

In diesem Zusammenhang durfe auch nicht aufler Acht gelassen werden, dass nicht
verbrauchte Steuern und Gebuhren von der Beklagten jedenfalls riickerstattet werden, das
unabhangig davon, ob es sich um einen erstattbaren Tarif handle. Wahle der Kunde ein
glnstiges Ticket und nehme damit in Kauf, dass dieses nicht erstattbar sei, so wirden ihm
von der Beklagten dennoch die nicht verbrauchten Steuern und Gebulhren erstattet werden.

Weshalb die beanstandete Klausel nicht mit den Art 4 Abs 3, 8 und 9 der Fluggastrechte-
VO vereinbar sein solle, werde vom Klager nicht ndher ausgefihrt.

Eine solche Unvereinbarkeit sei aber nicht einmal ansatzweise ersichtlich. Anspriiche nach
Art 8 und Art 9 Fluggastrechte-VO wirden im Falle der Nichtbeférderung, dh der Weigerung,
Fluggaste zu beférdern, obwohl sie sich unter den in Art 3 Abs 2 Fluggastrechte-VO
genannten Bedingungen am Flugsteig eingefunden haben, bestehen, sofern keine
vertretbaren Grinde fur die Nichtbefoérderung gegeben seien.

Um solche Falle der Nichtbeférderung gehe es in dieser Klausel jedoch lberhaupt nicht.
Diese Klausel regle lediglich Falle einer ,freiwilligen Erstattung", dh Falle, in denen die
Beklagte sehr wohl zur Beférderung bereit gewesen ware. Dies ergebe sich auch eindeutig
aus der Differenzierung zwischen ,unfreiwilliger" und ,freiwilliger" Erstattung im Punkt 10 der
ABB.

Diese Klausel beschranke daher in keiner Weise die Anspriche der Verbraucherlnnen

nach der Fluggastrechte-VO, sondern biete dem Kunden vielmehr eine darlber
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hinausgehende Anspruchsgrundlage.

Abgesehen davon gehe es in dieser Klausel eindeutig nicht um ,anderweitige
Beférderungen" nach Art 8 Fluggastrechte-VO) bzw ,Betreuungsleistungen" nach Art 9
Fluggastrechte-VO. Es werde daher weder die wahre Rechtslage verschleiert, noch gegen ein
gesetzliches Verbot verstolien.

Aus der Differenzierung zwischen ,freiwilliger" und ,unfreiwilliger" Erstattung im Art 10 der
ABB ergebe sich auch klar, dass die vom Klager im Zusammenhang mit dieser Klausel
angesprochenen Falle der unrechtmaRigen Beférderungsverweigerung sowie des Verpassens
des Anschlussfluges aus der Beklagten zurechenbaren Griinden auch bei kundenfeindlichster
Auslegung keine Falle dieser Klausel, der ,freiwilligen Erstattung”, sondern Falle der Klausel
26, der ,unfreiwilligen Erstattung”, seien, in denen der Kunde unabhangig vom gewahlten Tarif
eine Erstattung erhalte. In diesen Fallen werde namlich der ,Flug nicht entsprechend dem
Flugplan durchgefihrt", was eine unfreiwillige Erstattung auslése.

Abgesehen davon wirden — wie bereits dargestellt — allfallige Anspriiche des Kunden nach
der Fluggastrechte-VO unberihrt bleiben.

Somit liege auch die vom Klager behauptete grébliche Benachteiligung durch diese Klausel
nicht vor.

Eine Auflistung der in Abzug gebrachten ,anwendbaren Entgelte" sei nicht mdglich und
wirde eine Uberspannung des Transparenzgebotes darstellen. Die Hohe der anwendbaren
Entgelte hange namlich von der konkreten Streckenflihrung ab, zB Flughafenentgelten, die je
nach Flughafen unterschiedlich seien. Dem Kunden wurden die einzelnen Bestandteile des
Flugpreises im Rahmen des Buchungsvorgangs aufgeschlisselt angezeigt.

Die Unterstellung, diese Klausel wirde auch allfallige Schadenersatzanspriche des
Kunden ausschlieen, finde keine Deckung im Wortlaut der Klausel. Ein Ersatz eines
Schadens sei etwas vOllig anderes als die Erstattung des bereits Geleisteten.

Diese Klausel sei daher auch nicht gréblich benachteiligend.

AbschlieRend verwies die Beklagte auch darauf, dass diese Bestimmung auf Vorgaben der
IATA zuruckgehe.

Aus all dem ergebe sich, dass auch ein Verstol3 gegen § 864a ABGB auszuschliefden sei.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel ident mit der Klausel 33 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter Berufung auf
diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel gréblich benachteiligend ist,
weil sie die Erstattung davon abhangig macht, dass eine solche in den Tarifbedingungen
vorgesehen ist. Damit weicht die Klausel von der dispositiven Bestimmung des § 1168 Abs 1
ABGB ab, ohne dass daflir eine sachliche Rechtfertigung erkennbar ist.

Uberdies ist die Klausel intransparent, weil unklar bleibt, wann eine Erstattung in den

Tarifbedingungen vorgesehen ist.
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Eine weitere Intransparenz ergibt sich daraus, dass den Verbraucherlnnen verborgen
bleibt, was unter ,anwendbare Entgelte” zu verstehen ist. Daraus resultiert die Unklarheit
daruber, was als ,anwendbare Entgelte” vom Erstattungsanspruch in Abzug gebracht werden
kann. Dies ermodglicht der Beklagten, beliebige Bestandteile des Gesamtentgelts als
anwendbare Entgelte zu deklarieren, ohne dass dies flir den Verbraucher Uberprifbar und
korrigierbar ware.

SchlieBlich ist auch die Berechnungsmethode des Rickerstattungsanspruchs weder
nachvollziehbar noch Uberprifbar. Aufgrund des allgemeinen Verweises auf die
Erstattungsfahigkeit eines Flugscheins nach MalRgabe der Tarifbestimmungen bleibt den
Verbraucherlnnen verborgen, ob bzw unter welchen Voraussetzungen und in welcher Hohe er
flr einen nicht in Anspruch genommenen Flug eine Erstattung erhalt.

Entgegen den Annahmen der Beklagten resultiert die Unwirksamkeit der Klausel nicht etwa
aus einer generellen Unzuldssigkeit nicht erstattungsfahiger Tarife, sondern aus der Art und
Weise, wie die Beklagte die in Rede stehende Klausel inhaltlich gestaltet hat.

Klausel 28) (Punkt 10.4.1. der ABB)

28. Geht ein Flugschein oder ein Teil desselben verloren, so erfolgt die Erstattung gegen
einen uns zufriedenstellenden Nachweis des Verlustes und Zahlung des anwendbaren
Entgelts, vorausgesetzt, dass:

10.4.1.1. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder
Erstattung eingeldst oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist (auller,
wenn die gegeniiber einem Dritten erfolgte Beférderung, Erstattung oder Ersetzung auf
unserer eigenen Fahrlassigkeit beruht) und dass

10.4.1.2. die den Erstattungsbetrag erhaltende Person sich in der von uns
vorgeschriebenen Form verpflichtet, uns den erstatteten Betrag zuriickzuzahlen fiir den Fall,
dass der verlorene Flugschein oder Flugcoupon von einer anderen Person zur Beférderung
oder Erstattung vorgelegt und eingelést wird, es sei denn, dass die missbréuchliche
Ausnutzung durch den Dritten auf unserer eigenen Fahrldssigkeit beruht.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 34 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Mit dieser Klausel behalte sich die Beklagte in Absatz 1 die Erstattung
eines in Verlust geratenen Flugscheins dahingehend vor, dass ihr ein ,zufriedenstellender
Nachweis® Uber den Verlust des Flugscheins und die Zahlung des anwendbaren Entgelts
erbracht werde.

Diese Klausel sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG, weil fir Verbraucherinnen
nicht erkennbar sei, was unter einem ,zufriedenstellenden Nachweis“ zu verstehen sei. Die
Kriterien fur einen zufriedenstellenden Nachweis wirden vollkommen offen bleiben. Die
Klausel verstoRe daher gegen § 6 Abs 3 KSchG, da sie dem dort normierten

Transparenzgebot jedenfalls nicht genige.
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Im Ergebnis stehe es daher im Belieben der Beklagten, einen Nachweis als ausreichend zu
beurteilen oder einen Erstattungsanspruch aus nicht nachvollziehbaren Grinden zu
verweigern. Diese Klausel sei daher auch gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Ausgehend von ihrem Wortlaut erfasse die Klausel jedoch auch den Fall, dass ein Fluggast
bereits dann zahlungspflichtig werde, wenn jemand anderer den Flugschein vorlegt und
Erstattung begehrt. Auch dafur sei keine sachliche Rechtfertigung ersichtlich.

Zudem bericksichtige die Klausel nur eine allfallige Fahrlassigkeit der Beklagten, nicht
aber eine vorsatzliche Schadigung.

Die Klausel sei daher auch mit § 6 Abs 1 Z 9 KSchG unvereinbar.

Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend. Sollte ein Dritter (etwa eine
Buchungsplattform) die Rickzahlung fiir einen verloren gegangenen Flugschein fordern und
einen ,zufriedenstellenden Nachweis Uber den Verlust bzw die zuvor erfolgte Zahlung
erbringen koénnen, dann soll die Beklagte nach dieser Klausel, selbst entgegen dem
ausdrucklichen Willen des Fluggastes, dazu berechtigt sein, die Ruckzahlung an die Person
vorzunehmen, die die entsprechenden ,zufriedenstellenden Nachweise erbringt. Wirde die
Beklagte in solchen Fallen — was haufig passiere — an Vermittlerinnen auszahlen, wirden die
Verbraucherlnnen ihre Flugscheinkosten oftmals nicht oder erst mit deutlicher Verspatung
erhalten, was dem Schutzzweck des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO zuwider laufe.

Fluggasten werde dadurch die Durchsetzung ihrer Rechte deutlich erschwert, was einen
Verstol3 gegen den Grundsatz der Effektivitat bedeute.

Zudem gehe auch das Insolvenzrisiko des Dritten zu Lasten der Verbraucherlnnen, wenn
die Beklagte nicht direkt an diese bezahle.

Diese Klausel verschlechtere daher die Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und
verstol’e damit gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Diese Klausel verstoRe aber auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG, wonach nicht im Einzelnen
ausgehandelte Vertragsbestimmungen unzuldssig seien, nach denen Unternehmerinnen das
Recht eingerdumt werde, seine/ihre Pflichten oder den gesamten Vertrag mit
schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht namentlich
genannt sei.

Wenn Verbraucherlnnen ihren Flugschein Uber Vermittlerinnen kaufen, dann seien haufig
mehrere ,Zwischenhandlerinnen® beteiligt. Diese Klausel sehe in Verbindung mit der Klausel
10.1.1. und 10.1.2. vor, dass die Beklagte die Erstattung nach eigener Wahl auch an einen
Dritten vornehmen kénne, der namentlich nicht im Vertrag genannt worden sei, sofern sich
diese Person verpflichte, den erstatteten Betrag zurlickzuzahlen, wenn der verlorene
Flugschein oder Coupon von einer anderen Person zur Beférderung oder Erstattung vorgelegt
und eingeldst werde. Damit verstolie diese Klausel auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG.

Zudem berucksichtige diese Klausel nur eine allfallige Fahrlassigkeit der Beklagten, nicht
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aber eine vorsatzliche Schadigung.

Diese Klausel sei daher auch mit § 6 Abs 1 Z 9 KSchG unvereinbar.

Die Beklagte verwies zunachst auf ihre Ausfihrungen zu den Klauseln 5 ff, wonach
zwischen einem elektronischen Ticket und Papiertickets zu unterscheiden sei. Nur auf letztere
beziehe sich diese Klausel.

Es komme in der Praxis eigentlich nicht mehr vor, dass ein Kunde mit einem Papierticket
ohne ETIX-Hinterlegung im Buchungssystem reise. Die beanstandete Klausel habe daher nur
mehr einen sehr kleinen Anwendungsbereich und sei kaum noch von Bedeutung.

Ungeachtet dessen musse es der Beklagten aber in einem solchen Ausnahmefall méglich
sein, die Berechtigung zur Erstattung Uberprifen zu kdnnen. Im Fall eines Papiertickets ohne
ETIX-Hinterlegung im Buchungssystem sei dies nur durch Vorlage des Flugscheins méglich.
Gehe dieser verloren, miusse die Beklagte entsprechende Malnahmen treffen, um
Missbrauche durch Kunden zu vermeiden.

Es sei auch nicht so, dass es im Belieben der Beklagten stehe, einen Nachweis als
ausreichend zu beurteilen oder einen Erstattungsanspruch zu verweigern. Erbringe der Kunde
einen zufriedenstellenden Nachweis, erfolge unter den in dieser Klausel genannten
Voraussetzungen eine Erstattung.

Nur weil nicht im Detail geregelt sei, wie dieser ,zufriedenstellende Nachweis“ auszusehen
habe, was aufgrund der Vielzahl méglicher Varianten auch gar nicht denkbar sei, fihre dies
noch nicht zur Intransparenz dieser Klausel.

Es sei darin aber auch keine grobliche Benachteiligung zu erkennen, da die Grenzen der
Befugnisse der Beklagten, wie soeben dargestellt, klar gezogen seien. Es sei daher auch fir
den Kunden nachvollziehbar, wann ein Nachweis zur Zufriedenheit der Beklagten vorliegen
werde.

Wenn der Klager behaupte, diese Klausel wirde eine unzulassige Haftungsbeschrankung
enthalten, so unterstelle er der Klausel einen offenkundig unrichtigen Inhalt, der schon vom
Wortlaut nicht gedeckt sei.

Wie bereits mehrfach aufgezeigt, gehe es bei den Klauseln im Punkt 10 der ABB rein um
die Erstattung, nicht jedoch um den Ersatz eines Schadens. Da ein allfalliger
Schadenersatzanspruch des Kunden nicht Gegenstand dieser Klausel sei, sei auch der
Anwendungsbereich des § 6 Abs 1 Z 9 KSchG gegenstandlich nicht eroffnet.

Selbst wenn man die Anwendbarkeit des § 6 Abs 1 Z 9 KSchG auf die gegenstandliche
Klausel bejahen wirde, so wirde diese Klausel nicht gegen diese Bestimmung verstofien.
Wenn die Beklagte schon nach dem Wortlaut der Klausel fiir ihre eigene Fahrlassigkeit
einzustehen habe, sei aus einem Grolienschluss auch bei kundenfeindlichster Auslegung
vollig klar, dass damit auch Falle umfasst seien, in denen die Beklagte vorsatzlich handle.

Beide Falle wirden auf der Ebene des Verschuldens ansetzen. Da im Zivilrecht zumeist
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Fahrlassigkeit fur das Entstehen der Haftung ausreiche, habe auch die Beklagte bei der
inkriminierten Klausel auf die Fahrlassigkeit abgestellt. Damit sei aber auch klar, dass Falle, in
denen die Beklagte vorsatzlich gehandelt habe, mit umfasst seien.

Es sei auch sachlich gerechtfertigt, den Kunden zur Riickzahlung zu verpflichten, wenn ein
Dritter den Flugschein vorlegt und Beférderung oder Erstattung begehrt. Die Beklagte habe
ein nachvollziehbares Interesse daran, sich vor der doppelten Einlésung eines Papiertickets
entsprechend zu schitzen. Da das ausgestellte Papierticket der alleinigen Disposition des
Kunden unterliege, sei es sachgerecht, vom Kunden zu verlangen, den erstatteten Betrag
zurtickzuzahlen, falls der Flugschein von einem Dritten vorgelegt und eingel6st werde.

Dabei sei zu berlcksichtigen, dass nach dem Wortlaut dieser Klausel die
Ruckzahlungspflicht auf die Falle beschrankt sei, in denen die Beklagte kein Verschulden an
der missbrauchlichen Ausnutzung durch den Dritten treffe. Komme die Beklagte ihren
Sorgfaltspflichten bei der Prifung, ob derjenige zur Einlésung berechtigt sei, nicht nach, sei
der Kunde daher auch nicht zur Riickzahlung verpflichtet.

Uber allfallige Auszahlungsmodalitaten (etwa Uber einen Vermittler) treffe die beanstandete
Klausel keinerlei Aussagen. Dazu verwies die Beklagte auch auf ihre Ausfiihrungen zu den
Klauseln 24 und 25.

Auch der vom Klager behauptete Verstol} gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG liege nicht vor. Nach
dieser Gesetzesbestimmung sei eine nicht im Einzelnen ausgehandelte Bestimmung nichtig,
wenn ,dem Unternehmer das Recht eingerdaumt werde, seine Pflichten oder den gesamten
Vertrag mit schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht
namentlich genannt sei". Der Gesetzgeber wolle damit verhindern, dass dem Verbraucher an
Stelle des Unternehmers ein unbekannter Schuldner oder gar Vertragspartner aufgedrangt
werde, dass er sich also Uberraschend einem neuen Partner gegentiber sehe und die Haftung
des bisherigen Vertragspartners verliere, weil er regelmafig die hinter einem Partnerwechsel
stehenden wirtschaftlichen Verhaltnisse kaum zu Uberblicken vermag. Der Verbraucher solle
aber nicht nur vor unabschéatzbaren Liquiditatsrisiken, sondern auch davor geschutzt werden,
dass die Vertragsleistung von einem minderqualifizierten Unternehmer erbracht werde.

Dem Wortlaut der beanstandeten Klauseln kdnne jedoch auch bei kundenfeindlichster
Auslegung nicht unterstellt werden, dass die Beklagte ihre Pflichten mit schuldbefreiender
Wirkung auf einen Dritten Uberbinden kénne. Es gehe in der gegenstandlichen Klausel
lediglich um die Voraussetzungen, die der Kunde fir eine Erstattung zu erbringen habe, nicht
aber um jene Person, die die Zahlung zu leisten habe. Es finde somit auch keine Uberwalzung
des Insolvenzrisikos statt.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 34 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter

Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel die Erstattung
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fur einen verlorenen Flugschein allgemein von einem fir die Beklagte ,zufriedenstellenden
Nachweis® und der Zahlung ,des anwendbaren Entgelts“ abhangig macht. Was die Beklagte
als zufriedenstellenden Nachweis erblickt, bleibt fiir den Verbraucher im Dunkeln.

Bei der gebotenen Auslegung im kundenfeindlichsten Sinn ermdglicht die gewahlte
Formulierung der Beklagten, vom Verbraucher erbrachte Beweise nach Belieben als nicht
zufriedenstellend zu qualifizieren und die Erstattung aus nicht Uberprifbaren Grinden zu
verweigern.

Vollkommen unklar und unbestimmt ist auch, was als anwendbares Entgelt zu verstehen
ist.

Die Klausel ist schon aus diesen Griinden intransparent.

Klausel 29) (Punkt 10.5.1. der ABB)

29. Wir kénnen die Erstattung ablehnen, wenn der Antrag hierfiir nach Ablauf der
Gililtigkeitsdauer gestellt wird.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel im Wesentlichen ident mit der Klausel 33
(richtig: Klausel 35) im Verfahren zu 4 Ob 63/21z sei. In der Klausel 35 im Vorverfahren sei
noch wortlich vorgesehen gewesen, dass der Antrag auf Erstattung dann abgelehnt werden
kénne, wenn dieser ,spater als sechs Monate nach Ablauf der Giltigkeitsdauer gestellt
werde®. Nach der nunmehr verfahrensgegenstandlichen Klausel sollen Erstattungsanspriche,
die nach Ablauf der Gultigkeitsdauer geltend gemacht werden, von der Beklagten abgelehnt
werden kdnnen.

Da in dieser Klausel lediglich auf den ,Ablauf der Gultigkeitsdauer” abgestellt werde, bleibe
die konkrete Dauer der Frist unklar.

Diese Klausel sei weiters auch aus dem Grund intransparent, da offen bleibe, welche
Erstattungsbegehren  geltend zu machen seien. Unter Zugrundelegung der
kundenfeindlichsten Auslegung erfasse die Klausel — die generell auf eine ,Erstattung"
abstelle — daher auch den Fall, dass aus der Fluggastrechte-VO resultierende Anspriiche oder
ein weitergehender Schadenersatz im Rahmen der ,Gultigkeitsdauer® geltend gemacht
werden. Da fir derartige Anspriche jedoch gesetzlich eine 3-jahrige Frist ab Eintritt des
Schadens vorgesehen sei, werde auch die wahre Rechtslage verschleiert.

Die Klausel sei daher insgesamt intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Aus dem Verstoll gegen zwingende gesetzliche Vorgaben folge auch die Nichtigkeit der
Klausel nach § 879 Abs 1 ABGB.

Darliber hinaus sei diese Klausel aber auch gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3
ABGB, da fir die mit der hier vorgesehenen Fristverkirzung einhergehende
Schlechterstellung der Verbraucherlnnen kein Grund ersichtlich sei. Wenn ein Flug nicht in
Anspruch genommen worden sei, sei kein vernlnftiger Grund dafir ersichtlich, weshalb ein

entsprechendes Erstattungsersuchen nur innerhalb der ,Geltungsdauer gestellt werden
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konne. Die Kalkulierung von Erstattungsansprichen wegen nicht in Anspruch genommener
Fluge sollte dem beklagten Unternehmer ohne weiteres moglich sein, zumal er bereits anhand
der ihm vorliegenden Passagierlisten solche Anspriche erkennen und entsprechende
Vorkehrungen (Ruckstellungen) treffen konne. Fur die mit der Klausel vorgesehene
Abweichung vom dispositiven Recht, das eine grundsatzlich 30-jahrige Verjahrungsfrist
vorsehe, bestehe demnach keine Veranlassung.

Da Verbraucherinnen mit der vorliegenden Klausel, die eine Einschrankung der Mdglichkeit
ihre Rechte geltend zu machen enthalte, generell nicht rechnen muissten, sei sie bereits
gemal § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass sich die ,Glltigkeitsdauer® aus dem Punkt 3.2.1 der
ABB ergebe. Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen in dem vom Kunden gewahlten Tarif
betrage die Giltigkeit eines Flugscheins gemal Punkt 3.2.1.1 (a) ein Jahr, gerechnet vom
Ausstellungsdatum oder gemal Punkt 3.2.1.1 (b) ein Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt des
Reiseantritts, sofern dieser innerhalb eines Jahres ab Flugscheinausstellung erfolgt sei.

Das bedeute konkret, dass jedes Ticket (one-way oder nicht angetretenes return-Ticket) ein
Jahr gultig sei. Werde bei return-Tickets der Hinflug innerhalb dieses Jahres angetreten, sei
das Ruckflugticket fur ein Jahr ab dem Zeitpunkt des Hinflugs gultig.

Die Frist zur Geltendmachung der Erstattung sei daher flr den Kunden klar.

Die Erstattung habe bis zum Ablauf der im Punkt 3.2.1 der ABB geregelten
Glltigkeitsdauer zu erfolgen. Damit sei die Frist konkret genug umschrieben. Von einer
Intransparenz kénne daher keine Rede sein.

Wenn der Klager dieser Klausel unterstelle, dass sie auch die Fristen flr weitergehende
Anspriche nach der Fluggastrechte-VO oder auf Schadenersatz in unzulassiger Weise
beschranke, sei dem zu entgegen, dass diese Auslegung nicht vom Wortlaut der Klausel
gedeckt sei. Unter ,Erstattung” sei namlich schon nach dem Wortlaut lediglich die Ruckgabe
von etwas bereits Geleistetem zu verstehen und eben kein Ersatz eines Schadens oder
zusatzliche Leistungen.

Folglich gehe auch der Vorwurf angeblicher Intransparenz bzw Gesetzwidrigkeit ins Leere.

Ferner sei die Beschrankung auf die Giultigkeitsdauer des Tickets auch nicht groblich
benachteiligend. Zunachst sei dazu zu berlcksichtigen, dass diese Frist nicht mit der
Nichtinanspruchnahme des Fluges zu laufen beginne, wie vom Klager unterstellt, sondern erst
mit Ablauf der Gultigkeit (siehe dazu bereits oben). Der Kunde habe somit jedenfalls ein Jahr
Zeit, die Erstattung zu begehren.

Er habe daher ausreichend Zeit, diesen Anspruch bei der Beklagten geltend zu machen.

Diese Geltendmachung sei auch mit keinem besonderen Aufwand (etwa
Beweissammlungen), der eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen wirde, verbunden.

Bei einer Anzahl von rund 6,8 Millionen beférderten Passagieren pro Jahr habe die
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Beklagte ein sachlich gerechtfertigtes Interesse an einer moglichst raschen Klarung von
Erstattungsfragen. Wirde man hier eine langere Frist vorsehen, ware die Abwicklung von
Erstattungsfallen fur die Beklagte nicht mehr mit einem vertretbaren Aufwand administrierbar.

Aber nicht nur die Abwicklung ware erschwert, die Beklagte muisste aufgrund der
Ungewissheit, ob Uber Jahre hinweg vielleicht doch noch Erstattungsanspriiche drohen,
entsprechend hohe Ruckstellungen bilden. Auch dies kdnne ihr nicht zugemutet werden.

AbschlieRend verwies die Beklagte zu dieser Klausel darauf, dass sich diese Bestimmung
auch in den Beforderungsbedingungen zahlreicher anderer namhafter europaischer
Fluggesellschaften finde.

Aus all dem ergebe sich, dass auch keine Uberraschende und nachteilige Klausel vorliege.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich im Wesentlichen ident mit der Klausel 35 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Sie
unterscheidet sich von dieser lediglich durch den Umstand, dass im gegenstandlichen Fall die
Antragstellung zeitlich auf ,die Giiltigkeitsdauer beschrankt wird und nicht auch noch den
Zeitraum von sechs Monaten nach deren Ablauf.

Es ist daher unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass nach
dieser Klausel Erstattungsanspriiche, die nicht nach Ablauf der Glltigkeitsdauer geltend
gemacht werden, von der Beklagten abgelehnt werden kénnen.

Die Gultigkeitsdauer wird in der Klausel nicht ndher beschrieben.

Die Beklagte verweist dazu auf ihre ABB (Punkt 3.2.1, vgl Beilage ./A), worauf die Klausel
selbst allerdings nicht Bezug nimmt.

AulBerdem verweist der Punkt 3.2.1 der ABB seinerseits auf allenfalls abweichende
Bestimmungen im Flugschein, in den Bedingungen oder in anwendbaren Tarifen.

Damit erhalt der Verbraucher kein Uberschaubares Bild von der Glltigkeitsdauer eines
Flugscheins, weshalb diese Klausel schon aus diesem Grund intransparent ist.

Darlber hinaus bleibt offen, auf welche Anspriche sich die Befristung des
Erstattungsbegehrens konkret bezieht. Wie schon oben zur Klausel 26 (der Klausel 32 im
Vorverfahren) ausgefuhrt wurde, sind die Begriffe ,Erstattung® und ,Ersatzanspruch® flr den
durchschnittlichen Verbraucher nicht alltagliche Begriffe, die er klar voneinander
unterscheidet.

Bei kundenfeindlichster Auslegung wird dem Verbraucher suggeriert, dass diese
Ausschlussfrist fur alle Anspriche gilt, die er gegentber der Beklagten geltend machen will,
weshalb ihm ein unklares Bild von seiner Rechtsposition verschafft wird und er von der
Geltendmachung von Anspriichen aulRerhalb dieser Frist abgehalten werden soll.

Klausel 30) (Punkt 10.5.2. der ABB)

30. Wir behalten uns das Recht vor, die Erstattung fiir einen Flugschein abzulehnen,

welchen Sie den Behérden eines Landes oder einem Luftfrachtfiihrer zum Nachweis lhrer
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Absicht, das Land wieder zu verlassen, vorgelegt haben, es sei denn, dass Sie zu unserer
Zufriedenheit nachweisen kénnen, dass Sie die Erlaubnis haben, in dem Land zu bleiben oder
dass Sie das Land mit einem anderen Luftfrachtfiihrer oder Befdérderungsmittel verlassen
werden.

Die Klagerin brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 36 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Gemal dieser Klausel solle es der Beklagten freistehen, die Erstattung
eines Flugscheins abzulehnen, den der Kunde den Behdrden eines Landes oder einem
Luftfrachtfihrer zum Nachweis seiner Absicht vorgelegt habe, dieses Land wieder zu lassen,
wenn der Kunde ,nicht in einer die Beklagte zufriedenstellenden Weise nachweist”, dass die
Erlaubnis bestiinde in dem Land zu bleiben oder das Land mit einem anderen Luftfrachtfihrer
oder sonstigem Beforderungsmittel zu verlassen.

Da fir Verbraucherlnnen unklar bleibe, welche Anforderungen an einen derartigen
Nachweis zu stellen seien, sei die Klausel intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Im Ergebnis stehe es somit im Belieben der Beklagten, einen Nachweis als ausreichend zu
bewerten oder einen Erstattungsanspruch aus nicht nachvollziehbaren Grinden zu
verweigern.

Insofern beinhalte die Klausel auch eine grébliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Da Verbraucherlnnen weiters nicht damit rechnen missten, dass die Gewahrung eines
Erstattungsanspruchs von der Willkir der Beklagten abhangig gemacht werde, sei die Klausel
auch Uberraschend iSd § 864a ABGB.

Ein besonderes Interesse bzw eine Flrsorgepflicht der Beklagten, fiir eine rechtzeitige
Ruckbeférderung der Verbraucherlnnen Sorge zu tragen, sei zudem nicht ersichtlich. Die
Verbraucherlnnen mussten daher schon aus diesem Grund nicht mit der vorliegenden Klausel
rechnen.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass das Erfordernis der Abbildung eines jeden theoretisch
moglichen Einzelfalls eines Nachweises eine Uberspannung des Transparenzgebots darstelle.
Die Beklagte fliege derzeit rund 70 Ziele in Europa, Afrika und Nordamerika an. Entsprechend
unterschiedlich kdnne auch die von einzelnen Landern ausgestellte Erlaubnis, im Land zu
bleiben, ausgestaltet sein. Dieser Nachweis sei wiederum vdllig anders, als jener, der erbracht
werde, wenn das Land mit einem anderen Luftfrachtfihrer oder Beférderungsmittel verlassen
werde. Es sei undenkbar, alle Mdglichkeiten im Einzelnen aufzulisten. Dies ware wohl erst
recht intransparent.

Daher sei die von der Beklagten gewahlte Form die einzig verstandliche und transparente.
Eine Intransparenz dieser Klausel liege daher nicht vor.

Es sei auch fir den Kunden nachvollziehbar, wann ein Nachweis zur Zufriedenheit der
Beklagten vorliegen werde. Unter dieser Wortfolge sei nichts anderes als ein geeigneter oder

ausreichender Nachweis zu verstehen, sodass die Erstattung in diesem Fall weder im freien
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Ermessen der Beklagten liege, geschweige denn von ihrer Willkir abhangig sei.

Die Erlaubnis, im Land zu bleiben, werde in der Regel durch Dokumente einer Behdrde
nachgewiesen, aus denen sich die Aufenthaltserlaubnis ergebe.

Das beabsichtigte Verlassen des Landes mit einem anderen LuftfrachtfUhrer oder
Beforderungsmittel konne durch die Vorlage von Tickets entsprechender Beforderungsmittel
nachgewiesen werden.

Es hange auch nicht von der Willkir der Beklagten ab, ob ein Erstattungsanspruch gewahrt
werde. Erbringe der Kunde den entsprechenden Nachweis, werde die Erstattung nicht
abgelehnt.

Somit wiirden auch eine grobliche Benachteiligung iSd § 879 Abs 3 ABGB und ein Verstol3
gegen § 864a ABGB ausscheiden.

AbschlieRend verwies die Beklagte auch zu dieser Klausel darauf, dass diese Bestimmung
auf Vorgaben der IATA zuriickgehe und sich in den Beférderungsbedingungen zahireicher
anderer namhafter europaischer Fluggesellschaften finde. Die Wortfolge ,zu unserer
Zufriedenheit nachweisen" gehe dabei wortwortlich auf Vorgaben der IATA zurtck.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 36 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel die Erstattung
fir einen Flugschein, den der Passagier einer Behoérde oder einem Luftfrachtfihrer zum
Nachweis seiner Ausreisewilligkeit vorgelegt hat, von einem fur die Beklagte
zufriedenstellenden Nachweis abhangig macht, im Land bleiben zu dirfen oder mit einem
anderen Transporteur auszureisen.

Was die Beklagte als zufriedenstellenden Nachweis erblickt, bleibt fir den Verbraucher
vollkommen offen.

Die gewahlte Formulierung ermdoglicht es der Beklagten, vom Verbraucher erbrachte
Beweise nach freiem Ermessen als nicht zufriedenstellend zu qualifizieren und die Erstattung
aus nicht Uberprufbaren Griinden zu verweigern.

Die Beklagte fuhrt dazu selbst aus, dass die Erlaubnis, im Land zu bleiben, ,in der Regel*
durch Dokumente einer Behdrde nachgewiesen werde, aus denen sich die
Aufenthaltserlaubnis ergebe. Davon abgesehen, dass der Einschub ,in der Regel“ auch als
von der Beklagten verstandene Einschrankung der Tauglichkeit eines solchen Nachweises
verstanden werden kann, findet sich eine derartige einfache Aufklarung in der Klausel gerade
nicht.

Der Einwand der Intransparenz ist daher berechtigt.

Klausel 31) (Punkt 10.6. der ABB)

31. Alle Erstattungen unterliegen den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des Landes, in

welchem der Flugschein urspriinglich gekauft wurde, und ferner des Landes, in welchem die
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Erstattung vorgenommen werden soll. Mit dieser Mallgabe behalten wir uns vor, die
Erstattung in derselben Art und Wahrung vorzunehmen, in welcher der Flugpreis bezahlt
wurde.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 37 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Diese Klausel sei in keiner Weise geeignet, Verbraucherinnen
Aufschluss uber das fur sie konkret maRRgebliche Recht zu geben.

Sie sei daher intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Zudem berucksichtige diese Klausel auch nicht, dass das Land, in dem der Flugschein
ursprunglich gekauft worden sei, nicht dasselbe Land sein misse, in dem eine Erstattung
begehrt werde, weshalb auch denkbar sei, dass hier die Geltung von Normen verschiedener
Rechtsordnungen vorgesehen werde, die nicht miteinander vereinbar seien und allenfalls
sogar einander widersprechende Gesetzesbestimmungen enthalten.

Unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen kundenfeindlichsten
Auslegung erfasse die Klausel Gberdies auch den Fall, dass das Recht eines (Dritt-)Staates
ohne Berlcksichtigung der zwingenden verbraucherschutzrechtlichen Bestimmungen der
Heimatrechtsordnung des Fluggastes fir anwendbar erklart werde. Insofern sei die Klausel
mit § 13a Abs 2 KSchG unvereinbar.

Zudem verstolie die Klausel auch gegen Art 5 Abs 2 Rom [|-VO, da mangels glltiger
Rechtswahl auf einen Beférderungsvertrag primar das Recht des Staates anwendbar sei, in
dem die zu befdérdernde Person ihren gewodhnlichen Aufenthaltsort habe, sofern sich in
diesem Staat auch der Abgangsort oder der Bestimmungsort befinde.

Da daher auch die wahre Rechtslage verschleiert werde, sei die Klausel auch aus diesem
Grund intransparent gemaf § 6 Abs 3 KSchG.

Die Intransparenz ergebe sich aber auch daraus, dass flr durchschnittliche
Verbraucherlnnen nicht erkennbar sei, welche Auswirkungen die fir maRgeblich erklarten
Rechtsordnungen auf die Vornahme von Erstattungen haben bzw haben koénnten.

Wenn die Klausel weiters einen Vorbehalt fur die Beklagte als Unternehmerin enthalte,
Erstattungen auf die selbe Art und Weise vorzunehmen, wie die Zahlung erfolgt sei, werde
Uberdies auch Ubersehen, dass es eine vertragliche Nebenpflicht des Unternehmers darstelle,
Erstattungen kostenlos vorzunehmen. Dafur durfe ein Luftfahrtunternehmen kein gesondertes
Entgelt verrechnen. Die Auslagerung dieser Verpflichtung an einen Dritten sei nur dann nicht
zu beanstanden, wenn auch dieser Erstattungen kostenlos durchfiihre.

Darauf stelle die Klausel jedoch nicht ab. Sie erfasse damit auch den Fall, dass die
urspringliche Buchung Uber einen allfalligen Vermittler erfolgt sei, weshalb auch
Erstattungsbegehren der Verbraucherinnen an denselben Vermittler zu richten waren, der
aber hierfur ein gesondertes Entgelt verrechnen koénnte. Es sei der Beklagten als

Luftfahrtunternehmerin jedoch verwehrt, sich ihrer kostenlosen Erstattungspflicht durch
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Auslagerung dieser Aufgabe an einen Dritten, der diesen Service nur gegen ein Entgelt
vornehmen will, zu entledigen.

Die Klausel sei daher auch gréblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB.

Da Verbraucherlnnen in diesem Sinne auch die mit der Klausel bewirkten Folgen unklar
bleiben wiirden, sei sie auch aus diesem Grund intransparent.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel keine Rechtswahl vornehme. Sie diene
lediglich als Hilfestellung fir den Verbraucher, damit dieser das fir ihn relevante Recht
feststellen konne.

Dies kénne freilich noch keine Intransparenz oder einen Verstol3 gegen § 13 Abs 2 KSchG
begrinden.

Im Ubrigen regle die Klausel lediglich die Art und Wahrung der Erstattung, also wie die
Erstattung technisch hinsichtlich der Zahlungsmodalitaten abgewickelt werde. Ein Kunde, der
das Ticket mittels Kreditkarte bezahlt habe, erhalte den Betrag Gber den selben Weg erstattet.
Die Klausel habe keinerlei dariber hinausgehenden Regelungsinhalt.

Es sei der Klausel daher auch bei kundenfeindlichster Auslegung nicht zu entnehmen, dass
die Beklagte bei der Buchung eines Tickets Uber einen Vermittler eine spatere Erstattung nur
Uber den Vermittler, der dafir ein gesondertes Entgelt verrechnen kdnnte, zulassen wirde.

Ganz abgesehen davon erfolge eine Erstattung immer nur gegeniber dem Kunden. Der
bloRe Umstand, dass eine Buchung Uber einen Vermittler erfolgt sei, bedeute noch nicht, dass
auch eine Erstattung Uber diesen erfolge. Es stehe dem Kunden zwar frei, fur die Erstattung
einen Vermittler zu beauftragen, dies sei jedoch wie erwahnt nicht Gegenstand dieser Klausel.

Die Beklagte verwies auch zu dieser Klausel darauf, dass diese auf Vorgaben der IATA
zurickgehe und sich in den Beférderungsbedingungen anderer namhafter europaischer
Fluggesellschaften finde.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 37 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszuflihren, dass die Argumentation der
Beklagten nicht Uberzeugend ist. Die Wendung ,alle Erstattungen unterliegen® ist eindeutig
dahin zu verstehen, dass damit das flr die Erstattung mafligebende Recht festgelegt werden
soll.

Dies erfolgt allerdings in unklarer Weise, zumal auf zwei mdgliche unterschiedliche
Rechtsordnungen verwiesen wird, die widersprichliche Regelungen enthalten kénnen.

Diese Klausel halt daher dem Transparenzgebot nicht stand.

Klausel 32) (Punkt 10.8 der ABB)

32. Erstattungen von Flugscheinen, die mit einer Kreditkarte bezahlt wurden, erfolgen nur
als Gutschrift auf das Kreditkartenkonto, das urspriinglich zur Zahlung angegeben wurde. Der

zu erstattende Betrag richtet sich entsprechend der Mal3gaben in diesem Artikel nur nach
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dem im Flugschein angegebenen Betrag und der Wéhrung.

[]

Der Klager brachte dazu vor, dass die Beklagte auch in den von dieser Klausel umfassten
Fallen — entgegen ihrer gesetzlichen Verpflichtung — keine direkte Rlckzahlung an die
Verbraucherlnnen vorsehe.Diese Klausel stelle daher die Rechtslage falsch dar. Das bedeute
einen VerstoR gegen das Richtigkeits- und Vollstandigkeitsgebot des § 6 Abs 3 KSchG.

Zudem sei die Klausel auch groblich benachteiligend. Fluggasten solle damit die
Méoglichkeit genommen werden, Gber ihren Anspruch zu disponieren und die Zahlung direkt
verlangen zu kdnnen, wenn das Ticket nicht mit der eigenen Kreditkarte bezahlt worden sei.

Ebenso werde ausgeschlossen, eine andere Form der Rickzahlung zu begehren.

Bezahle die Beklagte in solchen Fallen an einen Dritten aus, wirden die Verbraucherlnnen
ihre Flugscheinkosten oftmals nicht oder nur mit deutlicher Verspatung erhalten, was dem
Schutzzweck des Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO zuwider laufe.

Fluggasten werde dadurch die Durchsetzung ihrer Rechte deutlich erschwert. Das bedeute
einen Verstol3 gegen den Grundsatz der Effektivitat.

Zudem gehe auch das Insolvenzrisiko des Dritten zu Lasten der Verbraucherlnnen, wenn
die Beklagte nicht direkt an diese bezahle.

Zudem stehe es grundsatzlich jedem Menschen frei, Uber seinen Anspruch frei zu
disponieren. Diese Klausel schranke auch dieses Recht ein.

Diese Klausel verschlechtere daher die Rechtsposition der Verbraucherlnnen gréblich und
verstolie damit gegen § 879 Abs 3 ABGB.

Die Klausel lasse bei Bezahlung mit einer Kreditkarte nur die Rickerstattung auf die
Kreditkarte zu, sodass die anderen in Art 7 Abs 3 Fluggastrechte-VO angefihrten
Zahlungsmethoden wie Uberweisung, Scheck oder Barzahlung ausgeschlossen werden.

Dadurch verstol3e sie gegen diese Bestimmung.

Die Verpflichtungen gegenuber Fluggasten durften aber gemal Art 15 Abs 1
Fluggastrechte-VO durch abweichende oder  restriktive Bestimmungen im
Befdrderungsvertrag nicht eingeschrankt oder ausgeschlossen werden.

Die Klausel verstofRe aber auch gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG, wonach nicht im Einzelnen
ausgehandelte Vertragsbestimmungen unzulassig seien, nach denen Unternehmerinnen das
Recht eingerdumt werde, ihre Pflichten oder den gesamten Vertrag mit schuldbefreiender
Wirkung einem Dritten zu Uberbinden, der im Vertrag nicht namentlich genannt sei.

Wenn Verbraucherlnnen ihren Flugschein Uber Vermittlerinnen kaufen, so seien haufig
mehrere ,Zwischenhandler” beteiligt. Fur die Verbraucherlnnen sei dann oft nicht erkennbar,
wer bei der Beklagten den Flugschein endglltig bezahlt habe und in welchen Fallen das
Ticket auf eine Beschrankung der Riickerstattung hindeute.

Wie in diesem Verfahren bereits dargestellt, schulde die Beklagte den Verbraucherinnen
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bei Annullierung die Ruckzahlung der Flugscheinkosten. Diese Klausel sehe aber vor, dass
die Beklagte die Zahlung an einen Dritten, namlich den Kreditkarteninhaber, vornehme, der
namentlich nicht im Vertrag genannt worden sei.

Damit verstol3e sie gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG.

Der Dritte musste dann gegentiber den Verbraucherinnen die Rickzahlungsverpflichtung
der Flugscheinkosten nach der Fluggastrechte-VO erfillen.

Zudem sei die Klausel auch intransparent, weil fir Verbraucherlnnen oft unklar sei, ob das
Flugticket an die Beklagte zuletzt mit einer Kreditkarte bezahlt worden sei. Fur die
Verbraucherlnnen sei deshalb nicht absehbar, wann der Kauf unter diese Bestimmung falle.

Die Klausel verstolle daher gegen § 6 Abs 3 ABGB, da sie dem dort normierten
Transparenzgebot jedenfalls nicht genige.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel lediglich festhalte, dass bei Zahlung
eines Tickets mit Kreditkarte die Rlckvergitung nur auf das Konto erfolge, mit dem es
urspringlich bezahlt worden sei. Es werde daher der Zahlungsvorgang in einem bestimmten
Fall, der Kreditkartenzahlung, geregelt. Einen darlber hinausgehenden Bedeutungsinhalt
habe diese Klausel nicht.

Insbesondere sage diese Klausel nichts darlber aus, wer zur Rickerstattung verpflichtet
sei bzw wer der Berechtigte im Hinblick auch Ruckerstattungsanspriiche sei.

Ferner treffe die Klausel Uber die Zwischenschaltung bzw Rickabwicklung tber Vermittler
ebenso wenig Aussagen wie Uber Auszahlungsmodalitaten.

Dazu verwies die Beklagte auf ihre Ausfihrungen zu den Klauseln 23 und 24.

Die Zahlungsabwicklung, insbesondere die Zahlungsflisse zwischen Fluggesellschaften
und Reiseburos und die Verwendung des Billing and Settlement Plan (BSP)-Systems, seien
somit nicht verfahrensgegenstandlich.

Die Klausel halte lediglich die Selbstverstandlichkeit fest, dass, wenn eine Zahlung auf
einem bestimmten Weg erfolgt sei, auch die Ruckerstattung auf diesem Weg erfolge. An
diesem ,ldentitatsgebot” sei nichts zu beanstanden.

Der Klager Ubersehe, dass der Gesetzgeber eine Rlckzahlung auf das vom Kunden
urspringlich gewahlte Zahlungsmittel ausdricklich billige. In § 14 Abs 1 FAGG werde im
Zusammenhang mit dem Rucktrittsrecht des Verbrauchers normiert, dass ,er (gemeint: der
Unternehmer) fiir die Rickzahlung dasselbe Zahlungsmittel zu verwenden habe, dessen sich
der Verbraucher fir die Abwicklung seiner Zahlung bedient habe".

Erfolge daher eine Zahlung per Kreditkarte, habe auch die Ruckerstattung auf das
Kreditkartenkonto zu erfolgen.

Auch wenn diese Bestimmung des FAGG auf Beférderungsvertrage nicht unmittelbar
anwendbar sei, lasse sich diese Wertung doch auch auf den gegenstandlichen Fall

Ubertragen.
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Dieses lIdentitdtsgebot werde auch durch die Fluggastrechte-VO nicht eingeschrankt.
Hinsichtlich der Modalitaten der Erstattung verweise Art 8 Abs 1 lit a Fluggastrechte-VO auf
ihren Art 7 Abs 3. Diese Bestimmung sehe wiederum verschiedene Zahlungsarten vor, ,durch
Barzahlung, durch elektronische oder gewdhnliche Uberweisung, durch Scheck [...]". Lediglich
die Zahlung in Form eines Gutscheins benétige die schriftliche Einverstandnis des Fluggastes.

Hier laufe die Fluggastrechte-VO wiederum mit § 14 FAGG gleich, der Gutscheinldsungen

auch nur dann flr zulassig erachte, wenn der Verbraucher dies ausdriicklich akzeptiert habe.
. Im Umkehrschluss bedeute dies, dass die Fluggesellschaft die Zahlungsart bei der
Ruckerstattung innerhalb dieser Grenzen wahlen kénne. Nichts anderes mache die Beklagte
in dieser Klausel, indem sie mit dem Kunden vereinbare, dass im Sinne des Identitatsgebots
bei Kreditkartenzahlung auch auf dieses Kreditkonto riickerstattet werde.

Dies stehe im Einklang mit den Vorgaben des Art 7 Abs 3 Fluggastrechte-VO und sei fiir
den Verbraucher weder intransparent noch gréblich benachteiligend.

Entgegen den Ausflihrungen des Klagers sei es nach der Fluggastrechte-VO auch nicht
zwingend erforderlich, dass eine Auszahlung der Erstattung an diejenige Person erfolge, die
am Ticket genannt sei.

Auch dazu verwies die Beklagte auf ihre Ausfihrungen zur Klausel 23.

Hierbei sei auch zu berlicksichtigen, dass es stets der Verbraucher sei, der bei der Zahlung
das Zahlungsmittel auswahle. Entscheide sich der Kunde bei der Buchung die Zahlung mittels
Kreditkarte zu leisten, kénne ihm auch ohne weiteres zugemutet werden, die Rickerstattung
ebenfalls auf dieses Kreditkartenkonto zu erhalten.

Wie bereits oben ausgeflhrt, treffe diese Klausel keine Aussage uber die
Zwischenschaltung bzw Ruckabwicklung uber Vermittler.

Der Vollstandigkeit halber flhrte die Beklagte weiters aus, dass die Wahl des
Zahlungsmittels stets dem Verbraucher obliege. Das gelte auch in dem Fall, dass er Uber
einen Vermittler buche.

Entscheide sich der Kunde zur Zahlung mit der Kreditkarte, so werde die Zahlung
unmittelbar an die Fluggesellschaft weitergeleitet. In diesen Zahlungsfluss kénne der
Vermittler nicht eingreifen.

Die Verwendung einer eigenen Kreditkarte sei dem Vermittler im BSP-System nach den
IATA-Bestimmungen zudem untersagt. Nach IATA-Resolution 890 sei klar, dass ein Agent bei
Kartenzahlung lediglich die Kreditkarte des Kunden nicht jedoch Kreditkarten, die auf seinen
Namen ausgestellt seien, verwenden duirfe, sofern dies nicht ausdricklich von der
Fluggesellschaft autorisiert worden sei.

Die IATA-Resolutionen wirden die Grundlage des Vertriebssystems der Branche bilden.
Diese wirden auf den Passenger Agency Conferences der IATA verabschiedet und enthalten

die Bedingungen, die akkreditierte Agenten einhalten missten, um Verkaufe im Namen von
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IATA-Mitgliedsfluggesellschaften zu tatigen.

Eine grobliche Benachteiligung sei auch nicht darin zu erblicken, dass der Fluggast in
seinem Recht eingeschrankt sein soll ,iber seinen Anspruch frei zu disponieren". Der
Verbraucher wahle bei der Buchung eines Tickets die von ihm bevorzugte Zahlungsart. Hier
sei er in seiner Disposition vdllig frei. Es sei dann in weiterer Folge verbraucherschutzrechtlich
geboten, fur die Ruckerstattung diese vom Verbraucher gewahlte Zahlungsart zu verwenden.

SchlieBlich liege auch kein Verstold gegen § 6 Abs 2 Z 2 KSchG vor. Auch bei
kundenfeindlichster Auslegung kénne dem Wortlaut dieser Klausel nicht unterstellt werden,
dass die Beklagte ihre Pflichten mit schuldbefreiender Wirkung auf einen Dritten Gberbinden
koénne. Insbesondere treffe diese Klausel — wie bereits oben ausgefiihrt — keine Aussagen
Uber allfallige Auszahlungsmodalitaten tiber Vermittler.

Eine Auszahlung an den Kreditkarteninhaber kdnne ebenfalls nicht als Uberbindung der
Pflichten an einen Dritten angesehen werden. Wie bereits ausgefihrt, regle die beanstandete
Klausel die Frage des Erstattungsberechtigten nicht. Habe der Erstattungsberechtigte mit
Kreditkarte gezahlt, so besage die Klausel, dass in weiterer Folge auch die Erstattung auf
dessen Kreditkartenkonto erfolge.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist zu
dieser Klausel darauf zu verweisen, dass sie im Wesentlichen ident ist mit einer im hg
Verfahren auch gegenstandlichen Klausel. Sie war daher als Klausel 3 auf Gegenstand der
rechtskraftigen Rechtsmittelentscheidung des OLG Wien zu 2 R 106/22f.

Das OLG Wien kam dabei zunachst zu der rechtlichen Einschatzung, dass nicht
ausgeschlossen ist, dass dass gegenlber der Beklagten eine Buchung mit der Kreditkarte
eines Vermittlers ohne das Wissen des Fluggastes bezahlt wird. Dies kann zu Nachteilen des
Verbrauchers fuhren.

Weiters sieht Art 7 Abs 3 Fluggastrechte-VO vor, dass die Ausgleichszahlungen durch
Barzahlung, durch elektronische oder gewohnliche Uberweisung, durch Scheck oder, mit
schriftichem Einverstandnis des Fluggastes, in Form von Reisegutscheinen und/oder anderen
Dienstleistungen erfolgen.

Die Klausel lasst bei Bezahlung mit Kreditkarte (aber) nur die Rlckerstattung auf die
Kreditkarte zu, sodass die anderen in Art 7 Abs 3 Fluggastrechte-VO Zahlungsmethoden wie
Uberweisung, Scheck oder Barzahlung ausgeschlossen werden.

Dadurch verstoRit sie gegen diese Bestimmung.

Die Verpflichtungen gegeniber Fluggasten durfen aber gemals Art 15 Abs 1
Fluggastrechte-VO durch abweichende oder restriktive Bestimmungen im
Beforderungsvertrag nicht eingeschrankt oder ausgeschlossen werden (vgl OLG Wien zu
3 R 107/21h, der dortigen Klausel 72).

Aber auch in einem anderen Zusammenhang ist diese Klausel problematisch:
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Die Beklagte geht davon aus, dass selbst bei kundenfeindlichster Auslegung kein Kunde
seinen Ruckzahlungsanspruch ersatzlos verlieren kénnte, wenn seine Kreditkarte nicht mehr
aktiv ist. Mit der Formulierung ,werden nur auf das Konto vergutet, mit dem die Tickets
ursprunglich bezahlt wurden®, werden auf den ersten Blick alle anderen Zahlungsarten
ausgeschlossen und verschleiert die Klausel gegentber einem Kunden, der nicht mehr Uber
die Kreditkarte verfugt, mit der er die Buchung bezahlt hat, die wahre Rechtslage und konnte
ihn von der Geltendmachung eines Erstattungsanspruches abhalten.

Die Klausel ist daher auch intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG (OLG Wien 2 R 106/22f
Punkte 1.2.6. bis 1.2.8).

Dieser Uberzeugenden und eindeutigen Rechtsansicht des OLG Wien schlielt sich auch
das erkennende Gericht an.

Klausel 33) (Punkt 13.4. der ABB)

33. Falls wir gehalten sind, Strafen oder BuBen zu zahlen oder zu hinterlegen oder
sonstige Auslagen aufzuwenden, weil Sie die beziiglich der Ein- oder Durchreise geltenden
Vorschriften des betreffenden Staates nicht befolgt haben oder weil die Kraft dieser
Vorschriften erforderlichen Dokumente nicht ordnungsgemél3 zur Stelle sind, so sind Sie
verpflichtet, uns auf Verlangen die gezahlten oder hinterlegten Betrdge und die
aufgewendeten Auslagen zu erstatten sowie ein Bearbeitungsentgelt zu entrichten. Diese
Verpflichtung trifft nicht nur den Passagier, sondern auch denjenigen, der das Ticket bezahlt
hat. Wir sind berechtigt, in Ihrem Besitz befindliche nicht ausgeflogene Flugscheine oder
Geldmittel zur Deckung solcher Ausgaben zu verwenden. [...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 40 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Nach dieser Klausel solle Verbraucherlnnen ein nicht naher definiertes
Bearbeitungsentgelt verrechnet werden, wenn der Beklagten Aufwendungen entstehen oder
sie zur Bezahlung von Strafen oder Bulen verpflichtet werde, weil der Kunde Ein- oder
Durchreisebestimmungen nicht befolge oder die erforderlichen Dokumente nicht vorlegen
kénne.

Da weder die Hohe dieses Entgelts naher definiert werde, noch dargelegt werde, worum es
sich bei den hier skizzierten Fallen handeln konnte, sei diese Klausel intransparent iSd § 6
Abs 3 KSchG. Verbraucherlnnen wurden insgesamt keinen Aufschluss uber die ihnen mit der
Klausel auferlegte Zahlungsverpflichtung erlangen. Allfallige zusatzliche Aufwendungen der
Beklagten seien fur Verbraucherlnnen nicht absehbar. Fir diese sei kaum nachvollziehbar,
welche Aufpreise/Kosten/Strafen auf ihr konkretes Verhalten rickflihrbar seien und eine
unmittelbare Zahlungspflicht auslésen kénnten.

Weiters sei die Klausel auch gréblich benachteiligend gemal § 879 Abs 3 ABGB, da sie
neben der Haftung des Fluggastes auch die Haftung derjenigen Person normiere, die das

Ticket bezahlt habe. Eine Vertragsbeziehung bestehe zwischen dem Zahler und der
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Beklagten als Airline aber nicht. Dafur, dass die Person, die das Ticket bezahlt habe, fur
samtliche Kosten und Auslagen in Zusammenhang mit der Beférderung des Fluggastes
haften solle, fehle jegliche gesetzliche Grundlage. Eine sachliche Rechtfertigung sei fur das
damit vorgesehene Abgehen vom dispositiven Recht nicht ersichtlich.

Groblich benachteiligend sei diese Klausel auch aus dem Grund, dass sich die Beklagte
damit das Recht vorbehalte, die im Besitz des Passagiers befindlichen nicht ausgeflogenen
Flugscheine oder Geldmittel zur Deckung solcher Ausgaben zu verwenden. Bei
kundenfeindlichster Auslegung der Klausel erfasse sie auch den Fall, dass die Beklagte zur
Durchsuchung der Verbraucherlnnen berechtigt sei und sie dabei gefundene Gegenstande
einbehalten durfe.

Zudem stelle die Klausel auch nicht auf ein allfalliges Verschulden des Fluggastes ab.

Da mit der vorliegenden Klausel schon von vornherein nicht gerechnet werden misse, sei
sie Uberdies bereits geman § 864a ABGB unwirksam.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Klausel Ausfluss der jeden einzelnen Passagier
treffenden Mitwirkungspflichten sei, um einen ordnungsgemafen Flugbetrieb sicherzustellen
und Gesetzesverletzungen hintanzuhalten. Es sei daher gangig, dass in den ABB der
Fluglinien vereinbart werde, dass die Passagiere die Fluglinie diesbezlglich schad- und
klaglos halten missten.

Diese Klausel stelle auch klar, dass Ursache fir die Strafen/Bulen/Auslagen ein
Fehlverhalten des Passagiers sei, der die ihn treffenden Ein- oder Durchreisevorschriften des
betreffenden Staates verletzt habe bzw die von den Behdrden geforderten Dokumente nicht
vorweisen kénne.

Da sohin die finanziellen Aufwendungen der Beklagten auf ein Fehlverhalten des
Passagiers zurickzufihren seien, sei es auch sachgerecht, dass dieser zur Erstattung
verpflichtet und die Beklagte berechtigt sei, zum Ausgleich des ihr dadurch entstandenen
zusatzlichen Verwaltungsaufwands ein Bearbeitungsentgelt einzuheben.

Dieses werde nicht in jedem Fall, sondern einzelfallabhangig eingehoben, wie sich aus der
Formulierung ,berechtigt" erkennen lasse.

Eine generelle Festschreibung, wie hoch die von der Beklagten flir den Kunden wegen
dessen Verletzung der bezuglich der Ein- oder Durchreise geltenden Vorschriften oder
fehlender Dokumente zu bezahlenden Strafen, Bulien oder Auslagen ausfallen kdnnten, sei
freilich nicht moglich. Dies hange von verschiedenen Faktoren ab, wie etwa dem konkreten
Fehlverhalten des Kunden, dem betroffenen Staat und dessen Gesetzen. Zu fordern, dass die
Beklagte fir jeden in Frage kommenden Staat die gegebenenfalls zu erstattenden
Aufwendungen anzugeben und taglich aktuell zu halten habe, ware, zumal sich die
Rechtslage in den einzelnen Staaten laufend &ndere, eine Uberspannung des

Transparenzgebots und wiirde die Ubersichtlichkeit fiir den Passagier sogar erheblich
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erschweren.

Eine Intransparenz der Klausel sei daher nicht gegeben.

Es sei entgegen dem Vorbringen des Klagers nicht immer der Reisende auch der
Vertragspartner der Beklagten. Werde der Flug von einer anderen Person gebucht und
bezahlt, so sei diese Person der Vertragspartner der Beklagten.

Es sei daher auch sachgerecht und nicht groblich benachteiligend, in einer solchen
Konstellation nicht nur den Reisenden, sondern auch denjenigen, ,der das Ticket bezahlt
habe", dh den tatsachlichen Vertragspartner der Beklagten, in die Pflicht zu nehmen.

Es sei ferner véllig lebensfremd und dieser Klausel auch bei kundenfeindlichster Auslegung
nicht zu unterstellen, dass die Beklagte berechtigt sei, Kunden zu durchsuchen, das
insbesondere auch gegen deren Willen, wie vom Klager offenbar unterstellt. Eine Verwendung
von im Besitz des Kunden befindlichen nicht ausgeflogenen Flugscheinen oder Geldmitteln
erfolge natirlich nur dann, wenn der Kunde diese freiwillig an die Beklagte herausgegeben
habe bzw herausgebe.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 40 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel die Pflicht des
Passagiers zur Erstattung von Aufwendungen (Strafen oder Geldbufen) und Auslagen an die
Beklagte im Zusammenhang mit der Nichteinhaltung von Ein- oder Durchreisevorschriften
betrifft.

Die Bezugnahme auf sonstige Auslagen ist vollkommen unbestimmt und ermdglicht der
Beklagten, diese Aufwendungen beliebig zu definieren und festzulegen.

Fir den Verbraucher ist es daher nicht nachvollziehbar, mit welchen zusatzlichen Kosten er
belastet werden kann.

Auch das zusatzlich zu zahlende Bearbeitungsentgelt bzw die dafur mafl3gebenden
Faktoren sind nicht ndher bestimmt.

Die Klausel ist damit intransparent, weil der Verbraucher keinen Aufschluss Uber die ihm
auferlegte Zahlungsverpflichtung erlangt.

Die Klausel bestimmt weiters, dass die Erstattungspflicht nicht nur den Passagier, sondern
auch den Zahler des Tickets trifft und die Beklagte berechtigt ist, im Besitz des Passagiers
befindliche (nicht abgeflogene) Flugscheine oder Geldmittel zur Deckung ihrer Auslagen zu
verwenden.

Sowohl die Haftung des Zahlers ohne Priifung der Frage, in welcher Rechtsbeziehung
dieser zum Passagier steht, als auch das - bei der gebotenen Auslegung im
kundenfeindlichsten Sinn anzunehmende — Durchsuchungs- und Beschlagnahmerecht der
Beklagten ist fir den Passagier und auch fiir den Zahler, der in keiner Vertragsbeziehung zur

Beklagten steht, iberraschend und ungewdhnlich.
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Mit derartig einschneidenden Regelungen in den ABB muss der Passagier nicht rechnen,
weshalb diese Klausel auch gegen § 864a ABGB verstoft.

Klausel 34) (Punkt 14.1.8. der ABB)

34. Ausschluss und Beschrénkungen unserer Haftung gelten sinngemél auch zugunsten
unserer Bediensteten, Vertreter sowie jeder Person, deren Fluggerét von uns benutzt wird,
einschliellich deren Bediensteten und Vertreter. Der Gesamtbetrag, der etwa von uns und
den genannten Personen als Schadenersatz zu leisten ist, darf die fiir uns geltenden
Haftungshéchstgrenzen nicht liberschreiten.

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 43 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Dieser Klausel lasse sich nicht entnehmen, welche konkreten
Hochstgrenzen und Haftungsbeschrankungen unter welchen Voraussetzungen zur
Anwendung gelangen sollen, sie sei demnach intransparent iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Unter Zugrundelegung der im Verbandsverfahren gebotenen kundenfeindlichsten
Auslegung sei die Klausel als genereller Haftungsausschluss des Unternehmers zu verstehen.
Sie verstoRe somit bereits gegen § 6 Abs 1 Z 9 KSchG. Diese Klausel stelle namlich nicht
darauf ab, dass die Haftung des Unternehmers flir vorsatzlich oder grob fahrlassig von ihm
oder von einer ihm zurechenbaren Person verursachten Schaden nicht ausgeschlossen oder
beschrankt werden kénne und ein Haftungsausschluss bzw eine Haftungsbeschrankung bei
Personenschaden generell unzuldssig sei.

Wenn darlUber hinaus die in den ABB normierten Haftungsbeschrankungen in gleichem
Mafe auch fur Dritte gelten sollen, deren Kreis jedoch nur grob umschrieben werde, sei die
Klausel auch aus diesem Grund intransparent. Auch insofern bleibe der Umfang des
Haftungsausschlusses unklar.

Zudem sei diese Klausel auch gréblich benachteiligend gemaf § 879 Abs 3 ABGB, da eine
sachliche Rechtfertigung fur die sich daraus ergebende Schlechterstellung der
Verbraucherlnnen, wonach ein unbestimmter Kreis Dritter ihnen gegenuber nur beschrankt
haften solle, nicht ersichtlich sei.

Sofern diese Klausel lberdies auf die im Montrealer Ubereinkommen (MU) normierten
Haftungsgrenzen abstelle, beriicksichtige sie auch nicht, dass diese nicht jedenfalls gelten,
sondern grundsatzlich nur fir den Fall der verschuldensunabhangigen Schadigung (vgl dazu
etwa Art 21 Abs 2 und Art 22 Abs 5 MU). Eine entsprechende Einschrankung lasse sich der
vorliegenden Klausel dazu nicht entnehmen. Ihre Diktion lege vielmehr nahe, dass die
Haftungsbeschrankungen jedenfalls gelten sollen.

In diesem Sinne werde auch die wahre Rechtslage verschleiert iSd § 6 Abs 3 KSchG.

Durch den Verweis auf das MU und das anwendbare Recht kénne diese Intransparenz
nicht saniert werden.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass diese Bestimmung keine zusatzlichen

124 von 130



41 Cg 33/23w - 35

Haftungsausschlisse oder Haftungsbeschrankungen (zugunsten) der Beklagten normiere. Es
werde auch nicht auf unzulassige Klauseln verwiesen.

Diese Klausel kdnne daher — im Gegensatz zu den Ausfihrungen des Klagers — schon aus
diesem Grund nicht dazu fuhren, dass die konkrete Ausgestaltung der Haftung der Beklagten
als Unternehmerin unklar bleibe oder dadurch ein unzulassiger Haftungsausschluss normiert
werde.

Da diese Klausel als Punkt 14.1.8. der ABB einen Unterpunkt des Art 14 der ABB zur
~Schadenshaftung“ darstelle, sei auch klar, dass sich diese Klausel nur auf die in diesem
Artikel geregelten Haftungsbestimmungen sowie die dortigen Haftungshoéchstgrenzen
beziehe.

Im Ubrigen sei darauf hinzuweisen, dass diese Bestimmung im Wesentlichen lediglich
Art 43 MU und Art 30 Abs 2 MU wiedergebe und daher (lediglich) Informationszwecken diene.
Sie sei daher insgesamt unbedenklich.

Diese beiden Bestimmungen im MU wiirden generell nur von ,Leuten des Luftfrachtfihrers"
sprechen. Dieser Begriff der ,Leute" werde von der Beklagten in der beanstandeten Klausel
konkretisiert. Somit scheide auch eine Intransparenz bzw eine grébliche Benachteiligung aus.

Die Verbraucherlnnen wiirden auch im Vergleich zu den Bestimmungen im MU nicht
schlechter gestellt werden. Wenn in den ABB von ,geltenden Haftungshdchstgrenzen"
gesprochen werde, sei klar, dass diese nur in den im MU vorgesehenen Fallen zur
Anwendung kommen.

Auch bei kundenfeindlichster Auslegung kdnne man dieser Klausel nicht unterstellen, dass
damit von den Bestimmungen des MU abgewichen werden solle.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts ist diese
Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 43 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher unter
Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel Ausschlisse und
Beschrankungen der Haftung der Beklagten auf bestimmte Dritte erstreckt.

Zudem wird der von der Beklagten und den genannten Dritten zu zahlende Schadenersatz
auf die fur die Beklagte geltenden Haftungshéchstgrenzen eingeschranki.

Selbst wenn der Verbraucher diese Klausel nur auf Schadenersatzanspriiche beziehen
sollte, ist der Vorwurf der Intransparenz berechtigt. Die bloRe Bezugnahme auf ,geltende
Haftungshéchstgrenzen® lasst den Verbraucher im Unklaren dariber, welche konkreten
Schadensbetrage er in welchem Schadensfall geltend machen kann.

Der in Rede stehende Verweis soll sich nach den Ausfliihrungen der Beklagten Uberdies auf
die Haftungshéchstgrenzen im Montrealer Ubereinkommen (MU) beziehen, was die rechtliche
Situation fiir den Verbraucher in gesteigertem MaR undurchschaubar macht.

Hinzu kommt, dass die Haftungshochstgrenzen des MU grundsétzlich nur fiir den Fall

verschuldensunabhéngiger Schadigung gelten (vgl dazu etwa Art 21 und Art 22 MU), wortiber
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in der Klausel aber nicht aufgeklart wird.

Klausel 35) (Punkt 15.2. der ABB)

35. Die Klage auf Schadenersatz fiir Schaden jeglicher Art kann bei internationalen
Beférderungen nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben werden, gerechnet
vom Tage der Ankunft des Flugzeugs am Bestimmungsort oder vom Tage, an dem das
Flugzeug hétte ankommen miissen, oder vom Tage, an welchem die Beférderung
abgebrochen worden ist. Die Berechnung der Frist bestimmt sich nach dem Recht des
angerufenen Gerichts. |[...]

Der Klager brachte dazu vor, dass diese Klausel mit der Klausel 47 im Verfahren zu
4 Ob 63/21z ident sei. Indem diese Klausel generell normiere, dass Klagen auf
Schadenersatz flir Schaden jeglicher Art bei internationalen Beférderungen nur binnen einer
zweijahriger Frist erhoben werden kdnnten, werde nicht berlcksichtigt, dass die Normierung
dieser Zweijahresfrist nur fir Schaden zuldssig sei, die dem Haftungsregime des MU
unterliegen. Fur alle anderen Schaden gelte die dreijahrige Verjahrungsfrist des § 1489
ABGB, wonach Schadenersatz binnen 3 Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schadiger
geltend zu machen sei.

Da die Klausel insofern die wahre Rechtslage verschleiere, sei sie intransparent iSd § 6
Abs 3 KSchG.

Intransparenz liege auch im Hinblick darauf vor, dass der Beginn des Fristenlaufs offen
bleibe. Diese Klausel nenne in dem Zusammenhang alternativ drei verschiedene Zeitpunkte,
weshalb Verbraucherinnen erst Recht keinen Aufschluss Uber den konkreten Fristenlauf
erlangen wirden.

Zudem sei die Klausel auch grdblich benachteiligend iSd § 879 Abs 3 ABGB, da fir die mit
dieser Klausel vorgesehene Einschrankung des Verbrauchers, Anspriche gegen die Beklagte
als Unternehmerin geltend zu machen, keine sachliche Rechtfertigung ersichtlich sei.

Die Beklagte brachte dazu vor, dass voranzustellen sei, dass (auch) diese Regelung auf
eine Vorgabe der IATA zurlckgehe.

Mit dieser Klausel informiere die Beklagte lediglich (iber die in Art 35 MU geregelten
Ausschlussfristen. Diese Klausel habe lediglich informativen Charakter und sei daher
grundsatzlich unbedenklich.

Dass diese Klausel nicht fir samtliche mégliche Entschadigungsfalle gelte, sondern nur
jene, auf die das MU anwendbar sei, ergebe sich bereits unzweifelhaft aus der Formulierung
,bei internationaler Beférderung". Der Anwendungsbereich des MU erstrecke sich namlich
gerade auf ,jede internationale Beférderung von Personen, Reisegepack oder Giitern, die
durch Luftfahrzeuge gegen Entgelt erfolge®.

Es liege daher weder eine Verschleierung der Rechtslage vor noch sei die beanstandete

Klausel gréblich benachteiligend.
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Auch der Beginn des Fristenlaufs sei transparent. Dazu sei zunéchst festzuhalten, dass
sich die Beklagte hier an die Formulierung in Art 35 MU halte. Die Wiedergabe eines
Gesetzestextes, konkret des Art 35 MU, kénne aber von vornherein nicht als intransparent
angesehen werden.

Zudem konne stets nur einer der drei genannten Zeitpunkte eintreten, sodass fiir die
Verbraucherlnnen immer klar sei, welcher Zeitpunkt in seinem Fall gelte.

Nach den Feststellungen und der Rechtsansicht des erkennenden den Gerichts ist
diese Klausel tatsachlich ident mit der Klausel 47 im Verfahren zu 4 Ob 63/21z. Es ist daher
unter Berufung auf diese Entscheidung des OGH auszufiihren, dass diese Klausel fir die
Geltendmachung samtlicher Schaden bei internationalen Beftrderungen generell eine
zweijahrige Ausschlussfrist normiert. Mit der Wendung ,bei internationalen Beférderungen®
nimmt die Klausel auf den Anwendungsbereich des MU Bezug, das fiir jede internationale
Beforderung von Personen, Reisegepack oder Gutern gilt, die durch Luftfahrzeuge gegen
Entgelt erfolgt. Die Klausel soll also nur fiir Schadenersatzanspriiche gelten, die dem MU
unterliegen.

Fir den durchschnittlichen Verbraucher ergibt sich dies aus der Klausel allerdings nicht.

Aulerdem ist er nicht in der Lage, den konkreten Anwendungsbereich dieses
Ubereinkommens zu bestimmen und zu unterscheiden, ob die von ihm erlittenen Schaden der
zweijahrigen Ausschlussfrist unterliegen oder nicht.

Tatsachlich gibt es auch eine Reihe von Ansprichen, die nicht dem Haftungsregime des
MU unterliegen. Dies gilt vor allem fiir ,standardisierte Mainahmen zur Wiedergutmachung
von Schaden® nach der Fluggastrechte-VO (siehe dazu EuGH C-344/04, Rz 43 und 84).

Die Klausel vermittelt damit dem Verbraucher ein unvollstandiges Bild Uber die Fristen zur
Geltendmachung von Schadenersatzansprichen und kann ihn daher zu Unrecht davon
abhalten, Anspruche auch nach Ablauf der Zweijahresfrist geltend zu machen.

Damit verstoRt die Klausel gegen das Transparenzgebot.

Auch der Beginn des Fristenlaufs ist nicht ausreichend verstandlich. Insbesondere ist nicht
klar, in welchen Fallen die dritte Alternative mafligebend ist und in welchem Verhaltnis sie zu

den ersten beiden Alternativen steht.

IV) Zur Leistungsfrist:

Nach der hochstgerichtlichen Rechtsprechung ist die Bestimmung des § 409 ZPO auf
reine Unterlassungsanspriche nicht anzuwenden. Die urteilsmaRige Verpflichtung zu einer
reinen Unterlassung - also nicht zu einer Unterlassung, die auch ein positives Tun, wie etwa
eine Beseitigung, umfasst - tritt daher sofort mit der Wirksamkeit des Urteils (§ 416 ZPO) ein.
Nach gefestigter Rechtsprechung ist die Verpflichtung des beklagten Verwenders, seine

Allgemeinen Geschéaftsbedingungen zu andern, keine reine Unterlassung, sodass das Gericht
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gemal § 409 Abs 2 ZPO eine angemessene Leistungsfrist zu setzen hat. Dabei ist auch nicht
zwischen den Tatbestdnden des ,Verwendens® der Klausel oder sinngleicher Klauseln in
Neuvertragen und des ,Sich-Berufens® auf den unzuldssigen Inhalt der Klausel in Altvertragen
zu unterscheiden, schliel3t doch das Verbot des ,Verwendens® gemaR § 28 Abs 1 zweiter Satz
KSchG auch das Verbot des ,Sich-Berufens” ein. Eine Leistungsfrist von drei Monaten zur
Umgestaltung des Klauselwerks ist grundsatzlich angemessen, muss man doch dem
Unternehmer Zeit geben, in seiner Organisation die Voraussetzungen fir die Umsetzung der
Entscheidung zu schaffen. Aber auch eine Leistungsfrist von sechs Monaten kann unter
Berucksichtigung von § 29 Abs 1 Z 1 ZaDiG als angemessen erachtet werden. Die Lange der
Leistungsfrist ist einzelfallbezogen zu beurteilen. Eine sechsmonatige Leistungsfrist ist auch
unter Berlcksichtigung eines gewissen Zeitaufwands fir den Entwurf neuer Klauseln samt
deren Umsetzung (in der EDV und der Papierform unter Verstandigung der Kunden) als
ausreichend anzusehen (RS0041265).

Weiters ist die Frage nach der Zulassigkeit einer Leistungsfrist flr die Unterlassung des
Sich-Berufens auf unzulassige Klauseln nicht generell nach dem Alles-oder-Nichts-Prinzip zu
beantworten. Es kann Klauselwerke geben, die ein sofortiges Abstandnehmen von einem
Sich-darauf-Berufen erlauben und zur Umsetzung dieses Unterlassungsgebots keine weiteren
aktiven Vorkehrungen erfordern. Angesichts des weiten Verstandnisses des Sich-Berufens auf
eine Klausel — so wenn sie etwa Inhalt oder Kalkulationsgrundlage einer Mitteilung an den
Verbraucher ist — kann es aber ebenso Klauselwerke geben, die sehr wohl bestimmter
betrieblicher und/oder organisatorischer Mallnahmen bedurfen, um zu verhindern, dass sie
weiter der Gestion von Altvertragen zugrunde gelegt werden. Bedarf es einer Leistungsfrist fir
die Unterlassung des Sich-Berufens auf unzuldssige Klauseln, wird darauf Bedacht zu
nehmen sein, dass der Unternehmer seine Rechtsposition aus den rechtswidrigen Klauseln
keinesfalls ohne Notwendigkeit aufrecht erhalten kénnen soll, was im Zweifel fur eine
knappere Bemessung der Frist sprechen wird. Eine im Verbandsprozess gesetzte
Leistungsfrist kommt nicht zum Nachteil des einzelnen Verbrauchers im Individualprozess
zum Tragen (RS0041265 insbesondere [T12 bis T14]).

Nach dem festgestellten Sachverhalt ist im gegenstandlichen Fall zu beriicksichtigen,
dass von der Beklagten auch Klauseln, die abrechnungsrelevante Entgeltbemessungen
betreffen, geandert werden miuissen, deren Aulerachtlassung einer Systemanpassung
bedurfen wird.

Weiters sind fir die Beklagte erkennbar bestimmte betriebliche und/oder organisatorische
MafRnahmen notwendig, um zu verhindern, dass die verfahrensgegenstandlichen Klauseln
weiter der Gestion von Altvertragen zugrunde gelegt werden.

Daruber hinaus ist aber im gegenstandlichen Fall auch zu berlcksichtigen, dass die

Beklagte vom konkreten Ausgang des hg Vorverfahrens zu 53 Cg 16/18a gegen ihre
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Muttergesellschaft, die Deutsche Lufthansa AG, und damit auch der Entscheidung des OGH
vom 20.4.2021 zu 4 Ob 63/21z (zumindest) seit dem Fruhjahr 2023 Kenntnis hat (vgl
Beilage ./B).

Es ist daher nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts eine Frist von sechs
Monaten fiir die konkrete Umsetzung dieses Urteils und damit der doch wesentlichen und
umfassenden Anderung der ABB der Beklagten ausreichend bzw angemessen.

Unter weiterer Berlcksichtigung der eindeutigen und klaren Rechtsansicht des OGH, dass
der Unternehmer seine Rechtsposition aus den rechtswidrigen Klauseln keinesfalls ohne
Notwendigkeit aufrecht erhalten kénnen und damit im Zweifel eine knappere Bemessung der

Frist fir das Sich-Berufen gewahlt werden soll, ist diese Frist mit drei Monaten festzusetzen.

V) Zur Wiederholungsgefahr:

Nach den Feststellungen verwendet die Beklagte die verfahrensgegenstandlichen
Klauseln weiterhin und inhaltlich unverandert im geschaftlichen Verkehr mit Verbrauchern in
Osterreich.

Darlber hinaus hat sie auf das Abmahnschreiben des Klagers vom 21.3.2023 (Beilage ./B)
nicht reagiert bzw bis jetzt keine entsprechende Unterlassungserklarung abgegeben (vgl
RS0111637 und RS0119007).

Es besteht daher rechtlich kein Zweifel am Vorliegen der Wiederholungsgefahr.

Lediglich der Vollstandigkeit halber darf weiters ausgefihrt werden, dass es fur das
begehrte Verbot des Sich-Berufens auf die Geschaftsbedingungen weder einer eigenen
Wiederholungsgefahr noch einer Erstbegehungsgefahr bedarf. Das Verbot, gesetzwidrige
oder sittenwidrige Geschaftsbedingungen zu verwenden (§ 28 Abs 1 Satz 1 KSchG), schlief3t
auch das Verbot mit ein, sich auf solche Bedingungen zu berufen (§ 28 Abs 1 Satz 2 KSchG,
vgl RS0119008).

VI) Zur Urteilsveroffentlichung:

Nach der hochstgerichtlichen Rechtsprechung ist Zweck der Urteilsveroffentlichung,
Uber die Rechtsverletzung aufzuklaren und den beteiligten Verkehrskreisen Gelegenheit zu
geben, sich entsprechend zu informieren, um vor Nachteilen geschitzt zu sein (RS0121963).

Die Regelung der Urteilsveroffentlichung beruht auf dem Gedanken, dass es haufig im
Interesse der Allgemeinheit liegt, unlautere Wettbewerbshandlungen in aller Offentlichkeit
aufzudecken und die beteiligten Verkehrskreise Uber die wahre Sachlage aufzuklaren. Die
Urteilsveroffentlichung soll also vor allem das Publikum aufklaren und einer Weiterverbreitung
unrichtiger Ansichten entgegenwirken. Dieser Zweck ist nicht auf die unmittelbar betroffenen
Vertragspartner beschrankt (RS0079820).

Nach den Feststellungen ist die Beklagte ein Mitglied der Lufthansa Gruppe (der Star
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Alliance Group) und hat in Osterreich, dem Flughafen Wien, jahrlich rund 200.000 Passagiere.
Es erscheint daher nach der Rechtsansicht des erkennenden Gerichts die vom Klager
ausdrucklich  begehrte  Ermachtigung zur einmaligen Veréffentlichung in  einer
Samstagsausgabe des redaktionellen Teils der bundesweit erscheinende Ausgabe der
.Kronen Zeitung“ als angemessen.
Diese Urteilsveroffentlichung steht im Einklang mit dem Talionsprinzip und in einem

angemessenen Verhaltnis zum festgestellten Rechtsbruch und dessen Wirkung.

VII) Die Kostenentscheidung griindet auf § 41 Abs 1 ZPO und § 54 Abs 1a ZPO.

Nach dem Verfahrensausgang hat der Klager gegenliber der Beklagten Anspruch auf
vollen Kostenersatz iSd § 41 Abs 1 ZPO.

Da die Beklagte keine Einwendungen gegen die Kostennote des Klagers iSd § 54 Abs 1a
ZPO erhoben hat, ist diese der Kostenbestimmung der Héhe nach zugrunde zu legen.

Es war daher der Kostenersatz spruchgemal’ zu bestimmen.

Handelsgericht Wien, Abteilung 41
Wien, 16. August 2024

Mag. Andreas Redl, Richter
Elektronische Ausfertigung

gemal § 79 GOG
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Wichtiger Hinweis: wenn diese Bestimmungen in eine andere Sprache als Englisch Ubersetzt
werden und Widerspriiche oder Unklarheiten zwischen der englischsprachigen Fassung und
einer oder mehreren anderssprachigen Fassungen auftreten, ist die englischsprachige Fassung
mafigeblich.

1. Begriffsbestimmungen A

Sofern sich aus dem Wortlaut oder dem Zusammenhang nichts anderes ergibt, haben die
folgenden Ausdriicke in diesen Aligemeinen Geschéaftsbedingungen die ihnen jeweils
nebenstehend zugeordnete Bedeutung:

Vereinbarte Zwischenlandeorte sind solche Orte, ausgenommen Abflug- und
Bestimmungsort, die im Flugschein oder in unserem Flugplan als planméBige Landepunkte
auf lhrem Reiseweg vermerkt sind.

Airline Designator Code sind die zwei Zeichen oder drei Buchstaben, anhand der die
Fluggesellschaft identifiziert werden kann.

Bevollméchtigter Agent ist eln Flugscheinverkaufer, der uns beim Verkauf von
Flugscheinen zur Befdrderung mit unseren Fluglinien unterstitzt.

Gepick sind alle Gegenstiénde, die flr Ihren Gebrauch bestimmt sind. Soweit nichts
anderes bestimmt ist, umfasst dieser Begriff sowohl aufgegebenes als auch nicht
aufgegebenes Gepack des Fluggastes.

Gepickschein, Gepickabschnitt ist derjenige Teil des Flugscheins, der sich auf die
Beférderung thres aufgegebenen Gepacks bezieht.

Gepickidentifizierungsmarke ist ein von uns ausschliellich zur ldentifizierung des
aufgegebenen Gepicks ausgestellter Schein, dessen Gepéckanhéngerteil von uns am
aufgegebenen Gepickstiick befestigt und dessen Gepéackidentifizierungsteil Innen
ausgehandigt wird.
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»Fluggesellschaft® oder ,,Ausfithrende Fluggesellschaft” ist eine andere Fluggesellschaft
als ,Brussels Airlines”, deren Airline Designator Code auf lhrem Flugschein oder
Anschlussflugschein steht.

Gepack, aufgegebenes ist dasjenige Gepack, das wir in unsere Obhut nehmen und fir das
wir einen Gepackschein ausgestellt haben.

Meldeschlusszeit ist der von uns oder dem jeweiligen Luftfrachtfilhrer festgesetzte
Zeitpunkt, bis zu dem Sie lhre Check-In-Formalitdten abgeschlossen haben und im Besitz
Ilhrer Bordkarte sein miissen.

Code Share ist eine Luftbeférderung, die durch einen anderen als den im Flugschein
bezeichneten Luftfrachtfiihrer ausgefiihrt wird.

Vertragsbedingungen sind die Bedingungen, die als solche bezeichnet sind, im Flugschein
oder im "ltinerary Receipt” eingetragen sind und diese Beférderungsbedingungen in den
Beforderungsvertrag einbeziehen,

Anschlussflugschein ist ein fir den Fluggast in Verbindung mit einem anderen Flugschein
ausgestellter Flugschein; beide Flugscheine bilden zusammen einen einzigen
Beférderungsvertrag.

Luftfrachtfiihrer ist jeder Luftfrachtfihrer, mit dem der Fluggast einen
Beférderungsvertrag geschlossen hat und dessen Airline Designator Code im Flugschein
erscheint.

Ubereinkommen bezieht sich auf die jeweils zutreffende(n) der folgenden gesetzliche(n)
Grundlage(n):

» dasam 12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichnete Abkommen zur
Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften Gber die Beférderung im internationalen
Luftverkehr;

« das Warschauer Abkommen in seiner in am 28. September 1955 gednderten Fassung:

» das Warschauer Abkommen in seiner durch das Montrealer Protokoll Nr. 1 (1975)
gednderten Fassung;

« das Warschauer Abkommen in der Fassung des Haager Protokolls und des Montrealer
Protokolls Nr. 2 (1975);

« das Zusatzabkommen von Guadalajara (1961);

+ das am 28. Mai 1999 in Montreal unterzeichnete Ubereinkommen zur
Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften Uber die Beférderung im internationalen
Luftverkehr (nachstehend als Montrealer Ubereinkommen bezeichnet).
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Coupon ist sowoh] ein Flugschein auf Papier als auch ein elektronischer Coupon, der Sie zur
Reise mit dem im Flugschein angegebenen Flugzeug berechtigt.

Schaden schlie3t Tod, Kérperverletzung, Verspatungsschaden, Veriust oder andere
Beschadigungen jeglicher Art ein, welche aus oder in Verbindung mit der Befdrderung oder
anderen durch den Luftfrachtfiihrer geleisteten Diensten entstehen.

Tage sind volle Kalendertage, einschliefilich der Sonntage und gesetzlichen Feiertage; bei
Anzeigen wird der Absendetag der Anzeige nicht mitgerechnet; bei Feststellung der
Gultigkeitsdauer wird der Tag der Ausstellung des Flugscheines oder der Tag des
Flugbeginns nicht mitgerechnet.

Elektronischer Coupon ist ein elektronisch in unserem Reservierungssystem gespeicherter
Flugcoupon oder entsprechendes Wertdokument.

Elektronischer Flugschein ist der von uns oder in unserem Auftrag im
Reservierungssystem gespeicherte Flugschein, belegbar durch den dem Fluggast
ausgehandigten "ltinerary Receipt”.

Flugpreis Siehe Artikel 4.

Flugcoupon ist der Teil des Flugscheins, der den Vermerk "Good for passage” ("Berechtigt
zur Befdrderung”) tragt, oder im Falle eines elektronischen Flugscheins der elektronische
Coupon, der die einzelnen Orte angibt, zwischen denen der Coupon zur Beférderung
berechtigt.

Héhere Gewalt sind ungewohnliche und unvorhersehbare Umsténde, die nicht unserem
Einfluss unterliegen, und die auch bei Anwendung aller Sorgfalt unvermeidbar sind.

Itinerary Receipt ist das Reisedokument, das wir Ihnen, wenn Sie mit elektronischen
Flugscheinen reisen, Ubergeben, und das ihren Namen sowie Fluginformationen und
Hinweise enthélt. Dieses Dokument verbleibt bei lhnen und ist wéhrend der gesamten Reise
mitzufihren.

Fluggast ist jede Person mit Ausnahme der Besatzungsmitglieder, die aufgrund eines
Flugscheins mit unserer Zustimmung in einem Flugzeug beférdert wird oder werden soll.

Fluggastcoupon oder Passenger Receipt ist der Teil des durch uns oder in unserem Auftrag
ausgestellten Flugscheins, der einen entsprechenden Vermerk tragt und der beim Fluggast
verbleibt.

Verordnung (EG) Nr. 261/2004 bezeichnet die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 (iber eine gemeinsame
Regelung fir Ausgleichs und Unterstltzungsieistungen fir Fluggaste im Fall der
Nichtbeforderung und bei Annullierung oder groler Verspatung von Fligen und zur
Aufhebung der Verordnung {(EWG) Nr. 295/91.
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SZR sind die Sonderziehungsrechte entsprechend der Definition des Internationalen
Weltwahrungsfonds.

Zwischenlandung ist ein geplanter Zwischenhalt auf |hrer Reise an einem Ort zwischen
Abgangs- und Bestimmungsort.

Tarife sind die, soweit vorgeschrieben, behdrdlich genehmigten oder hinterlegten
Flugpreise und/oder damit zusammenhingenden Beftrderungsbedingungen einer
Fluggesellschaft.

Flugschein ist die durch uns oder in unserem Auftrag fiir den Luftfrachtfiihrer ausgestelite
Urkunde, die als "Fiugschein und Gep&ckschein” oder als "Elektronisches Ticket”
gekennzeichnet ist; die darin enthaltenen Vertragsbedingungen und Hinweise sowie Flug-
und Fluggastcoupon sind Bestandteil des Flugscheins.

Gepick, nicht aufgegebenes ist |hr Gepack mit Ausnahme des aufgegebenen Gepiicks.

"Wir” bezeichnet Brussels Airlines NV, mit Geschiftssitz 100-102, Avenue des Saisons, B 30,
1050 Briissel, Belgien, mit Unternehmensnummer/USt-IdNr. T 0400853488 und
Geschaftsstelle im b.house — Flughafen Briissel, Flughafengebaude 26 Schalter 1a.4 —
Ringbaan, B-1831 Diegem, Belgien

"Sie” bezeichnet alle Personen mit Ausnahme der Besatzungsmitglieder, die aufgrund eines
Flugscheins beférdert werden (siehe auch Definition “Fluggast”)

Artikel 2: Anwendungsbereich / anwendbares Recht A~
2.1. Allgemeines

2.1. These Conditions are the Conditions of Carriage referred to in the ticket and except as
provided in Articles 2.2, 2.4. and 2.5., our Conditions of Carriage apply only on those flights,
or flight segments, where our name or Airline Designator Code (SN) is indicated in the
carrier box of the Ticket for that flight or flight segment. These Conditions apply to the
flight or flight segments referred to in the Ticket and to any ancillary services purchased at
time of purchase of the ticket or purchased afterwards.

2.2. Charter

Beftrderungen aufgrund einer Chartervereinbarung unterliegen diesen
Beforderungsbedingungen nur, soweit dies in den Charterbestimmungen oderim
Flugschein vorgesehen ist.

2.3. Code Share
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Wir haben mit anderen Fluggesellschaften Abkommen getroffen, die unter der
Bezeichnung "Code Share” bekannt sind. Dies bedeutet, dass auch dann, wenn Lufthansa
(SN) als Luftfrachtfiihrer in der Carrierspalte des Flugscheins eingetragen ist, die
Beférderung durch eine andere Fluggesellschaft durchgefihrt werden kann. Im Falle eines
Code-Share-Fluges teilen wir lhnen zum Zeitpunkt der Buchung mit, welcher Carrier den
Flug durchflhren wird. Fir Fliige zu unserem aus den USA gilt der Tarmac Delay
Contingency Plan der Fluggesellschaft des Luftfrachtfihrers.

Flir Code-Share-Dienste auf Flligen, die von anderen Carriern durchgefiihrt werden, gelten ;"3
die vorliegenden Beférderungsbedingungen. Code-Share-Partner haben jedoch unter
Umsténden Bestimmungen hinsichtlich der Durchfihrung eigener Fliige, die von den
Bestimmungen von Brussels Airlines flr von Brussels Airlines durchgefiihrte Fllige

abweichen. Diese Beforderungsbedingungen anderer Code Share-Partner werden deshalb

in die vorliegenden Befdrderungsbedingungen einbezogen und damit Bestandteil des
Beférderungsvertrages.

Sie sollten sich die Bestimmungen fiir Fliige, die von einem anderen Carrier im Rahmen
einer Code-Share-Vereinbarung durchgefthrt werden, durchlesen und sich mit
Besonderheiten wie z. B, Check-In-Zeiten, Anforderungen und Richtlinien bezlglich der
Beférderung unbegleiteter Minderjéhriger, Beférderung von Tieren,
Beforderungsverweigerung, Sauerstoffgerdte, Betriebsunregelmaigkeiten, Entschadigung
bei Beférderungsverweigerung und Gepackfreimengen/-annahme etc. vertraut machen.

2.4 Nach der Reservierung teilt Ihnen der Vertragspartner den oder die Luftfrachtflihrer
mit. Wenn zum Zeitpunkt der Reservierung noch nicht bekannt ist, um welchen
Luftfrachtflhrer es sich handelt, erhalten Sie diese Informationen zum frihestmaoglichen
Zeitpunkt vom Vertragspartner, aber spatestens beim Check~In oder Boarding fuir einen
Anschlussflug, fOr den geman EU-Verordnung 211/2005 kein Check-1n erforderlich ist. Falls
sich der Luftfrachtflhrer nach der Reservierung aus technischen oder betrieblichen
Grinden &ndert, z.B. aufgrund von Wartungsarbeiten, Zwischenféllen oder Unfallen,
Wetterbedingungen usw., wird der Fluggast zum frithestmoglichen Zeitpunkt Giber diese
Anderung informiert, aber spatestens beim Check-In oder Boarding fir einen
Anschlussflug, fur den kein Check-In erforderlich ist.

Anwendbares Recht

S

2.5 In Ubereinstimmung mit der beschrankten Rechtswahlmaglichkeit nach dem zweiten
Unterabsatz von Artikel 5 Abs. (2) der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 {iber das auf
vertragliche Schuldverhaltnisse anzuwendende Recht (sog. ,Rom | Verordnung) unterliegen
ihr Beforderungsvertrag mit uns sowie diese Beférderungsbedingungen belgischem Recht,
Sollte eine Bestimmung dieser Beforderungsbedingungen nach dem anwendbaren Recht
unglltig sein, bleiben die librigen Bestimmungen gleichwohl gliltig.

Rt b o et
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Bedingungen haben Vorrang vor Vorschriften

i
K

2.6. Sofern in den vorliegenden Beférderungsbedingungen nichts anderes vorgesehen ist,

haben im Falle von Widerspriichen zwischen den vorliegenden Beférderungsbedingungen
und anderen Vorschriften von Brussels Airlines, die sich auf bestimmte Themen be2|ehen,
die vorliegenden Beférderungsbedingungen Vorrang.

Artikel 3: Flugscheine A

3.1. Aligemeines

3.11. Wir erbringen die Beférderungsleistung nur an den im Flugschein genannten Fluggast
und nur gegen Vorlage eines glltigen Flugscheins bzw. im Falle einer elektronischen
Buchung einer gliltigen ETIX~ Hinterlegung im Buchungssystem, der den Flugcoupon fur
den entsprechenden Flug, alle nachfolgenden Flugcoupons und den Fluggastcoupon
enthalt. Die Uberpriifung der ldentitét bleibt vorbehalten.,

3.1.2. Flugscheine sind nicht Ubertragbar.

3.1.3. Die Erstattung von Flugscheinen, die zu ermafigten Konditionen ausgestellt werden,
kann eingeschrankt sein. Die Bedingungen entnehmen Sie bitte den jeweiligen
Tarifbestimmungen. Sie sollten den Flugpreis wahlen, der [hrem Bedarf am besten
entspricht. Es kann zweckmaBig sein, eine Reiserticktrittsversicherung abzuschlielen (»
Klicken Sie hier fir weitere Informationen).

3.1.4. Wenn Sie im Besitz eines ermaBigten Flugscheins gemaf cben 3.1.3. und am
Reiseantritt durch hthere Gewalt gehindert sind, werden wir lhnen auch den grundsatzllch
nicht erstattbaren Teils des Flugpreises erstatten, wenn Sie uns den Umstand héherer g
Gewalt umgehend mitgeteilt und nachgewiesen haben und der Flugschein noch nicht |
angeflogen worden ist. Wir sind zum Abzug eines Verwaltungsentgelts berechtigt, die
jeweils verdffentlicht wird.

3.1.5. Der Flugschein steht und verbleibt jederzeit im Eigentum der ausstellenden
Geselischaft.Der Flugschein beweist bis zum Nachweis des Gegenteils Abschluss und Inhalt
des Beférderungsvertrages. Die im Flugschein enthaltenen Vertragsbedingungen sind eine
Zusammenfassung von Bestimmungen dieser Beférderungsbedingungen.

3.1.6. lhr Flugschein und lhr Boarding Pass enthalten Personendaten. Sie sind verpflichtet,
angemessene Vorkehrungen zu treffen, damit diese Dokumente nicht von unberechtigten
Dritten benutzt werden kénnen; verbreiten Sie sie insbesondere nicht iber soziale Medien.

Flugschein als Voraussetzung fiir die Beférderung
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3.1.7. Sofern Sie nicht mit einem elektronischen Flugschein reisen, besteht ein Anspruch auf
Beférderung nur bei Vorlage eines auf den Namen des Fluggastes ausgesteliten glltigen
Flugscheins, der den Flugcoupon fUr den betreffenden Flug, alle anderen nicht bereits
benutzten Flugcoupons und den Fluggastcoupon enthait. Ein Anspruch auf Beférderung
besteht nicht, wenn der von Ihnen vorgelegte Flugschein erheblich beschédigt oder
nachtraglich abgedndert worden ist, es sei denn, dass dies durch uns erfolgt ist. Bei Reisen 35
mit einem elektronischen Flugschein besteht nur dann Anspruch auf Beférderung, wenn
sich der Fluggast ausreichend ausweisen kann und wenn ein glltiger elektronischer
Flugschein auf den Namen des Fluggastes ausgestellt wurde.

PR

Verlust des Flugscheins oder der Kundenkarte

[

3.1.8. (a) Bei erheblicher Beschadigung oder Verlust eines Flugscheins oder eines Teils des s
Flugscheins oder bei Nichtvorlage desselben mit darin enthaltenem Fluggastcoupon und
allen nicht benutzten Flugcoupons kénnen wir auf lhren Wunsch einen solchen Flugschein !
ganz oder teilweise ersetzen, wenn der Nachweis daftir erbracht wird, dass der Flugschein |
fir die in Frage stehende Befdrderung ordnungsgemaf’ ausgestellt war. Wir kdnnen dafr F]
ein angemessenes Serviceentgelt verlangen. Den Flugpreis miissen Sie nicht erneut ]
entrichten Wir kénnen dariiber hinaus verlangen, dass Sie sich in der von uns verlangten {
Form verpflichten, den Flugpreis fir den Ersatzflugschein nachzuentrichten, falls und t
soweit der verlorene Flugschein oder der in Verlust geratene Flugcoupon von jemand
anderem zum Zwecke der Befdérderung oder Erstattung eingeldst wird. Wir werden keine
Erstattung flir Verluste verlangen, die wir schuldhaft verursacht haben.

t

3.1.8. (b) Wird der Nachweis des Verlustes nicht gefiihrt oder lehnen Sie die Unterzeichnung f
der Verpflichtungserklarung ab, so kann die Fluggesellschaft, die einen Ersatzflugschein }

!

i

!

i

|

i

ausstellt, hierf(ir Bezahlung bis hin zum vollen Flugpreis verlangen. Dieser wird erstattet,
wenn die Gesellschaft, die den Ursprungsflugschein ausgestellt hat, zu der Uberzeugung
gelangt ist, dass der verlorene oder beschédigte Flugschein nicht vor Ablauf seiner
Gliltigkeit ausgeflogen worden ist. Wenn Sie den Ursprungsflugschein wieder finden und
der Flugscheinausstellenden Gesellschaft vor Ablauf der Glltigkeit einreichen, so wird der
Ersatzflugschein unverziiglich erstattet.

Sorgfaltspflicht

3.1.9. Flugscheine sind wertvoll. Sie sind zur sorgfaltigen Aufbewahrung und zur Ergreifung
der erforderlichen Vorkehrungen gegen Verlust und Diebstahl verpflichtet.

3.2. Dauer der Giiltigkeit

3.2.1. Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen im Flugschein, in diesen Bedingungen
oder in anwendbaren Tarifen (die entsprechend den Angaben im Flugschein die
Gultigkeitsdauer eines Flugscheins beschranken kdnnen), ist die Giiltigkeit eines
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Flugscheins wie folgt:
3.211. (a) ein Jahr, gerechnet vom Ausstellungsdatum oder

3.211. (b) ein Jahr, gerechnet vom Zeitpunkt des Reiseantritts, sofern dieser innerhalb eines
Jahres ab Flugscheinausstellung erfolgt ist.

3.2.2. Werden Sie innerhalb der Gilltigkeit Ihres Flugscheins von der Reise abgehalten, weil
wir eine Reservierung nicht bestatigen kdnnen, so verlangert sich die Giiltigkeitsdauer bis
zu dem erstméglichen Zeitpunkt, zu dem wir die Reservierung bestétigen kénnen, oder Sie |

3

haben Anspruch auf Erstattung gemafn Art. 10. i

Verlangerung der Gllltigkeit 3.2.3. Sind Sie nach Antritt Ihrer Reise wegen Krankheit nicht in
der Lage, die Reise innerhalb der Gtiltigkeitsdauer lhres Flugscheins fortzusetzen, so
kénnen wir die Glltigkeitsdauer des Flugscheins verlangern, bis Ihnen aus gesundheitlichen
Grunden die Fortsetzung der Reise moglich ist. Die Verldngerung erfolgt bis zu dem Tage, an
dem Sie gemaf einem arztlichen Zeugnis reisefahig sind, oder an dem wir nach Feststellung
der Reiseféahigkeit den nachsten Flug auf dieser Strecke in der gebuchten
Befdrderungskiasse anbieten kénnen. Die Krankheit muss durch drztliches Attest
nachgewiesen werden. Wenn der noch nicht ausgeflogene Teil der im Flugschein
enthaltenen Strecke eine oder mehrere Zwischenlandungen aufweist, so kann die Giiltigkeit
um bis zu drei Monate nach der im Attest festgestellten Reisefahigkeit verldngert werden.
In dlesem Falle werden wir die Gltigkeit von Flugscheinen Sie begleitender Mitglieder lhrer
engsten Familie entsprechend verlangern.

3.2.4. Stirbt ein Fluggast wéhrend der Flugreise, so kann auf die Einhaltung der
Mindestaufenthaltszeit von begleitenden Personen verzichtet oder die Giiltigkeit ihrer
Flugscheine verléngert werden. Stirbt ein unmittelbarer Familienangehériger eines
Fluggastes, nachdem dieser die Reise angetreten hat, so kann die Giiltigkeitsdauer der
Flugscheine ihn begleitender unmittelbarer Familienangehériger verlangert werden. Die
Verlédngerung erfolgt unter der Voraussetzung, dass eine giiltige Sterbeurkunde vorgelegt
wird und ist auf 45 Tage nach dem Todesdatum beschrankt.

Verlangerung der Giiltigkeit

3.2.3. Sind Sie nach Antritt |hrer Reise wegen Krankheit nicht in der Lage, die Reise
innerhalb der Gliltigkeitsdauer Ihres Flugscheins fortzusetzen, so kénnen wir die
Glltigkeitsdauer des Flugscheins verlangern, bis Ihnen aus gesundheitlichen Griinden die
Fortsetzung der Reise méglich ist. Die Verlangerung erfolgt bis zu dem Tage, an dem Sie
gemdil einem drztlichen Zeugnis reisefahig sind, oder an dem wir nach Feststellung der
Reisefihigkeit den nachsten Flug auf dieser Strecke in der gebuchten Beférderungsklasse
anbieten kénnen, Die Krankheit muss durch arztliches Attest nachgewiesen werden. Wenn
der noch nicht ausgeflogene Teil der im Flugschein enthaltenen Strecke eine oder mehrere
Zwischenlandungen aufweist, so kann die Gultigkeit um bis zu drei Monate nach der im
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Attest festgestellten Reisefahigkeit verlangert werden. In diesem Falle werden wir die
Gliltigkeit von Flugscheinen Sie begleitender Mitglieder lhrer engsten Familie entsprechend
verlangern.

3.2.4. Stirbt ein Fluggast wihrend der Flugreise, so kann auf die Einhaltung der
Mindestaufenthaltszeit von begleitenden Personen verzichtet oder die Gliltigkeit ihrer
Flugscheine verlangert werden. Stirbt ein unmittelbarer Familienangehdriger eines
Fluggastes, nachdem dieser die Reise angetreten hat, so kann die Gliltigkeitsdauer der
Flugscheine ihn begleitender unmittelbarer Familienangehdriger verlangert werden. Die
Verldngerung erfolgt unter der Voraussetzung, dass eine giiltige Sterbeurkunde vorgelegt
wird und ist auf 45 Tage nach dem Todesdatum beschrénkt.

3.3. Anderungen durch den Passagier

3.3.1, Reihenfolge und Verwendung des Coupons sind unverbriichlicher Bestandteil des mit
Ihnen geschlossenen Vertrags. Der Flugschein wird nicht akzeptiert und verliert seine
Gultigkeit, wenn nicht alle Coupons in der im Flugschein angegebenen Reihenfolge
verwendet werden, es sei denn, Sie informieren uns in angemessener Weise vorab.

3.3.2. Wenn Sie Anderungen an lhrer Beférderung vornehmen wollen und die
Tarifbedingungen lhres Flugscheins das erlauben, miissen Sie sich vorher an uns wenden,

Sofern Sie sich flr einen Tarif entschieden haben, der die Einhaltung einer festen
Flugscheinreihenfolge vorsieht, beachten Sie bitte: wird die Beférderung nicht auf alien
oder nicht in der im Flugschein angegebenen Reihenfolge der einzelnen Teilstrecken bei
ansonsten unveridnderten Reisedaten angetreten, werden wir den Flugpreis entsprechend
Ihrer gednderten Streckenfihrung nachkalkulieren. Dabei wird der Flugpreis ermittelt, den
Sie in Ihrer Preisgruppe am Tag, an dem der urspriingliche Flugschein ausgestellt wurde, flr
Ihre tatséchliche Streckenfilhrung zu entrichten gehabt hatten. Dieser kann hoher oder
niedriger sein als der urspringlich bezahlte Flugpreis.

War die von lhnen urspriinglich gebuchte Preisgruppe fiir die gednderte Streckenfihrung
am Tag der Buchung nicht verfligbar, wird fir die Nachkalkulation die glinstigste verfligbar
gewesene Preisgruppe flr lhre ge&nderte Streckenfilhrung zugrunde gelegt.

Sofern am Tag der Buchung fur lhre geanderte Streckenfiihrung ein héherer Flugpreis zu
entrichten gewesen wire, werden wir unter Anrechnung des bereits gezahlten Flugpreises
die Differenz nacherheben. Bitte beachten Sie, dass wir die Beférderung davon abhangig
machen kdnnen, dass Sie den Differenzbetrag gezahlt haben.

Nichterscheinen
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3.3.3. Bitte beachten Sie, dass wir thre gebuchten Riick- oder Anschlussfilige stornieren ; Y
kdnnen, wenn Sie am Abflugtermin nicht erscheinen, ohne uns vorher zu benachrichtigen.;g
Zur Sicherung threr nachfolgenden Flugreservierungen kann eine Preisdifferenz anfallen. f
Soliten Sie Uber ein nach den Tarifbedingungen erstattbares Ticket verfiigen und noch ;
keine Teilstrecke abgeflogen haben, kdnnen wir lhnen einen Teil des Ticketpreises geman 9
den Tarifbestimmungen erstatten. Sie verlieren mit der Erstattung Ihren !

Beférderungsanspruch.

Gepackabholung nach Abbruch lhrer Reise

3.3.4. Wenn Sie sich entscheiden, [hre Reise an einem vereinbarten Zwischenlandeort {(nach
einem Anschlussflug) zu beenden, ohne thren Flug zu Ilhrem Endziel zu nehmen, ohne
Artikel 3.3.2 zu respektieren, und sofern dies nicht auf unser Verschulden oder Griinde
héherer Gewalt zurtickzufihren ist, wird dies als Vertragsverletzung betrachtet. In einem
solchen Fall haben Sie nur Anspruch auf die Abholung lhres aufgegebenen Gepécks am Ort
Ihres Anschlussfluges nach Zahlung (1) der potenziellen Preisdifferenz, die sich aus der
Neuberechnung des Flugpreises flr Ihre gednderte Flugstrecke ergibt, und (2) einer
Entschadigung von 150 EUR.

Name und Anschrift des Luftfrachtfiihrers

3.4. Unser Name darf im Flugschein in Form des Airline Designator Codes oder in sonstiger
Weise abgekiirzt werden. Als unsere Anschrift gilt auch der Flughafen des Abflugortes, der
gegenlber der ersten Abklrzung unseres Namens im Flugschein erscheint.

Artikel 4: Flugpreise, Zuschlége, Steuern, Gebiihren und Abgaben A
4.1. Flugpreise

Es wird der Flugpreis geschuldet, der fiir die Beférderung vom tatséchlichen Abflugort zum
tatséchlichen Bestimmungsort maBgeblich ist. Er wird in Ubereinstimmung mit dem Tarif
errechnet, der am Tage der Buchung des Flugscheins fur die darin genannten Flugdaten
und Flugstrecken gliltig ist. Flugpreise schlieBen die Vergiitung fiir Bodentransportdienste

zwischen Flughéfen sowie zwischen Flugh&fen und Stadtzentren nicht ein. Der Flugpreis
kann von der Fluggesellschaft erhobene Zuschlége enthalten.

4.2. Steuern, Gebiihren und Abgaben

Alie Steuern, Geblihren oder sonstigen Abgaben, die durch Regierungs-, Kommunal- oder
andere Behérden oder vom Flughafenunternehmen in Bezug auf Fluggéste oder flir deren
Inanspruchnahme von Dienstleistungen erhoben werden, sind zusétzlich zu den
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Flugpreisen von lhnen zu bezahlen. Bei Kauf des Flugscheins werden Sie {iber solche, nicht
im Flugpreis enthaltene Steuern, GeblUhren und sonstigen Abgaben informiert. Diese
werden in der Regel zusatzlich im Flugschein ausgewiesen.

4.3. Wiahrung

Vorbehaltlich einer anderweitigen Regelung nach dem anwendbaren Recht kdnnen die
Flugpreise in jeder fiir uns annehmbaren Wahrung bezahlt werden. Bei Bezahlung im
Reiseantrittsland in einer anderen Wahrung als derjenigen, in der der Flugpreis
verdffentlicht ist, gilt fur die Umrechnung der am Tag der Flugscheinausstellung von uns
festgelegte Bankankaufkurs,

Artikel 5: Reservierungen A

5.1. Voraussetzungen fiir Platzbuchungen

5.1.1. Jeder Flugcoupon wird nur zur Beférderung in der darin angegebenen
Beférderungsklasse fiir den Tag und den Flug, fir den eine Platzbuchung besteht,
angenommen. Bei Flugscheinen ohne eingetragene Platzbuchung kann spéter ein
Beférderungsplatz gebucht werden, wenn noch ein Platz auf dem gew(inschten Flug
verflgbar ist.

5.1.2. Wir oder unsere bevoliméchtigten Agenten werden lhre Buchung(en) aufzeichnen.
Auf Anforderung schicken wir lhnen eine schriftliche Buchungsbestatigung.

5.1.3. Bestimmte Tarife unterliegen einschrankenden Bestimmungen im Hinblick auf
Umbuchung oder Stornierungen. Die einzelnen Bedingungen entnehmen Sie bitte den
jeweiligen Tarifbestimmungen.

5.1.4. Wenn Sie lhre Buchung im Rahmen eines Fernabsatzvertrags vornehmen, haben Sie
keinerlei Widerrufsrecht.

5.2. Zeitgrenzen fiir Flugscheinausstellung

Wenn Sie den Flugpreis nicht bis zu dem mit uns oder dem Flugschein austellenden
Reisebliro vereinbarten Zeitpunkt bezahlt haben, so kénnen wir lhre Flugbuchung streichen.

5.3. Personliche Daten

5.3.1. Sie erkennen an, uns lhre persdnlichen Datenzur Verfligung gestellt zu haben, um ?
Flugbuchungen vorzunehmen, Flugscheine zu kaufen, Zusatzleistungen zu erwerben, 2
Dienstleistungen zu erstellen und anzubieten, Einreiseformalitdten durchzufiihrensowie ‘
solche Daten an die zustandigen Behdrden im Zusammenhang mit der Durchfiihrung Ihrer 13

"
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Reise zu Ubermitteln. Sie ermachtigen uns, diese Daten ausschliellich zu diesen Zwecken
an uns, das Flugschein ausstellende Reisebliro, Behdrden, andere Fluggesellschaften,
Geschéftspartner oder sonstige Erbringer vorgenannter Dienstleistungen weiterzugeben.
Weitere Informationen finden Sie in den & Sicherheits- und Datenschutzbestimmungen
auf unserer Website.

5.3.2. Wir Uberpriifen Zahlungstransaktionen zur Verhinderung von Betrug und anderen AT
Missbrauchsfallen. Dazu bedienen wir uns sowohl interner als auch externer Quellen.

Werden konkrete Sachverhalte festgestellt, behalten wir uns das Recht vor, Informationen g
(inklusive personenbezogene Daten), an andere Gesellschaften innerhalb der Lufthansa %
Gruppe {(u. a. Austrian Airlines, Eurowings, Germanwings, Brussels Airlines, SWISS Global Ani'
Lines AG, Edelweiss Air AG, SWISS International Air Lines AG, Miles and More GmbH) zu |
Ubermitteln, welche diese dann auch flir eigene Zwecke bearbeiten.

5.4. Sitzplatzreservierung

5.4.. Auf Fligen von Brussels Airlines steht Ihnen die Moglichkeit der vorherigen
Sitzplatzreservierung zur Verfligung. Im Rahmen dieses Services konnen Sie — soweit
verfligbar — eine bestimmte Sitzplatzkategorie (Gang-, Fenster- oder Mittelplatz, Sitzplatz
mit mehr Beinfreiheit) wihlen. Dieser Service ist je nach Art des Sitzplatzes flr einige
Buchungsklassen kostenpflichtig. Eine Verpflichtung zur (kostenpflichtigen)
Sitzplatzreservierung besteht nicht.2

5.4.2. In jedem Fall k&nnen Sie beim Check-In einen bestimmten Sitzplatz anfordern. Wenn
Sie den Service ,Automatischer Check-In" nutzen, haben Sie die Méglichkeit anschlielend
einen anderen als den Ihnen zugewiesenen Sitzplatz auszuwahlen, sofern noch andere
Sitzplétze fur Sie verfugbar sind. Wir bemiihen uns, auf Passagierwlinsche einzugehen,
konnen jedoch keine bestimmten Sitzplatze garantieren.

5.4.3. Wir sind berechtigt, Sitzplatze jederzeit neu zuzuweisen, auch nach Betreten des
Flugzeugs. Dies kann aus Grinden der Sicherheit oder aus operationelten Griinden
notwendig sein. Haben Sie fir eine vorherige Sitzplatzreservierung bezahit und wird der
Flug annulliert oder wird der Sitzplatz aus Griinden der Sicherheit oder aus operationellen
Griinden anderweitig zugewiesen, werden wir lhnen das Entgelt fir die
Sitzplatzreservierung erstatten. Eine Erstattung erfolgt nicht, wenn Sie den Flug freiwillig
nicht antreten, umbuchen oder in eine andere Beférderungsklasse upgraden oder uns bei
Buchung unkorrekte Angaben zur Befadhigung des Sitzens am Notausgang gemacht haben.

5.5. Riickbestatigung von Buchungen

5.5.1. Sofern andere Luftfrachtfiihrer fir Weiterflug- und Riickbuchungen vom Fluggast |/ i -
eine RUckbestétigung verlangen, berechtigt die Unterlassung einer solchen l}
Ruckbestatigung den LuftfrachtfUhrer zur Streichung der Weiterflug- oder 1
Riickflugbuchung.
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5.5.2. Sie sollten sich (iber die Bestimmungen anderer wihrend |hrer Reise benutzter
Luftfrachtflhrer betreffend die Rlickbestatigung von Buchungen informieren. Wenn eine
Riickbestatigung erforderlich ist, so miissen Sie die Riickbestatigung bei dem
Luftfrachtflhrer vornehmen, dessen Alrline Designator Code fiir die betreffende Strecke in
der Carrierspalte des Flugscheins eingetragen ist.

Artikel 6: Fluggastannahme und Einsteigen A

6.1. Die Meldeschlusszeiten sind an den verschiedenen Flughafen unterschiedlich, und wir
empfehlen lhnen, sich tber diese Meldeschlusszeiten zu informieren und sie einzuhalten.
lhre Reise verlauft reibungsloser, wenn Sie ausreichend Zeit zur Einhaltung der
Meldeschlusszeiten einplanen. Sofern Sie diese Zeiten nicht einhalten, sind wir zur
Streichung lhrer Buchung berechtigt. Wir oder das Flugschein ausstellende Reisebiiro
informieren Sie Uber die Meldeschlusszeit fiir den ersten mit uns durchgefihrten
Streckenabschnitt. Die Meldeschlusszeiten fiir unsere Fllige kbnnen Sie auf unserer
Internetseite nachlesen und sind von dem Flugscheln ausstellendem Reiseblro zu erfahren.,
Sie betragen, wenn nichts anderes angegeben ist, mindestens 45 Minuten vor dem
planmaBigen Abflug.

6.2. Sie sind verpflichtet, sich spatestens zu dem bei der Abfertigung angegebenen
Zeitpunkt zum Einsteigen am Gate einzufinden.

6.3. Sofern Sie nicht rechtzeitig zum Einsteigen erscheinen, sind wir berechtigt, lhre
Buchung zu streichen.

6.4. Fir Schaden und Aufwendungen, die thnen aus allein von Ihnen zu vertretenden
Verletzungen dieser Bestimmungen oder der Bestimmungen unserer Partnerunternehmen
(Code Share, Interlining, Charter) entstehen, haften wir nicht.

Artikel 7: Beschriankung und Ablehnung der Beférderung A
7.1. Befdérderungsverweigerungsrecht

Wir kdnnen Ihre Beférderung oder Weiterbeforderung verweigern, wenn wir Sie im Rahmen
unseres pflichtgemaRen Ermessens vor der Buchung schriftlich davon in Kenntnis gesetzt
haben, dass wir Sie vom Zeitpunkt der schriftlichen Benachrichtigung an nicht mehr auf
unseren Fligen beférdern werden. Dies kann der Fall sein, wenn Sie auf einem fritheren Flug
gegen diein den Artikeln 7 und 11 genannten Verhaltensregeln verstof3en haben und lhre
Beférderung deshalb unzumutbar ist. Wir diirfen ferner lhre Befdrderung oder Pid,
Weiterbefdrderung verweigern oder lhre Platzbuchung streichen, wenn =
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711, diese Mal3nahme aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung oder zur Vermeidung
eines Verstofles gegen behordliche oder gesetzliche Auflagen des Staates notwendig ist,
von dem aus abgeflogen wird oder der angeflogen oder Uberflogen wird; oder

7.1.2. fhre Befdrderung die Sicherheit, die Gesundheit oder in nicht unerheblichem Malie
das Wohlbefinden anderer Fluggéste beeintréchtigen kann; oder

7.1.3. Ihr Verhalten, Ihr Zustand oder |hre geistige oder kérperliche Verfassung einschlielich
der Auswirkungen von Alkoholgenuss oder Drogengebrauch derart ist, dass Sie sich selbst,
andere Fluggaste oder Besatzungsmitglieder einer Gefahr aussetzen; oder

7.1.4. Sie sich auf einem fritheren Flug in nicht unerheblichem Maf3e regelwidrig verhalten
haben und Grund zu der Annahme besteht, dass sich solches Verhalten wiederholen kann:
oder

7.1.5. Sie die Vornahme einer Sicherheitspriifung verweigert haben; oder

7.1.6. Sie den anwendbaren Flugpreis, Steuern, Geblihren oder Zuschlége nicht bezahlt
haben; oder

7.1.7. Sie nicht im Besitz gilltiger Reisedokumente sind, in ein Land einreisen wollen, fur das
Sie nur zum Transit berechtigt sind oder flir das Sie keine gliltigen Einreisepapiere besitzen,
lhre Reisedokumente wihrend des Fluges vernichten oder deren Ubergabe an die
Besatzung gegen Quittung trotz Aufforderung ablehnen; oder

7.1.8. Sie einen Flugschein vorlegen, den Sie auf illegalem Wege oder unter Verstof3 gegen
die Miles and More Teilnahmebedingungen erworben oder erhalten haben oder der als
verlaren oder gestohlen gemeldet worden ist, gefalscht ist oder wenn Sie Ihre Identitét mit
der als Fluggast im Flugschein eingetragenen Person nicht nachweisen kénnen; oder

7.1.9. Sie dle Zahlung des anfallenden Differenzbetrages (Aufpreises) nach 3.3.1 verweigern ;

oder einen Flugschein vorlegen, der durch andere als uns oder zur Flugscheinausstellung
berechtigtes Reisebliro ausgestellt wurde oder nicht unerheblich beschadigt ist; oder

7.1.10. Sie unsere Sicherheitsvorschriften nicht einhalten; oder

7.1.11. Sie das beim Einsteigen sowie an Bord aller unserer Flugzeuge geltende Rauchverbot
und das Verbot der Benutzung elektronischer Geréte an Bord missachten,

Sollte Brussels Airlines oder eines unserer Partnerunternehmen lhnen die Beférderung }
aufgrund von Artikel 7.1. verweigern, sind samtliche Beférderungs- und Ersatzanspriiche J |
ausgeschlossen. Wenn Sie von Brussels Airlines einen Flugschein fiir eine anderen {
l.uftfrachtfiihrer erhalten haben (Code Share, Interlining, Charter), sind ebenfalls simtliche
Beforderungs- und Ersatzanspriiche ausgeschlossen, wenn dieser andere Luftfrachtfiihrer
Ihnen die Beférderung verweigert.
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7.2. Besondere Betreuung

7.2.1. Die Beférderung von behinderten, kranken oder anderen Personen, die besondere
Betreuung benétigen, muss vorher angemeldet werden. Fluggédste, die uns auf die
Notwendigkeit besonderer Betreuung bei Kauf des Flugscheins hingewiesen haben und VOE’]é
uns zur Befdrderung angenommen worden sind, werden von der Beférderung nicht auf |
Grund ihres Betreuungsbedarfs ausgeschlossen { - klicken Sie hier flr weitere
Informationen).

Beférderung von Kindern

7.2.2. Vor Vollendung des 5. Lebensjahres dlirfen Kinder nur in Begleitung eines
Erwachsenen (d.h. einer Person, die mindestens 18 Jahre alt ist) oder einer Person reisen,
die mindestens 16 Jahre alt ist und derselben Familie (Bruder oder Schwester) angehort
oder denselben gesetzlichen Betreuer wie das Kind hat. Kinder, die noch nicht das 2.
Lebensjahr erreicht haben, diirfen nur in Begleitung mindestens eines Erwachsenen an
Bord eines Flugzeugs reisen. Kinder zwischen 5 und 12 Jahren diirfen nur als ,alleinreisende
Kinder alleine oder in Begleitung einer Person reisen, die mindestens 12 Jahre alt und in der
Lage ist, sich wihrend der gesamten Reise um das Kind zu kiimmern. Die Beférderung von
alleinreisenden Kindern Lebensjahr muss vorher telefonisch angemeldet werden und
unterliegt einem zusatzlichen Entgelt sowie den Bestimmungen, die in unseren
Verkaufsbiiros und tiber die Flugschein ausstellenden Reisebiiros erhiltlich sind (- klicken
Sie hier fir weitere Informationen).

7.2.3. Kinder kdnnen auch im eigenen Kindersitz auf einem Sitzplatz befdrdert werden; fur
Kleinkinder unter 2 Jahren ist hierfiir ein zusétzlich gebuchter Sitzplatz erforderlich. Der
Kindersitz ist wahrend des gesamten Fluges mit dem am Flugzeugsitz vorhandenen
Sitzgurt von lhnen zu befestigen. Der Kindersitz muss zur Verwendung an Bord von
Flugzeugen geeignet sein {d. h. der Kindersitz muss Uber einen Dreipunktgurt verfligen).
Andernfalls sind wir berechtigt, die Beférderung des Kindersitzes in der Kabine zu
verweigern. Wir haften nicht fur die Folgen, die lhnen aus einer fehlerhaften Befestigung
des Kindersitzes, einer Funktionsuntauglichkeit oder aus der Nichtbefolgung von
Anweisungen entstehen.

7.3. Anspriiche bei Beforderungsverweigerung

Werden Sie aus einem der vorstehenden Griinde von der Befoérderung ausgeschlossen oder iy
wird aus einem dieser Griinde lhre Platzbuchung gestrichen, so beschranken sich lhre :
Anspriiche auf das Recht, eine Flugpreiserstattung fiir die nicht genutzten Flugcoupons

nach Mafgabe von Artikel 10.3. zu verlangen.

Artikel 8: Gepéck und Ubergepick N

hitng anann hrissalsalrlines camidaidallanal-noticesftarms-and-randitinna.conditinns-nf-narriana 1RIA4




TUUT.2S, 14:08 Allgemelne betorderungsbadingungen | Brussels Airlines

8.1. Freigepack und Ubergepiack

Je nach Tarif k&nnen Sie in bestimmtem Umfang Gepéckstiicke als Freigepéck mitfiihren.
Die Freigepackgrenzen ergeben sich aus dem Flugschein und sind bei uns oder bei den
Flugschein ausstellenden Reisebliros erhiltlich. Die Beférderung von Gepéck tiber die
Freigepackgrenze hinaus sowie die Befdrderung von Sondergepéck ist zuschlagpflichtig. Bei
Fligen mit Brussels Airlines-Flugnummer durch Partnergesellschaften (Codeshare-Fliige)
ist die Freigepédckmenge ebenfalls im Ticket dargestellt; Ubergepackentgelt werden jedoch
durch den ersten flugdurchfihrenden Carrier nach seinen eigenen Regeln erhoben. Die
hierfiir geltenden Raten erhalten Sie bei uns oder bei den Flugschein ausstellenden
Reisebliros.

Das Gewicht eines einzelnen Gepéckstiicks darf jedoch 32 Kilogramm nicht tiberschreiten.

8.2. Gepack von Fremden

Sie werden gebeten, die Mitnahme von Gepéck, das sie von Fremden erhalten haben,
sowoh! im Handgepéck als auch im aufgegebenen Gepick zu verweigern.

8.3. Als Gepick nicht anzunehmende Gegenstinde

8.3.1. In lhrem Gepéck dirfen nicht enthaiten sein:

8.3.11. Gegenstédnde, die geeignet sind, das Flugzeug oder Personen oder Gegenstande an
Bord des Flugzeugs zu geféhrden, so wie sie in den Gefahrgutregeln der [CAO und der IATA
aufgefihrt sind, die bei uns oder bei den Flugschein ausstellenden Reisebiiros erhéltlich
sind. Zu ihnen zéhlen insbesondere Explosivstoffe, komprimierte Gase, oxydierende,
radioaktive oder magnetisierende Stoffe, leicht entztndliche Stoffe, giftige oder aggressive
Stoffe.

8.3.1.2. Gegensténde, deren Beférderung nach den Vorschriften des Staates, von dem aus
geflogen, der angeflogen oder tUberflogen wird, verboten ist;

8.3.1.3. Gegenstande, die gefdhrlich oder unsicher oder wegen ihres Gewichts, ihrer Grofe
oder Art sowie aufgrund ihrer Verderblichkeit, Zerbrechlichkeit oder ihrer besonderen
Empfindlichkeit zur Beférderung ungeeignet sind; nidhere Erlauterungen fiir den konkreten
Einzelfall kénnen bei uns oder den Flugschein ausstellenden Reisebliros in Erfahrung
gebracht werden;

8.3.1.4. Einzeln mitgebrachte Lithium-Batterien oder Lithium-Akkumulatoren (wie sie in
elektronischen Gebrauchsgltern wie z.B. in Laptop~Computern, Mobiltelefonen, Uhren,
Kameras, gebrauchlich sind) diirfen ausschlieBlich im Handgepack befordert werden. Es
diirfen héchstens zwei einzelne Lithium=~Batterien oder Akkumulatoren mit einer
Wattstundenleistung bis 160Wh als Ersatzzellen flr elektronische Gebrauchsgiiter
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beférdert werden. Die Beférderung von einzelnen Batterien oder Akkumulatoren mit einer
Wattstundenieistung von 100Wh bis 160 Wh bedarf der vorherigen Zustimmung der
Fluggesellschaft. Weitere Einzelheiten zur Beférderung von Batterien und Akkumulatoren
sind den internationalen Gefahrgutvorschriften der International Civil Aviation
Organization - ICAQ - als internationale Zivilluftfahrtorganisation zu entnehmen, welche
direkt auf den Internetseiten der ICAQ unter der Rubrik Dangerous Goods oder (iber die
Internetseiten des Luftfahrt-Bundesamtes eingesehen werden kénnen.

8.3.2. Fithren Sie an Ihrer Person oder in Ihrem Gepick: Waffen jeder Art, insbesondere (a)
Schuss-, Hieb- oder StoRwaffen sowie Sprihgerate, die zu Angriffs- oder
Verteidigungszwecken verwendet werden, (b) Munition und explosionsgeféhrliche Stoffe,
(c) Gegensténde, die ihrer duReren Form oder ihrer Kennzeichnung nach den Anschein von
Waffen, Munition oder explosionsgefihrlichen Stoffen erwecken, mit sich, so haben Sie uns
dies vor Reiseantritt anzuzeigen. Die Befdrderung derartiger Gegensténde ist nur zuléssig,
wenn sie entsprechend den Bestimmungen Uber die Beforderung gefahrlicher Giter als
Fracht oder aufgegebenes Gepick befordert werden. Satz 2 gilt nicht fur Polizeibeamte, die
in Erfiillung ihrer Dienstpflicht zum Waffentragen verpflichtet sind. Sie haben ihre Waffe
wahrend des Fluges dem verantwortlichen Flugzeugkommandanten auszuhandigen.

8.3.3. Schusswaffen und Munition, die nicht zu Jagd- oder Sportzwecken dienen, dlirfen
nicht als Gep#ck eingecheckt werden. Jagd- und Sportwaffen und -munition kénnen als
aufgegebenes Gepick zugelassen werden. Schusswaffen missen entladen, mit einer
abgeschlossenen Sicherheitssperre versehen und ordnungsgema verpackt sein. Die
Beftrderung von Munition unterliegt den unter 8.3.1.1, genannten Bestimmungen der ICAO
und der IATA. Ungeachtet aller anderslautenden Bestimmungen und Vereinbarungen ist
Brussels Airlines nicht verpflichtet, Schusswaffen oder Munition zu Kriegszwecken an Bord
ihrer Flugzeuge zu beftrdern.

8.3.4, Folgende Gegenstande diirfen nicht in lhrem aufgegebenen Gepéck enthalten sein:
Gegenstinde, deren Mitfihrung durch anwendbare Gesetze oder Bestimmungen
(einschlieBlich im Abflugs-, Ankunfts- oder Transitland oder in einem mit dem Flugzeug
tiberflogenen Land geltender Bestimmungen) verboten oder nur eingeschrankt gestattet
ist, zerbrechliche oder verderbliche Gegenstande, Gegenstande, deren Mitnahme wir aus
vernUnftigen Griinden aufgrund ihres Gewichts, inrer Abmessungen oder ihres
unangenehmen Geruchs flir ungeeignet halten, Medikamente, Statuen und
Kunstgegenstinde, Geld, Schliissel, Schmuck, Edelmetalle, persénliche Elektronikgeréte
(einschlielich, aber nicht ausschlieBlich tragbare Gerate, Computer, Mobiltelefone,
Fotoapparate, Videokameras usw.), handelbare Wertpapiere, sonstige Wertpapiere oder
andere Wertgegenstinde, Warenmuster, Geschaftsunterlagen oder andere Arbeitsmittel,
die wertvoll sind oder sein kdnnten, Reisepisse und andere Ausweisdokumente oder
vergleichbare Gegensténde.
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8.3.5. Sollten Sie zu vertreten haben, dass Gegensténde, die entgegen den Bestimmungen
gemaf 8,31, 8.3.2 und 8.3.4. im aufgegebenen Gepack enthalten sind, kann eine Haftung
unsererseits bei einer Beschadigung dieser Gegenstdnde und geman der Bestimmungen
des Ubereinkommens von Montreal ganz oder teilweise ausgeschlossen sein.

8.4. Recht auf Verweigerung der Beforderung

8.4.1. Nach Maflgabe der Absétze 8.3.2. und 8.3.3. lehnen wir die Beférderung eines jeden
unter Absatz 8.3. dieses Artikels genannten Gegenstandes als Gepack ab; wird das
Vorhandensein dieser Gegensténde im Verlauf der Beférderung festgestellt, so kénnen wir
deren Weiterbeforderung ablehnen.

8.4.2. Wir kdnnen die Beférderung von Gepéack ablehnen, wenn dieses aufgrund von GriRe,
Form, Gewicht, Art und Inhalt oder aus Sicherheitsgriinden oder im Hinblick auf das
Wohlbefinden anderer Fluggéste zur Beférderung ungeeignet ist. Informationen tiber nicht
zur Beférderung geeigneter Gegenstande erhalten Sie auf Anfrage.

8.4.3. Wir kénnen die Beférderung von Gepack ablehnen, wenn es nicht ordnungsgemas in
Koffern oder dhnlichen Behéltern verpackt ist, um eine sichere Beférderung mit der
tiblichen Vorsicht bei der Behandlung zu gewihrieisten.

8.5. Untersuchung von Fluggast und Gepéack

Aus Sicherheitsgriinden kénnen wir verlangen, dass Sie einer Durchsuchung oder
Durchleuchtung Ihrer Person und Ihres Gepécks sowie dem Rantgen lhres Gepacks
zustimmen. Willigen Sie in eine Untersuchung Ihrer Person oder lhres Gepicks auf das
Vorhandensein nach Absatz 8.3. unzuldssiger bzw. nicht angezeigter Gegenstinde nicht
ein, so kénnen wir lhre Beférderung und die Beférderung Ihres Gepacks ablehnen; lhre
Ersatzanspriiche beschrénken sich dann auf die Erstattung des Flugpreises nach Malgabe
von Artikel 10.3. dieser Beférderungsbedingungen.

8.6. Aufgegebenes Gepack

8.6.1. Nach Anlieferung des aufzugebenden Gepicks nehmen wir es in unsere Obhut. Wir
nehmen eine Eintragung in den Flugschein vor, die die Ausstellung des Gepéckscheins
darstellt. Stellen wir zusétzlich zum Gepéackschein eine Gepéckmarke aus, so dient diese
lediglich der Feststellung der |dentitat des Gepécks.

8.6.2. Aufgegebenes Gepéck muss mit hrem Namen oder einer sonstigen ldentifizierung
versehen sein. _5

w
8.6.3. Aufgegebenes Gepéck wird mit demselben Flugzeug beférdert, in dem Sie befrdert [

werden, es sei denn, dass wir aus Griinden der Sicherheit oder aus operationellen Griinden
entscheiden, es auf einem anderen Flug (wenn méglich dem nachsten) zu beférdern, Wird
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lhr aufgegebenes Gepéck auf einem nachfolgenden Flug befordert, so werdenwiresan |
Ilhrem Aufenthaltsort ausliefern, soweit nicht lhre Anwesenheit bei der Zollbeschau f
erforderlich ist. Artike! 14 (Schadenshaftung) bleibt unberiihrt. 1

8.7. Handgepack

8.7.1. Wir kénnen Anzahl, Hochstgewichte und maximale Dimensionen flr Handgepéck
festlegen. In jedem Falle muss Handgepé&ck unter Ihren Vordersitz oder in die Gepéackfacher
passen. Wenn lhr Handgepéck diese Voraussetzungen nicht erflllt oder den
Sicherheitsanforderungen nicht entspricht, so muss es als aufgegebenes Gepéck befdrdert
werden.,

8.7.2. Gegensténde, die fir die Beférderung im Frachtraum nicht geeignet sind, z. B.
empfindliche Musikinstrumente, und die den Anforderungen gemaB Absatz 8.7.1. nicht
entsprechen, werden zur Beférderung in der Kabine nur angenommen, wenn sie uns im
voraus angekiindigt und von uns zur Beférderung angenommen worden sind. FUr diese
Sonderleistung kénnen wir einen Zuschlag in Rechnung stellen.

8.7.3. Gemil der EU-Verordnung Nr. 154/2006 diirfen bestimmte Gegenstande nicht mehr
als nicht aufgegebenes Gepick beférdert werden. Andere Gegenstande wie FlUssigkeiten
sind auf gesetzlich zulassige Mengen (100 mi) beschrénkt und unterliegen separaten
Prufverfahren. Fir weitere Informationen lesen Sie bitte unsere Website oder wenden Sie
sich an lhre Reiseagentur.

8.8. Riickgabe des aufgegebenen Gepacks

8.8.1. Sie sind verpflichtet, Ihr Gepéck entgegenzunehmen, sobald es am
Bestimmungsflughafen oder am Ort der Flugunterbrechung zur Abholung bereitgestellt ist.

8.8.2. Wir liefern das aufgegebene Gepick nur dem Inhaber des Gepéckscheins aus, und S e
zwar gegen Zahlung der Betrége, die uns noch geschuldet werden. Wenn Sie das
aufgegebene Gepéck nicht innerhalb einer angemessenen Zeit abholen, berechnen wir
lhnen eine Aufbewahrungsgebiithr. Wenn Sie das aufgegebene Gepéck nicht innerhalb von |

drei (3) Monaten abholen, nachdem Sie dariiber benachrichtigt wurden, dass Sie es abholeri‘%
|

E
;ﬂ!

kénnen, kdnnen wir das Gepéck nach eigenem Ermessen entsorgen, ohne dass wir dafiir
haftbar gemacht werden kénnen.

8.8.3. Kann die das Gepéack entgegennehmende Person den Gepéckschein nicht vorweisen NS

{
oder das Gepack durch den Identifizierungsteil der Gepackmarke, falls eine solche 1\
ausgestellt wurde, nicht identifizieren, so liefern wir das Gepéck nur unter der Bedingung ‘
aus, dass das Recht auf Herausgabe zu unserer Zufriedenheit glaubhaft gemacht wird. '
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8.9. Haustiere und Assistenzhunde

8.9.1. Die Beforderung von Hunden, Katzen und anderen Haustieren unterliegt unserer
Zustimmung, die wir Ihnen im Einzelfali nur erteilen, wenn Sie folgendes Formular
unterzeichnen.

Wenn wir der Befdrderung Ihrer Tiere zustimmen, gelten die nachfolgenden Bedingungen:

Die Tiere missen ordnungsgeman in Versandkéfigen eingeschlossen und mit giltigen
Gesundheits- und Impfzeugnissen, Einreiseerlaubnissen und anderen von den jeweiligen
Landern geforderten Einreise- oder Transitpapieren versehen sein. Wir behalten uns vor,
Artund Weise der Beftrderung festzulegen und die Zahl der fiir einen Flug zuléssigen Tiere
zu begrenzen.

8.9.2. Das Gewicht der Tiere, von Versandkéfigen und mitgefithrtem Tierfutter ist nicht im
Freigepdck des Fluggastes enthalten. Fiir den Transport sind Ubergepackentgelte zu
entrichten.

8.9.3. Ein flir den Fluggast erforderlicher anerkannter Assistenzhund wird kostenlos und
soweit moglich in der Kabine beférdert; bitte beachten Sie Absatz 8.9.5.

8.9.4. Auf Fliigen in oder aus den U.S.A kénnen Sie einen psycho~therapeutisch
eingesetzten Hund (sog. Emotional Support or Psychatric Service Dog) kostenlos in der
Kabine mitflhren, wenn die folgenden Voraussetzungen erflillt sind:

Fluggéaste, die mit einem psycho-therapeutisch eingesetzten Hund reisen, miissen Brussels
Airlines aktuelle Dokumente (d. h. nicht &lter als ein Jahr ab dem geplanten ersten Flug des
Passagiers) mit dem Briefkopf einer approbierten psychosozialen Fachkraft (z. B.
Psychiater, Psychologe, zugelassene klinische Sozialfachkraft oder Allgemeinarzt, der
speziell die mentale oder emotionale Stérung des Fluggasts behandelt) vorlegen, aus denen
hervorgeht, dass: (1) der Fluggast an einer mentalen oder emotionalen Stérung leidet, die in
der "Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders-Fourth Edition (DSMIV)"
anerkannt ist; (2) der Fluggast den psycho-therapeutisch eingesetzten Hund bei Flugreisen
und/oder Aktivitdten an seinem Zielort benétigt; (3) die das Attest ausstellende Person
eine approbierte psychosoziale Fachkraft und der Fluggast bei ibr in Behandlung ist; und (4)
das Datum und die Art der Approbation der psychosozialen Fachkraft unter Angabe des
Staats bzw. der Gerichtsbarkeit, in der sie ausgestellt wurde, angegeben sind. Brussels
Airlines behélt sich das Recht vor, vorgelegte Dokumente auf ihre Echtheit zu prifen.

Bitte beachten Sie Absatz 8.9.5.

Wenn Sie mit einem Assistenz- oder Therapiehund reisen wollen, informieren Sie uns
dariiber bitte mindestens 48 Stunden vor Abflug und finden Sie sich spatestens eine
Stunde vor der angegebenen Meldeschlusszeit am Check-In-Schalter ein.
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8.9.5. Bitte beachten Sie, dass Voraussetzung flir die sichere und stérungsfreie
Durchfiihrung eines Fluges ist, dass lhr Tier so ausgebildet ist, dass es sich in einer
affentlichen Umgebung gut benimmt. Wir erlauben die Mitnahme des Tieres in der Kabine
nur unter der Voraussetzung, dass thr Tier lhnen gehorcht und sich angemessen verhalt.
Wenn lhr Tier sich nicht angemessen benimmt, kénnen Sie aufgefordert werden, ihm flir
den Transport seinen Maulkorb anzulegen, das Tier in den Laderaum verladen zu lassen
{wenn ein Transportbehélter zur Verfligung steht) oder die Beférderung kann verweigert
werden.

In der Kabine mitreisende Tiere (gegebenenfalls einschlieBlich Transportbehéltnis) missen
in den FuBraum lhres Sitzplatzes passen und wéhrend des gesamten Aufenthalts an Bord
angemessen gesichert sein.

8.9.6. Sie tragen die Verantwortung fir Sicherheit, Gesundheit und Benehmen lhres Tieres
und haften fur die Einhaltung aller Einreise-, Ausreise-, Gesundheits- und sonstiger
Vorschriften die fiir die Einreise in oder die Durchreise durch die jeweiligen Staaten gelten.

Sie haften fur alle Kosten, die sich aus der Nichteinhaltung diese Verpflichtung ergeben
sowie fiir alle Schaden, die von lhnen mitgefiihrte Tiere verursachen und stellen Brussels
Airlines von jeder Haftung frei, soweit wir den Schaden nicht grob fahriassig oder

A e,

vorsatzlich verursacht haben.
Artikel 9: Flugplane, Verspatungen und Flugstreichungen ~

9.1. Flugplane

Bevor wir lhren Buchungswunsch entgegennehmen, werden wir Sie (iber die planmaBige
Abflugszeit informieren, sowie sie zu diesem Zeitpunkt gilt und diese in den Flugschein
eintragen. Es ist moglich, dass wir die planméaRige Abflugzeit nach Ausstellung des
Flugscheins &ndern miissen. Wenn Sie uns eine Kontaktadresse mitteilen, so werden wir
uns bemiihen, Sie tiber Anderungen zu informieren, die durch technische oder betriebiiche
Griinde verursacht werden kénnen, die nicht unserer Kontrolle unterliegen. Dazu zéhlen
zum Beispiel Wetterbedingungen, Wartungsarbeiten, Sicherheitsprobleme,
Gepackpobleme usw. Wenn wir nach dem Flugscheinkauf eine nennenswerte Anderung der
Abflugzeit vornehmen, die fir Sie nicht annehmbar ist und wir Sie nicht auf einen flr Sie
annehmbaren Flug umbuchen kénnen, so haben Sie Anspruch auf Erstattung nach den
Bestimmungen des Artikels 10.2.

9.2. Annullierungen, Umbuchungen, Verspatungen

Wir unternehmen alle Anstrengungen, um Verspatungen zu vermeiden. In Ausiibung dieser
Anstrengungen und um Annullierungen zu vermeiden, kdnnen wir die Beférderung mit
einem anderen Fluggerit oder mit einer anderen Fluggesellschaft durchflhren.

httns M hriisesleaidines camidaldallpaai-naticasttarms-and-rnnditinns-ronditinna-nf.carrana 21i34




TU.U1.23, 14:58 Allgemeine Beforaerungshedingungen | Brussels Arlines

9.3. Notifizierung

Uber Verspatungen, Umbuchungen und Annullierungen wird Brussels Airlines Sie
rechtzeitig am Flughafen und wéhrend des Fluges informieren. Informationen zu Ihrem Flug
finden Sie auBerdem auf der Website von Brussels Airlines.

Artikel 10: Erstattungen ~

10.1. Aligemeines

Fiir einen unbenutzten Flugschein oder einen unbenutzten Teil desselben leisten wir in
Ubereinstimmung mit den folgenden Absatzen dieses Artikels und entsprechend den
jeweiligen Tarifbestimmungen eine Erstattung (Klicken Sie hier fiir die allgemeinen
Informationen zu Erstattungen). Die Rlickerstattung nicht angefallener Steuern und
Gebiihren erfolgt immer.

Empféanger der Erstattung

10.1.1. Soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist, erfolgt die Erstattung entweder an f
den im Flugschein mit Namen benannten Fluggast oder an die Person, die den Flugschein

bezahlt hat, sofern zu unserer Zufriedenheit nachgewiesen wird, dass fiir den Flugschein

eine Zahlung geleistet wurde.

10.1.2. ist die den Flugschein bezahlende Person eine andere als die im Flugschein als ) f
Fluggast benannte und enthalt der Flugschein einen entsprechenden
Erstattungsbeschrankungsvermerk, so findet eine Erstattung nur an die den Flugschein |
bezahlende Person oder nach deren Anweisung statt.

1

1
13
1

10.1.3. AuBler im Falle des Verlustes des Flugscheins erfolgt die Erstattung nur gegen Vorlage
des Fluggastcoupons und Riickgabe aller unbenutzten Flugcoupons.

10.1.4. Die an eine den Fluggastcoupon und alle unbenutzten Flugcoupons vorlegende \‘]f}‘
Person, die sich nach Buchstabe 10.1.1. oder 10.1.2. als Erstattungsberechtigter ausgibt, \
ausgezahlte Erstattung gilt als Erstattung an den Erstattungsberechtigten. !

10.1.5. Fur Rickerstattungsverlangen verwenden Sie bitte unser - Online-
Ruckerstattungsformular oder 2 senden Sie uns eine Email unter Angabe lhrer
Buchungsnummer. Die Riickerstattung erfolgt binnen 30 Tagen nach Antragsstellung, Es
fallen keine Bearbeitungsgebtihren an.

10.2. Unfreiwillige Erstattung
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10.2.1. Wenn wir einen Flug streichen, einen Flug nicht entsprechend dem Flugplan i !
durchfihren, lhren Bestimmungsort oder einen Zwischenlandepunkt nicht anfliegen oder |
wenn Sie durch unser Verschulden einen gebuchten Anschlussflug nicht erreichen, so
entspricht der Erstattungsbetrag: \

10.21.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgefiogen wurde, dem gezahlten Flugpreis, \

10.2.1.2. wenn ein Teil des Flugscheins ausgefiogen wurde, mindestens der Differenz \
zwischen dem gezahlten Flugpreis und dem fiir die abgeflogenen Strecken anwendbaren \

Flugpreis.

10.3. Freiwillige Erstattung

10.3.1. Verlangen Sie eine Erstattung aus anderen als den unter Absatz 10.2.1. dieses
Absatzes genannten Griinden, so entspricht der Erstattungsbetrag Folgendem:

10.3.1.1. wenn kein Teil des Flugscheins ausgeflogen worden ist, dem gezahlten Flugpreis
abzlglich anwendbarer Entgelte,

10.3.1.2. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder _‘
Erstattung eingeldst oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist (auBer, |
wenn die gegeniiber einem Dritten erfolgte Befdrderung,

10.4. Erstattung eines in Verlust geratenen Flugscheins

10.41. Geht ein Flugschein oder ein Teil desselben verloren, so erfolgt die Erstattung gegen
einen uns zufriedenstellenden Nachweis des Verlustes und Zahlung des anwendbaren

S

]

i
i
Pl
!

t
H
i
:

Entgelts, vorausgesetzt, dass:

10.41.1. der verlorene Gutschein oder Flugcoupon nicht bereits zur Beférderung oder 7
Erstattung eingeldst oder ohne erneute Zahlung des Flugpreises ersetzt worden ist (auBer,
wenn die gegenliber einem Dritten erfolgte Beforderung, Erstattung oder Ersetzung auf
unserer eigenen Fahrldssigkeit beruht) und dass

10.4.1.2. die den Erstattungsbetrag erhaltende Person sich in der von uns vorgeschriebenen |
Form verpflichtet, uns den erstatteten Betrag zurlickzuzahlen flir den Fall, dass der :
verlorene Flugschein oder Flugcoupon von einer anderen Person zur Beférderung oder
Erstattung vorgelegt und eingeldst wird, es sei denn, dass die missbrauchliche Ausnutzung
durch den Dritten auf unserer eigenen Fahrldssigkeit beruht.

10.4.2. Wenn wir den Flugschein oder einen Teil desselben verlieren, so sind wir daftr

verantwortlich.

10.5. Ablehnung von Erstattungen
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10.5.1. Wir kénnen die Erstattung ablehnen, wenn der Antrag hierfiir nach Ablauf der f) A
Gultigkeitsdauer gestellt wird, \. o
10.5.2. Wir behalten uns das Recht vor, die Erstattung fiir einen Flugschein abzulehnen, <f]}:3
welchen Sie den Behdrden eines Landes oder einem Luftfrachtfihrer zum Nachweis lhrer
Absicht, das Land wieder zu verlassen, vorgelegt haben, es sei denn, dass Sie zu unserer
Zufriedenheit nachweisen kénnen, dass Sie die Erlaubnis haben, in dem Land zu bleiben

oder dass Sie das Land mit einem anderen Luftfrachtfiihrer oder Beférderungsmittel
verlassen werden.

10.6. Wahrung

Alle Erstattungen unterliegen den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des Landes, in o

welchem der Flugschein urspriinglich gekauft wurde, und ferner des Landes, in welchem die E
Erstattung vorgenommen werden soll. Mit dieser MaBgabe behalten wir uns vor, die !1

1
Erstattung in derselben Art und Wahrung vorzunehmen, in welcher der Flugpreis bezahlt |
wurde.

10.7. Erstatter

Erstattung wird nur von dem Luftfrachtfihrer gewdhrt, der den Flugschein urspriinglich
ausgestellt hat.

10.8. Erstattung bei Zahlung mit Kreditkarten

£

Erstattungen von Flugscheinen, die mit einer Kreditkarte bezahlt wurden, erfolgen nur als / ;
Gutschrift auf das Kreditkartenkonto, das ursprlinglich zur Zahlung angegeben wurde. Der ? .
zu erstattende Betrag richtet sich entsprechend der MaBgaben in diesem Artikel nur nach l
dem im Flugschein angegebenen Betrag und der Wahrung. Der Erstattungsbetrag, den der 3
Kreditkarteninhaber durch Gutschrift auf seinem Kreditkartenkonto erhalt, kann durch ’
Umrechnungen und Gebtihren der Kreditkartengeselischaft von dem urspringlich an die k
Kreditkartengesellschaft fiir den erstatteten Flugschein gezahlten Betrag abweichen. Diese
Abweichungen begrtinden keinen Anspruch des Erstattungsempfangers uns gegentiber.

Artikel 11: Verhalten an Bord A

11.1. Allgemeines

Ist Ihr Verhalten an Bord derart, dass von Ihnen eine Gefahr fiir das Flugzeug oder fiir
Personen oder Gegensténde an Bord ausgeht, dass Sie die Besatzung in der Ausiibung ihrer
Pflichten beeintréchtigen oder Anweisungen der Besatzung nicht Folge leisten,
einschliellich der Anweisungen betreffend Rauchverbote, Alkohol~ oder Drogengebrauch,
oder dass Sie anderen Fluggasten oder der Besatzung Unannehmlichkeiten oder Schaden
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zufligen, so behalten wir uns das Recht vor, die zur Verhinderung dieses Verhaltens
notwendigen Mafnahmen bis hin zur Fesselung zu ergreifen. Wir kénnen lhre
Welterbeforderung verweigern und wegen lhres Verhaltens an Bord Strafanzeige erstatten.
Wenn wir das Flugzeug aufgrund lhres Verhaltens an einen auBerplanméfigen Landeort
umleiten und Sie von Bord des Flugzeugs entfernen missen, tragen Sie sémtliche Kosten,
die im Zusammenhang mit dieser Umleitung anfallen.

11.2. Elektronische Gerite

Die Benutzung von Mobiltelefonen, Funkgeraten und ferngesteuertem Spielzeug ist an
Bord untersagt. Fiir Mobiltelefone gilt eine Ausnahme auf Flugzeugen, die mit
funktionsfahiger Mobilfunktechnik ausgeriistet sind. Auf diesen Flugzeugen ist die
Benutzung von Mobiltelefonen nach Anweisung der Crew maglich. Bitte beachten Sie
hierzu immer die Crewansagen sowie weiteres Informationsmaterial bzw. den FlyNet Guide
an Bord. VoiP-Telefonie ist untersagt und wird technisch unterbunden. Videokameras,
Laptops, MP3-Player, CD-Player und Computerspielzeug kénnen Sie an Bord benutzen,
solange die Anschnallzeichen ausgeschaltet sind.

11.3. Nichtraucherfliige

Alle Fliige von Brussels Airlines sind Nichtraucherfliige. Das Rauchen ist in allen Bereichen
des Flugzeugs verboten.

Dies gilt auch fur elektronische Zigaretten.

11.4. Alkoholische Getranke

Der Genuss mitgebrachter alkoholischer Getranke ist an Bord nicht gestattet.

11.5. Anschnallpflicht

Sie sind gehalten wihrend des Fluges grundsatzlich auf hrem Sitz Platz zu nehmen. Dort
besteht Anschnallpflicht.

11.6. Maskenpflicht

11.6. Zum Schutz der Gesundheit sémtlicher Personen an Bord sind Sie dazu verpflichtet,
wahrend des Boardings, des Fluges und beim Verlassen des Flugzeuges durchgehend eine
Maske zu tragen, die Mund und Nase vollstdndig bedeckt.

11.6.1. Von der Verpflichtung ausgenommen sind Kinder im Alter von bis zu sechs Jahren
sowie Personen, denen das Tragen einer Maske aus medizinischen Griinden nachweislich
nicht maglich ist. Hierflr ist die Vorlage eines aktuellen medizinischen Attests unter
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Nutzung des - Brussels Airlines Formblatts und zuséatzlich eines behérdlich anerkannten
Covid19-Negativtests (PCR Test) erforderlich, der innerhalb der letzten 48 Stunden vor
dem planmaBigen Abflugzeitpunkt ausgestellt worden ist,

11.6.2. Weitergehende Informationen, inshesondere zu dem Brussels Airlines Formblatt flr
Atteste, der Zulédssigkeit verschiedener Maskenarten und zu Kontaktméglichkeiten, >
finden Sie hier. Sollten Sie aus tatsachlichen Griinden nicht dazu in der Lage sein, einen den
in 11.6.1. genannten Anforderungen entsprechenden Covid19-Negativtest vorzulegen, »
klicken Sie bitte hier.

Artikel 12: Zusétzliche Leistungen A
12.1. Wenn wir fUr Sie andere Leistungen als Flugleistungen mit Dritten vereinbaren oder
Beftrderungsdokumente fUr andere Befrderungsleistungen als Flugleistungen ausstellen,

so handeln wir insoweit nur als Agent. In diesen Failen gelten die Geschiftsbedingungen des
jeweiligen Leistungserbringers.

12.2. Fir Zubringerdienste, die wir selbst fiir unsere Fluggéste erbringen und die keine
Flugleistungen beinhalten, kénnen andere als diese Bedingungen gelten. Sie werden lhnen
auf Anfrage zugesandt.

12.3. Die gesetzlichen Haftungs- und Unterstiitzungsbestimmungen flir den
internationalen Zugverkehr in Kooperation mit NMBS oder NS unterliegen der Verordnung
(EG) Nr. 137172007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Giber
die Rechte und Pflichten der Fahrgéste im Eisenbahnverkehr, den Einheitlichen
Rechtsvorschriften fir den Vertrag tber die internationale Eisenbahnbeftrderung von
Personen und Gepéck zum Ubereinkommen tiber den internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF)) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Anderungsprotokolls von Vilnius vom 3. 6. 1999
sowie den Allgemeinen Geschéftsbedingungen der jeweiligen Eisenbahngesellschaft.

Artikel 13: Verwaltungsformalititen A

13.1. Allgemeines

13.1.1. Sie sind verpflichtet, und es unterliegt Ihrer eigenen Verantwortung, die fiir lhre Reise
notwendigen Reisedokumente und Visa zu beschaffen und alle Vorschriften der Staaten zu
befolgen, die tberflogen oder angeflogen werden oder von denen aus geflogen wird; das
gleiche gilt fiir unsere diesbezliglichen Regelungen und Anweisungen. lhre Reisedokumente
und Visa missen fiir die gesamte Dauer lhrer Reise einschlieflich etwaiger
Unterbrechungen Giiltigkeit besitzen. Uns trifft insoweit keine Verantwortung,
insbesondere sind wir nicht verpflichtet die Giiltigkeit zu tiberpriifen.
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131.2. Wir haften nicht fir die Folgen, die Ihnen aus der Unterlassung, sich die notwendigen
Papiere zu beschaffen, oder aus der Nichtbefolgung der in Betracht kommenden
Vorschriften oder Anweisungen entstehen.

13.2. Reisedokumente

Sie sind verpflichtet, vor Reiseantritt die Einreise- und Ausreisepapiere,
Gesundheitszeugnisse und sonstigen Urkunden vorzuweisen, die seitens der in Betracht
kommenden Staaten vorgeschrieben sind und uns die Anfertigung von Kopien dieser
Dokumente zu gestatten. Wir behalten uns das Recht vor, Sie von der Beférderung
auszuschlieBen, wenn Sie die maBgebenden Vorschriften nicht befolgen oder lhre
Dokumente unvolistindig sind und wir haften nicht fiir Verluste oder Aufwendungen, die
lhnen daraus entstehen, dass Sie diese Bestimmungen nicht befolgen.

13.3. Einreiseverbot

Wird lhnen die Einreise in ein Land verweigert, so sind Sie verpflichtet, den anwendbaren
Flugprels zu zahlen, falls wir Sie auf Anordnung einer Behdrde an Ihren Abgangsort oder an
einen anderen Ort bringen mussen, weil Sie in ein Land (Durchreise- oder
Bestimmungsland) nicht einreisen diirfen, Wir kénnen zur Bezahlung dieses Flugpreises die
von lhnen gezahlten Gelder fiir nicht ausgenutzte Befdrderung oder thre in unserem Besitz
befindlichen Mittel verwenden. Der bis zu dem Ort der Abweisung oder Ausweisung flr die
Beforderung bezahlte Flugpreis wird nicht erstattet.

13.4. Haftung des Fluggastes fiir Strafen usw.

Falls wir gehalten sind, Strafen oder BuBen zu zahlen oder zu hinterlegen oder sonstige
Auslagen aufzuwenden, weil Sie die beziiglich der Ein- oder Durchreise geltenden
Vorschriften des betreffenden Staates nicht befolgt haben oder weil die Kraft dieser
Vorschriften erforderlichen Dokumente nicht ordnungsgeman zur Stelle sind, so sind Sie
verpflichtet, uns auf Verlangen die gezahlten oder hinterlegten Betrdge und die ;
aufgewendeten Auslagen zu erstatten sowie ein Bearbeitungsentgelt zu entrichten. Diese
Verpflichtung trifft nicht nur den Passagier, sondern auch denjenigen, der das Ticket t
bezahlt hat. Wir sind berechtigt, in Ihrem Besitz befindliche nicht ausgeflogene Flugscheme
oder Geldmittel zur Deckung solcher Ausgaben zu verwenden. Die Hohe der Strafe und "
BuRgelder ist von Land zu Land verschieden und kann den Flugpreis weit (bersteigen.
Achten Sie daher in lhrem eigenen Interesse auf die Einhaltung der Elnrelsebestlmmungen

13.5. Zolluntersuchung

Auf Verlangen haben Sie der Durchsicht [hres aufgegebenen und nicht aufgegebenen
Gepicks durch Zoll- und andere Beamte beizuwohnen. Wir haften nicht fiir den dem
Fluggast wahrend der Untersuchung oder infolge Nichtbeachtens dieser Bestimmung
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entstehenden Schaden.

13.6. Sicherheitsiiberpriifung

Sie sind verpflichtet, sich und thr Gepéck den durch die Behorden, die
Flughafengesellschaften oder durch uns vorgenommenen Sicherheitsuntersuchungen zu
unterziehen,

13.7. Ubermittlung von Daten

Wir sind berechtigt, lhre Passdaten und lhre im Zusammenhang mit lhrer Reise von uns
verarbeiteten und genutzten personenbezogenen Daten an Behérden im In- und Ausland
(einschlieBlich Behdrden in den USA und Kanada) zu Gibermitteln, wenn das jeweilige
Ubermittlungsverlangen der Behérde aufgrund zwingender gesetzlicher Bestimmungen
erfolgt und somit fiir die Erflillung des Beférderungsvertrages erforderlich ist.

Artikel 14: Schadenshaftung N

14.1. Aligemeines

14.1.1. Fr die Haftung Brussels Airlines sowie der (brigen Gesellschaften, die als
Vertragspartner Beférderungen durchflihren, gelten jeweils deren eigene
Befdrderungsbedingungen.

14.1.2. Die Befdrderung unterliegt der Haftungsordnung des Ubereinkommens von Montreal
vom 28.Mé&rz 1999, das in der Européischen Gemeinschaft durch die Verordnung (EG) Nr.
889/2002 gednderten Fassung und durch nationale Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten umgesetzt wurde.

14.1.3. Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Geschadigten mitgewirkt,
so finden die Normen des anwendbaren Rechts hinsichtlich des Ausschlusses oder der
Minderung der Ersatzpflicht bei mitwirkendem Verschulden des Geschadigten Anwendung.

14.1.4. Wir haften nur fir Schiden, die auf unseren eigenen Flugdiensten eintreten, Soweit
wir Flugscheine flr die Beférderung von Flugdiensten anderer Luftfrachtfiihrer ausstellen
oder Gepéack zur Beférderung auf Flugdiensten eines anderen Luftfrachtfiihrers
annehmen, handein wir lediglich als Agent fiir diesen anderen Luftfrachtfihrer. Gleichwohl
haben Sie hinsichtlich des aufgegebenen Gepécks das Recht, auch den ersten oder letzten
Luftfrachtflhrer wegen Schadenersatzes in Anspruch zu nehmen.

14.1.5. Wenn das ausfihrende Luftfahrtunternehmen nicht mit dem vertraglichen
Luftfahrtunternehmen identisch ist, kénnen Sie lhre Anzeige oder lhre
Schadenersatzanspriiche an jedes der beiden Unternehmen richten. Ist auf dem Flugschein
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der Name oder der Code eines Luftfahrtunternehmens angegeben (Code Share), so ist
dieses das Vertrag schlieBende Luftfahrtunternehmen.

14.1.6. Wir haften nicht fir Schaden, die aus unserer Erfillung von staatlichen Vorschriften
oder daraus entstehen, dass Sie die sich hieraus ergebenden Verpflichtungen nicht erfulien.

14.17. Unsere Haftung ist auf direkte Schaden beschrénkt, die sich aus der Nichterfallung
des Beforderungsvertrages ergeben. AuBer bei vorsatzlichem Fehlverhalten haften wir
nicht fir indirekte Schaden jeglicher Art, die sich aus der Nichterfillung ergeben. Indirekter
Schaden” bedeutet, ist aber nicht beschrankt auf: jede Annullierung oder Unterbrechung
von Hotelaufenthalten, Transport, Aktivitdten oder Ausflliigen, entgangene Gewinne,
finanzielle oder kommerzielle Verluste, Verlust von Kunden, erhdhte Kosten, moralische
Schaden usw.

141.8. Ausschluss und Beschrankungen unserer Haftung gelten sinngemaf auch zugunsten e

unserer Bediensteten, Vertreter sowie jeder Person, deren Fluggerat von uns benutzt wird, [~ .

S

einschlieBlich deren Bediensteten und Vertreter, Der Gesamtbetrag, der etwa von uns und

den genannten Personen als Schadenersatz zu leisten ist, darf die fir uns geltenden
Haftungshdchstgrenzen nicht Gberschreiten. i

14.1.9. Soweit nicht anderes ausdriicklich vorgesehen ist, hat keine dieser
Beforderungsbedingungen den Verzicht auf flir uns geltende Haftungsausschilisse oder
Haftungsbeschrankungen nach dem Ubereinkommen oder dem anwendbaren Recht zum
Inhalt.

14.2. Schadenersatz bei Tod und Kérperverletzung

14.2.1. Geman Artikel 17 Absatz 1 des Montrealer Ubereinkommens haften wir bei Tod oder
Korperverletzung eines Fluggastes und ersetzen den Schaden, der dadurch entsteht, dass
ein Reisender getotet oder kérperlich verletzt wird — jedoch nur, wenn sich der Unfall, durch
den der Tod oder die Kérperverletzung verursacht wurde, an Bord des Flugzeugs oder beim
Fin- oder Aussteigen ereignet hat. In diesem Fall haften wir jedoch nicht flir Schaden von
iiber 128.821 SZR, wenn wir nachweisen kénnen, dass der Unfall (i) nicht auf Fahrlédssigkeit
oder eine sonstige unrechtmaBige oder unterlassene Handlung unsererseits oder unserer
Erflillungsgehilfen oder Beauftragten zurlickzuftihren ist oder (i) ausschlieBlich auf die
Fahrlassigkeit oder eine sonstige unrechtmaBige oder unterlassene Handlung des
Fluggastes oder eines Dritten zurlickzuflhren ist.

14.2.2 Wir behalten uns vor, uns gegen solche Forderungen gemal dem Ubereinkommen
von Montreal und der geltenden nationalen Gesetze zur Wehr zu setzen. Gegentber
Dritten behalten wir uns aullerdem vor, Anspriiche gegeniiber anderen Personen geltend zu
machen, einschlieflich und ohne Einschrénkung Ruckgriffsrechte und Schadensersatz.
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14.2.3. Wird ein Fluggast getdtet oder verletzt, hat das Luftfahrtunternehmen innerhalb
von 15 Tagen nach Feststellung der schadenersatzberechtigten Person eine
Vorschusszahlung zu leisten, um die unmittelbaren wirtschaftlichen Bediirfnisse zu decken.
Im Todesfall betrégt die Vorschusszahlung nicht weniger als 16,000 SZR (ca. 17.600 EUR).

14.2.4. Eine Vorschusszahlung stellt keine Anerkennung unserer Haftbarkeit dar und kann
mit samtlichen Betrégen verrechnet werden, die im Anschluss aufgrund der Haftbarkeit
des Luftfahrtunternehmens gezahlt werden. Die Vorschusszahlung ist zurlickzuerstatten,
wenn sich im Anschluss erweist, dass Sie durch eigene Fahrlassigkeit zu Ihrem Tod oder
lhrer Verletzung beigetragen oder verursacht haben, dass die Person, die die
Vorschusszahlung erhélt, durch eigene Fahrlassigkeit zum Tod oder zur Verletzung
beigetragen oder verursacht hat oder dass die Person, die die Vorschusszahlung erhalten
hat, keinen Anspruch auf diese Entschidigung hatte.

14.3. Zerstorung, Verlust oder Beschadigung von
Reisegepack

14.3.1. Sofern keine vorsatzliche Handlung oder Unterlassung in der Absicht vorliegt,
Schaden zu verursachen oder fahrldssig und wissentlich in Kauf zu nehmen, haften wir fir
die Zerstérung, den Verlust oder die Beschadigung von Reisegepick bis zu einer Héhe von
1.288 SZR. Bei aufgegebenem Reisegepéck besteht eine verschuldensunabhangige Haftung,
soweit nicht das Reisegepéck bereits vorher schadhaft war. Bei nicht aufgegebenem
Reisegepédck haften wir nur flr schuldhaftes Verhalten.

Hohere Haftungsgrenze fiir Reisegepack

14.3.2. Eine héhere Haftungsgrenze gilt, wenn der Fluggast spitestens bei der Abfertigung
eine besondere Erklarung abgibt und einen Zuschlag entrichtet.

Beanstandungen beim Reisegepéack

14.3.3. Bei Beschddigung, Verlust oder Zerstérung von Reisegepick hat der Fluggast dem
Luftfahrtunternehmen so bald wie méglich schriftlich oder in Textform Anzeige zu
erstatten. Bei einer Beschédigung von aufgegebenem Reisegepick muss der Fluggast
binnen 7 Tagen, bei verspatetem Reisegepéck binnen 21 Tagen, nachdem es ihm zur
Verfligung gestellt wurde schriftlich oder in textform Anzeige erstatten.

14.3.4. Wir haften nicht flr Schaden durch Ihr Gepéck oder Schiden, die durch
Gegensténde in ihrem Gepéck verursacht werden, es sei denn, wir haben diese grob
fahrlassig oder vorséatzlich verursacht. Verursachen diese Gegensténde Schaden am
Gepack eines anderen Fluggastes oder unserem Eigentum, so haben Sie uns fiir alle
Schaden und Aufwendungen, die hieraus entstehen zu entschidigen.
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14.4. Verspiatung bei der Beférderung von Fluggésten und
Reisegepack

14.4.1. Wir haften fur Schiden durch Verspatungen bei der Beforderung von Fluggédsten, es
sei denn, dass wir alle zumutbaren MaRnahmen zur Schadensvermeidung getroffen haben
oder die Ergreifung dieser MaBnahmen unmaéglich war. Die Haftung bei
Verspatungsschiden bei der Beférderung von Fluggasten ist auf 5.346 SZR begrenzt.

14.4.2. Wir haften fiir Schaden durch Verspatungen bei der Befrderung von aufgegebenem
Gepick, es sei denn, dass wir alle zumutbaren Ma3nahmen zur Schadensvermeidung
ergriffen haben oder die Ergreifung dieser MaBnahmen unmoglich war. Die Haftung flir
Verspatungsschaden bei der Beférderung von Reisegepéck ist auf 1,288 SZR begrenzt.

14.4.3 Falls der Geschadigte bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des den
Schaden nicht begrenzt oder sogar daran mitgewirkt hat, so ist die Hohe des
Schadensersatzanspruchs um den Betrag zu mindern, der dem Mitverschulden des
Geschadigten entspricht. Der Geschédigte ist insbesondere dazu verpflichtet, den durch
seinen Gepackverlust oder die verspiatete Befdrderung seines Gepécks entstehenden
Schaden durch rechtzeitige, verniinftige und angemessene Ersatzk&ufe zu begrenzen.

14.5. Nichtbeférderung wegen Uberbuchung

14.5.1. Bei der Vergabe der verfligbaren Platze werden wir unbegleiteten Kindern, kranken
und behinderten Fluggésten Vorrang einrdumen. Ansonsten werden die Fluggaste in der

Reihenfolge ihres Eintreffens und unter angemessener Bertcksichtigung ihrer Interessen
zur Befdrderung angenommen.

14.5.2. Ist absehbar, dass Fluggiasten die Beférderung verweigert werden muss, so werden
wir zunachst versuchen, mit hierzu bereiten Fluggésten den freiwilligen Verzicht auf die
Beférderung im Austausch gegen andere Leistungen, auf die wir uns mit dem Fluggast
einigen, zu vereinbaren. Der Fluggast hat dann Anspruch auf (i) einen anderen Flug zu
seinem Zielort zum nachstmoglichen Zeitpunkt oder (i) eine Riickerstattung und, falls
erforderlich, einen Riickflug zum urspriinglichen Abflugort zum nachstmdaglichen
Zeitpunkt.

14.6. Annullierungen

Im Falle einer Flugannullierung haben Sie Anspruch auf (i) einen anderen Flug zu lhrem
Zielort zum nachstmaglichen Zeitpunkt oder (i) eine Ruickerstattung und, falls erforderlich,
einen Rickflug zum urspringlichen Abflugort zum nachstméglichen Zeitpunkt. Im Falle
einer Flugannullierung haben Sie méglicherweise Anspruch auf Entschadigung gemal
Verordnung (EG) Nr. 261/2004. Dariiber hinaus haben Sie bei einer Stornierung Anspruch
auf angemessene Betreuung geman der Verordnung (EU) Nr. 261/2004.

httna Hamr hrissalsaidines comideidritanal-natinrasitarms-and-randilinns-eonditions-of-rarriana A1/34




10.U1.23, 1488 Aligemeine Belorderungsbedingungen | Hrussels Alrines

Artikel 15: Fristen fiir Ersatzanspriiche und Klagen A

15.1. Anzeige von Schéden

Sofern Sie das aufgegebene Gepéck vorbehaltlos entgegennehmen, so wird bis zum Beweis
des Gegenteils vermutet, dass es in gutem Zustand und entsprechend dem
Beférderungsvertrag abgeliefert worden ist,

Bei Gep&ckschaden ist jede Klage ausgeschlossen, wenn der Berechtigte nicht unverziglich
nach Entdeckung des Schadens, bei internationalen Reisen jedenfalls aber spitestens
sieben Tage nach der Annahme des Gepacks dem Luftfrachtfiihrer Anzeige erstattet; das
Gleiche gilt flir Schaden, die durch die verspétete Auslieferung von Gepéck entstanden
sind, mit der Maf3gabe, dass diese Anzeige unverziiglich, jedenfalls aber spatestens 21 Tage
nach Andienung des Gepécks zu erstatten ist. Die Meldung des Schadens muss schriftlich
erfolgen.

15.2. Klagefristen

Die Klage auf Schadenersatz fur Schiden jeglicher Art kann bei internationalen
Beférderungen nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben werden,
gerechnet vom Tage der Ankunft des Flugzeugs am Bestimmungsort oder vom Tage, an
dem das Flugzeug hatte ankommen missen, oder vom Tage, an welchem die Beforderung
abgebrochen worden ist, Die Berechnung der Frist bestimmt sich nach dem Recht des |
angerufenen Gerichts.

15.3. EU-Verordnung Nr. 261/2004

Séamtliche Klagen auf der Grundlage von EU-Verordnung Nr. 261/2004 unterliegen gemafd
Artikel 2.5 dieser Geschaftsbedingungen belgischem Recht und miissen innerhalb eines
Jahres nach dem Flug, auf den sich die Anwendung dieser Verordnung bezieht, eingereicht
werden.

Artikel 16: Alternative Beilegung von Streitigkeiten A

Der belgische Verbraucherombudsdienst (Boulevard du Roi Albert Il 8 Box 1, 1000 Brissel,
Belgien - 7 contact@consumerombudsman.be) ist die verantwortliche Stelle fiir die
alternative Beilegung von Streitigkeiten, einschlieBlich der Schlichtung von Streitigkeiten im
Zusammenhang mit Flugreisen, Die Zuldssigkeitsbedingungen sind 2 hier zu finden. Unter
2 https:/ombudsdienstverbraucher.be/de/beschwerdeformular kann ein
Beschwerdeformular aufgerufen werden.
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Bei britischen und deutschen Verbrauchern beteiligt sich Brussels Airlines an der
Streitbeilegung bei einer Verbraucherschlichtungsstelle, Die verantwortliche
Verbraucherschlichtungsstelle ist die sép — Schlichtungsstelle fiir den 6ffentlichen
Personenverkehr EV, Fasanenstrasse 81, 10623 Berlin, Deutschland ( 2 https:/soep-
online.de/ und fr Schlichtungsantrage zu Fligen 2 https://soep-online.de/ihre-
beschwerde/online-formular-flug/).

Auch die Européische Kommission bietet eine Plattform flr die Online-Streitbeilegung, die
7 hier zu finden ist.

Artikel 17: Sonstige Bestimmungen A

Die Beftrderung unterliegt weiteren Regelungen und Bedingungen, die auf uns anwendbar
sind oder von uns herausgegeben wurden. Diese Regelungen und Bedingungen sind wichtig
und kénnen Anderungen unterliegen. Sie betreffen unter anderem die Beférderung von
minderjdhrigen Kindern, schwangeren Frauen, kranken Fluggasten, Beschrankungen
hinsichtlich elektronischer Geréte oder dem Alkoholgenuss an Bord. Alle Regelungen und
Bedingungen Obersenden wir auf Anfrage,

Artikel 18 Uberschriften A

Die Uberschriften in diesen Beférderungsbedingungen dienen nur der Ubersichtlichkeit und
sind flr ihre Interpretation und Austegung nicht mafgeblich.

Letzte Aktualisierung: Juli 2021

Uber unsg
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Kontaktieren Sie uns 4

SOCIAL MEDIA

httne ananat hriissalsairinas romidaldellaaal-naticesitarms-and-canditinns-ronditinna-nf-narriana 3334




100143, 74:08 Aligemeine Betorderungsbedingungen | Brussels Arlines

o

impressuim

> Datenschutz

H

% Rechtshinweise

Zahlungsmaoaglichkeiten

s

Privatsphére-Einstellungen verwalten

N

brussels cee

AIRLINES » 8 o

A STAR ALLIANCE MEMBER ‘i:\?

34134

httne ffaanw hrieselaairlinee camidaldallaaal-nnfinesiterms.and-randitinns-nanditinns-of-narriana



JUSTIZ

SIGNATUR

Datum/Zeit

2024-08-16T09:46:11+02:00

Hinweis

Dieses Dokument wurde elektronisch signiert.
Auch ein Ausdruck dieses Dokuments hat
die Beweiskraft einer offentlichen Urkunde.

Prifinformation

Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw.
der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie
unter:

http://kundmachungen.justiz.gv.at/justizsignatur




		2024-08-16T09:46:11+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




